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1 Berichtsauftrag

Der Deutsche Bundestag hat mit Beschluss vom 2. Juli
2002 (Bundestagsdrucksache 14/9671) unter der Uber-
schrift ,,Qualititsoffensive im 6ffentlichen Personenver-
kehr — Verbraucherschutz und Kundenrechte stirken die
Bundesregierung aufgefordert, eine umfassende Be-
standsaufnahme unter Einbeziehung der Verkehrsunter-
nehmen, Verbraucher- bzw. Fahrgastverbidnde vorzuneh-
men und daraus mogliche Vorschlige fiir ein zeitgemafes
und verbraucherorientiertes Fahrgastrecht zu entwickeln.

Entsprechend diesem Beschluss hat das BMVBS am
3. September 2004 an die Fa. ProgTrans den Auftrag ver-
geben. Das Gutachten wurde am 15. Juli 2005 vorgelegt.

Noch vor Vorlage des Gutachtens beschloss die Konfe-
renz der Justizministerinnen und Justizminister (JuMiKo)
am 30. Juni 2005, unter dem Vorsitz des Bundes eine Ar-
beitsgruppe einzusetzen mit dem Auftrag, Vorschldge zur
Verbesserung des zivilrechtlichen Verbraucherschutzes
fiir Bahnkunden und den offentlichen Personennahver-
kehr zu erarbeiten. Ausdriicklich hingewiesen wurde da-
bei darauf, dass Grundlage der Beratungen das vom
BMVBS in Auftrag gegebene Gutachten ,,Qualitétsoffen-
sive im Offentlichen Personenverkehr — Verbraucher-
schutz und Kundenrechte stirken sein sollte. Die Finan-
zierbarkeit der Vorschlédge solle mit den Verkehrsressorts
abgestimmt werden.

Das fiir Transport- und Haftungsrecht zustdndige Bundes-
ministerium der Justiz hat die Arbeitsgruppe im Herbst
2005 eingesetzt. Bisher fanden zwei Sitzungen statt. Ein
Abschluss der Arbeiten ist fiir den Sommer 2006 ange-
strebt.

Dieser Bericht soll einen Uberblick iiber die wesentlichen
Ergebnisse des Gutachtens geben und es zu der fort-
schreitenden Entwicklung von Kundenrechten im 6ffent-
lichen Personenverkehr in Bezug setzen. Zugleich nimmt
die Bundesregierung insofern eine erste Wiirdigung der
zentralen Vorschldge des Gutachtens vor, als in diesem
Bericht mogliche Probleme einzelner Vorschlige aufge-
zeigt werden. Eine Festlegung der Position der Bundes-
regierung ist damit ausdriicklich nicht bezweckt.

2 Verbraucherschutz und Kundenrechte
auf Schiene und StraBe und im
Luftverkehr in Deutschland

21 Allgemeines

Der Verbraucherschutz betrifft viele Lebensbereiche und
hat in der Politik der Bundesregierung fiir ein lebenswer-
tes Deutschland einen hohen Stellenwert. Im 6ffentlichen
Personenverkehr stellen Verbraucherschutz und Kunden-
rechte ein aktuelles Handlungsfeld im Zusammenhang
mit der Qualitédtsoffensive im o6ffentlichen Personenver-
kehr dar. Auf nationaler wie auch auf européischer Ebene
sind Bemiihungen im Gange, den Kundenrechten noch
mehr Gewicht zu verleihen.

Schon heute werden wichtige Beitrdge zur Stirkung der
Verbraucherrechte geleistet. Die Rechte der Verbraucher
im Verkehr sind bei den unterschiedlichen Verkehrstré-

gern sowohl durch gesetzliche MafBinahmen als auch
durch freiwillige Selbstverpflichtungen verbessert wor-
den. Die gesetzlichen Maflnahmen beruhen dabei zum
groBBen Teil auf europdischen und internationalen Rege-
lungen. Als Beispiele fiir freiwillige Initiativen werden
nachfolgend die Arbeit der Schlichtungsstelle Mobilitat
und das durchgéngige elektronische Fahrplaninformati-
onssystem DELFI dargestellt. Im Ubrigen kénnen Details
zu den Regelungen von Kundenrechten im Bereich der
verschiedenen Verkehrstriager (Schiene, Strafle und Luft-
verkehr) der Bestandsaufnahme im Anhang 1 entnommen
werden.

2.2

Die verkehrstrageriibergreifende neutrale Schlichtungs-
stelle Mobilitdt hat am 1. Dezember 2004 ihre Arbeit auf-
genommen. Es handelt sich um ein fiir drei Jahre durch
das Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz gefordertes Projekt in der Trager-
schaft des Verkehrsclub Deutschland e.V.

Schlichtungsstelle Mobilitéat

Fahrgéste des offentlichen Personenfernverkehrs (Bahn,
Bus, Flugzeug) konnen sich an die Schlichtungsstelle
Mobilitdt wenden, um eine auflergerichtliche Streitbeile-
gung zu erreichen. Voraussetzung ist, dass sie mit ihrer
Beschwerde bei dem betreffenden Verkehrsunternehmen
keinen Erfolg haben bzw. mit dem Ergebnis nicht zufrie-
den sind. Der Schlichtungsspruch ist fiir beide Seiten
nicht bindend.

Nach einjahriger Tétigkeit der Schlichtungsstelle Mobili-
tét lasst sich erkennen, dass ihre Arbeit durch kompetente
Hilfestellung und durch kostenlose Beschwerdebearbei-
tung zu mehr Kundenzufriedenheit im 6ffentlichen Ver-
kehr beitrdgt und die Position der Verbraucherinnen und
Verbraucher u. a. durch bessere Information und Bera-
tung stirkt. Durch die Auswertung der eingegangenen
Beschwerden konnen strukturelle Defizite der Verkehrs-
unternechmen aufgezeigt und Verbesserungsvorschlage
entwickelt werden. Fiir die Unternehmen fiihrt die Arbeit
der Schlichtungsstelle Mobilitdt zu einer héheren Kun-
denbindung und leistet einen Beitrag zu einem positiven
Firmenimage; die Erkenntnisse sind im Qualitdtsmanage-
ment nutzbar.

Die Schlichtungsstelle Mobilitdt kann bei ihrer Arbeit
auch auf die Erfahrungen auflergerichtlicher Streitbeile-
gung in anderen europdischen Léndern (u. a. GrofBbritan-
nien) zuriickgreifen.

Von den bei der Schlichtungsstelle Mobilitét bisher einge-
gangenen ca. 2 200 Beschwerden betreffen jeweils fast
50 Prozent den Bahn- und den Luftverkehr; die restlichen
Fille entfallen auf Pauschalreisen, die nicht zum Tétig-
keitsbereich der Schlichtungsstelle gehéren. Die Be-
schwerden beziehen sich beim Bahnverkehr hauptsich-
lich auf Verspatung, Fahrpreisnacherhebung, BahnCard
und beim Flugverkehr auf Verspatung, Annullierung, Ser-
vice, Gepdck. Bei der Einbeziehung des Luftverkehrs
bestehen zurzeit noch Probleme, da eine Reihe von Luft-
verkehrsunternehmen die Schlichtungsvorschlige mit
Hinweis auf ihr eigenes Beschwerdemanagement und die
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Tatigkeit des Luftfahrtbundesamtes (6ffentlich-rechtli-
che Beschwerdestelle nach der VO (EG) Nr. 261/2004)
nicht akzeptieren. Aus Sicht der Verbraucher wére es zu
begriiBen, wenn alle Luftverkehrsunternehmen mit der
Schlichtungsstelle zusammenarbeiten wiirden.

23 Durchgaéngiges elektronisches

Fahrplaninformationssystem DELFI

Die Attraktivitdt des 6ffentlichen Personenverkehrs hangt
entscheidend von der Zuverldssigkeit, Sicherheit und
Kundenfreundlichkeit ab. Dazu gehdren Bequemlichkeit,
Haufigkeit, Piinktlichkeit, Schnelligkeit und ein anspre-
chendes Preis-/Leistungsverhiltnis. Von besonderer Be-
deutung sind dabei umfassende Informationen fiir den
Fahrgast iiber das entsprechende Angebot. Im Mittel-
punkt stehen dabei solche Fahrplaninformationen, die die
gesamte Mobilitétskette (,,Haus-zu-Haus-Informationen®)
abbilden.

Um diesen Informationswiinschen der Fahrgédste Rech-
nung zu tragen, hat das Bundesministerium fiir Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung in Abstimmung mit den
Bundesldandern und der DB AG das Fahrplaninforma-
tionssystem DELFI entwickelt. DELFT ist ein elektroni-
sches Auskunftssystem fiir Kunden des offentlichen
Personenverkehrs unter Einbezichung der regionalen
Nahverkehrsnetze und des Schienenpersonenfernver-
kehrs. Es bietet eine flichendeckende durchgéngige Fahr-
planinformation tiber Zeiten, Verkehrsmittel und Umstei-
gebeziehungen. Der Kunde erhélt mit nur einer Abfrage
verkehrstrégeriibergreifende Informationen, ohne dass er
mehrere Quellen abfragen und Ergebnisse von Hand zu-
sammenstellen muss. Damit wird eine individuelle
,,Haus-zu-Haus“-Auskunft im Sinne von integrierten Rei-
seketten ermoglicht.

Im Ergebnis kann mit DELFT jeder Verbund und jedes re-
gionale Fahrplanauskunftssystem eine eigene Auskunft
betreiben und gleichzeitig deutschlandweit durchgéngige
Verbindungsauskiinfte erteilen. Somit sind auch Verbin-
dungsinformationen iiber Verkehrsrelationen, die Mitbe-
werber im Verkehrsmarkt bedienen, fiir den Kunden ver-
figbar, sofern sie in regionalen Auskunftssystemen
vorliegen. Zum Beispiel ist das Auskunftssystem ,,bay-
erninfo* Datenlieferant fiir DELFI, aber gleichzeitig auch
in der Lage, auf Basis der DELFI- Datenkooperation,
Verbindungsauskiinfte iiber die Grenzen des Freistaates
Bayern hinaus seinen Kunden zur Verfiigung zu stellen.

3 Verbraucherschutz in anderen
europaischen Staaten

Die Analyse der Kundenrechte in ausgewihlten européi-
schen Nachbarldndern zeigt, dass die Regelungen sowohl
inhaltlich als auch im Hinblick auf ihre Rechtsnatur zum
Teil stark voneinander abweichen. Einzelheiten hinsicht-
lich Art und Umfang dieser Regelungen ergeben sich aus
der Ubersicht im Anhang 2. Dabei ist zu bedenken, dass
bei einer Wertung der verschiedenen Erstattungsregelun-
gen auch die Streckenldnge im jeweiligen Land und die
Anzahl der grenziiberschreitenden Verkehre (Verspatung

des inldndischen Verkehrsunternehmens durch verspitete
Ubergabe an der Grenze) zu berticksichtigen sind.

Ein Vergleich der Kostenfolgen von Erstattungsregelun-
gen ist nicht moglich, da die Bereitschaft der Unterneh-
men, Kostendaten zu nennen, gering ist.

4 Weiterentwicklung des Verbraucher-
schutzes auf Schiene und StraRe
aus Sicht der Gutachter

Auch wenn Verbraucherrechte in den unterschiedlichen
Verkehrsbereichen sowohl durch gesetzliche Maflnahmen
als auch durch freiwillige Selbstverpflichtungen gestarkt
worden sind, besteht durchaus Optimierungsbedarf. Zu
diesem Zweck und im Hinblick auf den Berichtsauftrag
des Deutschen Bundestages hat das Bundesministerium
fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung das Gutachten
,,Verbraucherschutz und Kundenrechte im oOffentlichen
Personenverkehr in Auftrag gegeben. Neben einer um-
fassenden Bestandsaufnahme von Kundenrechten im 6f-
fentlichen Personenverkehr auf Schiene und Strafle, im
Luftverkehr und in ausgewéhlten europdischen Nachbar-
laindern sowie der Darstellung der Positionen der
Verkehrsunternehmen, der Verbraucher- und Fahrgastver-
binde sollten Moglichkeiten zur Verbesserung des Ver-
braucherschutzes im offentlichen Personenverkehr auf
Schiene und Strae mit den Kostenfolgen fiir die Ver-
kehrsunternehmen aufgezeigt werden.

Mit dem Gutachten beauftragt wurde die ProgTrans AG
in Basel in Zusammenarbeit mit dem Lehrstuhl fiir Biir-
gerliches Recht und Européisches Recht an der Universi-
tit Rostock. Es wurde den Gutachtern ein Forschungsbei-
rat zur Seite gestellt. In dem neunkopfigen Beirat waren
vertreten: der Bundesverband Deutscher Omnibusunter-
nehmer (bdo), der Verband Deutscher Verkehrsunterneh-
men (VDV), die Verkehrsunternehmen Connex und Deut-
sche Bahn AG, der Verbraucherzentrale Bundesverband
e. V., Pro BAHN e.V,, die Verbraucherzentrale Nord-
rhein-Westfalen — Schlichtungsstelle Nahverkehr, ferner
die Bundesarbeitsgemeinschaft der Aufgabentridger des
SPNV e. V. und das CCR Competenz Centrum Reiserecht
an der FH Kempten. Der Forschungsbeirat trat insgesamt
dreimal zusammen. Unter anderem mit Hilfe der bei die-
sen Zusammenkiinften gewonnenen Erkenntnisse konnte
sichergestellt werden, dass die jeweiligen Interessen der
betroffenen Kreise Beriicksichtigung finden.

41 Positionen Verkehrsunternehmen,
Verbraucher- bzw. Fahrgastverbdnde

Das Gutachten ,,Verbraucherschutz und Kundenrechte im
offentlichen Personenverkehr ermittelt als gemeinsames
Ziel der beteiligten Gruppen in Deutschland die Erhal-
tung und Verbesserung der Qualitit des 6ffentlichen Per-
sonenverkehrs. Hohe Qualitdt trage zur Kundenbindung,
gegebenenfalls auch zur Erhdhung der Nachfrage (ohne
dies beziffern zu konnen), bei und sichere die Marktposi-
tion der Unternehmen des offentlichen Personenverkehrs
auf Schiene und Strafle gegeniiber dem individuellen mo-
torisierten Stralenverkehr und dem Luftverkehr. Bei ho-



Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode

—11 -

Drucksache 16/1484

her Qualitit des oOffentlichen Personenverkehrs bestehe
fiir Fahrgéste kaum Anlass zur Reklamation. Durch mehr
Rechtssicherheit werde die Attraktivitdt des Reisens mit
offentlichen Verkehrsmitteln erhoht, allerdings nur dann,
wenn sich diese Rechtssicherheit nicht in deutlich erhoh-
ten Kosten und in Konsequenz in erhéhten Preisen fiir die
Fahrgiste niederschlage. Es bestehe bei den Akteursgrup-
pen im Offentlichen Personenverkehr Einigkeit, dass
mehr Rechtssicherheit fiir Fahrgiste geschaffen werden
miisse. Dariiber, in welchem Ausmal} und in welcher
Form die Rechte der Fahrgéste gestiarkt werden sollten,
bestiinden bei den Beteiligtengruppen unterschiedliche
Vorstellungen. Diese sind in Tabelle 1 auf Seite 66 f. des
Gutachtens zusammengefasst dargestellt.

4.2 Vorschlage zur Erweiterung von

Fahrgastrechten in Deutschland

Aufbauend auf den rechtsvergleichenden Analysen von
bestehenden Fahrgastrechten in europdischen Nachbar-
staaten unter Beriicksichtigung der Positionen und Vor-
schldge der beteiligten Gruppen und unter Einbeziehung
von Kostenaspekten wurden im genannten Gutachten
rechtspolitische Empfehlungen entwickelt und gegen
mogliche Alternativen abgewogen.

Die vorgeschlagenen gesetzlichen Regelungen sollen
nach Auffassung der Gutachter in das Allgemeine Eisen-
bahngesetz (AEG) und in das Personenbeforderungsge-
setz (PBefG) aufgenommen werden, wéhrend die De-
tailfragen in den darauf beruhenden Rechtsverordnungen,
der Eisenbahn-Verkehrsordnung (EVO) und der Verord-
nung Uber die Allgemeinen Beforderungsbedingungen
(VO AllgBefB) geregelt werden sollen. Die Regelungen
sollten nicht in das Werkvertragsrecht des BGB aufge-
nommen werden, weil dies grundsitzlich dispositiv und
auflerdem als Leitbild nicht geeignet sei. EVO und Allg-
BefB sollten vielmehr vom BGB abgekoppelt werden.

Nach dem Gutachten sollen die Vorschriften einseitig
zwingend ausgestaltet werden, d. h., das Beférderungsun-
ternehmen darf von den gesetzlichen Regelungen nicht
zum Nachteil des Fahrgastes abweichen.

Die Gutachter schlagen vor, AEG und PBefG um fol-
gende Fahrgastrechte zu ergidnzen:

— ein verschuldensunabhéngiges Minderungs- und
Ricktrittsrecht im Fall der Verspatung oder des Aus-
falls eines Beforderungsmittels,

— ein nach dem Vorbild von § 17 EVO in der Fassung
des Gesetzes vom 16. August 2002 zu dem Protokoll
vom 3. Juni 1999 (BGBI. 2002 1T S. 2140) ausgestalte-
ter verschuldensabhéngiger Schadensersatzanspruch,
der beschriinkt ist auf den Ersatz von Ubernachtungs-
und Benachrichtigungskosten,

— ein verschuldensabhéngiger Schadensersatzanspruch
bei Informationspflichtverletzungen, begrenzt auf den
Betrag von 3.000 Euro.

AuBlerdem solle in AEG und PBefG bestimmt werden,
dass dem Fahrgast, der etwa im Rahmen eines Verkehrs-

verbundes unter Verwendung eines einzigen Fahrscheins
mehrere, von verschiedenen Unternehmen betriebene Be-
forderungsmittel benutzt, grundsitzlich alle Unternehmen
gesamtschuldnerisch haften.

Einzelheiten zum Minderungsrecht sollten in der EVO
und der VO AllgBefB geregelt werden. Nach dem Gut-
achten soll der Fahrpreis wie folgt gemindert werden kon-
nen:

— 30 Prozent des Fahrpreises bei einer Verspatung ab
30 Minuten,

— 60 Prozent des Fahrpreises bei einer Verspatung ab
60 Minuten und

— 90 Prozent des Fahrpreises bei einer Verspatung ab
90 Minuten.

Minderungen, die zu Erstattungen von weniger als 5 Euro
fithren, sollten nicht geltend gemacht werden kénnen.

421 Die einzelnen vom Gutachter
vorgeschlagenen gesetzlichen
Regelungen

4.2.1.1 Definition des Personenbeférderungs-

vertrags

Erfasst werden solle nur der 6ffentliche Personenverkehr
auf der Strafle und der Schiene. Dabei solle auf die ge-
setzlichen Definitionen in § 3 AEG und § 1 PBefG Bezug
genommen werden. Fiir den Nah- und Fernverkehr soll-
ten im Grundsatz einheitliche Regelungen gelten.

Als Definition des Personenbeforderungsvertrags wird
folgender Text vorgeschlagen:

§ A. Definition des Personenbeférderungsvertrags

Durch den Beforderungsvertrag wird der Beforde-
rer verpflichtet, den Fahrgast an das vereinbarte Ziel
zu befordern. Der Fahrgast wird verpflichtet, den ver-
einbarten Fahrpreis zu entrichten.

4.2.1.2 Informationspflichten

Das Gutachten schlédgt vor, in AEG und PBefG Folgendes
zu bestimmen:

§ B. Informationspflichten

Der Beforderer ist verpflichtet, spitestens bei Ver-
tragsschluss dem Fahrgast die notwendigen Informati-
onen iiber die Reiseverbindung zu erteilen. Weiter ist
er verpflichtet, bei Betriebsstérungen die notwendigen
Informationen zu erteilen, damit der Fahrgast mog-
lichst schnell sein Fahrtziel oder den Ausgangspunkt
der Beforderung erreichen kann. Einzelheiten kénnen
in der in ... vorgesehenen Verordnung geregelt wer-
den.

Ergénzend solle in den o. g. Gesetzen bestimmt werden,
welche Rechtsfolgen an eine Informationspflichtverlet-
zung gekniipft werden. Nach dem Vorschlag im Gutach-
ten soll die Regelung wie folgt lauten:
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,»$ E. Schadensersatz

(2) Der Beforderer haftet dem Fahrgast fiir den
Schaden, der ihm durch eine Verletzung einer Infor-
mationspflicht nach § B entsteht, bis zu einer Hohe
von 3 000 Euro.*

Im Ubrigen sollten unter Verwendung von Regelbeispie-
len die Informationspflichten in der EVO bzw. der VO
AllgBefB konkretisiert werden. Dabei sollten den Befor-
derer neben den allgemeinen Informationspflichten vor
oder spitestens bei Vertragsschluss auch besondere Infor-
mationspflichten bei Leistungsstérungen, insbesondere
Verspatungen, treffen.

4.2.1.3 Mangelbegriff — Verspatungen und
Ausfille

Nach dem Gutachten soll der Begriff ,,Mangel” in AEG
und PBefG wie folgt definiert werden:

§ C. Mangel

(1) Bei Verspétung und Ausfall eines Zuges stehen
dem Fahrgast die in §§ D und E genannten Rechte zu.
Die Verspitung wird errechnet aus der Differenz der
tatsdchlichen und der fahrplanmiBigen Ankunftszeit.
Versdumt der Fahrgast wegen der Verspétung einen
Anschlusszug, so wird die Differenz errechnet aus der
tatsdchlichen Ankunftszeit des nichsten erreichbaren
Anschlusszuges und der fahrplanméifigen Ankunfts-
zeit des Anschlusszuges, der ohne die Verspitung er-
reicht worden wire.

(2) Tritt der Fahrgast gemil3 § D Abs. 2 zuriick, so
ist die zum Zeitpunkt des Riicktritts bestehende Ver-
spatung mafigebend.

Die Definition sei deswegen erforderlich, weil mit der
vorgeschlagenen Ldsung ein eigenstindiger Vertragstyp
geschaffen werden solle. Entscheidend fiir eine Verspé-
tung sei stets die Ankunftsverspatung, so dass auch Ver-
spatungen, die durch versdumte Anschliisse entstehen, er-
fasst wiirden.

4.2.1.4 Minderungs- und Riicktrittsrecht bei
Vorliegen eines Mangels

Verspatung und Ausfall eines Beforderungsmittels be-
griinden nach den Vorschldgen des Gutachtens ein Recht
auf Minderung und Riicktritt. Ein Riicktritt vom Beforde-
rungsvertrag solle allerdings nur bei einem ,,erheblichen*
Mangel mdglich sein und mit einem Anspruch auf Erstat-
tung des Fahrpreises ohne Abziige und auf kostenlosen
Riicktransport zum Ausgangsort verbunden werden.

Unter Hinweis auf die Regelungen des BGB sollen Min-
derung und Riicktritt verschuldensunabhingig gewéhrt
werden. Alternativ kommt nach Auffassung der Gutach-
ter ein Minderungs- und Riicktrittsrecht nur bei betriebs-
bedingten Verspatungen und Ausfillen in Betracht. Dies
habe jedoch zur Folge, dass die Verkehrsunternehmen
nicht hafteten, wenn die Verspédtungen durch fremde Ein-

fliisse verursacht wiirden, etwa durch Selbstmorde oder
Unfille im Stralenverkehr. Angesichts der vergleichs-
weise hohen Risiken, denen die Verkehrsunternehmen bei
der Erbringung ihrer Leistungen unterligen, konne dies
durchaus gerechtfertigt werden. Dem Fahrgast miisse
aber jedenfalls eine Beweislastumkehr zugute kommen.
Der Grundsatz des § 280 Absatz 1 Satz 2 BGB, der bei
Pflichtverletzungen beziiglich des Verschuldens eine Be-
weislastumkehr vorsieht, miisse auch hier Anwendung
finden. Dartiber hinaus miisse bei Anwendung dieser Al-
ternative im Gegenzug der Schadensersatz gegeniiber den
nachstehend dargestellten Vorschlagen ausgeweitet wer-
den. Die Kosten fiir die Verkehrsunternehmen wiirden je-
doch leichter kalkulierbar, wenn man den Schadensersatz
eingrenze und stattdessen Minderung und Riicktritt ver-
schuldensunabhéngig ausgestalte.

Dementsprechend schldgt das Gutachten vor, in AEG und
PBefG folgende Regelung aufzunehmen:

§ D. Minderung und Riicktritt

(1) Der Fahrgast kann wegen eines Mangels der
Beforderung den Fahrpreis mindern. Die in ... vorge-
sehene Verordnung kann Pauschalierungen der Minde-
rungsbetrége und eine Bagatellgrenze vorsehen.

(2) Wegen eines erheblichen Mangels kann der
Fahrgast vom Beforderungsvertrag zuriicktreten und
die kostenlose Riickbeforderung zum Ausgangspunkt
der Beforderung verlangen.

Einzelheiten zur Minderung sollten in der EVO bzw. der
VO AllgBefB geregelt werden. So solle eine Minderung
in Form einer Bargelderstattung (Option einer Gutschein-
16sung unter bestimmten Voraussetzungen) ab einer Ver-
spatung von 30 Minuten gestaffelt erfolgen (30 Prozent
des Fahrpreises ab 30 Minuten, 60 Prozent ab 60 Minu-
ten, 90 Prozent ab 90 Minuten). Fiir Erstattungsbetrage
von weniger als 5 Euro oder fiir einen Fahrpreis von we-
niger als 12 Euro solle eine Bagatellgrenze gelten. Dabei
solle es dem Verkehrsunternehmen gestattet sein, sich
zwischen einer am Erstattungsbetrag oder einer am Fahr-
preis orientierten Bagatellgrenze zu entscheiden.

Den Besonderheiten des Nahverkehrs soll nach Ansicht
der Gutachter durch eine Bagatellgrenze Rechnung getra-
gen werden. Fiir den Fall der Verwendung von Zeitkarten
solle Folgendes geregelt werden: Der Jahres- oder Mo-
natspreis einer Zeitkarte sei auf den Tagespreis umzu-
rechnen, der sodann die Grundlage fiir die Erstattung sein
solle. Bei einem Zeitkartenpreis von 300 Euro und einer
Geltungsdauer von 30 Tagen seien damit der Tagespreis
10 Euro und der Erstattungsbetrag bei einer einstiindigen
Verspiatung 6 Euro. Diese Losung habe den Vorteil, dass
krasse Fille (teure Zeitkarten, erhebliche Verspatungen)
zu Erstattungen fiihrten, die gewollte Privilegierung des
Nahverkehrs aber grundsitzlich erhalten bleibe. Aufer-
dem sei der Erstattungsbetrag einfach zu errechnen. Wie-
derholte Verspétungen an verschiedenen Tagen wiirden
zu wiederholten Fahrpreiserstattungen fithren, ohne dass
es zu wiederholten Erstattungsverfahren kdme, weil erst
in der Summe ein Erstattungsanspruch erreicht werde.
Die Bagatellgrenze solle auf den Gesamtbetrag berechnet
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werden, der sich innerhalb der zeitlichen Geltung einer
Zeitkarte ergebe.

Da bei einer Zeitkarte nicht ersichtlich ist, welche Stre-
cken der Fahrgast wann zuriickgelegt hat, rdumen die
Gutachter eine gewisse Missbrauchsanfilligkeit der Zeit-
karten-Regelung ein. Der missbrauchlich handelnde Inha-
ber einer giiltigen Zeitkarte miisse sich aber die Miihe
machen, festzustellen, wo innerhalb des Geltungsbereichs
seiner Zeitkarte regelmiBig Verspdtungen vorkémen,
ohne selbst davon betroffen zu sein. Angesichts der ver-
gleichsweise geringen Erstattungsbetrige konne man
nicht davon ausgehen, dass sich dieser Aufwand lohne, so
dass die Zahl der Missbrauchsfélle nicht sehr hoch sein
diirfe.

4.2.1.5 Schadensersatz bei Verspatung oder
Ausfall

Schadensersatz wegen Ausfalls, Verspatung oder Ver-
sdumnis des Anschlusses soll nach Ansicht der Gutachter
nur in den Fillen, in denen eine Fortsetzung der Reise am
selben Tag nicht moglich oder unzumutbar ist, und nur
bei Verschulden des Beforderungsunternehmens geleistet
werden. Der Schadensersatzanspruch solle sich im We-
sentlichen an § 17 EVO in der Fassung des Gesetzes vom
16. August 2002 zu dem Protokoll vom 3. Juni 1999
(BGBI. 2002 1II S.2140) (Ubernachtungs- und Benach-
richtigungskosten) orientieren.

Dartiber hinaus solle nur, wie oben ausgefiihrt, ein An-
spruch auf Ersatz von Schiden bestehen, die auf eine Ver-
letzung von Informationspflichten zuriickzufiihren sind.
Weitere Schadensersatzanspriiche solle es nicht geben.
Dies soll nach den Vorstellungen der Gutachter ein Aus-
gleich fiir das verschuldensunabhéngige Minderungsrecht
sein. Folglich sind Ersatzanspriiche fiir Schaden wie zum
Beispiel ein verpasster Geschiftsabschluss oder eine ver-
passte Urlaubsreise nicht vorgesehen (siehe auch Tabelle 1
zu den Vorstellungen der Akteursgruppen im Gutachten
auf Seite 66 f., die simtlich den Ersatz von so genannten
Folgeschédden nicht befiirworten).

Dementsprechend wird vorgeschlagen, in AEG und
PBefG folgende Regelung aufzunehmen:

§ E. Schadensersatz

(1) Der Beforderer haftet dem Fahrgast fiir den
Schaden, der dadurch entsteht, dass die Reise wegen
Ausfalls, Verspdtung oder Versdumnis des Anschlus-
ses nicht am selben Tag fortgesetzt werden kann oder
dass unter den gegebenen Umsténden eine Fortsetzung
am selben Tag nicht zumutbar ist. Der Schadensersatz
umfasst die angemessenen Kosten, die dem Fahrgast
im Zusammenhang mit der Ubernachtung und mit der
Benachrichtigung der ihn erwartenden Personen ent-
stehen. Sofern dies preiswerter ist, kann auch ein an-
deres Verkehrsmittel auf Kosten des Beforderers be-
nutzt werden. Die Haftung ist ausgeschlossen bei
einem aullerhalb des Betriebs liegenden unabwendba-
ren Ereignis, bei Verschulden des Fahrgasts und bei
unabwendbarem Verhalten eines Dritten.

Q@) ...

4.2.1.6 Gesamtschuldnerische Haftung in einer
Reisekette

Geregelt werden soll nach den Vorschldgen der Gutachter
eine gesamtschuldnerische Haftung aller an einer Reise-
kette beteiligten Verkehrsunternehmen. Die Reisekette
wird dadurch definiert, dass ein einziger, durchgehender
Fahrschein flir eine Beforderungsleistung ausgestellt
wird. Die fiir AEG und PBefG vorgeschlagene Regelung
lautet wie folgt:

§ F. Gesamtschuldnerische Haftung

Mehrere Unternehmen, die eine aus mehreren Teil-
strecken bestehende Beforderung erbringen, haften
dem Fahrgast als Gesamtschuldner, wenn eines der
Unternehmen dem Fahrgast einen durchgehenden
Fahrschein ausstellt. Die ... [Verordnungen] kénnen
Ausnahmen zulassen, wenn eine der Teilbeférderun-
gen eine Ortliche Anschlussfahrt zu einer Beforderung
im Fernverkehr ist.

4.2.1.7 Riigefrist und Verjahrung

Die im Gutachten vorgeschlagene Vorschrift ist der reise-
vertraglichen Regelung des § 651 g BGB nachgebildet
und soll wie diese eine Ausschlussfrist von einem Monat
sowie eine zweijahrige, an das Fahrtende ankniipfende
Verjahrungsfrist enthalten. Die Vorschrift lautet wie folgt:

§ G. Riigefrist und Verjahrung

(1) Anspriiche nach den §§ D und E hat der Fahr-
gast innerhalb eines Monats nach dem vertraglich vor-
gesehenen Ende der Beforderung gegeniiber dem Be-
forderer geltend zu machen. Nach Ablauf der Frist
kann der Fahrgast Anspriiche nur geltend machen,
wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung der Frist
verhindert worden ist.

(2) Anspriiche des Fahrgasts nach den §§ D und E
verjahren in zwei Jahren. Die Verjdhrung beginnt mit
dem Tage, an dem die Beforderung dem Vertrag nach
enden sollte.

4.2.1.8 Unabdingbarkeit

Nach Ansicht der Gutachter sollen die Befoérderungs-
unternehmen in ihren Beforderungsbedingungen nur zu
Gunsten der Fahrgéste von den gesetzlichen Regelungen
abweichen konnen. Dementsprechend solle Folgendes
gesetzlich bestimmt werden:

§ H. Abweichende Vereinbarungen

Von den Vorschriften der §§ A bis G kann nicht zum
Nachteil des Fahrgasts abgewichen werden.

4.2.2 Regress des Eisenbahnunternehmens

gegen den Infrastrukturbetreiber

Das Gutachten legt dar, dass betriebsbedingte Verspatun-
gen im Bereich des Schienenverkehrs hiufig durch Min-
gel im Bereich des Infrastrukturbetreibers verursacht wer-
den. Mit dem erwiinschten Wettbewerb auf dem
Schienennetz sei zu erwarten, dass Netzbetreiber und die
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Betreiber der Verkehrsdienste immer haufiger unter-
schiedlichen Unternehmensgruppen angehorten. Da das
Infrastrukturunternehmen héufig ein marktméchtiges Un-
ternehmen sei, kdnne man sich nicht auf einen privatauto-
nomen Interessenausgleich verlassen. Es sei daher in die
EVO eine Regelung iiber die Moglichkeit eines Regresses
des in Anspruch genommenen Verkehrsunternehmens ge-
gen das Infrastrukturunternechmen aufzunehmen. Die Re-
gelung solle sich an der des urspriinglichen EG-Verord-
nungsvorschlags iiber Fahrgastrechte orientieren.

4.2.3 Gesetzliche Vorgabe einer Schlichtung

Obwohl es nach Auffassung der Gutachter angesichts der
geringen Streitwerte wirtschaftlich nicht vertretbar er-
scheint, mit den in Rede stehenden Betrigen die Amtsge-
richte zu befassen, wird ausdriicklich davon abgesehen,
eine zwingende Schlichtung fiir Streitigkeiten aus dem
Landbeforderungsvertrag gesetzlich vorzusehen. Statt-
dessen wird empfohlen, zunédchst die Erfahrungen mit
dem Pilotprojekt Schlichtungsstelle Mobilitdt! und der
Schlichtungsstelle Nahverkehr der Verbraucherzentrale
Nordrhein-Westfalen? abzuwarten. Eine gesetzliche Re-
gelung sei erst dann unverzichtbar, wenn sich heraus-
stelle, dass ein freiwilliges Modell nicht von allen Akteu-
ren mitgetragen werde.

4.3

Die von den Gutachtern vorgenommene Kostenfolgenab-
schétzung konnte nicht alle denkbaren, mit der Thematik
zusammenhdngenden Kostenaspekte beriicksichtigen, die
wiederum von Unternehmen zu Unternehmen sehr unter-
schiedliche Relevanz haben. Das aufgestellte Rechenmo-
dell operiert daher mit Datensdtzen und Annahmen, die
fir die einzelnen Unternehmenstypen vergleichbar sind.
Damit sollen Varianten von Verspiatungs- und Erstat-
tungsregelungen hinsichtlich ihrer Kostenfolgen ver-
gleichbar werden.

Kostenfolgen

Die Kostenbelastungen spiegeln sich unternehmensbezo-
gen innerhalb einer bestimmten Unternehmerkategorie
wider; sie sind volkswirtschaftlich nicht kumulierbar.

Je nach Hohe der Fahrpreiserstattung (z. B. 30 Prozent/
60 Prozent/90 Prozent des Fahrpreises), der zeitlichen
Ankniipfung der Verspitungsregelung (z. B. erst ab
60 Minuten Verspidtung) und des Anteils der Fahrgiste,
die ihre Rechte tatséchlich geltend machen (40 Prozent
oder 50 Prozent) kann die fiir ein Verkehrsunternehmen
anfallende Erstattungssumme erheblich variieren. So er-
mittelten die Gutachter fiir Unternehmen, die sowohl
Schienenfern- als auch Schienennahverkehrsdienste be-
treiben, eine Erstattungssumme zwischen 18 Mio. Euro
und 165 Mio. Euro. Hinzu kommen Prozesskosten (Bear-
beitungskosten) zwischen 36 Mio. Euro bei einer Bear-
beitungszeit von fiinf Minuten und 325 Mio. Euro bei ei-
ner Bearbeitungszeit von 45 Minuten bei gleicher
Verspatungsregelung (ab 30 Minuten Verspatung Fahr-

I www.schlichtungsstelle-mobilitaet.org.
2 www.schlichtungsstelle-nahverkehr.de.

preiserstattung) und Erstattungsquote (30 Prozent des
Fahrpreises ab 30 Minuten Verspatung/60 Prozent bei
60 Minuten/90 Prozent bei 90 Minuten).

Zu den Kostenfolgen legen die Gutachter dar, dass aus ih-
rer Sicht auch unter Kostengesichtspunkten die 30/60/
90 Prozent-Regelung angemessen erscheint. Die errech-
neten Betrdge seien eher Maximalbetrdge, denn sie hin-
gen von einer Reihe von Annahmen ab und verdnderten
sich stark, wenn man die Annahmen verdndere. So sei
insbesondere die Annahme iiber den Prozentsatz der
durchschnittlichen Inanspruchnahme der neuen Regelun-
gen relativ hoch.

Hinsichtlich der Prozesskosten (Bearbeitungskosten) sei
davon auszugehen, dass unabhéngig von der gesetzlichen
Normierung von Fahrgastrechten die Verkehrsunterneh-
men bereits derzeit iiber ein Beschwerdemanagement
verfiigten und dafiir Personal vorhalten miissten. Um die
Zusatzkosten zu ermitteln — und nur diese seien Kosten-
folgen der hier vorgeschlagenen Anspriiche — miissten
von den ermittelten Zahlen die Kosten fiir das vorhandene
Beschwerdemanagement wieder abgezogen werden.

Einzelheiten zu den von glen Gutachtern errechneten Kos-
tenfolgen sind aus den Ubersichten in Anhang 3 zu ent-
nehmen.

5 Wiirdigung der Vorschlage
5.1 Allgemeines

Das Gutachten ,,Verbraucherschutz und Kundenrechte im
Offentlichen Personenverkehr leistet einen Beitrag, um
die von der Bundesregierung initiierte Qualitdtsoffensive
in diesem Bereich voranzutreiben. Das Gutachten nimmt
eine umfassende Bestandsaufnahme des Verbraucher-
schutzes im oOffentlichen Personenverkehr im In- und
Ausland vor und unterbreitet unter Einbeziehung der Inte-
ressen aller beteiligten Akteure Vorschldge, wie Fahrgast-
rechte gesetzlich festgeschrieben werden koénnen.

Die Bundesregierung sieht sich in den rechtspolitischen
Vorschldgen des Gutachtens bestitigt, eine Weiterent-
wicklung der bestehenden Fahrgastrechte anzustreben.

Bei einer gesetzlichen Regelung ist allerdings in jedem
Fall zu beriicksichtigen, dass erweiterte Fahrgastrechte
wirtschaftlich vertretbar sein miissen und die Beforde-
rungsunternehmen und die Steuerzahler nicht unange-
messen belasten diirfen. Insbesondere darf durch sie nicht
unbillig in den Wettbewerb zwischen den einzelnen Ver-
kehrstriagern eingegriffen werden. Besondere Aufmerk-
samkeit ist somit den wirtschaftlichen Folgen einer
Neuregelung zu widmen. Gerade im offentlichen Perso-
nenverkehr reagieren Kunden sensibel auf Fahrpreiserho-
hungen. Es liefe einer nachhaltigen Verkehrspolitik zuwi-
der, wenn zwar die Kundenrechte gestdrkt wiirden, aber
infolge dessen die Tarife so erhoht werden miissten, dass
die Angebote im offentlichen Personenverkehr fiir Kun-
den unattraktiv wiirden.

Hinsichtlich der Kostenfolgen hat das Gutachten An-
haltspunkte aufgezeigt, indem es anhand von Daten
ausgewdhlter Verkehrsunternehmen im 6ffentlichen Per-
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sonenverkehr mogliche Kostenauswirkungen von Kun-
denrechtsregelungen dargelegt hat. Die Unternehmen des
Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) ha-
ben im Jahr 2003 einen Nettoumsatzerlds aus dem Fahr-
ausweisverkauf inkl. leistungsbezogener Ausgleichsleis-
tungen (diese geschétzt) von 8408 Mio. Euro
erwirtschaftet (Quelle: VDV Aktuell 2003/2004); die
Deutsche Bahn Fernverkehr AG konnte fiir das Jahr 2004
einen Umsatzerlés von 2,689 Mio. Euro ausweisen
(Quelle: Geschéftsbericht 2004), wahrend die Deutsche
Bahn Regio AG in 2004 einen Umsatzerlds von
4,845 Mio. Euro verbuchen konnte (Quelle: Geschéftsbe-
richt 2004). Neben diesen Nettoerldsen sind beim Regio-
nal- und Nahverkehr naturgeméal auch die aus dem Haus-
halt des Bundes flieBenden Regionalisierungsmittel von
rd. 7 Mrd. Euro eine bedeutende Einnahmequelle.

5.2 Zu den Vorschlagen im Einzelnen

5.2.1 Standort

Der Hinweis, das Werkvertragsrecht sei als Leitbild fiir
Personenbeforderungsvertrage nicht geeignet, begegnet
Bedenken. Ebenso wie beim Giiterbeforderungsvertrag
ist daran festzuhalten, dass der Personenbeforderungsver-
trag grundsétzlich als Werkvertrag einzuordnen ist. Dies
schliet nicht aus, als Standort fiir Sonderregeln andere
Gesetze als das BGB zu wihlen.

5.2.2 Minderung

5.2.2.1 Rechtssystematische Einordnung

Der Ansatz der Gutachter, dem Fahrgast im Fall der Ver-
spatung oder des Ausfalls eines Verkehrsmittels ein — vom
Verschulden des Beforderungsunternehmens unabhéngi-
ges — Minderungsrecht einzurdumen und Schadensersatz-
anspriiche zu beschrianken, ist mit Blick auf die angefiihr-
ten Grundiiberlegungen nachvollziehbar. Fahrpreiserstat-
tungen sind im Gegensatz zu Schadensersatzzahlungen
fiir die Unternehmen besser kalkulierbar. Aulerdem wird
der biirokratische Aufwand fiir beide Seiten begrenzt.
Dieses entspricht auch Uberlegungen auf européischer
Ebene.

Die Ubertragung des im Werkvertragsrecht verwendeten
Begriffs des ,,Mangels auf den Fall der Verspatung ist je-
doch nicht ganz unproblematisch. Priifungsbediirftig ist
deshalb, ob die Verspitung nicht als Sonderfall des
Schuldnerverzugs angesehen werden kann, der Schadens-
ersatzanspriiche im Fall eines Verschuldens auslost.
Folgte man diesem Ansatz, so wire jedenfalls bei nicht
betriebsbedingten Ursachen der Verspdtungen und Aus-
falle keine Haftung gegeben. Die Gefahr der Verwirkli-
chung allgemeiner Lebensrisiken (Baustellen, Verkehrs-
unfille oder auch nur erhohtes Verkehrsaufkommen im
StraBenverkehr, Selbsttétungen im Schienenverkehr)
wiirde damit nicht einseitig den Verkehrsunternehmen
und im Ergebnis {iber hohere Fahrpreise allen Fahrgisten
angelastet.

5.2.2.2 Gestaffelte Fahrpreiserstattung

Eine gestaffelte prozentuale Fahrpreiserstattung in Hohe von
30/60/90 Prozent bei einer Verspatung von 30/60/90 Minu-
ten erscheint als eingéngige Regelung, ist jedoch hinsicht-
lich ihrer Praxisndhe und der wirtschaftlichen Auswir-
kungen zu priifen. Auch ist zu bedenken, dass eine solche
Regelung im Personennahverkehr weitgehend ins Leere
geht. Im Ubrigen stellt sich die Frage, inwieweit der Ge-
setzgeber insoweit detaillierte strikte Vorgaben machen
sollte.

5.2.2.3 Erstattungen in Form von Bargeld mit
der Option einer Gutscheinlésung

Niherer Priifung bedarf auch die Frage, ob die Erstattung
in Form von Gutscheinen neben der vorgeschlagenen
Bargelderstattung moglich bleiben sollte. Viele Verkehrs-
unternehmen befiirchten bei Bargelderstattungen erhdhte
Missbrauchsanreize und -moglichkeiten. Auch in den
europdischen Nachbarldndern ist die Erstattung in Form
eines Gutscheins moglich, wie in Frankreich, im Verei-
nigten Konigreich, Osterreich und Schweden.

5.2.2.4 Einheitliche Behandlung von Nah- und
Fernverkehr — Bagatellgrenze zugunsten
des offentlichen Personennahverkehrs

Einer vertieften Priifung bedarf die vom Gutachter emp-
fohlene einheitliche Behandlung des Nah- und Fern-
verkehrs. Denn Nahverkehr kann in der Regel nicht kos-
tendeckend betrieben werden; er ist deshalb auf die
offentliche Kofinanzierung angewiesen. Es muss befiirch-
tet werden, dass zusitzliche Kosten aufgrund von
Gewdhrleistungen entweder zu einer Verteuerung der
Fahrpreise fithren oder das Defizit der Nahverkehrsunter-
nehmen vergroflern und von den Aufgabentrdgern und
damit letztlich von den Steuerzahlern auszugleichen wé-
ren.

Zu priifen ist daher insbesondere, ob nicht fiir den Nah-
verkehr an einem Haftungsausschluss fiir Verspatung und
Ausfall von Befoérderungsunternehmen festgehalten wer-
den sollte. Hierfiir spricht, dass die Aufgabentriger im
Schienenpersonennahverkehr verstiarkt dazu iibergegan-
gen sind, im Rahmen von Verkehrsvertragen die Qualitit
durch Bonus- und Malussysteme sicherzustellen. Ver-
gleichbare Steuerungsmdglichkeiten bestehen grundsétz-
lich auch in dem durch 6ffentliche Gelder mitfinanzierten
Stralenpersonennahverkehr. Die im Rahmen der Ver-
kehrsvertrige stattfindende Interessenbiindelung koénnte
moglicherweise effektiver sein als die Einrdfumung von
Anspriichen des Fahrgastes.

Im Ubrigen haben bereits viele Verkehrsunternehmen im
Wege der Kulanz Verspatungsregelungen eingefiihrt. Auf
die in Tabelle 8 dargestellten Beispiele im Gutachten auf
der Seite 87 wird hingewiesen.

Den Gutachtern ist einzurdumen, dass eine schliissige
Abgrenzung zwischen Nah- und Fernverkehr nicht ein-
fach und aus Verbrauchersicht nicht unbedingt verstiand-
lich ist. Um den Besonderheiten des Nahverkehrs gerecht
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zu werden, konnte die vorgeschlagene Bagatellgrenze
eine alternative Losungsmoglichkeit darstellen. Die Ba-
gatellgrenze wiirde den Nahverkehr faktisch weitgehend
von der Haftung fiir Verspatungen ausschliefen. Aller-
dings ist zu bedenken, dass die Einfiihrung einer ver-
schuldensunabhéngigen Fahrpreiserstattung mit der im
Gutachten vorgeschlagenen Bagatellgrenze von 5 Euro,
bezogen auf den Erstattungsbetrag, hohe Prozesskosten
beim Verkehrsunternehmen verursachen kann, weil ei-
nige Kunden vor Geltendmachung ihrer Anspriiche nicht
ausrechnen werden, ob diese unterhalb der Bagatell-
grenze liegen. Dies kdnnte, wie im Gutachten aufgezeigt,
zu Mehrkosten im Millionenbereich fiihren. Dem lieBe
sich durch eine auf den Fahrpreis bezogene Bagatell-
grenze begegnen. Aber auch dann blieben Bedenken.
Denn durch die FEinrdumung von Anspriichen dem
Grunde nach wiirden moglicherweise bei den Verbrau-
chern falsche Hoffnungen geweckt werden.

5.2.2.5 Besondere Regelung fiir Pendler mit
Zeitkarten

Der von den Gutachtern unterbreitete Vorschlag fiir eine
Sonderregelung fiir Zeitkarten erscheint auf den ersten
Blick einleuchtend. Es bedarf jedoch noch ndherer Prii-
fung, ob insoweit eine besondere gesetzliche Regelung
erforderlich ist. Dariiber hinaus muss die Missbrauchsge-
fahr noch genauer gepriift werden. Ausgleichsleistungen
in Form von kostenlosen Fahrten oder Giiltigkeitsverlan-
gerung einer Zeitkarte, wie vom Europédischen Parlament
in seiner 1. Lesung am 28. September 2005 zum Vor-
schlag fiir eine EG- Verordnung iiber Rechte und Pflich-
ten im grenziiberschreitenden Eisenbahnverkehr be-
schlossen, wiren gegebenenfalls denkbare Losungen.

5.2.3 Rucktritt

Eingehender Priifung bedarf der Vorschlag, neben der
Minderung ein Riicktrittsrecht einzurdumen. Zu beden-
ken ist, dass Minderung und Riicktritt im BGB regelma-
Big alternativ und nicht kumulativ gewéhrt werden. Im
Ubrigen erscheint zweifelhaft, ob es angesichts der Rege-
lungen des BGB tatsédchlich erforderlich ist, das Riick-
trittsrecht spezialgesetzlich zu regeln.

5.2.4 Schadensersatz

Die vorgeschlagene Regelung eines Schadensersatzan-
spruchs wegen Verspatung entspricht dem am 1. Juli 2006
in Kraft tretenden § 17 EVO n. F. Ob eine Ubertragung
dieser Regelung auf den straBengebundenen Nahverkehr
sinnvoll ist, erscheint zweifelhaft, da hier im Regelfall bei
der Verspétung oder dem Ausfall eines Verkehrsmittels
keine Ubernachtung in einem Hotel erforderlich sein

wird, sondern eher ein alternatives Verkehrsmittel (z. B.
Taxi) in Anspruch genommen werden wird.

Priifungsbediirftig erscheint auch, ob es angesichts der
allgemeinen zivilrechtlichen Regelung in § 280 BGB tat-
sdchlich erforderlich ist, noch einmal spezialgesetzlich
die Pflicht zu regeln, bestimmte Informationen zu ertei-
len. Dariiber hinaus erscheint fraglich, ob der Vorschlag
in dem Gutachten, den Beforderer verschuldensabhingig
bis zu einem Betrag von 3 000 Euro fiir den dem Fahrgast
durch eine Verletzung einer Informationspflicht entstan-
denen Schaden haften zu lassen, angemessen ist.

5.2.5 Gesamtschuldnerische Haftung
innerhalb einer am einheitlichen

Fahrschein orientierten Reisekette

Die vorgeschlagene Regelung iiber die Haftungskette
stellt einen denkbaren Kompromiss zwischen den betrof-
fenen Interessen dar. Zu bedenken ist allerdings, dass da-
mit Unternehmen in einem Verkehrsverbund moglicher-
weise unangemessen belastet werden. Denn die Regelung
bedeutet, dass auch ein Verkehrsunternehmen, das selbst
nicht die Verspitung verursacht hat, haftbar gemacht wer-
den kann.

5.2.6 Gesetzliche Vorgabe einer Schlichtung

Der Vorschlag, die Erfahrungen der Schlichtungsstelle
Mobilitdt und der Schlichtungsstelle Nahverkehr der Ver-
braucherzentrale Nordrhein-Westfalen abzuwarten, ist zu
begriiBen. Auch ist auf die Ombudsstelle Nahverkehr
Bayern (www.ombudsstelle-nahverkehr-bayern.de), eine
Gemeinschaftseinrichtung des Verbandes Deutscher Ver-
kehrsunternehmen und des Landesverbandes Bayern der
Omnibusunternehmer, hinzuweisen.

5.2.7 Regress gegen den

Infrastrukturbetreiber

Der Riickgriff des Eisenbahnverkehrsunternehmers auf
den Infrastrukturbetreiber ist kein ,,Fahrgastrecht und
sollte grundsitzlich nicht Gegenstand eines solchen Ge-
setzgebungsvorhabens sein. Denkbar wire, zunichst Er-
fahrungswerte abzuwarten, ob Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen ihre Anspriiche im Innenverhéltnis nicht gegen
Eisenbahninfrastrukturunternehmen durchzusetzen ver-
mogen. Bereits jetzt besteht aufgrund des Dritten Geset-
zes zur Anderung eisenbahnrechtlicher Vorschriften die
Pflicht, die vom Eisenbahnverkehrsunternechmen an das
Eisenbahninfrastrukturunternechmen zu zahlenden Tras-
senentgelte bei nicht vertragsgemiBem Zustand des
Schienenweges zu mindern (§ 21 Abs. 6 Satz 2 Eisen-
bahninfrastruktur-Benutzungsverordnung (EIBV)).
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Anhang 1

Ubersicht iiber Verbraucherschutz und Kundenrechte auf der Schiene, der Strafe und im

Luftverkehr

1 Eisenbahn
11 Gesetzlich

Mit dem Schadensersatzrechtsinderungsgesetz vom
19. Juli 2002 (BGBI. I 2674) wurden die Haftungsgren-
zen deutlich erhoht und ein Schmerzensgeldanspruch
auch im Rahmen der Gefiahrdungshaftung eingefiihrt.

In der 14. Legislaturperiode wurde das Vertragsgesetz zur
Ratifikation des Protokolls vom 3. Juni 1999 betreffend
die Anderung des Ubereinkommens vom 9. Mai 1980
iiber den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) ver-
abschiedet (BGBI. 2002 1II S. 2140). Dadurch sollen im
nationalen Bereich die Fahrgastrechte gerade im Hinblick
auf die Haftung der Eisenbahn bei Ausfall, Verspitung
und Anschlussversdumnis gestirkt werden. Geéndert
wird dabei § 17 EVO, der zurzeit noch einen Haftungs-
ausschluss vorsieht. Zukiinftig werden Ubernachtungs-
und Benachrichtigungskosten zu ersetzen sein. Die Haf-
tungsregelung des § 17 EVO n. F., die angesichts des en-
gen Sachzusammenhangs mit dem Protokoll in das Ver-
tragsgesetz aufgenommen wurde, wird zusammen mit
diesem am 1. Juli 2006 in Kraft treten.

Die Beforderungsbedingungen der Eisenbahnunterneh-
men sind Allgemeine Geschiftsbedingungen, flir deren
Kontrolle die verbraucherschiitzenden Vorschriften der
§§ 305 ff BGB ebenso gelten, wie die Vorschriften des
Unterlassungsklagengesetzes mit den Vorschriften iiber
das Verbandsklagerecht. Die Beforderungsbedingungen
im Schienenpersonenverkehr sind genehmigungspflichtig
nach § 12 Abs. 3 AEG; sie unterliegen daher zusétzlich
staatlicher Aufsicht. Das Gesetz schreibt dabei eine
RechtmaBigkeitspriifung vor, d. h. eine Priifung, ob der
beantragte Tarif mit Recht und Gesetz in Einklang steht.

Gepriift werden dabei sowohl Normen aus dem Bereich
des Zivilrechts (insb. die der EVO sowie die verbraucher-
schiitzenden Vorschriften des BGB) als auch der gesamte
Bereich der offentlich-rechtlichen Normen. Beriicksich-
tigt wird mit dieser reinen RechtméBigkeitspriifung, dass
ein wesentliches Merkmal der Bahnstrukturreform die
Trennung von unternechmerischen und staatlichen Aufga-
ben ist. Die inhaltliche Gestaltung der Angebote (Tarife),
d. h. deren ZweckméBigkeit und Kundenfreundlichkeit,
die Abwicklung des Personenverkehrs und die Organisa-
tion des Verkaufs- und Informationssystems gehoren zu
den rein unternehmerischen Aufgaben der Eisenbahn-
unternehmen, auf die das Bundesministerium fiir Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung nach seiner gesetzlichen Auf-
gabenstellung keinen Einfluss nehmen kann.

1.2

Zusitzlich gelten seit 01. Oktober 2004 die gednderten
Beforderungsbedingungen der DB AG, die eine Erstat-
tung von 20 Prozent des Fahrpreises in Form eines Gut-

Freiwillige Selbstverpflichtungen

scheines fiir Verspatungen ab 60 Minuten eingefiihrt ha-
ben. Inhaltlich beruhen diese auf der am 3. Februar 2004
von der DB AG, gemeinsam mit dem Bundesministerium
fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und dem Bundes-
ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz vorgestellten ,,Kundencharta Fernverkehr der
Deutschen Bahn AG*.

1.3
1.3.1

Europaéische Initiativen

Vorschlag fiir eine Verordnung iiber die
Rechte und Pflichten der Fahrgéaste im
grenziiberschreitenden
Eisenbahnverkehr

Im Rahmen des so genannten 3. Eisenbahnpakets hat die
Kommission der Furopédischen Gemeinschaften am
8. Mérz 2004 einen Vorschlag fiir eine Verordnung iiber
die Rechte und Pflichten der Fahrgiste im grenziiber-
schreitenden Eisenbahnverkehr (KOM/2004/143 final)
vorgelegt. Der Vorschlag enthilt Regelungen zu Mindest-
informationen der Fahrgiste, Mindestvertragsbestandteile
fiir internationale Beforderungsvertriage, Haftung der Ei-
senbahnunternehmen bei Unfallen, Verspatung und Aus-
fall von Ziigen sowie Rechte von Personen mit einge-
schriankter Mobilitét.

Die Bundesregierung begriiit, dass der neue Verord-
nungsentwurf das Verhiltnis zum Ubereinkommen vom
9. Mai 1980 iiber den internationalen Eisenbahnverkehr
in der Fassung des Protokolls von 1999 (COTIF) insofern
regelt, als nunmehr wesentliche Teile des CIV-Anhangs
zur COTIF (Einheitliche Rechtsvorschriften fiir den Ver-
trag liber die internationale Eisenbahnbeférderung von
Personen) in eine Anlage zu der Verordnung iibernom-
men werden sollen. Auch die Erstattungssétze in Hohe
von 25 Prozent bei einer Stunde Verspéatung und 50 Pro-
zent ab zwei Stunden Verspitung sind ein tragfahiger
Kompromiss zwischen den Interessen der Verbraucher
und der Unternehmen im grenziiberschreitenden Verkehr.

Am 5. Dezember 2005 gelang die politische Einigung im
Verkehrsministerrat. Das Europdische Parlament wird
sich im Laufe dieses Jahres mit dem Vorschlag befassen.

1.3.2 Mitteilung an das Europaische
Parlament und den Rat zur ,,Starkung
der Rechte von Reisenden in der

Europaischen Union“

Die Kommission der Europédischen Gemeinschaften hat
am 16. Februar 2005 eine Mitteilung an das Européische
Parlament und den Rat zur ,,Stirkung der Rechte von
Reisenden in der Europdischen Union®“ vorgelegt. Die
Mitteilung gibt einen Uberblick iiber den Stand bereits
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geltender Regelungen sowie vorgeschlagener MaBnah-
men. Die Europdische Kommission hat angekiindigt, die
Rechte Reisender unabhingig von der Wahl des Ver-
kehrsmittels stirken zu wollen. Dabei sollen insbesondere
auch die Rechte mobilititseingeschriankter Menschen ver-
bessert werden.

In dieser Mitteilung vom 16. Februar 2005 nimmt die Eu-
ropdische Kommission auch auf die am 8. Méirz 2004
vorgeschlagene Verordnung iiber die Rechte und Pflich-
ten der Fahrgiste im grenziiberschreitenden Eisenbahn-
verkehr Bezug. Nach Annahme der Verordnung durch das
Européische Parlament und den Rat plant die Kommis-
sion eine Verdffentlichung einer Charta der Rechte und
Pflichten der Fahrgdste im Eisenbahnverkehr, die an gro-
en Bahnhdfen und Fahrkartenverkaufsstellen in den Mit-
gliedstaaten der Européischen Union ausgehéngt werden
soll.

2 Offentlicher Personenverkehr mit
StraBenbahnen, Obussen und
Kraftfahrzeugen im Linienverkehr

Die Nutzung des offentlichen Stralenpersonenverkehrs
erfolgt in der Regel auf der Grundlage zivilrechtlicher
Beforderungsvertrage. Verbraucherrechte ergeben sich
deshalb aus dem Biirgerlichen Gesetzbuch (BGB), die
zum Teil durch Regelungen in der Verordnung iiber die
Allgemeinen Beforderungsbedingungen fiir den Straf3en-
bahn- und Obusverkehr sowie den Linienverkehr mit
Kraftfahrzeugen (VO AllgBefB) eingeschrénkt werden.

Bedeutsam ist der Haftungsausschluss fiir Leistungssto-
rungen, die durch Verkehrsbehinderungen, Betriebssto-
rungen oder -unterbrechungen sowie Platzmangel verur-
sacht worden sind (§ 16 VO AllgBefB).

Verschiedene Verkehrsunternehmen und Verkehrsver-
biinde bieten freiwillige Leistungen insbesondere bei Ver-
spatungen an (siche dazu auch Tabelle 8 im Gutachten
auf Seite 87).

Die Europdische Kommission hat in ihrer Mitteilung vom
16. Februar 2005 angekiindigt, dass sie auch fiir den Be-
reich des grenziiberschreitenden Busverkehrs die Not-
wendigkeit von Legislativvorschldgen zum Schutz von
Reisenden mit eingeschriankter Mobilitét, fiir Fahrgast-
rechte bei Annullierungen und Verspatungen, fiir den Be-
reich des Haftungsrechts sowie des Versicherungsschut-
zes sieht. Mit Schreiben vom 25.Juli 2005 hat die
Europdische Kommission ein Konsultationsverfahren
eingeleitet. Die Bundesregierung hat in ihrer Stellung-
nahme vom 28. Oktober 2005 betont, dass die Erforder-
lichkeit einer europédischen Regelung im Hinblick auf das
in den Mitgliedstaaten bereits bestehende Schutzniveau
und die sachlichen Besonderheiten des grenziiberschrei-
tenden Busverkehrs gepriift werden miisse.

3 Luftverkehr

Ein Luftbeforderungsvertrag ist ein Werkvertrag, auf den
grundsitzlich die Regelungen der §§ 631 ff. BGB anzu-
wenden sind. Diese sind jedoch durch zahlreiche Spezial-

regelungen iiberlagert, die teilweise in internationalen
Ubereinkommen, teilweise im Gemeinschaftsrecht und
teilweise im nationalen Recht (Luftverkehrsgesetz) ent-
halten sind.

So gilt das Montrealer Ubereinkommen zur Vereinheitli-
chung bestimmter Vorschriften iiber die Beférderung im
internationalen Luftverkehr von 1999 (MU) fiir interna-
tionale Beforderungen von Personen, Reisegepidck und
Giitern zwischen den derzeit 70 Vertragsstaaten (darunter
alle Mitgliedstaaten der EG, USA, Kanada und Japan),
wenn die Beforderung entgeltlich oder gewerblich er-
folgt. Fiir die Haftung eines Luftfahrtunternehmens der
Gemeinschaft hat die EG die Regelungen des MU mit der
Verordnung (EG) Nr. 889/2002 des Européischen Parla-
ments und des Rates vom 13. Mai 2002 zur Anderung der
Verordnung (EG) Nr. 2027/97 des Rates iiber die Haftung
von Luftfahrtunternehmen bei Unféllen in Gemein-
schaftsrecht iiberfiihrt und ergénzende Regelungen ge-
troffen. Mit der Verordnung (EG) Nr. 785/2004 des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004
iiber Versicherungsanforderungen an Luftfahrtunterneh-
men und Luftfahrzeugbetreiber hat sie dariiber hinaus
Mindestanforderungen an die Haftpflichtversicherung
von Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeugbetreibern in
Bezug auf die Haftung fiir Passagier-, Giiter- und Dritt-
schiden aufgestellt.

SchlieBlich regelt die Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Februar
2004 iiber eine gemeinsame Regelung fiir Ausgleichs-
und Unterstiitzungsleistungen fiir Fluggédste im Fall der
Nichtbeforderung und bei Annullierung oder groBer Ver-
spatung von Fliigen und zur Authebung der Verordnung
(EWG) Nr. 295/91 fiir Fliige, die in der Gemeinschaft be-
ginnen, und fiir Fliige von Luftfahrtunternehmen mit Sitz
in der Gemeinschaft aus Drittstaaten in die Gemeinschaft
bestimmte Ausgleichs- und Unterstiitzungsanspriiche der
Fluggiste gegen die ausfiihrenden Luftfahrtunternehmen.

31 Verspatungsschaden nach dem
Montrealer Ubereinkommen (MU)

Fiir die oben genannten internationalen Luftbeforderun-
gen bestimmt das MU, dass der Luftfrachtfiihrer den
Schaden zu ersetzen hat, der durch die Verspatung bei der
Luftbeforderung von Reisenden, Reisegepédck oder Gii-
tern entsteht. Dies gilt dann nicht, wenn der Luftfracht-
fiihrer nachweist, dass er und seine Leute alle zumutbaren
MaBnahmen zur Vermeidung des Schadens getroffen ha-
ben oder dass es ihm oder ihnen nicht moglich war, sol-
che MaBinahmen zu ergreifen. Es handelt sich hier im Er-
gebnis um eine Haftung fiir vermutetes Verschulden mit
der Moglichkeit eines Entlastungsbeweises. Die Haftung
des Luftfrachtfiihrers ist begrenzt: Bis zu einer Héhe von
4 150 Sonderziehungsrechten (SZR) bei einer Verspitung
im Rahmen einer Personenbeforderung, bei einer Verspa-
tung von Reisegepidck bis zu einem Betrag von
1 000 SZR je Reisendem und bei einer Verspitung im
Rahmen einer Gtiterbeforderung bis zu einem Betrag von
17 SZR je Kilogramm. SZR ist eine kiinstliche Wéh-
rungseinheit, die 1969 vom Internationalen Wahrungs-
fond geschaffen wurde. Das SZR ist als Wéhrungskorb
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ausgestaltet, der heute aus Euro, japanischem Yen, Pfund
Sterling und US-Dollar besteht. Derzeit entspricht 1 SZR
einem Betrag von etwa 1,20 Euro.

Der Luftfrachtfiihrer kann sich bei vorsitzlicher oder
leichtfertiger Herbeiftihrung des Schadens auf die ge-
nannten Haftungsgrenzen nicht berufen. Dariiber hinaus
sind Bestimmungen, die die Haftung des Luftfrachtfiih-
rers ausschlieBen oder die in diesem Ubereinkommen
festgesetzten Haftungsgrenzen herabsetzen, geméll dem
MU nichtig.

Das MU ist nur bei sog. luftfahrttypischen Verspitungen
(technische Probleme an Luftfahrzeugen gelten als nicht
luftfahrttypisch) anzuwenden, z. B. bei wetterbedingten
Verspatungen. Ansonsten gelten die Regeln des BGB,
d. h. der Fluggast hat einen Schadensersatzanspruch ge-
mifl dem BGB, sofern ihm ein Schaden entstanden ist
und der Beforderer schuldhaft gehandelt hat. Ferner ste-
hen nach der Rechtsprechung dem Fluggast bei verspétet
durchgefiihrten Fliigen Minderungsrechte wegen mangel-
hafter Erfiillung des Beforderungsvertrages zu.

3.2 Denied-Boarding-Verordnung

(Verordnung (EG) Nr. 261/2004)

Das MU enthilt keine Bestimmungen fiir den Fall der
Nichtbeforderung und der Annullierung. Der Gemein-
schaftsgesetzgeber hat dieses Problem aufgegriffen und
mit der EG-Verordnung Nr. 261/2004 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 11. Februar 2004 iiber
eine gemeinsame Regelung fiir Ausgleichs- und Unter-
stiitzungsleistungen fiir Fluggéste im Fall der Nichtbefor-
derung und bei Annullierung oder groBer Verspétung von
Fliigen und zur Aufhebung der Verordnung (EWGQG)
Nr. 295/91 ein umfassendes Regelwerk vorgelegt, das
dem Fluggast nicht nur Rechte bei Nichtbeférderung und
Annullierung einrdumt, sondern auch grofle Verspétungen
erfasst. Mit dieser sog. Denied-Boarding-Verordnung
werden umfangreiche Anspriiche von Fluggisten auf
Ausgleichs- und Unterstiitzungsleistungen gegen das den
Flug ausfiihrende Luftfahrtunternehmen im Linien- und
Charterverkehr im Falle der Nichtbeforderung bei Uber-
buchung, der Annullierung von Fliigen sowie bei grofer
Verspitung geregelt. Neben Ausgleichszahlungen werden
Verpflichtungen zur Umbuchung auf Alternativfliige oder
zur Erstattung des Flugpreises sowie zur Betreuung der
Passagiere am Flughafen festgelegt. Die am 17. Februar
2005 in Kraft getretene Verordnung hebt die Verordnung
EWG Nr. 295/91 auf, die sich auf Ausgleichsleistungen
fiir Nichtbeforderung infolge Uberbuchung im Linien-
flugverkehr beschréinkte.

3.21 Nichtbeforderung/Annullierung

Der Fluggast kann bei Nichtbeforderung zunichst eine
nach der Flugentfernung gestaffelte Ausgleichszahlung
(zwischen 250 und 600 Euro) verlangen, die grundsétz-
lich durch Barzahlung, Uberweisung oder Scheck erfolgt.
Die Betrédge sind dabei unabhéngig von einem bestehen-
den oder bezifferbaren Schaden zu zahlen. Des Weiteren
kann der Fluggast entweder die Erstattung der Flug-
scheinkosten, einen Riickflug zum ersten Abflugort oder
eine anderweitige Beforderung zum Endziel verlangen.

SchlieBlich hat das ausfithrende Unternehmen dem Flug-
gast noch unentgeltlich Verpflegung, Unterbringung, Be-
forderung zwischen Flughafen und Hotel sowie Kommu-
nikationsmdglichkeiten anzubieten.

Im Gegensatz zu den bei einer Nichtbeforderung entste-
henden Anspriichen werden bei einer Annullierung ohne
Einschréankungen nur die Unterstiitzungsleistungen fallig,
d. h. der Anspruch auf Erstattung oder anderweitige Be-
forderung. Die Betreuungsleistungen sind hier differen-
zierter geregelt: Der Anspruch auf Hotelunterbringung
besteht nur dann, wenn der Ersatzflug erst am néchsten
Tag erfolgt. Der wichtigste Anspruch aus der Verordnung,
der auf die Ausgleichszahlung, wird bei einer Annullie-
rung nur dann gewihrt, wenn dem Fluggast die Annullie-
rung nicht frither als zwei Wochen vor der geplanten Ab-
flugzeit mitgeteilt wird und ihm keine alternative
Beforderung in engem Zeitrahmen zum gebuchten Flug
angeboten wird. Jedoch ist ein Ausgleich dann nicht zu
leisten, wenn die Annullierung auf auBergewdhnliche
Umsténde zuriickzufiihren ist. Derartige Umsténde sind
ausweislich des Erwidgungsgrundes 14 der Verordnung
beispielsweise politische Instabilitdt, Wetterbedingun-
gen, unerwartete Flugsicherheitsméangel oder Streik.

3.2.2 Verspatungen

Nach der Denied-Boarding-Verordnung 16sen Verspatun-
gen ab zwei, drei, vier oder fiinf Stunden — gestaffelt nach
der Flugentfernung — unabhéngig von einem Verschulden
sowie ohne Entlastungsmoglichkeit bestimmte Rechtsfol-
gen aus. So hat der Fluggast bei allen genannten Verzoge-
rungen gegeniiber der planmafBigen Abflugzeit Anspruch
auf unentgeltliche Verpflegung und bestimmte Kommuni-
kationsmoglichkeiten. Liegt die nach verniinftigem Er-
messen zu erwartende Abflugzeit erst am Tag nach der
zuvor angekiindigten Abflugzeit, so ist dem Fluggast zu-
sdtzlich eine Hotelunterbringung nebst der dazugehorigen
Beforderung zwischen dem Flughafen und dem Ort der
Unterbringung kostenfrei anzubieten. Betréigt die Verspa-
tung mindestens fiinf Stunden, so kann der Fluggast voll-
stindige FErstattung der Flugscheinkosten verlangen.
Dagegen ist der ausfiihrende Luftfrachtfiihrer bei Verspa-
tungen nicht verpflichtet, Ausgleichszahlungen zu leisten
oder eine anderweitige Beforderung zum Endreiseziel an-
zubieten.

3.3 Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 des
Europaischen Parlaments und des Rates
vom 14. Dezember 2005 liber die
Erstellung einer gemeinschaftlichen
Liste der Luftfahrtunternehmen, gegen
die in der Gemeinschaft eine Betriebs-
untersagung ergangen ist, sowie liber
die Unterrichtung von Fluggasten tiber
die Identitit des ausfiihrenden Luftfahrt-
unternehmens und zur Aufhebung des
Artikels 9 der Richtlinie 2004/36/EG

Die Verordnung sieht die Veroffentlichung einer gemein-
schaftlichen Liste solcher Luftfahrtunternehmen vor,
denen aus Sicherheitsgriinden Flugverbote auferlegt
wurden. Die Aufnahme eines Luftfahrtunternechmens in
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die ,,schwarze Liste* erfolgt nach einem festgelegten Ver-
fahren auf der Grundlage einheitlicher verbindlicher Kri-
terien und bewirkt ein Flugverbot in der gesamten Euro-
pédischen Union.

Fluggéste sollen mdglichst schon bei der Buchung da-
riiber unterrichtet werden, mit welchem Unternehmen sie
tatsdchlich fliegen werden. Gerit ein solches Unterneh-
men in die ,,schwarze Liste”, haben die Passagiere An-
spruch auf einen Alternativflug oder auf die Riickerstat-
tung des Flugpreises.

Die Verordnung ist am 16. Januar 2006 in Kraft getreten,
gilt hinsichtlich der Pflichten zur Passagierinformation
aber erst ab 16. Juli 2006.

3.4 Vorschlag fiir eine Verordnung des
Europdischen Parlaments und des Rates
tiber die Rechte von Flugreisenden mit
eingeschrankter Mobilitat vom

16. Februar 2005

Die durchgehende Betreuung mobilitdtseingeschriankter
Personen von der Ankunft am Flughafen bis zum Abflug
und umgekehrt soll grundsitzlich Aufgabe der Flughédfen
werden. Die Flughédfen konnen diese Aufgabe anderen
Dienstleistungsunternehmen oder auch Fluggesellschaf-
ten tibertragen. Die Kosten der Betreuung werden auf alle
den Flughafen benutzenden Luftfahrtunternehmen im

Verhiltnis der von diesen insgesamt beforderten Passa-
giere umgelegt. Fiir die Betroffenen wird die Betreuung
kostenlos sein. Zusitzlich wird festgelegt, dass die Flug-
gesellschaften Passagiere nicht wegen ihrer Behinderung
zurlickweisen diirfen. Ausnahmen sind nur auf Grund von
Sicherheitsvorschriften zuldssig und miissen begriindet
werden.

Nachdem der Verkehrsministerrat am 6. Oktober 2005
seine Position als allgemeine Ausrichtung festgelegt
hatte, wurde anschlieBend zwischen Rat, EP und Kom-
mission ein gemeinsamer Kompromisstext erarbeitet,
dem das Europiische Parlament am 15. Dezember 2005
zugestimmt hat. Der Rat wird voraussichtlich Anfang
2006 die Verordnung verabschieden. Sie wird hinsichtlich
der fiir die Luftfahrtunternehmen geltenden Verpflichtun-
gen 1 Jahr nach Veréffentlichung im Amtsblatt und in Be-
zug auf die Betreuung in Flughéfen 2 Jahre nach Verof-
fentlichung wirksam.

3.5 Schutz bei Konkurs eines Luftfahrt-

unternehmens

Die Europdische Kommission fiihrt derzeit eine Studie
iiber den Schutz von Fluggésten im Falle des Konkurses
eines Luftfahrtunternehmens durch und wird im An-
schluss die Moglichkeit der Stirkung der Rechte von
Fluggasten in diesem Fall priifen.
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Anhang 2

Fahrgastrechte in ausgewahlten europaischen Nachbarstaaten

Ausfall

Verspitung

Belgien

In Artikel 12 § 2 der conditions générales pour
le transport des voyageurs, des bagages accom-
pagnés et pour d’autres prestations en service
interieur wurde eine Regelung aufgenommen,
wonach sich die Société nationale des chemins
de fer belges (SNCB) verpflichtet, falls der
letzte Zug wegen einer Anschlussverspétung
nicht erreicht werden kann, den Fahrgast entwe-
der mit einem Taxi zum Ziel zu beférdern oder
eine Hoteliibernachtung zu bezahlen. Die SNCB
behilt sich vor, das Wahlrecht unter Kosten-
gesichtspunkten auszuiiben.

Artikel 12 § 1 der conditions générales enthélt die auch sonst iibliche Regelung, wonach die SNCB
verpflichtet ist, bei Verspétung, verpasstem Anschluss oder Zugausfall den Fahrgast anderweitig

ans Ziel zu befordern.

Artikel 58 § 2 der conditions générales gibt dem Fahrgast einen Erstattungsanspruch bei Verspa-
tung, Zugausfall oder verpasstem Anschluss. Der Fahrgast muss beweisen, dass ihm ein entspre-
chender Schaden entstanden ist, die SNCB muss schuldhaft gehandelt haben, und der Ersatz ist auf

die Hohe des Fahrpreises beschrankt.

Dénemark

Bei groflen Verspéatungen kann der Fahrgast die
Reise abbrechen und die Erstattung des Preises
fiir den nicht durchfahrenen Abschnitt verlan-
gen.

Des Weiteren kann er seine angemessenen Kos-
ten fiir die Weiterreise ans Ziel verlangen, wenn
die Danske Statsbaner (DSB) bei einer Verspa-
tung von mehr als einer Stunde keine Anstalten
fiir eine Weiterbeforderung trifft. Dabei ist er zu
einer Geringhaltung der Kosten verpflichtet. Der
Fahrgast kann das Ziel auch mit anderen Ziigen
ohne Zuschlag erreichen. Eine Ersatzbeforde-
rung wird DSB auch dann anbieten, wenn die
verspatete Verbindung die letzte des Tages war.
Die genannten Rechte des Fahrgasts sind ausge-
schlossen, wenn die Umsténde der Verspétung
auflerhalb der Kontrolle von DSB liegen. Wei-
tere Anspriiche sind ausdriicklich ausgeschlos-
sen.

Die Regelung dufert sich nicht zur Erstattung
von Hotelkosten und vermeidet auch, klar aus-
zusprechen, ob die Weiterfahrt mit einem Taxi
erfolgen kann. Der DSB bleibt ein erheblicher
Ermessensspielraum, wie die Weiterfahrt orga-
nisiert wird.

Die Metro in Kopenhagen gewéhrt ihren Kun-
den eine Erstattung der Taxikosten, sobald eine
Verspatung von mehr als 30 Minuten auftritt.
Der Maximalbetrag pro Erstattungsfall ist dabei
auf 27 Euro beschrankt.
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Ausfall

Verspiitung

Frankreich

In Frankreich erhélt der Fahrgast bei einer Ver-
spatung von 30 Minuten und mehr in Fernver-
kehrsziligen ein Drittel seines Fahrpreises als
Reisegutschein (iibertragbar) zuriick. Vorausset-
zung dafiir ist eine Entfernung von mindestens
100 Kilometern. Der Gutscheinwert muss min-
destens 4,60 Euro betragen.

Grof3britannien

Gemal Artikel 25 National Rail Conditions of
Carriage (NRCC) hat der Fahrgast Anspruch auf
Riickzahlung des Fahrpreises in bar, wenn eine
Zugverbindung, die ein Fahrgast nutzen wollte,
annulliert wird und der Fahrgast auf die Weiter-
fahrt verzichtet. Sofern der Fahrgast den Fahr-
preis nicht sofort am Fahrkartenschalter zurtick-
bekommt, erhilt er ihn, wenn er das unbenutzte
Ticket bis spétestens 28 Tagen nach Ablauf des
Giltigkeitsdatums der Fahrkarte zuriickgibt, so-
dann umgehend erstattet. Hat er den Fahrschein
fiir eine Teilstrecke benutzt, werden die Kosten
fiir diesen Abschnitt von dem Erstattungsbetrag
anteilig abgezogen. Der Fahrgast muss im Falle
der Riickerstattung damit rechnen, dass eine an-
gemessene Bearbeitungsgebiihr erhoben wird.
Gibt der Fahrgast eine reduzierte Fahrkarte zu-
riick, so kann die Riickzahlung durch die Ge-
schéftsbedingungen der einzelnen Bahngesell-
schaften eingeschrinkt werden.

Gem. Artikel 26 NRCC erhilt der Fahrgast, so-
weit er den Fahrpreis mit einer Kreditkarte be-
zahlt hat, die Riickerstattung des Fahrpreises in
Gestalt eines Gutscheines. Hat der Fahrgast da-
gegen den Fahrpreis in bar oder mittels Scheck
entrichtet und bringt er die Fahrkarte nicht un-
mittelbar nach Ausfall eines Zuges zu einem
Fahrkartenschalter zuriick, so kann das Eisen-
bahnunternehmen selbst entscheiden, ob es den
Erstattungsbetrag in bar oder in Form eines
Schecks auszahlt. Basiert der Ausfall eines Zu-
ges auf einem Umstand, den das Eisenbahnun-
ternehmen zu vertreten hat, so hat der Fahrgast
gem. Artikel 42 NRCC Anspruch auf Erstattung
nach den Bedingungen der jeweiligen Bahn-
unternchmen.

Sitzt der Reisende vor Erreichen seines Fahr-
ziels fest, weil die Reise wegen Umsténden, die
das Eisenbahnunternehmen zu vertreten hat, un-
terbrochen wurde, und ist es dem Eisenbahnun-
ternehmen nicht moglich, den Reisenden auf ir-
gend eine andere Art und Weise zum Reiseziel
zu befordern, so hat jede beliebige andere Bahn-
gesellschaft, die dazu in der Lage ist, dafiir
Sorge zu tragen, dass der Reisende sein Fahrziel
erreicht oder fiir ihn eine Ubernachtungsméog-
lichkeit zur Verfiigung steht (Artikel 44).

Im Falle einer Zugverspatung stehen dem Rei-
senden die Anspriiche aus Artikel 25, 26 NRCC
zu. Gelangt die Regelung des Artikel 25 nicht
zur Anwendung, kann der Reisende gemaf3 Arti-
kel 43 eine Erstattung in Form von Reisegut-
scheinen erhalten, wenn der Zug mehr als eine
Stunde Verspétung hat.

Der Wert der Gutscheine betridgt 20 Prozent des
urspriinglichen Fahrkartenpreises. Soweit der
Reisende Inhaber einer Dauerkarte ist, ist der
Wert des Gutscheines auf 20 Prozent des Wertes
der Dauerkarte dividiert durch die Anzahl der
Tage, fiir welche sie giiltig ist, begrenzt. Um in
den Genuss der Erstattung zu gelangen, muss
der Reisende innerhalb von 28 Tagen nach Ende
seiner geplanten Reise einen Erstattungsantrag
stellen.

Hinsichtlich der in den Artikel 45 und 46 NRCC
geregelten Haftungsausschliisse gilt in Bezug
auf die dem Reisenden nach Artikel 43 zuste-
henden Anspriiche das zum Ausfall Gesagte ent-
sprechend.

Uber diese Mindestrechte gehen einige Bahnge-
sellschaften zum Teil deutlich hinaus. So ge-
wihrt beispielsweise die Great North Eastern
Railway (GNER) ihren Fahrgésten bei einer
Verspétung von mehr als 50 Minuten bereits
eine Erstattung in Hohe von 25 Prozent des
Fahrkartenpreises. Betrdgt die Verspatung mehr
als zwei Stunden wird die Hélfte des Fahrtprei-
ses, bei einer Verspatung von mehr als drei Stun-
den der volle Fahrtpreis erstattet.

Die Transport of London (TfL) hat seit einigen
Jahren eine Kundencharta. Sie bestimmt, dass
Fahrgiste, die 15 Minuten zu spét ihr Ziel errei-
chen, als Ausgleich den Betrag einer durch-
schnittlichen Einzelfahrkarte erhalten. Unter
diese Kundencharta fallen die Verspéatungen, die
in der Verantwortung der TfL liegen. Verspétun-
gen, deren Ursache bei hdherer Gewalt (Suizide,
Notfalleinsitze, schlechtes Wetter, etc.) liegt,
werden ausgeschlossen.

Den Erstattungsbetrag konnen sich die betroffe-
nen Fahrgiste normalerweise an den Metro-Sta-
tionen auszahlen lassen. Der Maximalbetrag
liegt bei derzeit 5,80 Pfund, dieses ist der
Hochstpreis eines Metrotickets.
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Ausfall Verspiitung
noch Die Haftung gem. Artikel 42 bis 44 NRCC ent-
Grofbritannien | fallt, soweit Umstdnde vorgetragen werden, die

von den Eisenbahnunternehmen nicht be-
herrscht werden konnen. Solche Umsténde lie-
gen gem. Artikel 45 NRCC beispielsweise vor
bei Bedrohungen durch Terrorismus, Linien-
sperrungen durch die Polizei, aulergewohnlich
harten Wetterbedingungen, Unruhen oder Sui-
zid.

SchlieBlich haften die Eisenbahnunternehmen
auBer in den Féllen der Artikel 42 bis 44 NRCC
gem. Artikel 46 NRCC nicht fiir Schédden, die
durch Ausfall eines Zuges verursacht worden
sind. Dennoch konnen die Eisenbahnunterneh-
men bei Vorliegen auBergewdhnlicher Um-
stande auf freiwilliger Basis betroffenen Reisen-
den weiterhelfen.

Niederlande Ein Schadensersatz wegen Verspiatung wird
zwar in Artikel 13.3 der ,,Algemene Voorwarden
voor het vervoer van Reizigers en Handbagage
van de Nederlandse Spoorwegen® (AVR-NS)
ausdriicklich ausgeschlossen, jedoch erlaubt die
Vorschrift, durch Sonderregelungen Ausnahmen
zu machen. Davon haben Nederlandse Spoorwe-
gen und die niederldndische Regierung mit der
,,Geld terug bij Vertraging®-Vereinbarung
(GtbV) Gebrauch gemacht. Danach werden bei
allen innerniederldndischen Zugfahrten mit den
Nederlandse Spoorwegen ab einer 30-miniitigen
Verspatung 50 Prozent und ab einer 60-miniiti-
gen Verspétung 100 Prozent des Fahrpreises er-
stattet. Fiir einen Erstattungsanspruch muss der
Reisende im Falle einer 30 bis 59-miniitigen
Verspitung mindestens 28 Kilometer fiir
4,40 Euro zuriickgelegt haben. Bei einer iiber
60-miniitigen Verspatung hat er den Anspruch
bereits bei einer Fahrt von 12 Kilometern, die
ihn 2,20 Euro kosten. Fiir Zeitkarteninhaber gel-
ten besondere Regelungen. Hier werden festge-
legte Anteile ersetzt. Sollte die Verspitung auf
hohere Gewalt zuriickzufiihren sein, scheidet
eine Riickzahlung des Fahrpreises aus. Ebenso
werden Folgeschidden von den Nederlandse
Spoorwegen nicht ersetzt. Mitunter kommt es in
diesem Bereich aber zu Kulanzentscheidungen
(z. B. Erstattung von Taxikosten).

Norwegen Wenn ein Verkehrsmittel eine Verspédtung von

mehr als 20 Minuten erleidet, kann der wartende
Kunde ein Taxi benutzen. Die Taxikosten wer-
den dem Fahrgast in bis zu einer Hohe von

50 Euro ersetzt.




Drucksache 16/1484

_24_

Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode

Ausfall

Verspiitung

Osterreich

a) Allgemeine Bestimmungen:

In § 24 des Eisenbahnbeforderungsgesetzes ist
bestimmt, dass der Reisende bei Ausfall eines
Zuges keinen Anspruch auf Entschddigung hat.
Der Reisende kann in diesen Féllen auf die Wei-
terfahrt verzichten und sich den Fahrtpreis er-
statten lassen, kostenlos zum Ausgangsbahnhof
zuriickfahren oder seine Reise mit einem ande-
ren Zug fortsetzen. Ein zusitzliches Beforde-
rungsentgelt darf dafiir nicht erhoben werden.
Verzichtet der Fahrgast auf die Weiterfahrt und
verlangt er daraufhin seinen Fahrpreis zuriick,
muss er die Riickerstattung gem. § 29 innerhalb
einer Frist von sechs Monaten schriftlich gel-
tend machen.

Nach § 24 ist das Eisenbahnunternehmen auf
Verlangen des Fahrgastes verpflichtet, den Aus-
fall eines Zuges zu bescheinigen. Will der Fahr-
gast bei Ausfall eines Zuges zum Ausgangs-
bahnhof zuriickfahren oder die Reise fortsetzen,
muss das Eisenbahnunternehmen ferner die Gel-
tungsdauer seines Fahrscheins verldngern oder
die Giiltigkeit auf einen anderen Befoérderungs-
weg ausweiten.

b) Passagiercharta der OBB

Kann die Reise beispielsweise wegen eines Zu-
gausfalls nicht bis 24.00 Uhr wie geplant mit ei-
nem anderen fahrplanméBigen Verkehrsmittel
fortgesetzt werden oder ist eine solche Fortset-
zung unter den gegebenen Umstédnden unzumut-
bar, tibernimmt die OBB Personenverkehr AG
die Kosten fiir eine angemessene Ubernachtung
und die Benachrichtigung von Personen oder,
sofern preisgiinstiger und zumutbar, die Kosten
fiir den Transfer mit einem anderen Verkehrs-
mittel (z. B. Taxi). In beiden Féllen betragt der
Erstattungshdchstbetrag jedoch 80,00 Euro.

Fiihrt ein Zugausfall dazu, dass der Reisende in-
nerhalb einer Reisekette seinen Anschlusszug
verpasst und deshalb seinen Zielbahnhof mit ei-
ner Verspéatung von mehr als 120 Minuten er-
reicht, so hat er alternativ dazu Anspruch auf
eine Erstattung in Hohe von 20 Prozent des
Fahrkartenwertes in Gestalt eines Gutscheins,
wenn fiir die gesamte Reisekette eine Sitzplatz-
reservierung durchgefiihrt wurde. Diese Erstat-
tung wird gewéhrt, wenn der Mindestfahrkarten-
preis je Fahrtrichtung und Person im nationalen
Fernverkehr 20,00 Euro betrégt. Bei der Berech-
nung des Fahrkartenpreises werden Kosten fiir
Reservierungen sowie Liegewagen- und Schlaf-
wagenzuschldge beriicksichtigt. Die maximale
Hohe der Erstattung betrigt wiederum

80,00 Euro.

a) Allgemeine Bestimmungen

§ 24 Eisenbahnbeforderungsgesetz schliefit
nicht nur einen Entschddigungsanspruch bei
Ausfall eines Zuges aus, sondern auch dann,
wenn ein Zug verspétet abfahrt oder ankommt.
Wird auf Grund einer Zugverspétung der An-
schluss an einen anderen Zug versdumt, so kann
der Fahrgast wiederum auf die Weiterfahrt ver-
zichten und sich den Fahrpreis erstatten lassen,
kostenlos zum Ausgangsbahnhof zuriickfahren
oder seine Reise mit einem anderen Zug fortset-
zen. Im Ubrigen gilt das zum Ausfall Gesagte
entsprechend.

b) Passagiercharta der OBB

Nach der Passagiercharta der OBB Personenver-
kehr AG haben Reisende, die wegen einer Zug-
verspatung oder dem Versdumnis eines An-
schlusszuges ihre Reise nicht bis 24.00 Uhr wie
geplant mit einem anderen fahrplanméBigen
Verkehrsmittel fortsetzen konnen, zunéchst die
gleichen Anspriiche wie bei Ausfall der Befor-
derung auch: Sie kénnen Hotel- oder Taxikosten
bis zu einer Hohe von 80,00 Euro ersetzt verlan-
gen.

Hat ein Fernverkehrszug bei Tagesreisen am
Zielbahnhof mehr als 60 Minuten bzw. bei
Nachtreisen mehr als 120 Minuten Verspétung,
erhilt der Fahrgast — wiederum nur alternativ —
eine Erstattung in Hohe von 20 Prozent des
Fahrkartenwertes. Diese Erstattung wird nur
dann gewahrleistet, wenn der Mindestfahrkar-
tenpreis je Fahrtrichtung und Person 20,00 Euro
im nationalen oder 50,00 Euro im internationa-
len Fernverkehr betrdgt. Bei der Berechnung des
Fahrkartenpreises werden Kosten fiir Reservie-
rungen sowie Liegewagen- und Schlafwagenzu-
schlédge berticksichtigt. Die Hohe der Erstattung
bei Verspitungen ist im nationalen Fernverkehr
auf einen Betrag von maximal 80,00 Euro be-
grenzt. Sie wird nur in Form von Gutscheinen
gewihrt. Besitzer der OSTERREICHcard oder
einer Zeitkarte der OBB erhalten eine Erstattung
in Héhe von 6,00 Euro.

Diese Regelung gilt im nationalen Fernverkehr
nicht nur fiir einen einzelnen Fernverkehrszug,
sondern fiir die gesamte Reisekette, wenn dafiir
eine Sitzplatzreservierung durchgefiihrt wurde.
Das bedeutet, dass der Reisende, der auf Grund
einer geringen Verspatung seinen Anschlusszug
verpasst und deshalb seinen Zielbahnhof mit
mehr als 120 Minuten Verspétung erreicht, die
von der OBB Personenverkehr AG zugesagte
Erstattungsleistung auch dann erhélt, wenn die
Reise mit einem Nahverkehrszug beendet wird.
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Ausfall Verspiitung
noch Die Erstattungsanspriiche bestehen allerdings Die Anspriiche entfallen wiederum, wenn die

Osterreich

nicht, wenn der Ausfall auf hohere Gewalt oder
einen in der Sphére des Reisenden liegenden
Umstand zuriickzufiihren ist.

Nichteinhaltung des Fahrplanes zuriickzufiihren
ist auf auBerhalb des Eisenbahnbetriebes lie-
gende Umsténde oder ein Verschulden des Rei-
senden.

Schweden

Erstattet wird der volle Fahrtpreis in Abhéngig-
keit von der Gesamtdauer der Reise. Bei einer
Reisedauer von bis zu einer Stunde erhélt der
Fahrgast den vollen Fahrpreis ab einer Verspa-
tung von 20 Minuten erstattet, bei einer Reise-
dauer zwischen einer und zwei Stunden ab einer
Verspétung von 40 Minuten und bei einer Reise-
dauer von zwei Stunden ab einer Verspatung
von 60 Minuten. Die Erstattung erfolgt in Ge-
stalt von Gutscheinen. Inhaber von Zeitkarten
erhalten Reisegutscheine in anteiliger Hohe des
Kartenwertes: Bei Monatsnetzkarten sind dies
1/36, bei Jahresnetzkarten 1/240 und bei Stre-
ckenzeitkarten 1/360 des Kartenwertes. Diese
Reisegutscheine gelten ein Jahr fiir den Fahrkar-
tenverkauf am Schalter und via Telefon.

Schweiz

In der Schweiz gilt auf nationaler Ebene das
Transportgesetz (TG). Dieses enthélt Regelun-
gen liber den Personen- und Gepécktransport.
Prézisiert wird das Gesetz durch die vom Bun-
desrat erlassene schweizerische Transportver-
ordnung (TV). Diese Vorschriften gelten fiir alle
schweizerischen Verkehrsunternehmen.

Gemal Artikel 17 TG haftet eine Unternehmung
dem Reisenden fiir den entstandenen Schaden,
sofern sie ihren Fahrplan nicht einhilt und der
Reisende daher den letzten im Fahrplan vorge-
sehenen Anschluss verpasst.

Entfallt eine Verbindung mit der Folge, dass der
Reisende seine Reise nicht fahrplangemaf fort-
setzen kann, stehen ihm folgende Moglichkeiten
gemal Artikel 4 TV offen:

Der Reisende kann (1) auf die Weiterreise ver-
zichten und den Fahrpreis sowie die Kosten fiir
die Gepackbeforderung fiir die nicht gefahrene
Strecke zurilickverlangen oder (2) seine unent-
geltliche Riickreise und die Riickbeforderung
seines Gepécks zum Abreiseort sowie den Er-
satz des Fahrpreises verlangen oder (3) seine
Weiterreise mit der nidchsten Verbindung oder
mit einem anderen Verkehrstrager aufnehmen.

Kann die Reise nicht am selben Tag fortgesetzt
werden, hat der Reisende Anspruch auf Ersatz
der ihm entstandenen Kosten, jedoch nicht iiber
die Kosten fiir eine Ubernachtung mit Friihstiick
hinaus, Artikel 4 II TV.

Fiir Verspatungen gilt das zum Ausfall Gesagte.
Dariiber hinaus gilt seit Anfang 2005 auch fiir
die Bahnen der Schweiz auf freiwilliger Basis
eine Verspatungshaftung fiir internationale,
grenziiberschreitende Ziige (ABB-CIV). Rei-
sende auf diesen Ziigen erhalten im Falle we-
sentlicher Verspétung einen Teil des Fahrpreises
zuriickerstattet. Inhaber von Abonnementen
(Generalabonnement, Tageskarten etc.) werden
nicht entschadigt.
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Ausfall Verspiitung
noch Die Haftung ist ausgeschlossen, wenn der Scha-
Schweiz den auf einem Verschulden des Reisenden oder

auf unvermeidbaren Umstidnden beruht, deren
Folgen unabwendbar waren, Artikel 17 III TG.
Ist der Schaden vorsitzlich oder grob fahrléssig
vom Verkehrsunternehmen verursacht worden,
so ist er voll zu ersetzen (Artikel 41 I TG). Ein
im Voraus vereinbarter Haftungsausschluss so-
wie die Umkehr der Beweislast ist nichtig,
Artikel 42 1 TG. Anspriiche des Reisenden
erloschen 30 Tage nach dem Ereignis.

Uber diese gesetzlichen Bestimmungen hinaus
bestehen bei den Schweizerischen Bundesbah-
nen weitere Regelungen. So werden bei Ausfall
oder Verspitung von Ziigen Kosten fiir eine Ta-
xifahrt im nationalen Verkehr bis zu CHF 40 pro
Person iibernommen. Muss der Reisende drin-
gend ein Flugzeug oder einen internationalen
Anschlusszug erreichen, werden maximal

CHF 70 ersetzt. Andere Fille werden von der
SBB kulant gehandhabt.

Bei einer Wertung wiren auch die Streckenlidnge im jeweiligen Land und die Anzahl der grenziiberschreitenden Ver-
kehre (Verspétung des inldandischen Verkehrsunternehmens durch verspétete Ubergabe an der Grenze) zu beriicksichti-
gen.
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Anhang 3

Ubersichten iiber die Kostenfolgen

(aus dem Gutachten ,,Verbraucherschutz und Kundenrechte im 6ffentlichen Personenverkehr der ProgTrans AG in
Zusammenarbeit mit dem Lehrstuhl fiir Biirgerliches Recht und Européisches Recht der Universitét Rostock)

Die Kostenberechnung wurde in folgenden Varianten (V) durchgefiihrt:

V' 1 Verspiitung ab 30 60 90 Minuten gekoppelt mit:
V 1.1 Erstattung 30 % — 60 % — 90 % des Fahrpreises
V 1.2 Erstattung 15 % — 30 % — 45 % des Fahrpreises
V 2 Verspdtung ab 60 90 Minuten gekoppelt mit:
V 2.1 Erstattung 60 % — 90 % des Fahrpreises

V 2.2 Erstattung 25 % — 40 % des Fahrpreises?

V 2.3 Erstattung 20 % — 20 % des Fahrpreises

Weiterhin wurden alle o. g. Varianten mit zwei unterschiedlichen Ansétzen fiir die Wahrscheinlichkeit der Inanspruch-
nahme von Erstattungen gerechnet und zwar mit 40 bzw. 50 Prozent der Personen, denen eine Erstattung zusteht.

Dariiber hinaus werden in allen Variantenrechnungen beriicksichtigt:
— Die Bagatellgrenze der zu entschddigenden Summe liegt bei 5 Euro,
— keine Ausschliisse, also alle Verspatungsfille,

— keine Folgeschadenerstattungen.

Tabelle: Erstattungskosten eines Unternehmens im Schienenpersonenfernverkehr (SPFV)
(in Varianten)

in Minuten Inanspruch- Kosten pro Inanspruch- Kosten pro
30 ) 90 nahme 40% Fahrgast nahme 50% Fahrgast

Entschadigungsregelung Mio. EUR EUR Mio. EUR EUR
30% 60% 90% 68,458 0,622 87,869 0,799
60% 90% 57,081 0,519 71,351 0,649

15% 30% 45% 33,225 0,302 41,531 0,378
25% 40% 24,895 0,226 31,119 0,283

20% 20% 18,257 0,166 22,821 0,207

Die Tabelle zeigt die Erstattungskosten je Erstattungsvariante sowohl bei einer mittleren Inanspruchnahme durch
40 Prozent als auch durch 50 Prozent der berechtigten Fahrgiste. Daneben werden die Erstattungskosten pro Fahrgast
— bezogen auf die Fahrgéste des Unternehmens insgesamt — ausgewiesen, um einen Bezug der Kosten zur GroBe des
Unternehmens herzustellen. Je nach Verspatungs- bzw. Erstattungsregelung und der zugrunde gelegten Rate fiir die In-
anspruchnahme bewegen sich die Kosten in dem betrachteten Beispiel-Unternehmen zwischen rund 18 Mio. Euro (Mi-
nimum) und rund 88 Mio. Euro (Maximum). Bei der von den Gutachtern vorgeschlagenen 30%/60%/90%-Regelung
wiirde — je nach Rate der Inanspruchnahme — die Erstattungskosten in Hohe von rund 69 bis 88 Mio. Euro liegen. Be-
zogen auf die Fahrgastzahlen insgesamt fallen dementsprechend 62 bis 80 Cent pro Fahrgast an.

Anhand der aufgezeigten Variantenrechnung wird deutlich, dass sich weniger die Verspatungsdefinition (Erstattung ab
30 Minuten oder erst ab 60 Minuten) als vielmehr die Erstattungsregelung (Variante 30 Prozent/60 Prozent/90 Prozent
oder 60 Prozent/90 Prozent) auf die Hohe der Erstattungssumme auswirken.

3 Nur fiir Schienenpersonenverkehr gerechnet.



Drucksache 16/1484 —28 - Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode

Tabelle: Bearbeitungskosten eines Unternehmens im SPFV (in Varianten)

Verspatung SPFV (Inanspruchnahme 40%) SPFV (Inanspruchnahme 50%)

nuten Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten
30 60 90 5 10 15 30 45 5 10 15 30 45
Entschadigungsregelung Mio. EUR Mio. EUR
30% 60% 90% 5,306 10,612 15,918 31,836 47,754 6,632 13,265 19,897 39,795 59,692
60% 90% 3,749 7,497 11246 22,492 33,738 4,686 9,372 14,057 28,115 42,172
15% 30% 45% 5306 10,612 15918 31,836 47,754 6,632 13,265 19,897 39,795 59,692
25% 40% 3,749 7,497 11,246 22,492 33,738 4,686 9,372 14,057 28,115 42,172
20% 20% 3,749 7497 11246 22,492 33,738 4,686 9,372 14,057 28,115 42,172

Hinzu kommen die Bearbeitungskosten, die — beispielsweise bei einer Bearbeitungszeit von 15 Minuten/Fall — bezo-
gen auf die Minimum-Variante 11 Mio. Euro und bezogen auf die Maximum-Variante 20 Mio. Euro ausmachen.

Schienenpersonennahverkehr (SPNV)

In die Berechnung der Kostenbelastungen fiir Unternechmen des Schienenpersonennahverkehrs flossen Daten eines
SPNV-Unternehmens mit einem Fahrgastaufkommen von 1 564 Mio. Reisenden im Jahr 2004 ein. Folgende Annah-
men liegen zugrunde:

Die Kalkulationen wurden fahrtweitenabhingig vorgenommen (Unterschiede bei den Fahrpreisen). Im Nahverkehr
wurde unterschieden nach unter 100 km und tiber 100 km.

Die Verspétungsdaten sind Angaben aus dem Jahr 2004.
Bei den Umsteigern in einer Reisekette wurde ein Stundentakt angenommen. Die Umsteiger wurden beriicksichtigt, je-
doch nur von Fern- zu Fernverkehr und von Nah- zu Nahverkehr.

Tabelle: Kostenbelastung eines Unternehmens im SPNV
(in Varianten)

Verspéatung SPNV

in Minuten Inanspruch- Kosten pro Inanspruch- Kosten pro

30 60 20 nahme 40% Fahrgast nahme 50% Fahrgast
Entschadigungsregelung Mio. EUR EUR Mio. EUR EUR
30% 60% 90% 61,488 0,039 76,860 0,049
60% 90% 56,781 0,036 70,976 0,045
15% 30% 45% 13,817 0,009 17,271 0,011
25% 40% 11,721 0,007 14,651 0,009
20% 20% 0,000 0,000 0,000 0,000

Je nach Verspitungs- bzw. Erstattungsregelung und der zugrunde gelegten Rate fiir die Inanspruchnahme bewegen sich
die Kosten in dem betrachteten Beispiel-Unternehmen zwischen 0 Euro (Minimum, bei dieser Regelung greift die Ba-
gatellgrenze)* und rund 77 Mio. Euro (Maximum), dies gilt fiir Fahrgéste mit Normalfahrschein. Bei der von den Gut-
achtern vorgeschlagenen 30 Prozent/60 Prozent/90 Prozent-Regelung wiirde — je nach Rate der Inanspruchnahme — bei
Erstattungskosten in Hohe von rund 62 bis 77 Mio. Euro liegen. Bezogen auf die Fahrgastzahlen insgesamt fallen dem-
entsprechend 4 bis 5 Cent pro Fahrgast an.

4 Die Regelung fiir Zeitkarteninhaber sicht vor, dass sich die Bagatellgrenze auf die Summe von Erstattungsanspriichen bei wiederholten Verspé-
tungen innerhalb des Geltungszeitraumes der Zeitkarte beziehen. Dadurch konnen Kosten anfallen, die aber aufgrund des komplexen Sachverhal-
tes fiir Erstattungsleistungen der Zeitkarteninhaber nicht verlésslich kalkulierbar sind.
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Tabelle: Bearbeitungskosten eines Unternehmens im SPNV
(in Varianten)

SPNV (Inanspruchnahme 40%) SPNV (Inanspruchnahme 50%)

in Minuten Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten
30 60 90 5 10 15 30 45 5 10 15 30 45
Entschadigungsregelung Mio. EUR Mio. EUR
30% 60% 90% 23,625 47,251 70,876 141,752 212,628 29,532 59,063 88,595 177,190 265,785
60% 90% 17,592 35,184 52,776 105,552 158,328 21,990 43,980 65970 131,940 197,910
15% 30% 45% 23,625 47,251 70,876 141,752 212,628 29,532 59,063 88,595 177,190 265,785
25% 40% 17,592 35,184 52,776 105,552 158,328 21,990 43,980 65970 131,940 197,910
20% 20% 17,692 35184 52,776 105552 158,328 21,990 43,980 65970 131,940 197,910

Hinzu kommen die Bearbeitungskosten, die — beispielsweise bei einer Bearbeitungszeit von 10 Minuten/Fall — bezo-
gen auf die Minimum-Variante 35 Mio. Euro und bezogen auf die Maximum-Variante 59 Mio. Euro ausmachen. Be-
merkenswert sind die relativ hohen Bearbeitungskosten vor allem bei der Minimum-Variante. Die Erstattungsbetrige
fallen zwar unter die Bagatellgrenze, aber dennoch muss jeder Fall gepriift werden. Hier macht sich die im Verhéltnis
zum Fernverkehr viel hohere Anzahl Beschwerden (Fahrgastzahlen) bemerkbar.

Kostenkumulation bei Unternehmen mit SPFV und SPNV

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Gesamtkostenbelastung eines Unternehmens mit SPFV und SPNV. Die jéhrlich an-
fallenden reinen Erstattungskosten wiirden bei der Anwendung der 30 Prozent/60 Prozent/90 Prozent-Regel und einer
Inanspruchnahme von 50% der berechtigten Fahrgéste rund 165 Mio. Euro betragen.

Tabelle: Erstattungskosten eines Unternehmens im SPFV+SPNV
(in Varianten)

Verspatung SPFV/SPNV

in Minuten Inanspruch- Kosten pro Inanspruch- Kosten pro

60 nahme 40% Fahrgast nahme 50% Fahrgast
Entschéadigungsregelung Mio. EUR EUR Mio. EUR EUR
30% 60% 90% 129,945 0,078 164,729 0,098
60% 90% 113,862 0,068 142,327 0,085
15% 30% 45% 47,042 0,028 58,802 0,035
25% 40% 36,616 0,022 45,770 0,027
20% 20% 18,257 0,011 22,821 0,014

Je nach Verspitungs- bzw. Erstattungsregelung und der zugrunde gelegten Rate fiir die Inanspruchnahme bewegen sich
die Kosten in dem betrachteten Beispiel-Unternehmen mit sowohl SPFV als auch SPNV zwischen rund 18 Mio. Euro
(Minimum) und rund 165 Mio. Euro (Maximum). Bezogen auf das Fahrgastaufkommen insgesamt ergeben sich 1 bis
10 Cent pro Fahrgast.

Tabelle: Bearbeitungskosten eines Unternehmens mit SPFV+SPNV
(in Varianten)

SPFV/SPNV (Inanspruchnahme 40%) SPFVISPNV (Inanspruchnahme 50%)

in Minuten Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten
30 60 90 5 10 15 30 45 5 10 15 30 45
Entschadigungsregelung Mio. EUR Mio. EUR

30% 60% 90% 28,931 57,863 86,794 173,588 260,382 36,164 72,328 108,492 216,985 325477
60% 90% 21,341 42,681 64,022 128,044 192,066 26,676 53,352 80,027 160,055 240,082

15% 30% 45% 28,931 57,863 86,794 173,588 260,382 36,164 72,328 108,492 216,985 325477
25% 40% 21,341 42,681 64,022 128,044 192,066 26,676 53,352 80,027 160,055 240,082
20% 20% 21,341 42,681 64,022 128,044 192,066 26,676 53,352 80,027 160,055 240,082

Hinzu kommen die Bearbeitungskosten, die — beispielsweise bei einer Bearbeitungszeit von 10 Minuten/Fall — bezo-
gen auf die Minimum-Variante rund 43 Mio. Euro und bezogen auf die Maximum-Variante 72 Mio. Euro ausmachen.
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Will man den Anteil der Bearbeitungskosten an den Gesamtkosten unter der 20 Prozent-Marke lassen, wie die Gutach-
ter empfehlen, wire dies nach den vorliegenden Ergebnissen nur bei einem durchschnittlichen Bearbeitungsaufwand
von maximal 5 Minuten pro Fall moglich.

Bei den anfallenden Bearbeitungskosten wire vorstellbar, dass sich dieser Kostenblock durch Zusammenfassung der
Abwicklungsprozesse fiir SPFV und SPNV verringern lassen konnte, allerdings nur dann, wenn es sich um ein Unter-
nehmen handelt. Auch hier hdngen aber die Kosten von der Ausgestaltung der Beschwerdewege und Bearbeitungspro-
zesse ab.

Bus-Fernverkehr

Hinsichtlich des 6ffentlichen Buslinienfernverkehrs wurden die Kostenabschitzungen nur mit Hilfe von allgemein zu-
ginglichen Daten vorgenommen. Im Folgenden sind die wichtigsten Annahmen aufgelistet, die der Berechnung zu-
grunde liegen:

Das Fahrgastautkommen des Beispiel-Busunternehmens betragt 365 000 Personen pro Jahr.

Die Kalkulationen wurden fahrtweitenabhéngig vorgenommen (Unterschiede bei den Fahrpreisen). Im Fernverkehr
wurde unterschieden nach unter 200 km, zwischen 200 km und 400 km und tiber 400 km.

Der Verspatungsanteil in Prozent (ab 5 Minuten) von allen angefahrenen Haltestellen pro Tag wurde mit gut 10 Prozent
angegeben. Ab 30 Minuten Verspatung wurden 0,5 Prozent und ab 60 bzw. 120 Minuten 0,05 Prozent angenommen.

Umsteiger wurden nicht beriicksichtigt, da nach Darstellung der Gutachter die Busfernverkehre meist Punkt-zu-Punkt-
Verkehre sind.

Tabelle: Erstattungskosten eines Unternehmens im Bus-Fernverkehr
(in Varianten)

e
in Minuten Inanspruch- Kosten pro Inanspruch- Kosten pro

30 60 20 nahme 40% Fahrgast nahme 50% Fahrgast
Entschadigungsregelung Mio. EUR EUR Mio. EUR EUR
30% 60% 90% 0,029 0,079 0,036 0,099
60% 90% 0,006 0,017 0,008 0,021
15% 30% 45% 0,008 0,022 0,010 0,028
20% 20% 0,001 0,004 0,002 0,004

Fiir das Beispielbusunternechmen entstehen jdhrliche Erstattungsaufwendungen je nach Variante in Hohe von
1 000 Euro (Minimum) bis 36 000 Euro (Maximum). Bei der von den Gutachtern vorgeschlagenen 30 Prozent/
60 Prozent/90 Prozent-Regelung wiirde fiir das Unternehmen je nach Inanspruchnahme 29 000 bis 36 000 Euro Erstat-
tungszahlungen bedeuten. Bezogen auf das Fahrgastaufkommen insgesamt entspricht dieser letztgenannte Aufwand
rund 8 bis 10 Cent pro Kopf.

Tabelle: Bearbeitungskosten eines Unternehmens im Bus-Fernverkehr
(in Varianten)

Verspétung Bus (Inanspruchnahme 40%) Bus (Inanspruchnahme 50%)

in Minuten Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten
30 6l 90 5 10 15 30 45 5 10 15 30 45

Entschéadigungsregelung Mio. EUR Mio. EUR
30% 60% 90% 0,006 0,011 0,017 0,033 0,050 0,007 0,014 0,021 0,042 0,063
60% 90% 0,001 0,001 0,002 0,003 0,005 0,001 0,001 0,002 0,004 0,006
15% 30% 45% 0,006 0,011 0,017 0,033 0,050 0,007 0,014 0,021 0,042 0,063
20% 20% 0,001 0,001 0,002 0,003 0,005 0,001 0,001 0,002 0,004 0,006

Bei einer angenommenen Bearbeitungszeit von beispielsweise 5 Minuten pro Fall wiirden noch einmal 1 000 Euro
(Minimum) bzw. 7 000 Euro Bearbeitungskosten zu den Erstattungskosten hinzukommen.
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Stidtischer OPNV

Fiir die Berechnung der Kostenbelastung von Unternehmen mit stidtischem OPNV wurden die Angaben von mehreren
Verkehrsunternehmen verkniipft. Das Fahrgastaufkommen dieses idealtypischen Unternehmens betragt ca. 240 Millio-
nen Fahrgiste pro Jahr. Den teilweise speziellen Charakteristiken eines stadtischen Verkehrsunternehmens wurde nach
Darstellung der Gutachter durch nachfolgende Annahmen Rechnung getragen:

Die Kalkulation ist nicht fahrtweitenabhéngig vorgenommen worden, denn eine Unterscheidung nach Fahrtweiten
im stédtischen OPNV ist nicht sinnvoll, da der durch relativ ldngere Fahrten entstehende hohere Fahrpreis unwe-
sentlich ist.

Bei den Umsteigern in einer Reisekette wurde ein Viertelstundentakt angesetzt. Der Fahrtanteil der Direktfahrer
wurde mit 70 Prozent und der der Umsteiger mit 30 Prozent angenommen.

Am Beispiel des stidtischen Verkehrsunternehmens wird die Wirkung der Bagatellgrenze von 5 Euro deutlich. Ob-
wohl die Berechnungsergebnisse zeigen, dass ca. 1/2 Millionen Fahrgéste von einer Verspatung von iiber einer hal-
ben Stunden betroffen sind, fallen aufgrund des durchschnittlichen Fahrpreises von lediglich 3 Euro und der Baga-
tellgrenze in Hohe der 5 Euro keine Erstattungszahlungen an. Dies gilt fiir Fahrgéste mit Normalfahrschein.

Die Regelung fiir Zeitkarteninhaber sieht vor, dass sich die Bagatellgrenze auf die Summe von Erstattungsansprii-
chen bei wiederholten Verspiatungen innerhalb des Geltungszeitraumes der Zeitkarte beziehen. Dadurch kénnen
Kosten anfallen, die aber aufgrund des komplexen Sachverhaltes fiir Erstattungsleistungen der Zeitkarteninhaber
nicht verlésslich kalkulierbar sind.

Dieses begriinden die Gutachter wie folgt: Es ist zwar mdglich, eine Abschétzung der Anzahl der Fahrgiste, die von
einer Verspétung betroffen sind, durchzufiihren und weiterhin kdnnte man, sofern das Datenmaterial zur Verfiigung
gestellt wiirde, von dieser Gesamtanzahl auch den Anteil der Zeitkarteninhaber ermitteln. Doch die somit erhaltene
Anzahl von betroffenen Zeitkarteninhabern spiegelt lediglich einen Verspétungsfall wider. Die spezielle Annahme
der kumulativen Verspatungsfalle ldsst es jedoch nicht zu, vereinfacht die absoluten Fahrgastzahlen der Zeitkarten-
inhaber zu summieren bis eine Bagatellgrenze erreicht wird. Denn fiir eine verléssliche Berechnung wére dann eine
Einzelfallbetrachtung jedes Zeitkarteninhabers notwendig. Dorthinein spielen Konstellationen wie Fahrtenhdufig-
keiten, Quell- und Zielverbindungen, Fahrtdauer und benutzte Linien. Eine solche Einzelfallbetrachtung ist bei der
Gesamtmodellierung nicht durchfiihrbar (das Gleiche gilt auch fiir den Nahverkehr Uberland [Busverkehre]).
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4 Zusammenfassung

Hintergrund und Aufgabenstellung

Verbraucherschutz und Kundenrechte im o6ffentlichen
Personenverkehr (OPV) stellen ein aktuelles Handlungs-
feld im Zusammenhang mit der Qualitdtsoffensive im
OPV dar. Auf nationaler wie auch auf europiischer Ebene
sind Bemiithungen im Gange, den Kundenrechten mehr
Gewicht zu verleihen und bei der Erarbeitung von ange-
messenen Losungen Wettbewerbsverzerrungen zwischen
den Verkehrstragern und groBere Rechtsunterschiede zwi-
schen den europdischen Mitgliedsstaaten zu vermeiden.

Das Schwergewicht dieses Vorhabens war insbesondere
darauf zu legen,

— eine umfassende Analyse der vorhandenen Kunden-
rechte im OPV sowie einen Rechtsvergleich in ausge-
wihlten europdischen Landern durchzufiihren,

— die Positionen und Vorschldge verschiedener Akteurs-
und Interessengruppen, insbesondere der Aufgaben-
trager, Verkehrsunternehmen und Fahrgastvertretun-
gen in die Entwicklung von Optionen fiir eine Erwei-
terung der Kundenrechte einzubeziehen,

— die finanziellen Folgen einer Stirkung der Kunden-
rechte fiir Verkehrsunternehmen und Kunden abzu-
schétzen, die bei der Abwégung von Losungen fiir die
Weiterentwicklung von Fahrgastrechten mit beriick-
sichtigt werden sollen und

— aufbauend auf einer Synthese der Ergebnisse rechts-
politische Vorschldge zu entwickeln, die als Grund-
lage fiir einen Bericht der Bundesregierung zur Stér-
kung der Kundenrechte im OPV dienen sollen.

Bei der Analyse bestehender Kundenrechte im 6ffentli-
chen Personenverkehr wurde zunichst dem Luftverkehrs-
sektor besondere Bedeutung beigemessen. Wie unsere
Darstellung gezeigt hat, sind die Kundenrechte in diesem
Bereich sehr detailliert geregelt. Vor allem die VO (EG)
Nr. 261/2004 hat maBigeblich zur Verbesserung der An-
spriiche von Fluggésten beigetragen. Mit dem Inkrafttre-
ten der Verordnung und angesichts der Internationalen
Ubereinkommen hat sich aber zugleich auch der Spiel-
raum fiir eine nationale Regelung im Luftverkehr stark
eingeengt.

Im Anschluss an die Darstellung der Kundenrechte im
Luftverkehrssektor wird sodann ein Uberblick iiber das
im Schienenpersonenverkehr bestehende Haftungsregime
gegeben. Es zeigt sich, dass Reisenden auf Grund von
§ 17 EVO bislang keine gesetzlichen Anspriiche auf Ent-
schidigung bei Ausfall und Verspatung von Inlandsziigen
zustehen. Mit Inkrafttreten des modifizierten § 17 EVO
werden dem Fahrgast zwar in bestimmten Féllen Ansprii-
che eingerdumt; eine Fahrpreiserstattung wegen Zugaus-
fall oder Verspiatungen wird es danach aber weiterhin
nicht geben. Folgerichtig konnen sich Anspriiche der
Fahrgéste nur aus der Kundencharta der Deutschen Bahn

AG ergeben, die fiir den Bereich des inldndischen Schie-
nenpersonenfernverkehrs gewisse Entschiddigungsrege-
lungen bei Zugverspétungen vorsieht. Reisende im Schie-
nenpersonennahverkehr werden dagegen auch weiterhin
bei Verspatungen und Zugausfall nicht entschédigt.

Fiir grenziiberschreitende Fahrten gilt derzeit noch das
COTIF mit dem dazugehdrigen Anhang CIV aus dem
Jahre 1980. Hierin sind, wie festgestellt wurde, keine Ent-
schidigungsleistungen vorgesehen, wenn Ziige sich ver-
spéiten oder ausfallen. Erst die Neufassung des COTIF
aus dem Jahre 1999, die voraussichtlich in diesem Jahr in
Kraft treten wird, erweitert die Rechte der Reisenden. In
einigen Féllen stehen den Reisenden dann beispielsweise
Anspriiche auf Ersatz der Kosten fiir eine angemessene
Hotelunterkunft zu.

Auf EU-Ebene hat die Kommission im Mérz 2004 einen
Verordnungsvorschlag vorgelegt, der fiir grenziiberschrei-
tende Zugfahrten Regelungen enthilt, die zum Teil deut-
lich iiber die Bestimmungen der COTIF hinausgehen. So
soll die Haftung fiir Zugausfall oder Verspétung auf Aus-
gleichszahlungen und Schadensersatz fiir Folgeschiden
ausgeweitet werden. Inzwischen liegen dazu eine Stel-
lungnahme des Parlaments sowie Ergebnisse von Bera-
tungen im Rat vor.

Neben den Kundenrechten im 6ffentlichen Personenfern-
verkehr werden auch die Kundenrechte im OPNV analy-
siert. Fiir Ausfall und Verspédtung der Beforderungsleis-
tung enthdlt § 16 VO AllgBefB eine dem § 17 EVO
vergleichbare Regelung. Danach haben Reisende auch im
Bereich der VO AllgBefB keine gesetzlichen Anspriiche
auf Fahrpreiserstattungen bei Verspatungen.

Positionen der Akteursgruppen in Deutschland

Mit der Einbezichung maligeblicher Akteursgruppen,
d. h. der Aufgabentriger, der Verkehrsunternehmen und
der Fahrgastvertretungen soll sichergestellt werden, dass
deren Interessen bei der Entwicklung von rechtspoliti-
schen Vorschlidgen in einem ausgewogenen Verhéltnis
Beriicksichtigung finden. Die Positionen der drei genann-
ten Interessensgruppen zum Thema Kundenrechte und
Verbraucherschutz weichen in einzelnen Punkten zum
Teil stark von einander ab. Es lassen sich aber auch Ge-
meinsamkeiten und Anndherungen feststellen.

Rechtsgrundlagen

Einigkeit besteht dariiber, dass die spezifischen Anforde-
rungen und Besonderheiten der Personenverkehrsunter-
nehmen bei der Festschreibung von Rechtsgrundlagen
ausreichend Beriicksichtigung finden. Eine Anpassung
der Rechtsgrundlagen kann erfolgen. Die Verkehrsunter-
nehmen sind dariiber hinaus bereit, den durch die Fahr-
gastvertreter kritisierten § 17 der EVO zu entschéarfen und
die Verordnung entsprechend anpassen zu lassen. Die von
den Fahrgastvertretern geforderte Verankerung der Fahr-
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gastrechte im BGB wird von Seiten der Verkehrsunter-
nehmen konsequent abgelehnt.

Minderleistung

Zur Minderleistung sind sich alle Akteure dahin gehend
einig, dass eine konkrete Definition, Formulierung sowie
Ausgestaltung notwendig ist. Hierzu werden verschie-
dene Vorschldge unterbreitet. Die Frage, wer die Gestal-
tung vornimmt und wo die Regelungen festgeschrieben
werden sollen, steht zur Diskussion. So fordern die Fahr-
gastvertreter eine Definition durch den Gesetzgeber und
eine Festschreibung in gesetzlichen Regelwerken, wohin-
gegen Verkehrsunternehmen mit Verweis auf die spezifi-
schen und unterschiedlichen Umsténde eine individuelle
Definition in den AGB befiirworten. Fiir die Verkehrsun-
ternehmen ist wichtig, dass eine Haftung fiir Leistungsbe-
standteile des Beforderungsvertrages gegeben werden
kann.

Nach Aussage der Aufgabentriager und Fahrgastvertreter
soll die Beweislast ausschlielich das Verkehrsunterneh-
men treffen. Diese verweisen jedoch auf den Rechts-
grundsatz, dass jede Partei den fiir sich giinstigen Um-
stand zu beweisen hat.

Entschéidigung

Zur Regelung der Entschddigung besteht dahingehend
Einigkeit, dass zumindest zwischen Fernverkehr und
Nahverkehr unterschieden werden sollte. Alle Parteien
sind sich weiterhin einig, die folgenden Punkte bei Be-
triebsstorungen unter bestimmten Bedingungen zu akzep-
tieren:

— Fortsetzung der Fahrt mit einem anderen Verkehrsmit-
tel zu angemessenen Bedingungen,

— Benutzung eines Ersatzverkehrsmittels (z. B. Taxi, je-
doch mit Festlegung eines Maximalbetrags);

— den Anspruch auf ein Hotelzimmer mittlerer Art und
Giite, wenn die Reise nicht fortsetzbar ist und

— kostenneutrale Beférderung zum Ausgangsort.

Dariiber hinaus verlangen die Aufgabentrager und Fahr-
gastvertreter:

— Minderung des Fahrpreises/Entschadigungszahlungen
bei relevanten Verspétungen;

— Kiindigungsrecht fiir Inhaber von Zeitkarten.

Die Vertreter der Verkehrsunternehmen fordern aber
grundsitzlich eine Priifung der Auswirkungen von Ent-
schddigungen und Schadensersatz auf deren Konsequen-
zen fiir das Verkehrsunternehmen.

Bis auf Pro Bahn e. V. — der eine generelle Haftung fiir
versprochene Leistungen auch ohne Verschulden des Ver-
kehrsunternehmens fordert — besteht bei den Akteuren Ei-
nigkeit liber einen Haftungsausschluss bei Féllen hoherer
Gewalt.

Schlichtung

Die Einrichtung einer Schlichtungs- bzw. Ombudsstelle
wird von allen Vertretern befiirwortet; wichtiges Krite-
rium ist hierbei die zu gewihrleistende Neutralitdt der
Schlichtung.

Bisherige Losungsansiitze und Erfahrungen von
Verkehrsunternehmen im In- und Ausland

Die Analyse der Kundenrechte in ausgewihlten euro-
pdischen Nachbarldndern zeigt, dass die Regelungen
sowohl inhaltlich als auch im Hinblick auf ihre Rechts-
natur sehr stark voneinander abweichen. In einzelnen
Lénden gibt es Regelungen, die stirker auf die Bediirf-
nisse der Fahrgiste eingehen als in Deutschland. Von
der Schwedischen Staatsbahn beispielsweise wird der
volle Fahrpreis in Abhédngigkeit von der Reisezeit er-
stattet (bei Reisezeit von 1 Stunde und 20 Verspédtung
bis hinzu einer Reisezeit von 2 Stunden ab einer Ver-
spatung von 60 Minuten). Als beispielhaft haben sich
die Regelungen in den Niederlanden erwiesen. Hier
wird den Reisenden schon ab einer Verspédtung von
30 Minuten der halbe, ab einer Verspdtung von
60 Minuten sogar der ganze Fahrpreis zuriickgezahlt.
In Grofbritannien geht die GNER iiber die gesetzli-
chen Mindestvorgaben hinaus. Demgegeniiber ist man
in anderen europdischen Landern etwas zuriickhalten-
der mit den Entschiddigungsregelungen. Namentlich in
Osterreich, wo die Gesetzeslage im Wesentlichen mit
der hierzulande vergleichbar ist, gewihren die OBB
auf Grund ihrer Passagiercharta Leistungen, die mit
denen der Kundencharta der Deutschen Bahn AG iiber-
einstimmen.

Die ausgewerteten Beispiele im Offentlichen Personen-
nahverkehr zeigen, wie OPNV-Unternchmen mit eigen-
stindigen Anstrengungen auf die Anforderungen der
Fahrgidste eingehen. Die weit verbreiteten Garantieleis-
tungen konzentrieren sich neben anderen Qualititsver-
sprechen vor allem auf Anschluss- und Piinktlichkeits-
Garantien im jeweiligen Verbundraum der Verkehrsunter-
nehmen. Unternehmens- bzw. verbundraumiibergreifende
Anschluss- und Piinktlichkeitsgarantien gibt es — unserem
Kenntnisstand nach — bisher noch nicht.

Die Erfahrungen der einbezogenen Verkehrsunternehmen
mit den Kundengarantien sind tiberwiegend positiv. Die
dadurch bedingten finanziellen Belastungen werden — so-
weit Angaben hierzu gemacht wurden — als vertretbar ein-
geschitzt; dies vor allem vor dem Hintergrund der positi-
ven Begleiteffekte der Kundengarantien. Diese bestehen
darin, dass die Kundenzufriedenheit deutlich gesteigert
werden konnte, dass das Fahrpersonal fiir die Anschluss-
problematik sensibilisiert wurde und dass Probleme im
Netz (bei lokalen Verspatungshdufungen) deutlich wur-
den, auf die gezielt mit entsprechenden MaB3nahmen ein-
gegangen werden kann.
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Rechtspolitische Vorschlige zur Erweiterung von
Fahrgastrechten in Deutschland

Aufbauend auf den rechtsvergleichenden Analysen unter
Beriicksichtigung der Positionen und Vorschldge der Be-
teiligtengruppen und unter Einbeziehung von Kostenas-
pekten werden rechtspolitische Empfehlungen entwickelt
und mit moglichen Alternativen abgewogen. Unsere
Empfehlungen sind als ,,Vorschlag™ gekennzeichnet, die
Alternativen, von denen wir abraten, als ,,Alternativen®,
so dass die gesamte Palette der moglichen Regelungen
deutlich wird einschlieBlich derer, die wir nicht befiirwor-
ten.

Wir empfehlen eine Regelung des OPV zu Land in form-
lichen Gesetzen, namlich parallel im AEG und im PBefG.
In acht Vorschriften sollen der Anwendungsbereich, In-
formationspflichten, die aus einem Mangel folgenden
Rechte, ndmlich Minderung (= Fahrpreiserstattung),
Riicktritt und Schadensersatz, eine gesamtschuldnerische
Haftung innerhalb der Reisekette und schlieBlich eine
Riige- und eine Verjdhrungsfrist geregelt werden. Die
AEG- bzw. PBefG-Regelung soll nur Grundziige enthal-
ten und durch Detailvorschriften in der EVO und der VO
AllgBefB ergénzt werden. In diesen beiden Verordnungen
sollen konkrete Informationspflichten sowie die Fahrprei-
serstattungssétze bei Verspéatungen enthalten sein.

Damit die Erstattungsleistungen der Unternehmen nicht
ausufern, empfehlen wir eine radikale Beschrankung des
Schadensersatzes. Es sollen nur die Schéden ersetzt wer-
den, die unter §17 EVO in der Fassung nach Inkrafttreten
des Vilnius-Protokolls (Hotelkosten) fallen.

Zum Ausgleich fiir diese sehr starke Beschriankung sollen
die Fahrpreiserstattungen bei Verspatung (Minderung) ge-
méif der im BGB iiblichen Regelungen verschuldensunab-
héngig erfolgen. Dies ist fiir die betroffenen Unternehmen
leichter kalkulierbar als umfassende Schadensersatzan-
spriiche. In den konkretisierenden Vorschriften in der
EVO und der VO AllgBefB soll geregelt werden, dass bei
einer Verspétung ab 30 Minuten 30 Prozent des Fahrprei-
ses, ab 60 Minuten 60 Prozent und ab 90 Minuten
90 Prozent zu erstatten sind. Dies mag auf den ersten
Blick viel erscheinen, bleibt aber noch deutlich etwa hin-
ter den niederldndischen Regelungen zuriick. Um die Er-
stattung von Kleinstbetrigen zu vermeiden und zum
Zweck einer gewissen Privilegierung des Nahverkehrs soll
eine Bagatellgrenze von fiinf Euro eingefiihrt werden.

Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Unser Losungsvorschlag basiert auf der Einfithrung zwin-
gender vertragsrechtlicher Vorschriften in einem formli-
chen Gesetz. Als Standorte scheinen uns das AEG und
das PBefG geeignet; im Gegensatz zu weiter gehenden
Vorstellungen wollen wir die Regelung nicht in das BGB
einfligen. In die beiden formlichen Gesetze sollen aller-
dings nur die Grundsétze aufgenommen werden, wéhrend
Konkretisierungen in die EVO und in die VO AllgBefB
eingefithrt werden sollten. Wir versprechen uns davon

eine grofere Flexibilitét, die dem zustdndigen Fachminis-
terium den notwendigen Einfluss beldsst, wahrend sich
die parlamentarische Verantwortung in der Regelung der
Grundziige wieder findet. Verweisungen sorgen dafiir,
dass auch hinsichtlich der ergdnzenden Regelungen in der
EVO und der VO AllgBefB Transparenz firr den Biirger
besteht.

Die Regelung soll entsprechend dem Anwendungsbereich
von AEG und PBefG den OPV zu Land erfassen, den
Luft- und Seeverkehr dagegen nicht. Der Luftverkehr ist
durch Internationale Ubereinkommen und europiische
Regelungen bereits derart im Detail geregelt, dass der
Bundesgesetzgeber keinen eigenen Gestaltungsspielraum
mehr hitte, wenn er ihn einschlieBen wollte. Dies gilt
auch fiir den Inlandsluftverkehr. Auch lassen sich viele
Regelungen fiir den Luftverkehr nicht auf den Landver-
kehr iibertragen. Ahnliches gilt fiir den Seeverkehr. Die
Beschriinkung auf den OPV bedeutet, dass der Gelegen-
heitsverkehr mit Bussen und der Taxiverkehr nicht erfasst
werden. Dies erscheint uns zweckmaiBig, zumal der Gele-
genheitsverkehr mit Omnibussen vielfach in den Anwen-
dungsbereich des Pauschalreiserechts geméaf3 §§ 651 a ff.
BGB fallen wird.

Wir wollen in das AEG bzw. PBefG nur eine allgemeine
Pflicht, Informationen zu erteilen, aufnehmen, dabei je-
doch deutlich machen, dass der Beférderer nicht nur bei
Vertragsschluss informieren muss, sondern auch bei Ver-
spatungen und Zugausfillen. Einzelne Informations-
pflichten sollen in die Verordnungen aufgenommen wer-
den.

Im Zentrum unseres Vorschlags stehen die Rechte des
Fahrgasts bei einer Verspatung. Auch wenn die Regelung
nicht im BGB stehen soll, wollen wir uns dabei an die
Systematik des Vertragsrechts des BGB halten und dem
Fahrgast die Rechte gewéhren, die ihm auch bei anderen
Vertragstypen zustehen. Das sind verschuldensunabhén-
gig Minderung (= prozentuale Fahrpreiserstattung),
Riicktritt (einschlieBlich Riickbeforderung an den Aus-
gangspunkt) und verschuldensabhéngig Schadensersatz.

Die besondere Situation der Verkehrsunternehmen, die
ihre Dienstleistungen im Gffentlichen Raum produzieren
und deswegen Risiken weniger beherrschen kdnnen als
andere Dienstleistungsunternechmer veranlasst uns aber,
die Rechte zwar im Prinzip zu gewéhren, sie aber stark
einzuschrianken. Dies soll in erster Linie beim Schadens-
ersatz erfolgen, der nach dem Vorbild des kiinftigen § 17
EVO und der BB Personenverkehr der Deutschen Bahn
AG auf Hotel- und Taxikosten beschrinkt werden soll,
wenn eine zumutbare Weiterfahrt nicht moglich ist, sowie
auf Schadensersatz bei Informationspflichtverletzungen.
Dagegen soll die Minderung nicht auf betriebsbedingte
Anlasse beschriankt werden. Wir versprechen uns von die-
ser Regelung, dass die Kostenfolgen fiir die Verkehrs-
unternehmen leichter kalkulierbar sind, wenn sie zwar in
allen Fallen der Verspédtung Fahrpreiserstattungen vor-
nehmen miissen, andererseits aber nicht fiir schwer bere-
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chenbare Mangelfolgeschidden einstehen miissen. Stirke-
res Gewicht auf Fahrpreiserstattungen zu legen und
weniger auf Schadensersatz entspricht auch den Uberle-
gungen im Rat.

Weitere Grenzen der Haftung sollen dadurch erreicht
werden, dass Verspédtungen unter 30 Minuten unbeacht-
lich sind, und dass fiir den Erstattungsbetrag eine Baga-
tellgrenze eingefiihrt wird, die entweder auf den Erstat-
tungsbetrag bezogen 5 Euro oder auf den Fahrpreis
bezogen 12 Euro betragen soll. Damit wird eine gewisse
Privilegierung des Nahverkehrs erreicht. Um den Interes-
sen der Pendler gerecht zu werden, wird eine spezifische
Regelung fiir Zeitkarten eingefiihrt.

Auch hier sollen die Details wieder in den beiden Verord-
nungen stehen. Im Zentrum geht es uns dabei um eine Re-
gelung, die ab einer Verspdtung von 30 Minuten eine
Fahrpreiserstattung von 30 Prozent vorsieht, ab 60 Minu-
ten 60 Prozent und ab 90 Minuten 90 Prozent. Weitere
Regelungen sehen eine gesamtschuldnerische Haftung in-
nerhalb einer Reisekette vor, wobei auf den durchgehen-
den Fahrschein abgestellt wird, und schlieflich soll eine
Riigefrist von einem Monat gelten.

Die genannten Zahlen von 30, 60 bzw. 90 Prozent Fahr-
preiserstattung liegen auch unseren Abschitzungen der
Kostenfolgen zu Grunde, wobei wir auch alternative
Rechnungen mit niedrigeren Erstattungssitzen durchge-
fithrt haben. Auch unter Kostengesichtspunkten erscheint
uns jedoch die 30/60/90 Prozent Regelung angemessen.
Die von uns errechneten Betrdge sind eher Maximalbe-
trage, denn sie hdngen von einer Reihe von Annahmen
der Gutachter ab und veridndern sich stark, wenn man die
Annahmen verdndert. So ist insbesondere unsere An-
nahme iiber den Prozentsatz der durchschnittlichen Inan-
spruchnahme der neuen Regelungen relativ hoch.

Eine weitere Annahme sind die Bearbeitungskosten (be-
triebswirtschaftlich ausgedriickt: Prozesskosten). Es ist
namlich davon auszugehen, dass unabhéngig von Fahr-
gastrechten ein Verkehrsunternehmen auch heute iiber ein
Beschwerdemanagement verfiigt und dafiir Personal vor-
halten muss. Um die Zusatzkosten zu ermitteln — und nur
diese sind Kostenfolgen der hier vorgeschlagenen An-
spriiche — miissten von unseren Zahlen die Kosten fiir das
vorhandene Beschwerdemanagement wieder abgezogen
werden.

Der OPNV wird nach den hier vorgeschlagenen Regelun-
gen wegen der Bagatellgrenze bei Einzelfahrscheinen fast
nie, bei Zeitkarten nur gelegentlich wegen verspatungsbe-
dingter Fahrpreiserstattungen in Anspruch genommen
werden konnen. Gleichwohl miissen die vorgeschlagenen
Regelungen auch ins PBefG aufgenommen werden, denn
dieses gilt auch fiir den Linienfernverkehr mit Omnibus-
sen, und die Informationspflichten sowie der Schadenser-
satz in Form der Erstattung von Taxikosten trifft auch den
OPNV.

1 Hintergrund und Ziel des Vorhabens

Verbraucherschutz und Kundenrechte im o6ffentlichen
Personenverkehr (OPV) stellen ein aktuelles Hand-
lungsfeld im Zusammenhang mit der Qualitdtsoffensive
im OPV dar. Auf nationaler wie auch auf europiischer
Ebene sind Bemiihungen im Gange, den Kundenrechten
mehr Gewicht zu verleihen und bei der Erarbeitung von
angemessenen LoOsungen Wettbewerbsverzerrungen
zwischen den Verkehrstragern und gréfere Rechtsunter-
schiede zwischen den europédischen Mitgliedsstaaten zu
vermeiden.

Die Verbesserung der Qualitit durch Fahrgastrechte soll
den OPV attraktiver machen und dadurch einen Beitrag
dazu leisten, im Sinne einer nachhaltigen Verkehrspolitik
einen moglichst groBen Teil der Nachfrage auf den OPV
zu lenken. Fahrgastrechte diirfen keineswegs nur unter
Kostengesichtspunkten gesehen werden, die die Leis-
tungserstellung verteuern und letztlich auf die Fahrpreise
umgelegt werden miissen. Der Kostendruck wegen mog-
licher Erstattungen gibt einen wirtschaftlichen Anreiz,
Verspiatungen zu vermeiden und scheinbar kostensen-
kende MaBinahmen zu unterlassen, die die Piinktlichkeit
gefdhrden, z. B. ein Herunterfahren der zur Verfiigung
stehenden Reserveziige. Dadurch wird durch Fahrgast-
rechte erreicht, was der Fahrgast in erster Linie will:
plinktliche Bahnen und Busse. Die erzielte Qualititsver-
besserung verschafft dem OPV einen Wettbewerbsvorteil
im modal split, wodurch die Unternehmen des OPV einen
Gegenwert fiir die eingerdumten Fahrgastrechte erhalten.
Dies und nicht das Aufbiirden zusétzlicher Kosten bei den
Unternehmen des OPV ist das Ziel dieser Studie.

Zwar sind alle Personenbeforderungsvertrige Werkver-
trige im Sinne des Biirgerlichen Gesetzbuchs (BGB),
d. h. die Kundenrechte ergeben sich grundsitzlich aus
dem BGB, aber dieser Grundsatz erfihrt zahlreiche
Durchbrechungen, da die Haftung der Verkehrsunterneh-
men spezialgesetzlich geregelt ist, wobei je nach Ver-
kehrstrédger (Luft, Schiene, StraBle) unterschiedliche
Regelungen existieren, die dariiber hinaus zwischen in-
landischen und grenziiberschreitenden Befoérderungen
differenzieren. Letztere sind regelmédfBig in Internationa-
len Ubereinkommen enthalten. Diese Regelungen erwei-
sen sich im Ergebnis als Privilegierungen der Verkehrsun-
ternehmen gegeniiber den Vorschriften, die nach BGB zur
Anwendung kdmen. Allein einige neuere Vorschriften des
europdischen Gemeinschaftsrechts begiinstigen den Ver-
braucher stérker als dies nach BGB der Fall wire. Sie be-
ziehen sich aber nur auf den Luftverkehr.

Kritik, nicht zuletzt aus dem parlamentarischen Raum,
richtet sich dabei vor allem auf den Haftungsausschluss
gem. § 17 EVO fiir Verspatungen und Ausfall von Eisen-
bahnen. Auf Antrag der Koalitionsfraktionen! forderte
der Bundestag die Bundesregierung am 4. Juli 2002 auf,
im Rahmen einer ,,Qualititsoffensive Offentlicher Perso-

I Bundestagsdrucksache 14/9671.
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nenverkehr” eine Bestandsaufnahme vorzunehmen und
daraus sich ergebende Vorschldge fiir ein ,,zeitgemifes
und verbraucherorientiertes Fahrgastrecht vorzulegen.
Dieses Gutachten ist im Rahmen der Beantwortung dieser
Aufforderung entstanden. Weiterhin kam es zu einer 6f-
fentlichen Anhorung des Ausschusses fir Verbraucher-
schutz, Erndhrung und Landwirtschaft?. In der 15. Wahl-
periode verlangten auch die Oppositionsfraktionen eine
Verbesserung der Fahrgastrechte.3 Das Land Nordrhein-
Westfalen schlieBlich brachte eine Gesetzgebungsinitia-
tive in den Bundesrat ein.*

Erste praktische Schritte wurden in Richtung einer
Schlichtung unternommen. Hier sind die Initiativen der
Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen (Schlichtungs-
stelle Nahverkehr) und des Bundesministeriums fiir
Verbraucherschutz, Erndhrung und Landwirtschaft in Ko-
operation mit dem Verkehrsclub Deutschland (Schlich-
tungsstelle Mobilitit) zu nennen. Die Deutsche Bahn hat
die Kritik an § 17 EVO bisheriger Fassung zum Anlass
genommen, in ihren BB Personenverkehr freiwillig den
Fahrgisten Anspriiche einzurdumen.’ Es wird aber die
Frage zu kldren sein, ob es dariiber hinaus eines Eingrei-
fens des Gesetzgebers bedarf.

Eine erste Antwort konnte lauten, privilegierende Rege-
lungen ersatzlos abzuschaffen. Der Gesetzgeber hat be-
reits den Haftungsausschluss gem. § 17 EVO im Hinblick
auf eine demnéchst in Kraft tretende Regelung im inter-
nationalen Eisenbahnverkehr entscharft.® Dann kdnnten
die Verkehrsunternehmen wie jeder andere Unternechmer
auch AGB aufstellen, die nach den Vorschriften der
§§ 305 ff. BGB iiber die Leitbildfunktion des dispositiven
Vertragsrechts (§ 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB) am Mal3stab des
Werkvertragsrechts gemessen werden konnten und von
Verbraucherverbanden mit der Verbandsklagebefugnis
gem. § 1 UKlaG angegriffen werden konnten, falls diese
den Eindruck gewinnen, dass unzuldssige AGB verwen-
det wiirden. Dieser Weg ist bereits de lege lata moglich;
die neuen BB Personenverkehr der Deutschen Bahn AG
sind ein Schritt in diese Richtung. Angesichts der Ent-
staatlichung der Erbringung von Verkehrsleistungen wére
dies ein rechtssystematisch stimmiger Weg. Die Letztent-
scheidung iiber die Zuldssigkeit von Haftungsbeschran-
kungen lage bei den Gerichten.

Ein zweiter Blick zeigt jedoch, dass eine angemessene
Ldsung nicht allein mit Blick auf das deutsche Recht ge-
wonnen werden kann. Der europédische Gemeinschaftsge-

2 Die verbraucherpolitischen Aspekte im Offentlichen Personenver-
kehr, Ausschuss-Protokoll Nr. 15/12.

3 CDU/CSU: Griines Licht fiir gesetzlich normierte Fahrgastrechte,
Bundestagsdrucksache 15/4504; FDP: Haftung der Deutschen Bahn
AG fiir Verspatungen einfiithren, Bundestagsdrucksache 15/1711.

4 Bundesratsdrucksache 903/2004.

5 Im Einzelnen siche Kapitel 2.4.1.2 Beforderungsbedingungen der
Deutschen Bahn AG und 2.4.2.2 Beforderungsbedingungen der
Deutschen Bahn AG

6 Gesetz zu dem Protokoll vom 3. Juni 1999 betreffend die Anderung
des Ubereinkommens vom 9. Mai 1980 iiber den internationalen
Eisenbahnverkehr (COTIF), BGBI12002 II, 2140.

setzgeber hat bereits eine Reihe von Rahmenbedingungen
gesetzt und schickt sich an, weitere zu setzen. Unter dem
Schlagwort ,,Passengers’ Rights* entfaltet die Europii-
sche Kommission nicht unerhebliche Aktivitdten, die zur
Verabschiedung einer nicht unumstrittenen Verordnung
durch Parlament und Rat gefiihrt haben, mit der den Flug-
giisten erhebliche Rechte bei Uberbuchungen, Verspitun-
gen und Flugannullierungen eingerdumt werden’. Da
diese Rechte verschuldensunabhingig konzipiert sind,
gehen sie iiber das hinaus, was nach BGB an Schadenser-
satzanspriichen bestiinde.

Die Kommission verabschiedete am 3. Marz 2004 das
sog. dritte Eisenbahnpaket, das u. a. den Vorschlag einer
Verordnung iiber die Rechte und Pflichten grenziiber-
schreitender Eisenbahnreisender enthélt.® Die Verhand-
lungen im Ministerrat dariiber sind angelaufen, und der
Verkehrsausschuss des Européischen Parlaments (EP) hat
Stellung bezogen.® Auch nach Vorlage eines zweiten Be-
richts des Ministerrats vom 2. Juni 20050 14sst sich aber
nicht abschétzen, wie der europdische Rechtsrahmen aus-
fallen und welche Spielrdume er dem Bundesgesetzgeber
belassen wird. Es bleibt abzuwarten, wie die drei européi-
schen Organe nach dem Mitentscheidungsverfahren des
Art. 251 EG-Vertrag sich einigen werden. Dabei ist auf
eine mit dem Luftverkehr kohirente Regelung zu achten,
ohne die Unterschiede zwischen Luft- und Landverkehr
zu verwischen. Fiir den Luftverkehr liegen die Rahmen-
bedingungen bereits fest und kdnnen von deutscher Seite
nicht mehr beeinflusst werden. Kohérenz heif3t, dass das
Instrument der verschuldensunabhidngigen Pauschalent-
schiadigung sorgfiltig zu priifen, aber sicher nicht 1 zu 1
auf den Schienen- und Stralenverkehr iibertragbar ist. Es
miissen jedoch Regelungen gefunden werden, die in ih-
rem Gerechtigkeitsgehalt aus Sicht der Verbraucher den
geltenden luftverkehrsrechtlichen Regelungen entspre-
chen, aber auch nicht wettbewerbsverzerrend zu Lasten
des Landverkehrs im Vergleich zum Luftverkehr wirken.

Vor diesem Hintergrund besteht das Ziel des Forschungs-
vorhabens darin, eine umfassende, vergleichende Analyse
der vorhandenen Kundenrechte im OPV auf nationaler
Ebene sowie in ausgewdhlten europdischen Léndern
durchzufiihren. Dies dient zur Abschétzung, ob sich etwa
beabsichtigte nationale Regelungen in einem internatio-
nalen Trend befinden oder diesen widersprechen mit der
Folge, dass auf die deutschen Verkehrsunternechmen Wett-
bewerbsverzerrungen zukdmen. Angesichts des erreich-
ten europdischen Integrationsstandes und der besonderen
Bedeutung von Verkehrsleistungen fiir den Binnenmarkt
macht es wenig Sinn, unter dem Schlagwort ,,Kunden-
rechte® Losungen vorzuschlagen, die zu groferen Rechts-
unterschieden zwischen den Mitgliedstaaten fiihren.

Dariiber hinaus sollen die Positionen und Vorschliage der
mafBgebenden Akteursgruppen (Aufgabentriger, Ver-

7 VO (EG) Nr. 261/2004, ABI EG Nr. L 46/1 vom 17. Februar 2004.
8 KOM 2004 (143).

9 A 6-0123-2005.

10.8263/05.
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kehrsunternehmen sowie Vertretungen der Fahrgéste) in
die Entwicklung von Optionen fiir eine Erweiterung der
Kundenrechte einbezogen werden. Damit soll sicherge-
stellt werden, dass die jeweiligen Interessen in einem aus-
gewogenen Verhéltnis Beriicksichtigung finden.

Vor dem Hintergrund des Rechtsvergleichs und vor allem
der Auffassungen der Beteiligten sollen rechtspolitische
Vorschldge entwickelt werden. Eine zentrale Aufgabe
besteht schlieBlich darin, die finanziellen Folgen einer
Starkung der Kundenrechte fiir Verkehrsunternehmen
abzuschitzen. Insbesondere der letztgenannte Punkt ist
fiir die Abwagung von Ldsungen fiir die Weiterentwick-
lung von Fahrgastrechten wichtig, da die Kostenbelas-
tung fiir Verkehrsunternehmen in einem vertretbaren
Rahmen bleiben muss.

Dabei ist freilich zu beachten, dass die Kosten volkswirt-
schaftlich betrachtet schon heute vorhanden sind. Sie tre-
ten bei den Fahrgésten auf, die im — unentschédigten —
Verspatungsfall nicht den Gegenwert fiir den aufgewen-
deten Fahrpreis erhalten. Sie auf das Verkehrsunterneh-
men zu verschieben, bedeutet nicht nur, sie {iber die Fahr-
preise auf alle Fahrgiste zu verteilen, sondern auch, einen
Anreiz zur Vermeidung von Verspétungen zu setzen und
damit eine volkswirtschaftliche Ersparnis zu bewirken.

2 Kundenrechte des offentlichen
Personenverkehrs in Deutschland

21 Einleitung

Die Kundenrechte sind derzeit duBerst komplex und fiir
den Kunden nur schwer durchschaubar geregelt. Dies
liegt daran, dass das geltende Recht nach den einzelnen
Verkehrstriagern differenziert und fiir jeden Verkehrstri-
ger eigene gesetzliche Regelungen bereithélt. Diese wie-
derum regeln den jeweiligen Beforderungsvertrag nicht
abschliefend, vielmehr muss zur Ergénzung auf das BGB
zuriickgegriffen werden. Dariiber hinaus gibt es fiir inldn-
dische und grenziiberschreitende Beforderungen noch
einmal jeweils unterschiedliche Regelungen. Da nicht
alle wichtigen Fragen in Gesetzen oder internationalen
Ubereinkommen geregelt sind, spielen Allgemeine Ge-
schéftsbedingungen der Beforderungsunternehmen eben-
falls eine Rolle.

Die wichtigsten Fragen fiir den Fahrgast ergeben sich bei
den Problembereichen

Ausfall von Transportleistungen,
— Verspéitungen,
— Haftung bei Unféllen und

Haftung bei Gepéckverlust und Schiden.

Wir trennen bei der Darstellung nach Verkehrstrigern,
das heiflt nach einer Darstellung der gesetzlichen Grund-
lagen gehen wir zundchst auf den Luftverkehr und dann
auf den Eisenbahnverkehr ein. Dem schlieen sich die
Besonderheiten des offentlichen Personennahverkehrs
und des grenziiberschreitenden Verkehrs an. Den Schluss

bildet der Verordnungsvorschlag der Europdischen Kom-
mission iiber Fahrgastrechte und die bisherigen Stellung-
nahmen von Parlament und Ministerrat dazu.

Das Luftverkehrsrecht wird deswegen in dieses Gutach-
ten mit einbezogen, weil es durch weit gehend abge-
schlossene Regelungen auf globaler und européischer
Ebene, die der deutsche Gesetzgeber nicht mehr beein-
flussen kann, als ,,gesetzt betrachtet werden muss und
dem nationalen Gesetzgeber keine Spielrdume mehr 14sst.
Soweit vertretbar, sollten Regelungen im Luftverkehr und
im Landverkehr nicht auseinander fallen. Es wird sich je-
doch zeigen, dass diesem Postulat wegen der Verschie-
denartigkeit der Verkehrstrager nur begrenzt Rechnung
getragen werden kann.

2.2
2.21

Gesetzliche Grundlagen
Luftverkehr

Das Luftbeforderungsrecht ist teils durch ein Internatio-
nales Ubereinkommen, nimlich das Ubereinkommen von
Montreal, und teils gemeinschaftsrechtlich geregelt, ndm-
lich, soweit Fluggastrechte betroffen sind, durch die VO
(EG) Nr. 2027/97 zur Haftung bei Unfillen und Gepack-
verlust und die VO (EG) Nr. 261/2004 zur Nichtbefor-
derung, Annullierung von Fliigen und Verspédtung. Das
nationale Recht, ndmlich das Luftverkehrsgesetz, hat
demgegeniiber nur noch geringe Bedeutung. Dagegen
muss das BGB fiir einige Fragen von groferer Bedeu-
tung, insbesondere die Verspédtung, nach wie vor im
Luftverkehr herangezogen werden. Relevant sind auch
international einheitlich angewandte Allgemeine Ge-
schiftsbedingungen, ndmlich die IATA Empfehlungen.!!
Als Allgemeine Geschiftsbedingungen unterliegen sie je-
doch dem nationalen AGB-Kontrollrecht, in Deutschland
den §§ 305 ff. BGB.!2

2.2.2 Eisenbahnverkehr

Fir den inldndischen Eisenbahnverkehr sind sdamitliche
hier aufgezéhlten Fragen spezialgesetzlich geregelt. Der
Ausfall und die Verspétung von Ziigen sowie die Gepéck-
haftung ist in der EVO geregelt, die Haftung bei Unfillen
im Haftpflichtgesetz. Grob gesagt, enthdlt die Regelung
iiber die Verspitung und den Ausfall von Ziigen eine
deutliche Verschlechterung gegeniiber den Rechten, die
sich aus dem BGB ergeben wiirden, wéhrend das Haft-
pflichtgesetz den Kunden — wie auch sonstige Gesché-
digte — gegeniiber dem BGB privilegiert.

Im Zuge der Entstaatlichung des Eisenbahnwesens hat die
Deutsche Bahn AG im Februar 2004 eine so genannte
Kundencharta verkiindet, die den Kunden — entgegen
§ 17 EVO — gewisse Mindestrechte bei Verspiatungen und
Zugausfall einrdumt. Die entsprechenden Beforderungs-

11 Sog. Recommended Practices (RP). Die fiir den Luftbeforderungs-
vertrag relevante ist die RP Nr. 1724.

12 Zu einer Vorgéngerfassung der RP 1724, der RP 1083, hat der BGH
im Rahmen eines AGB-Kontrollverfahrens Stellung bezogen und da-
bei zahlreiche Klauseln verworfen, BGHZ 86, 284.
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bedingungen (BB Personenverkehr) sind nach ihrer Ge-
nehmigung!3 zum 1. Oktober 2004 in Kraft getreten.

Firr den Internationalen Eisenbahnverkehr enthédlt die
COTIF mit der CIV in ihrem Anhang entsprechende Re-
gelungen. Thre 1999 durch das Protokoll von Vilnius er-
zielten Verbesserungen sind von Deutschland zwar schon
ratifiziert worden, aber noch nicht in Kraft getreten.!4 Auf
gemeinschaftsrechtlicher Ebene hat die Europiische
Kommission einen Verordnungsvorschlag im Zuge des so
genannten Dritten Eisenbahnpakets vorgelegt, der weit
gehende Kundenrechte enthélt.!>

2.2.3 Offentlicher Nahverkehr

Fiir den OPNV, der in § 2 RegG definiert ist, sind die zen-
tralen Haftungsfragen ebenfalls spezialgesetzlich gere-
gelt. Welche Vorschriften im konkreten Fall heranzuzie-
hen sind, bestimmt sich dabei vor allem nach der Art des
Beforderungsmittels. Wird die Beforderung mittels Ei-
senbahn im Sinne des AEG durchgefiihrt, so ist die EVO
einschldgig; benutzt der Reisende fiir seine Fahrt bei-
spielsweise einen Bus oder eine Stra3enbahn, so gilt die
auf Grund von § 57 I Nr. 5 PBefG erlassene Verordnung
iiber die allgemeinen Beforderungsbedingungen fiir den
Stralenbahn- und Obusverkehr sowie den Linienverkehr
mit Kraftfahrzeugen (VO AllgBefB).

Im &ffentlichen Nahverkehr sind dariiber hinaus OPNV-
Gesetze der Liander relevant, weil sie vielfach Vorschrif-
ten iiber Kundenbeirate enthalten. Ein naherer Blick zeigt
jedoch, dass diese Beirdte Aufgaben haben, die mit dem
Thema Fahrgastrechte nichts oder nur wenig zu tun ha-
ben.

2.3 Das Luftverkehrsrecht

Das Luftverkehrsrecht wird in das Gutachten mit aufge-
nommen, weil es wegen seiner weitgehend europarechtli-
chen und internationalrechtlichen Regelungen fiir den
deutschen Gesetzgeber kaum gestaltbar ist und daher im
Verhiltnis zu den Regelungen in anderen Verkehrsberei-
chen von vornherein feststeht. Wiinschenswert ist jedoch
eine moglichst weit gehende Kohédrenz zwischen den ein-
zelnen Verkehrsarten. Aus dem genannten Grund kann
dies nur durch eine Orientierung am Luftverkehrsrecht er-
folgen. Es wird sich zeigen, dass wegen der unterschiedli-
chen Eigenarten der einzelnen Verkehrsarten iibergrei-
fende Regelungen nur sehr beschriankt moglich sind und
das angestrebte Ziel einer Kohirenz nur sehr beschréinkt
einlosbar ist.

2.3.1 Ausfall

Ein Luftbefoérderungsvertrag ist ein Werkvertrag, auf den
grundsitzlich die Regelungen der §§ 631 ff. BGB anzu-

13 Die Genehmigung ist nach § 12 Abs. 3 AEG vom Bundesministeri-
um fiir Verkehr, Bau- und Wohnungswesen zu erteilen.

4 BGBI12002 11, 2140.

15 KOM 2004 (143).

wenden sind.!¢ Diese sind jedoch durch zahlreiche Spe-
zialregelungen tiberlagert, die teilweise in internationalen
Ubereinkommen, teilweise im Gemeinschaftsrecht und
teilweise im nationalen Recht (LuftVG) enthalten sind.

So gilt fir internationale Beforderungen von Personen,
Reisegepick und Giitern das Montrealer Ubereinkommen
(MU). Fiir Fliige, die in der Gemeinschaft beginnen und
fiir Fliige von Luftfahrtunternehmen mit Sitz in der Ge-
meinschaft aus Drittstaaten in die Gemeinschaft enthalten
auflerdem die Verordnungen (EG) Nr. 261/2004 und (EG)
Nr. 2027/97 weitere Regelungen.!?

Fragen von Vertragsstérungen sind bisher nur zum Teil
Gegenstand internationaler Ubereinkommen. Daher ent-
halt das MU keine Bestimmungen fiir den Fall der Nicht-
beférderung und der Annullierung. Der Gemeinschafts-
gesetzgeber hat dieses Problem aufgegriffen und mit der
VO (EG) Nr. 261/2004 ein umfassendes Regelwerk vor-
gelegt, das dem Fluggast nicht nur Rechte bei Nichtbefor-
derung und Annullierung einrdumt, sondern auch grofle
Verspétungen erfasst. Anspruchsberechtigter im Sinne
dieser Verordnung ist der Fluggast unabhéngig davon, ob
er Verbraucher ist. Verpflichtet wird stets das ausfithrende
Luftfahrtunternehmen; damit ist sichergestellt, dass der
Fluggast am Flughafen einen Ansprechpartner hat, an den
er sich halten kann.

Unter einer Nichtbeforderung ist die Weigerung zu ver-
stehen, Fluggdste zu beférdern, obwohl sie sich ord-
nungsgemdfl am Flugsteig eingefunden haben. Haupt-
grund fiir die Nichtbeférderung sind in der Regel
absichtlich herbeigefiihrte Uberbuchungen. Nach Art. 4
VO (EG) Nr. 261/2004 soll das Luftfahrtunternehmen in
diesem Fall zunéchst nach Freiwilligen suchen, bevor es
die Beforderung verweigert. Den freiwillig auf ihre Bu-
chung verzichtenden Passagieren ist eine Gegenleistung
anzubieten. Mit der Suche nach Freiwilligen soll weit ge-
hend vermieden werden, dass Fluggéste gegen ihren Wil-
len zuriickgewiesen werden miissen. Finden sich nicht
geniigend Freiwillige, um die Beforderung der verblei-
benden Fluggéste mit Buchungen mit dem betreffenden
Flug zu ermdglichen, so kann das ausfiihrende Luftfahrt-
unternehmen grundsétzlich Fluggisten gegen ihren Wil-
len die Beforderung verweigern (Art. 4 II). Das ausfiih-
rende Luftfahrtunternehmen ist dann jedoch verpflichtet,
unverziliglich die Ausgleichsleistungen gem. Art. 7 sowie
die Unterstlitzungsleistungen gem. den Art. 8 und 9 zu er-
bringen. Diese Anspriiche bestehen verschuldensunab-
héingig, obgleich eine Uberbuchung regelmiBig verschul-
det ist.

Nach Art. 7 VO (EG) Nr. 261/2004 kann der Fluggast bei
Nichtbeforderung zunichst eine nach der Flugentfernung
gestaffelte Ausgleichszahlung (zwischen 250 und 600

16 Ruhwedel, Der Luftbeforderungsvertrag, 3. Aufl. 1998, Rn. 3 mit
Rechtsprechungsnachweisen.

17 Ausfithrlich zu den beiden Verordnungen Tonner, in: Gebauer/
Wiedmann, Zivilrecht unter europdischem Einfluss, 1. Aufl. 2005,
Kap. 13a.
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Euro) verlangen, die grundsdtzlich durch Barzahlung,
Uberweisung oder Scheck und nur mit schriftlichem Ein-
verstdndnis in Form von Reisegutscheinen und/oder an-
deren Dienstleistungen erfolgt. Die in Art. 7 I genannten
Betrage sind dabei unabhéngig von einem bestehenden
oder bezifferbaren Schaden zu zahlen. Des Weiteren kann
der Fluggast nach Art. 8 entweder die Erstattung der
Flugscheinkosten, einen Riickflug zum ersten Abflugort
oder eine anderweitige Beforderung zum Endziel verlan-
gen. Sofern der Fluggast beispielsweise mit einem Alter-
nativflug zum Zielort beférdert wird und bestimmte zeit-
liche Grenzen bei der Ankunft nicht {berschritten
werden, konnen die gem. Art. 7 [ zu gewdhrenden Aus-
gleichszahlungen halbiert werden (Art. 7 II). SchlieBlich
hat das ausfilhrende Unternehmen dem Fluggast gem.
Art. 9 noch unentgeltlich Verpflegung, Unterbringung,
Beforderung zwischen Flughafen und Hotel sowie Kom-
munikationsméglichkeiten anzubieten.

Von einer Annullierung spricht man, wenn ein geplanter
Flug, fiir den zumindest ein Platz reserviert war, nicht
durchgefiihrt wird. Im Gegensatz zu den bei einer Nicht-
befoérderung entstehenden Anspriichen werden bei einer
Annullierung ohne irgendwelche Einschrinkungen nur
die Unterstiitzungsleistungen nach Art. 8 fallig, d. h. der
Anspruch auf Erstattung oder anderweitige Beforderung.
Dagegen fillt der Verweis auf die Betreuungsleistungen
nach Art. 9 etwas komplizierter aus, weil der Anspruch
auf Hotelunterbringung nahe liegender Weise nur dann
besteht, wenn der Ersatzflug erst am nichsten Tag erfolgt.
Diese Anspriiche gelten auch dann, wenn die Annullie-
rung rechtzeitig bekannt gegeben wird. Auch der wich-
tigste Anspruch aus der Verordnung, der auf die Aus-
gleichszahlung, wird bei einer Annullierung nur dann
gewihrt, wenn die Annullierung kurzfristig erfolgt. Dem
Fluggast steht daher unter keinen Umstdnden ein An-
spruch auf Ausgleichzahlung zu, wenn ihm die Annullie-
rung mindestens zwei Wochen vor der geplanten Abflug-
zeit mitgeteilt wird (Art. 5 I). Allerdings bleibt es auch in
diesem Fall bei den Anspriichen aus Art. 8 und 9, wobei
vor allem der Anspruch auf Erstattung des Flugpreises
oder alternative Beférderung von Bedeutung ist. Die Aus-
gleichzahlung wird aber auch bei kurzfristigen Annullie-
rungen nicht in jedem Fall fillig. Es wird danach diffe-
renziert, ob die Unterrichtung in der vorletzten oder in der
letzten Woche vor dem urspriinglich vorgesehenen Ab-
flugtermin erfolgt. Der Anspruch auf Ausgleichszahlung
entfallt, wenn dem Fluggast im erstgenannten Fall ein
Angebot unterbreitet wird, wonach der Abflug nicht mehr
als zwei Stunden vor dem vorgesehenen Abflugtermin
und die Ankunft nicht mehr als vier Stunden nach der
planméBigen Ankunftszeit erfolgt. Erfolgt die Annullie-
rung in der letzten Woche vor dem Abflug, verkiirzen
sich diese Fristen um die Hélfte. Auch bei einer kurzfris-
tigen Annullierung kann sich der Fluggast gem. Art. 8
von der Buchung 16sen. SchlieBlich ist zu beachten, dass
eine Ausgleichsleistung selbst bei Vorliegen der Voraus-
setzungen des Art. 5 I dann nicht geleistet werden muss,
wenn die Annullierung auf auflergewohnliche Umsténde
zuriickzufiihren ist. Derartige Umsténde sind ausweislich

des Erwigungsgrundes 14 der VO (EG) Nr. 261/2004
beispielsweise politische Instabilitdt, Wetterbedingun-
gen, unerwartete Flugsicherheitsméingel oder Streik.

2.3.2 Verspatungen

Fiir internationale Fliige bestimmt Art. 19 S. 1 MU, dass
der Luftfrachtfiihrer den Schaden zu ersetzen hat, der
durch die Verspétung bei der Luftbeforderung von Rei-
senden, Reisegepéck oder Giitern entsteht. Gemal Art. 19
S.2 MU gilt dies dann nicht, wenn der Luftfrachtfiihrer
nachweist, dass er und seine Leute alle zumutbaren Mal3-
nahmen zur Vermeidung des Schadens getroffen haben
oder dass es ihm oder ihnen nicht moglich war, solche
MaBnahmen zu ergreifen. Dem Wortlaut des S. 2 entspre-
chend handelt es sich hierbei um eine Haftung fiir vermu-
tetes Verschulden mit der Moglichkeit eines Entlastungs-
beweises.

Bei einer Verspiatung im Rahmen einer Personenbeforde-
rung haftet der Luftfrachtfiihrer nach Art. 19, 22 I MU bis
zu einer Hohe von 4150 Sonderziehungsrechten!8, bei ei-
ner Verspitung von Reisegepéck bis zu einem Betrag von
1000 SZR je Reisendem (Art. 19, 22 II MU). GemiB
Art. 22 V MU finden die Absitze I und II des Art. 22
dann keine Anwendung, wenn der Luftfrachtfiihrer oder
seine Leute den Schaden mit qualifiziertem Verschulden
herbeigefiihrt haben. Der Luftfrachtfiihrer kann sich da-
her bei vorsitzlicher oder leichtfertiger Herbeifithrung
des Schadens auf die genannten Haftungsgrenzen nicht
berufen. Dariiber hinaus sind Bestimmungen, die die Haf-
tung des Luftfrachtfiihrers ausschlieen oder die in die-
sem Ubereinkommen festgesetzten Haftungsgrenzen he-
rabsetzen, wiederum nach Art. 26 MU nichtig.

Art. 19 MU st freilich nur bei sog. luftfahrttypischen
Verspatungen anzuwenden, z. B. bei wetterbedingten Ver-
spatungen. Ansonsten gelten die Regeln des BGB.19

Fiir Fliige, die in der Gemeinschaft beginnen, oder fiir
Flige von Luftbeforderern mit Sitz in der Gemeinschaft
aus Drittstaaten in die Gemeinschaft gilt aulerdem die
VO (EG) Nr. 261/2004. Nach Art. 6 I dieser Verordnung
16sen Verspatungen ab zwei, drei, vier oder fiinf Stunden
—zum Teil gestaffelt nach der Flugentfernung — unabhén-
gig von einem Verschulden sowie ohne Entlastungsmog-
lichkeit bestimmte Rechtsfolgen aus. So hat der Fluggast
bei allen genannten Verzogerungen gegeniiber der plan-
méBigen Abflugzeit gemill Art. 6 I, Art. 9 1 a) II VO
(EG) Nr. 261/2004 unentgeltlich Anspruch auf Verpfle-
gung und bestimmte Kommunikationsmoglichkeiten.
Liegt die nach verniinftigem Ermessen zu erwartende Ab-
flugzeit erst am Tag nach der zuvor angekiindigten Ab-
flugzeit, so ist dem Fluggast nach Art. 6 I, 9 I b), ¢) zu-
sétzlich eine Hotelunterbringung nebst der dazugehorigen

18 SZR sind eine internationale Reservewidhrung, die 1969 vom IWF
geschaffen wurde. Das SZR ist als Wahrungskorb ausgestaltet, der
heute aus Euro, japanischem Yen, Pfund Sterling und US-Dollar be-
steht.

19 Vgl. Kapitel 5.5.1
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Beforderung zwischen dem Flughafen und dem Ort der
Unterbringung kostenfrei anzubieten. Betrdgt die Verspé-
tung mindestens fiinf Stunden, so kann der Fluggast wih-
len zwischen der vollstindigen Erstattung der Flugschein-
kosten oder einer anderweitigen Beforderung zum
Endziel.

Das ausfiihrende Luftfahrtunternehmen hat die aufgezeig-
ten Unterstiitzungsleistungen zu gewéhren, sobald eine
grofe Verspitung nach verniinftigem Ermessen absehbar
ist. Da bei der Bestimmung dieses Zeitpunkts erhebliche
Schwierigkeiten auftreten konnen, hat der Verordnungs-
geber in Art. 6 II VO (EG) Nr. 261/2004 verfiigt, dass die
Leistungen jedenfalls innerhalb der fiir die jeweilige Ent-
fernungskategorie vorgesehenen Fristen anzubieten sind.

Dagegen ist der ausfiihrende Luftfrachtfithrer bei Verspa-
tungen nicht verpflichtet, Ausgleichszahlungen zu leisten.
Der in Art. 7 VO (EG) Nr. 261/2004 geregelte Aus-
gleichsanspruch besteht lediglich bei Nichtbeforderung
oder Annullierung eines Flugs.

Das Verhiltnis zwischen der VO (EG) Nr. 261/2004 und
Art. 19 MU ist nicht unbestritten. Es wird die Ansicht
vertreten, dass der europdische Gesetzgeber wegen
Art. 19 MU den Anwendungsbereich der VO (EG)
Nr. 261/2004 nicht auf Verspatungen hétte erstrecken diir-
fen. Der High Court des Vereinigten Konigreichs hat des-
halb ein Vorlageverfahren vor dem EuGH angestrengt,
iiber das noch nicht entschieden ist.20 Auch Schlussan-
trage des Generalanwalts liegen noch nicht vor.

2.3.3 Haftung bei Unféllen

Die Haftung eines Luftfrachtfiihrers fiir Personenschéden
wihrend einer internationalen Luftbeforderung ist in
Art. 17 und 21 MU geregelt. Nach Art. 17 MU hat ein
Luftfrachtfithrer den Schaden zu ersetzen, der dadurch
entsteht, dass ein Reisender getdtet, korperlich verletzt
oder sonst gesundheitlich geschéadigt wird, wenn sich der
Unfall, durch den der Schaden verursacht wurde, an Bord
eines Luftfahrzeuges oder beim Ein- und Aussteigen er-
eignet hat. Der eingetretene Schaden muss ferner auf
einem luftfahrttypischen Risiko beruhen.?! Dies wire bei-
spielsweise dann gegeben, wenn der Fluggast Verletzun-
gen am Ohr auf Grund eines unvorhergesehenen Druck-
abfalls in der Flugzeugkabine erleidet.

Die Haftung des Luftfrachtfiihrers, die nach Art. 49 MU
vor dem Schadenseintritt weder ausgeschlossen, noch
zum Nachteil des Fluggastes gedndert werden kann, ist in
zwei Stufen ausgestaltet worden: Grundsétzlich haftet ein
Luftfrachtfiihrer bis zu einer Haftungssumme von
100 000 SZR je Reisenden in Hohe des tatsdchlich nach-
gewiesenen Schadens, unabhingig vom Verschulden. Die
Luftfrachtfiihrer konnen sich insoweit nicht darauf beru-
fen, dass sie alle erforderlichen MaBBnahmen zur Verhii-

20 [2004] EWHC 1721 (Admin); EuGH Rs. C-344/04. Die Vorlagefra-
gen sind auch abgedruckt in ABl EG Nr. C 251/8 vom 9. 10. 2004.
2L Ruhwedel, Der Luftbeforderungsvertrag, Rn. 192 mit Nachweisen.

tung des Schadens getroffen haben oder diese Mafinah-
men nicht treffen konnten. Nur wenn der Luftfrachtfiihrer
nachweisen kann, dass die den Schadensersatzanspruch
geltend machende Person den Schaden durch eine un-
rechtméfige Handlung oder Unterlassung, sei es auch nur
fahrlédssig, verursacht oder dazu beigetragen hat, ist der
Luftfrachtfiihrer ganz oder teilweise von seiner Haftung
befreit (Art. 20 MU). Erst bei Schiden, die diese Haf-
tungsgrenze liberschreiten, ist die Fithrung eines — einge-
schrinkten — Entlastungsbeweises moglich: Gem. Art. 21
haftet ein Luftfrachtfiihrer nicht, wenn er nachweist, dass
der Schaden (i) nicht auf seine unrechtméBige Handlung
oder Unterlassung oder die seiner Leute oder (ii) aus-
schlieBlich auf eine derartige Handlung oder Unterlas-
sung eines Dritten zurlickzufiihren ist. Gelingt dieser Be-
weis nicht, bleibt es zu Gunsten des Fluggastes bei der
Vermutung des Verschuldens des Luftfrachtfiihrers. Ein
umfinglicher Entlastungsbeweis kann bei Passagiersché-
den im Rahmen des MU auch bei einem 100 000 SZR
iibersteigenden Schaden also nicht gefiihrt werden.

Fiir den Fall, dass Luftfahrzeugunfille den Tod oder die
Korperverletzung von Reisenden zur Folge haben, be-
stimmt Art. 28 MU, dass der Luftfrachtfiihrer unverziig-
lich Vorauszahlungen an die schadensersatzberechtigte
Person zur Befriedigung ihrer unmittelbaren wirtschaftli-
chen Bediirfnisse zu leisten hat. Diese Vorauszahlungen
konnen mit spateren Schadensersatzleistungen verrechnet
werden. Sie stellen keine Haftungsanerkennung dar.

Da im Montrealer Ubereinkommen im Hinblick auf die
Hohe der zu leistenden Vorauszahlung kein Mindestbe-
trag festgelegt ist, ist das jeweils geltende nationale Recht
maBgeblich. Innerhalb der Europdischen Gemeinschaf-
ten ist die VO (EG) Nr. 2027/97 anzuwenden. Nach deren
Art. 6 haben die Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft
die Pflicht, bestimmte Regelungen zwingend in ihre Be-
forderungsbedingungen aufzunehmen. Dazu zdhlt auch
Art. 5 II der Verordnung. Danach hat das Luftfahrtunter-
nehmen bei Todesfillen einen Mindestbetrag von
16 000 SZR unverziiglich, spétestens aber 15 Tage nach-
dem die Identitdt der schadensersatzberechtigten Person
festgestellt worden ist, zu zahlen.

2.3.4 Gepackverlust und -schiaden

Die Haftung fiir die Beschddigung von Reisegepick ist in
Art. 17 MU geregelt. Nach Art. 17 IV bezeichnet der Be-
griff Reisegepiack sowohl das aufgegebene Gepick als
auch das nicht aufgegebene Gepack (Handgepéck). Gem.
Art. 17 11 hat der Luftfrachtfiihrer den Schaden zu erset-
zen, der durch Zerstérung, Verlust oder Beschddigung
von aufgegebenen Reisegepdck entsteht, jedoch nur,
wenn das Ereignis, durch das die Zerstorung, der Verlust
oder die Beschddigung verursacht wurde, an Bord des
Luftfahrzeugs oder wihrend des Zeitraums eingetreten ist,
in dem sich das aufgegebene Gepéck in der Obhut des
Luftfrachtfiihrers befand. Die Haftung fiir das Handgepéck
ist dagegen — weil der Reisende das Gepéck ja in seiner
Obhut behélt — der Haftung fiir Personenschéden gleich-
gestellt und umfasst konsequenterweise den Zeitraum
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vom Einsteigen bis zum Aussteigen. Die Haftung fiir das
aufgegebene Gepidck ist verschuldensunabhingig, aber
ausgeschlossen, wenn und soweit der Schaden auf die Ei-
genart des Reisegepicks oder einem ihm innewohnenden
Mangel zuriickzufiihren ist (Art. 17 II 2 MU). Bei Hand-
gepack haftet der Luftfrachtfithrer hingegen nur, wenn
der Schaden auf sein Verschulden oder auf das seiner
Leute zuriickzufiihren ist (Art. 17 IT 3 MU).

Die Haftung fiir Gepdckschdden durch Zerstérung, Ver-
lust oder Beschiadigung ist auf 1.000 SZR je Reisenden
begrenzt (Art. 22 11 MU). Dieses Haftungslimit kann aber
nach Art. 22 V durchbrochen werden, wenn der Fluggast
nachweist, dass der Luftfrachtfiihrer oder seine Leute den
Schaden mit qualifiziertem Verschulden herbeigefiihrt ha-
ben. Die Haftungsgrenze des Art. 22 II gilt ferner dann
nicht, wenn der Fluggast bei der Aufgabe des Reisege-
packs einen Wert deklariert und einen geforderten oder
vereinbarten Zuschlag entrichtet hat. In diesem Fall hat
der Luftfrachtfiihrer bis zur Hoéhe des deklarierten Betra-
ges Schadensersatz zu leisten, es sei denn, er kann darle-
gen und beweisen, dass der deklarierte Wert hoher ist als
der tatsdchlich entstandene Schaden.

Gem. Art. 31 I MU wird widerleglich vermutet, dass das
Reisegepick vertragskonform und unbeschédigt abgelie-
fert worden ist, wenn der Fluggast es vorbehaltlos ange-
nommen hat. Im Falle einer Beschédigung seines Reise-
gepicks muss der Fluggast unverziiglich, jedenfalls aber
binnen sieben Tagen nach der Annahme, dem Luftfracht-
fiihrer schriftlich Anzeige erstatten (Art. 31 II 1 MU). Die
Anzeige muss innerhalb der Frist dem Luftfrachtfiihrer
iibergeben oder abgesandt werden (Art. 31 III MU). Wird
diese Frist versdumt, so ist gem. Art. 31 IV die Klage ge-
gen den Luftfrachtfiihrer ausgeschlossen.

2.3.5 Informationspflichten

Allgemeine Hinweis- und Informationspflichten kdnnen
sich im Luftverkehrsrecht zundchst aus dem BGB selbst
ergeben (vgl. nur § 241 II). Fiir den Fall des VerstoBes ge-
gen derartige Pflichten ist zwar keine Haftung oder Sank-
tion normiert. Allerdings kann der Fluggast einen Scha-
den, der ihm durch die Pflichtverletzung entstanden ist,
iiber § 280 BGB ersetzt verlangen.

Daneben enthélt Art. 14 VO (EG) Nr. 261/2004 weitere
Informationspflichten. Diese Informationen haben eine
besondere Aufgabe: Da dem Fluggast statt der Aus-
gleichszahlungen eine besondere Gegenleistung angebo-
ten werden kann, wenn er freiwillig auf die Buchung ver-
zichtet, ist es wichtig, dass er sich bei seiner
Entscheidung im Klaren dariiber ist, auf welche Ansprii-
che er damit verzichtet. Auch die Betreuungsleistungen
nach Art. 9 haben nur dann Sinn, wenn sie im Zeitpunkt
der Nichtbeforderung, Annullierung bzw. Verspitung gel-
tend gemacht werden kénnen. Ein spaterer Schadenser-
satzanspruch wegen der Verletzung dieser Pflichten ist
zwar ebenfalls moglich (Art. 15), wiirde den Sinn der
Verordnung aber nicht erfiillen.

Die Vorschrift duflert sich weniger dazu, welche Informa-
tionen bereit zu stellen sind, als wie dies zu geschehen
hat. Dabei sind zwei Schritte zu unterscheiden: Unabhédn-
gig von einem konkreten Vorkommnis ist am Abferti-
gungsschalter ein Hinweisschild mit folgendem Wortlaut
anzubringen: ,,Wenn Thnen die Beforderung verweigert
wird oder wenn Thr Flug annulliert wird oder mindestens
zwel Stunden verspétet ist, verlangen Sie am Abferti-
gungsschalter oder am Flugsteig schriftliche Auskunft
iiber Thre Rechte, insbesondere tiber Ausgleichs- und Un-
terstiitzungsleistungen.*

In zweiten Schritt miissen bei einem konkreten Vorfall
dem Fluggast schriftliche Hinweise auf seine Rechte aus-
gehdndigt werden. Entsprechende Merkblétter miissen
also vorbereitet und am Abflugschalter vorritig gehalten
werden. Dabei reicht es allerdings nicht aus, dem Flug-
gast ein Exemplar des Textes der Verordnung zur Verfii-
gung zu stellen. Vielmehr muss das Luftfahrtunterneh-
men die Anspriiche nach der Verordnung in allgemein
verstandlicher Sprache beschreiben, ohne dabei den Um-
fang der Anspriiche zu verkiirzen. Die Hinweise miissen
auch auf weiter gehende mitgliedstaatliche Schadenser-
satzanspriiche aufmerksam machen. Dies ergibt sich aus
dem Sinn der Vorschrift, dem Fluggast, der sich auf eine
freiwillige Vereinbarung gemdB Art. 4 einlésst, alle fiir
seine Entscheidung notwendigen Informationen zur Ver-
fiigung zu stellen. Mit der Entscheidung tiber den Ver-
zicht auf die Buchung verzichtet er gemaf3 Art. 12 II ndm-
lich auch auf die weiter gehenden Anspriiche nach
mitgliedstaatlichem Recht.

24 Fahrgastrechte im Bereich des
inlandischen Schienenpersonen-
fernverkehr

241 Ausfall

2.41.1 Allgemeine Bestimmungen

Auch der mit einem Eisenbahnunternechmen geschlossene
Beforderungsvertrag ist ein Werkvertrag im Sinne der
§§ 631 ff. BGB. Bei Zugausfillen wiirde sich eine Haf-
tung des Eisenbahnunternehmens unmittelbar aus diesen
Vorschriften ergeben.

Das im Wirtschaftsleben iibliche Haftungssystem des
BGB findet jedoch fiir den Ausfall einer Beforderung we-
gen der Eisenbahnverkehrsordnung (EVO) keine Anwen-
dung. Die EVO ist eine gesetzliche Sonderregelung, die
die allgemeinen Haftungsvorschriften des BGB ver-
drangt. Die maBgebliche Regelung fiir den Ausfall eines
Zuges ist § 17 EVO. Dort ist bestimmt, dass der Fahrgast
keine Entschiddigung fiir das Ausbleiben seiner Leistung
(Nichtbeforderung) verlangen kann. Damit wird gleicher-
maBen ein Anspruch des Fahrgastes auf Schadensersatz
wie auch auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen gem.
§ 284 BGB ausgeschlossen. Gem. § 17 S. 2 EVO ist das
Eisenbahnunternehmen in diesem Fall lediglich ver-
pflichtet, im Rahmen des Mdglichen fiir die Weiterbefor-
derung der Reisenden zu sorgen.
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Die gegeniiber dem allgemeinen Vertragsrecht den Fahr-
gast stark benachteiligende Regelung geht auf die Zeit der
Verstaatlichung der Eisenbahnen ausgangs des 19. Jahr-
hunderts zuriick. Die gegenwirtige Regelung datiert aus
dem Jahre 1938, ist aber entgegen anders lautenden Be-
hauptungen kein typisch nationalsozialistisches Recht, da
sie lediglich die ohnehin beschriebene Rechtslage fest-
schrieb. Die Haftungsprivilegierung bedeutet, historisch
betrachtet, einen Ausgleich fiir die gleichzeitig geschaf-
fene Gefahrdungshaftung im Haftpflichtgesetz und den
Kontrahierungszwang, heute § 10 AEG.

Eine Lockerung des umfassenden Haftungsausschlusses
gem. § 17 EVO in seiner jetzigen Fassung wurde vom
Bundestag bereits im Jahre 2002 in Umsetzung einer Re-
form des internationalen Eisenbahnabkommens (COTIF),
des Protokolls von Vilnius, beschlossen.?2 § 17 EVO wird
in seiner gednderten Fassung in Kraft treten, wenn die
vorgesehene Mindestzahl von Staaten diesen Vertrag rati-
fiziert hat. Die novellierte Fassung des beschlossenen
§ 17 EVO erweitert die Rechte des Fahrgastes im Falle
des Ausfalls eines Zuges. Dabei sieht § 17 I 1 EVO vor,
dass das Eisenbahnverkehrsunternehmen fiir Schiden
haftet, die dem Reisenden dadurch entstanden sind, dass
er seine Reise wegen Ausfall, Verspdtung oder Versaum-
nis des Anschlusses nicht am selben Tag fortsetzten kann
oder die Fortsetzung am selben Tag unter den gegebenen
Umstdnden nicht zumutbar ist. Der Schadensersatzan-
spruch umfasst dabei die dem Reisenden im Zusammen-
hang mit der Ubernachtung und mit der Benachrichtigung
der ihn erwartenden Personen entstandenen angemesse-
nen Kosten.

Diese Einstandspflicht des Eisenbahnunternehmens wird
durch § 17 I EVO begrenzt. Dort ist bestimmt, dass das
Eisenbahnunternehmen dann nicht haftet, wenn die Ursa-
che des Ausfalls eines Zuges auf auBerhalb des Eisen-
bahnbetriebes liegende Umsténde zuriickzufiihren ist, die
der Beforderer trotz Anwendung der nach Lage des Falles
gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen der
Beforderer nicht abwenden konnte. Nichts anderes gilt
auch dann, wenn die Ursache fir einen Ausfall auf ein
Verschulden des Reisenden oder auf ein Verhalten eines
Dritten zuriickzufiihren ist, das der Beforderer trotz An-
wendung der nach der Lage des Falles gebotenen Sorgfalt
nicht vermeiden und dessen Folgen der Beforderer nicht
abwenden konnte.

Fiir die Erstattung des Fahrpreises bei Ausfall eines Zu-
ges gilt § 18 EVO. Diese Vorschrift wird auch nach In-
krafttreten der Neufassung der COTIF mit ihrem Anhang
unverdndert fortgelten. § 18 I EVO bestimmt, dass ein
Reisender, der den Fahrausweis nicht zur Fahrt benutzt
hat, den Fahrpreis zuriickverlangen kann. Damit der An-
spruch nicht erlischt, muss er gem. § 18 VII EVO binnen
sechs Monaten nach Ablauf der Geltungsdauer des Fahr-
ausweises geltend gemacht werden. Fiir verloren gegan-

22 BGB12002 11, 2140.

gene Fahrausweise wird der Fahrpreis nicht erstattet (§ 18
V EVO).

2.4.1.2 Beforderungsbedingungen der
Deutschen Bahn AG

Der umfassende Haftungsausschluss des § 17 EVO in sei-
ner gegenwartig noch geltenden Fassung wurde und wird
von vielen Bahnreisenden als unangemessen und nicht
mehr zeitgemal kritisiert. Die Deutsche Bahn AG hat auf
diese Kritik reagiert und in ihre Geschiftsbedingungen
gewisse Regelungen aufgenommen, die die Rechtsstel-
lung der Bahnreisenden bei Ausfall oder Verspitung eines
Zuges verbessern sollen. Die fiir den Ausfall eines Zuges
mafgeblichen Bestimmungen finden sich in Nr. 9 der Be-
forderungsbedingungen fiir Personen durch die Unterneh-
men der Deutschen Bahn AG (BB Personenverkehr).
Nach Nr. 9.1.1 dieser Vorschrift kann der Reisende bei ei-
nem Zugausfall (i) auf die Weiterfahrt verzichten und die
entgeltfreie Erstattung des Fahrpreises fir die nicht
durchfahrene Strecke verlangen, (ii) auf die Weiterfahrt
verzichten und entgeltfrei mit dem néchsten geeigneten
Zug zum Ausgangsbahnhof zuriickkehren und die ent-
geltfreie Erstattung von Reisepreis und Gepackfracht so-
wie die kostenfreie Riicksendung seines Reisegepicks
verlangen oder (iii) seine Reise, soweit moglich, ohne zu-
sdtzliches Entgelt mit einem Zug fortsetzen, welcher auf
der gleichen oder einer anderen Strecke nach demselben
Zielbahnhof fahrt und es dem Reisenden ermdglicht, mit
moglichst geringer Verspatung sein Reiseziel zu errei-
chen.

Kann die Reise wegen Ausfalls eines Zuges nicht bis um
24.00 Uhr mit einem anderen fahrplanméafBigen Verkehrs-
mittel fortgesetzt werden oder ist eine solche Fortsetzung
unter den gegeben Umstidnden unzumutbar, haftet das Ei-
senbahnunternehmen dem Reisenden nach Nr. 9.1.2 BB
Personenverkehr alternativ zu den soeben dargelegten
Anspriichen aus Nr. 9.1.1 fiir die ihm im Zusammenhang
mit der Ubernachtung und mit der Benachrichtigung der
ihn erwartenden Personen entstandenen angemessenen
Kosten, hochsten jedoch in Hohe von 80 Euro. Sofern
dies preiswerter ist, kann auch ein anderes Verkehrsmittel
auf Kosten des Eisenbahnverkehrsunternehmens benutzt
werden. Dies gilt im Nah- und Fernverkehr der Deut-
schen Bahn AG.

Nach Nr. 9.1.4 BB Personenverkehr haben die Reisenden
einen Anspruch auf Entschddigung, wenn sie wegen des
Ausfalls eines Zuges der Produktklassen ICE, IC/EC oder
eines IR die Bahnhofe, in denen die Reisenden aus diesen
Zugen aussteigen, um mehr als 60 Minuten verspitet er-
reichen. Die Hohe der Entschiddigung betrdgt 20 Prozent
des Fahrkartenwertes der vorgelegten Fahrkarte; bei
Fahrkarten fiir die Hin- und Riickfahrt 20 Prozent des
halben Fahrkartenwertes. Bei Fahrten mit Umsteigever-
bindungen zwischen den genannten Ziigen erhalten Rei-
sende diese Entschiddigung auch dann, wenn sie auf
Grund des Ausfalls solcher Ziige mehr als 60 Minuten
verspatet den Bahnhof erreichen, in welchem sie aus dem
letzten Zug einer solchen Umsteigeverbindung aussteigen
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oder planmiBig ausgestiegen wiren. Die Hohe der Ent-
schiadigung betrigt mindestens 5 Euro. Der Betrag wird
kaufménnisch auf einen durch 10 Cent teilbaren Betrag
gerundet.

Sofern der Reisende Inhaber einer Zeitkarte oder Bahn-
Card ist, gelten jeweils gesonderte Geschéftsbedingun-
gen. Die fiir einen Entschiddigungsanspruch mafB3gebliche
Vorschrift Nr. 9.1.4 BB Personenverkehr wird durch diese
Geschéftsbedingungen etwas modifiziert. So haben Inha-
ber einer Zeitkarte nach Nr. 10 Bedingungen fiir den Er-
werb und die Nutzung von Zeitkarten bei Ausfall eines
Zuges der Produktklassen ICE, IC/EC oder des IR An-
spruch auf eine Entschidigung in Hohe von 5 Euro fiir
die 2. Wagenklasse und 7,50 Euro fiir die 1. Wagenklasse.
Inhaber einer BahnCard 100 erhalten bei Ausfall eines
dieser Ziige gem. Nr. 4 Bedingungen fiir den Erwerb und
die Nutzung von BahnCards eine Entschiadigung in Hohe
von 10 Euro, Inhaber einer BahnCard 100 First eine Ent-
schiddigung in Hohe von 15 Euro.

Der Entschiddigungsanspruch nach Nr. 9.1.4 kann pro
Fahrkarte — bei Riickfahrten pro Fahrtrichtung — jeweils
nur einmal geltend gemacht und mit Anspriichen nach
Nr. 9.1.2 nicht kombiniert werden. Aulerdem ist gem.
Nr. 9.1.7 und 9.1.8 BB Personenverkehr eine Auszahlung
des Entschiddigungsbetrages ausgeschlossen; der Rei-
sende erhélt lediglich einen Gutschein.

Der Entschiadigungsanspruch nach Nr. 9.1.2 und 9.1.4 be-
steht gem. Nr. 9.1.5 allerdings nicht, wenn der Ausfall auf
(i) einem auflerhalb des Eisenbahnbetriebes liegenden
Umstandes, den das Verkehrsunternehmen trotz Anwen-
dung der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht
vermeiden und dessen Folgen es nicht abwenden konnte,
(i1) einem Verschulden des Reisenden oder (iii) dem Ver-
halten eines Dritten beruht, das das Verkehrsunternehmen
trotz Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen
Sorgfalt nicht vermeiden und dessen Folgen es nicht ab-
wenden konnte.

2.4.2 Verspatungen

2.4.2.1 Allgemeine Regelungen

Wie oben dargelegt, fiihrt die Anwendung von § 17 EVO
in seiner gegenwértigen Fassung bei Ausfall eines Zuges
zu einem vollstdndigen Haftungsausschluss. Da von die-
ser Regelung uneingeschrankt auch Verspéatungen erfasst
werden, konnen Reisende auch keinen Ersatz fiir die ih-
nen durch eine unpiinktliche Beforderung entstandenen
Schéden verlangen.

Diese Haftungssituation wird sich allerdings mit Inkraft-
treten des novellierten § 17 EVO &andern. Bahnreisende
haben dann bei Verspitung im gleichen Umfange An-
spruch auf Schadensersatz wie bei Ausfall eines Zuges.
Insoweit kann auf die dort gemachten Ausfithrungen ver-
wiesen werden.

2.4.2.2 Befoérderungsbedingungen der
Deutschen Bahn AG

Nach den Bestimmungen der BB Personenverkehr sowie
derjenigen flir Zeitkarten und BahnCards 16st eine Ver-
spatung im Wesentlichen die gleichen Rechtsfolgen aus
wie ein Zugausfall.

So kann der Reisende, soweit er infolge einer Zugverspa-
tung den Anschluss an einen anderen Zug oder den letz-
ten fahrplanméafBig vorgesehenen Anschluss an ein 6ffent-
liches Verkehrsmittel versdumt, die oben dargelegten
Anspriiche aus Nr. 9.1.1 BB Personenverkehr geltend ma-
chen. AuBerdem haftet die Bahn nach Nr. 9.1.2 alternativ
dazu im oben beschriebenen Umfange fiir den Schaden,
der dadurch entsteht, dass die Reise wegen Verspitung ei-
nes Zuges oder Versdumnis eines Anschlusszuges nicht
bis 24.00 Uhr mit einem anderen fahrplanméafigen Ver-
kehrsmittel fortgesetzt werden kann oder dass unter den
gegebenen Umstianden eine solche Fortsetzung nicht zu-
mutbar ist. Dies gilt im Nah- und Fernverkehr der Deut-
schen Bahn AG.

Bei verspéteter Ankunft von Ziigen der Produktklassen
ICE, IC/EC oder eines IR von mehr als 60 Minuten in den
Bahnhofen, in denen die Reisenden aus diesen Ziigen
aussteigen, haben die Reisenden wiederum Anspruch auf
eine Entschdadigung nach Nr. 9.1.4 BB Personenverkehr.
Fiir Inhaber einer Zeitkarte oder BahnCard werden diese
Anspriiche im oben beschriebenen Umfange modifiziert.

Der einzig nennenswerte Unterschied zu den Regelungen
fiir einen Zugausfall besteht darin, dass Reisende nun-
mehr auch bei einer Verspétung eines ICE-Sprinters iiber
30 Minuten Anspruch auf eine Entschiddigung in Hoéhe
des ICE-Sprinter-Aufpreises haben (Nr. 9.1.3 BB Perso-
nenverkehr).

Ebenso wie bei Ausfall eines Zuges ist auch bei Verspa-
tungen eine Kombination der Anspriiche auf Entschadi-
gung nach den Nummern 9.1.2 und 9.1.4 ausgeschlossen.
Dies gilt nach Nr. 9.1.6 BB Personenverkehr nunmehr
auch fiir eine Kombination der Anspriiche nach den
Nummern 9.1.2 und 9.1.3. SchlieBlich besteht der Ent-
schiadigungsanspruch nach den Nummern 9.1.2 bis 9.1.4
wiederum dann nicht, wenn die Verspitung oder das An-
schlussversdumnis auf einen der in Nr. 9.1.5 genannten
Umsténde zuriickzufiihren ist.

2.4.3 Haftung bei Unfallen

Bei Bahnunfillen haftet das Eisenbahnunternehmen dem
Fahrgast auf Schadensersatz aus schuldhafter Verletzung
des Beforderungsvertrages, aus unerlaubter Handlung
(§§ 823 ff. BGB) und nach dem Haftpflichtgesetz.

Nach dem als Mindeststandard eingreifenden Haftpflicht-
gesetz haftet das Eisenbahnunternehmen auf Schadenser-
satz, wenn durch einen Betriebsunfall ein Mensch getdtet,
verletzt oder eine Sache beschéddigt wird (§ 1 1 HPfIG).
Diese Gefdhrdungshaftung ist nur dann ganz oder teil-
weise ausgeschlossen, wenn der Unfall durch hohere Ge-
walt verursacht worden ist oder bei der Entstehung des
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Schadens ein Verschulden des Geschidigten mitgewirkt
hat.

Wie jede Gefahrdungshaftung, ist die Haftung nach dem
HaftpflG begrenzt. Der Gesetzgeber des Zweiten Scha-
densersatzrechtsénderungsgesetzes von 200223 erhohte
die Grenze auf 600 000 Euro und fiihrte eine einheitliche
Summe bei allen Gefdhrdungshaftungstatbestinden im
Verkehrsbereich ein. Dieses Prinzip wurde aber anlésslich
der Ratifizierung des Montrealer Ubereinkommens
durchbrochen, als in das LuftVG die Haftungshochst-
grenze des MU iibernommen wurde.?* Bei einer weiteren
Europdisierung und Internationalisierung des Eisenbahn-
rechts stellt sich auch hier die Frage, ob man einen inter-
national einheitlichen Haftungshochstbetrag auch auf in-
landische Sachverhalte fiir anwendbar erkldren mdochte.

244 Gepackverlust und -schaden

Fiir aufgegebenes Gepéck haftet das Eisenbahnunterneh-
men gem. § 31 EVO bei Verlust oder Beschddigung ohne
Verschulden. Verlust liegt vor, wenn das Gepéck nicht in-
nerhalb einer Woche nach Ablauf der Lieferfrist abgelie-
fert wird (§ 32 EVO). Nachgewiesene Schéden bei Ver-
lust oder Beschiddigung sind bis zu einer Hohe von
1 278,23 Euro (2 500 DM) je Gepéckstiick zu ersetzen.
Der Reisende hat die Schadenshéhe zu beweisen.

Dagegen haftet das Eisenbahnunternehmen bei Verlust
oder Beschédigung von Handgepéick nur nach den allge-
meinen Regeln.

25 Fahrgastrechte im Bereich des
grenziiberschreitenden Bahnverkehrs
2,51 Ausfall

2.5.1.1 Anwendbares Recht

Auf den grenziiberschreitenden Bahnverkehr finden
grundsitzlich das Ubereinkommen iiber den internationa-
len Eisenbahnverkehr (COTIF) sowie die im zugehdrigen
Anhang A geregelten Einheitlichen Rechtsvorschriften
fiir den Vertrag iiber die internationale Eisenbahnbeforde-
rung von Personen und Gepack (CIV) aus dem Jahr 1980
Anwendung. Diese Vorschriften werden von der zwi-
schenstaatlichen Organisation fiir den internationalen Ei-
senbahnverkehr (OTIF) durchgefiihrt und fortentwickelt.
Die OTIF wurde 1980 als Nachfolgerin fiir das bereits
seit dem Ende des 19. Jahrhunderts bestehende Zentral-
amt flir den internationalen Eisenbahnverkehr in Bern ge-
schaffen. OTIF und CIV wurden 1999 durch das Proto-
koll von Vilnius umfassend reformiert, um den neuen
Bediirfnissen des internationalen Bahnverkehrs Rech-
nung zu tragen.

3 BGBI12002 1, 2674.
24 Gesetz zur Harmonisierung des Haftungsrechts im Luftverkehr vom
6. April 2002, BGBI 2004 I, 550.

Deutschland hat diese Anderungen bereits im Jahr 2002
ratifiziert.2’ In Kraft treten werden die neuen Bestimmun-
gen jedoch erst nach Ratifikation durch mehr als zwei
Drittel der in der OTIF vertretenen 41 Mitgliedsstaaten.
Dies ist fiir das Jahr 2005 zu erwarten.

Die CIV 1980 ist anwendbar auf die Beforderung von
Personen und Gepick mit einem internationalen Eisen-
bahnbeforderungsschein auf dem Gebiet von mindestens
zwel Vertragsstaaten, deren Strecken in die CIV-Strecken-
liste eingetragen sind. Die CIV 1999 vereinfacht die An-
wendbarkeit dahingehend, dass die Regelung fiir alle Be-
forderungen von Personen gilt, deren Abfahrts- und
Bestimmungsort in zwei verschiedenen Mitgliedsstaaten
liegt.

2.5.1.2 Regelungen

Die CIV 1980 enthélt keine eigenstindigen Regelungen
im Hinblick auf eine Haftung bei Ausfall einer Verbin-
dung. Sie verweist in Art. 47 auf das Recht des Staates, in
dem das schiadigende Ereignis eingetreten ist. In Deutsch-
land fiihrt dies zur Anwendung von § 17 EVO, der einen
Haftungsausschluss vorsieht.

Nach § 16 CIV 1980 muss der Reisende, der die Reise
fortsetzen will, samt seinem Gepéck lediglich ohne Auf-
preis mit dem Zug befordert werden, der das Ziel mit ge-
ringster Verspétung erreicht.

Die CIV 1999 sieht eine Haftung des Bahnunternehmens
vor, sofern durch Ausfall eines Zuges die Reise nicht am
selben Tag fortgesetzt werden kann oder eine solche Fort-
setzung dem Reisenden nicht zumutbar ist (Art. 32 CIV
1999). In diesem Fall werden die Kosten ersetzt, die
durch eine Ubernachtung des Reisenden sowie durch die
Benachrichtigung der ihn erwartenden Personen entste-
hen. Diese miissen jedoch verhéltnisméBig sein. Sofern
der Reisende Ersatz dariiber hinausgehender Schéden be-
ansprucht, ist er auf das jeweilige Landesrecht verwiesen.

Die Haftung ist ausgeschlossen, wenn der Ausfall auf au-
Berhalb des Bahnbetriebes liegende unvermeidbare Um-
stande, auf das Verschulden des Reisenden oder auf das
unabwendbare Verhalten eines Dritten zuriickzufiihren
ist. Ein anderes Unternehmen, das dieselbe Infrastruktur
wie die in Anspruch genommene Bahn nutzt, gilt gem.
Art. 32 CIV 1999 jedoch nicht als Dritter.

252

Bei einer Verspédtung verweist Art. 47 CIV 1980 auf das
Recht des Staates, in dem das schddigende Ereignis ein-
getreten ist. Es gilt das bereits zum Ausfall Gesagte.

Verspatungen

Die Neufassung der CIV beinhaltet eine Haftung fiir Ver-
spatung sowie Versdumnis des Anschlusszuges. Die Re-
gelungen beziiglich des Ausfalls sind hierauf anwendbar.

Bei verspiteter Auslieferung des Reisegepacks wird ge-
mélB Art. 40 CIV 1980 Schadensersatz gewahrt. Dieser
betrdgt bei nachgewiesenem Schaden maximal 0,4 SZR

25 BGB12002 11, 2140.
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pro verspatetem Kilogramm Gepéck oder sieben SZR pro
Gepickstiick. Bei nicht nachgewiesenem Schaden liegt
der Hochstbetrag bei 0,07 SZR oder 1,4 SZR je Gepéck-
stiick. In Art. 43 CIV 1999 sind die Maximalbetrige ver-
doppelt worden. Sofern ein Schadensersatzanspruch we-
gen eines Teilverlustes bzw. einer Beschddigung vorliegt,
kann dieser mit einer Verspétungsentschidigung zusam-
menfallen. Die Gesamtentschadigung darf jedoch nicht
iiber den Ersatz bei Totalverlust hinausgehen. Bei einer
Verspidtung im Autoreisezug haftet die Bahn nur bis zur
Hohe des Beforderungspreises, sofern der Schaden nach-
gewiesen ist. Wird auf eine Beforderung verzichtet, so ist
der Beforderungspreis zu erstatten; bei Nachweis auch
dartiber hinausgehende Schédden, deren Hohe den Befor-
derungspreis jedoch nicht ibersteigen diirfen (Art. 41
CIV 1980/Art. 44 CIV 1999).

Die Haftung des Beforderers fiir das Reisegepack ist aus-
geschlossen, wenn die Verspatung durch ein Verschulden
des Reisenden, eine nicht von der Eisenbahn verschuldete
Anweisung des Reisenden, besondere Méngel des Reise-
gepicks oder einen Umstand verursacht worden ist, der
fiir die Eisenbahn unvermeidbar und unabwendbar war
(Art. 35 CIV 1980/Art. 36 CIV 1999).

253

Nach Art. 26 CIV 1980/1999 haftet die Eisenbahn fiir den
Schaden, der dadurch entsteht, dass der Reisende im Zu-
sammenhang mit dem Bahnbetrieb wihrend seines Auf-
enthalts in der Bahn oder wihrend des Ein- oder Ausstei-
gens getotet, verletzt oder in seiner geistigen Gesundheit
beeintrachtigt wird. Eine schuldhafte Pflichtverletzung ist
nicht erforderlich. Sofern die Schéadigung nicht durch ei-
nen Unfall der Bahn hervorgerufen wird, bestimmt sich
die Haftung nicht nach CIV, sondern nach dem anwend-
baren Landesrecht (Art. 26 CIV 1980/1999).

Haftung bei Unfillen

Im Falle der Tétung umfasst der zu leistende Schadenser-
satz die Kosten der Beisetzung und, sofern der Verletzte
nicht sofort verstirbt, den bei Verletzungen zu erbringen-
den Ersatz. Bestanden gesetzliche Unterhaltsanspriiche,
so wird fiir diese Ersatz geleistet. Gewéhrte der Reisende
weiteren Personen Unterhalt, so richten sich deren An-
spriiche nach dem Landesrecht (Art. 27 CIV 1980/1999).

Bei Beeintrachtigung der korperlichen und geistigen Ge-
sundheit des Reisenden umfasst der Schadensersatz die
Kosten fiir die Heilbehandlung, Pflege sowie Beforde-
rung. Aulerdem wird der durch Arbeitsunféahigkeit und
einer Vermehrung der Bediirfnisse eingetretene Vermo-
gensnachteil ausgeglichen (Art. 28 CIV 1980/1999). Da-
riiber hinausgehende Anspriiche richten sich gemif
Art. 29 CIV 1980/1999 nach Landesrecht. Die Hohe des
Schadensersatzes in Form eines Kapitalbetrages oder ei-
ner Rente bestimmt sich ebenfalls nach dem Landesrecht.
Sofern dort eine Hochstgrenze fiir Entschéddigungen vor-
gesehen ist, wird diese nach Art. 30 CIV 1980 auf min-
destens 70.000 SZR angehoben. Die CIV 1999 erhoht
diesen Betrag in Art. 30 auf 175.000 SZR und bleibt da-
mit deutlich unter dem HaftpflG.

Eine Haftung ist ausgeschlossen bei auBerhalb des Eisen-
bahnbetriebes liegenden unabwendbaren Ereignissen, bei
Verschulden des Reisenden und bei nicht zu verhindern-
dem Verhalten Dritter. Die Berufung auf Haftungsbe-
schrankungen findet jedoch gemiafl Art. 42 CIV 1980/
Art. 48 CIV 1999 keine Anwendung, wenn dem Eisen-
bahnunternehmen Absicht oder Leichtfertigkeit nach-
weislich zur Last gelegt werden kann. Ansonsten kdnnen
nach Art. 46 CIV 1980 (Art. 52 CIV 1999) Anspriiche auf
Schadensersatz, gleich aus welchem Rechtsgrund, nur un-
ter den in der CIV vorgesehenen Bedingungen geltend
gemacht werden.

254 Gepackverlust und -schaden

Bei der Haftung fiir Sachschidden ist zu differenzieren
zwischen Schaden oder Verlust der Kleidung und des
Handgepécks sowie Schaden oder Verlust des Reisege-
packs:

Tritt der Schaden oder Verlust des Handgepéacks im Zu-
sammenhang mit einem Unfall des Reisenden ein, so gel-
ten dieselben Haftungsregeln wie bei der Toétung oder
Verletzung des Reisenden. Auf eine schuldhafte Pflicht-
verletzung kommt es auch hier nicht an (Art. 26 CIV
1980/Art. 33 CIV 1999). Art. 31 CIV 1980 beschrinkt
die Hohe des Schadensersatzes bei Beschadigung und
Verlust auf maximal 700 SZR je Reisenden. In der iiber-
arbeiteten CIV wurde dieser Betrag verdoppelt (Art. 34
CIV 1999). Besteht kein Zusammenhang zwischen dem
Schaden oder Verlust und einem Unfall des Reisenden,
gibt es keine Haftungsbegrenzung. Das Beforderungsun-
ternehmen haftet jedoch nur bei Verschulden (Art. 47
CIV 1980/Art. 33 CIV 1999).

Fiir den Fall des Verlustes des Reisegepécks ist der ent-
standene Schaden zu ersetzen. Die CIV 1980 nennt hier-
fiir Haftungshochstbetrdge. Sie belaufen sich bei einem
nachgewiesenen Schaden auf maximal 600 SZR je Ge-
packstiick oder 40 SZR je fehlendem Kilogramm. Bei ei-
nem nicht nachgewiesenen Schaden wird auf 125 SZR je
Gepéckstiick oder auf 20 SZR (Art. 38 CIV 1980) je feh-
lendem Kilogramm erkannt. Die Neufassung der CIV
verdoppelt diese Betrdge (Art. 41). AuBerdem sind die im
Zusammenhang mit der Beforderung gezahlten Betrige
und Zolle zu ersetzen.

Bei Beschiadigung des Reisegepicks muss die Wertmin-
derung ersetzt werden. Die Entschadigung darf jedoch bei
Beschédigung des gesamten Gepécks nicht den Ersatzbe-
trag bei vollstdndigem Verlust, bei teilweiser Beschadi-
gung nicht den Ersatzbetrag bei teilweisem Verlust {iber-
schreiten (Art. 39 CIV 1980/Art. 42 CIV 1999). Von der
Haftung ist die Eisenbahn befreit, wenn die Beschadi-
gung oder der Verlust aus Fehlern der Verpackung, aus
der natiirlichen Beschaffenheit des Reisegepécks oder aus
der Aufgabe von Gegenstdnden, die von der Beforderung
ausgeschlossen sind, resultiert. Fiir den weiteren Haf-
tungsausschluss gilt das zur Haftung bei Verspitungen
des Reisegepicks Gesagte entsprechend.
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2.6
2.61

Fahrgastrechte im OPNV
Ausfall
2.6.1.1 Allgemeines

Der Begriff offentlicher Personennahverkehr ist in § 2
RegG definiert. Dort heiBt es wortlich: ,,Offentlicher Per-
sonennahverkehr ist die allgemein zugéngliche Beforde-
rung von Personen mit Verkehrsmitteln im Linienverkehr,
die iiberwiegend dazu bestimmt sind, die Verkehrsnach-
frage im Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu befrie-
digen. Das ist im Zweifel der Fall, wenn in der Mehrzahl
der Beforderungsfille eines Verkehrsmittels die gesamte
Reiseweite 50 Kilometer oder die gesamte Reisezeit eine
Stunde nicht {ibersteigt.*

Aus dieser Begriffsbestimmung, die so auch in den
OPNV-Gesetzen der meisten Bundesldnder enthalten ist,
wird deutlich, dass zur Beantwortung der Frage, wann
von Nahverkehr gesprochen werden kann, im Zweifel le-
diglich auf die Reiseweite bzw. -dauer abzustellen ist. Mit
welchen Verkehrsmitteln die Beforderung durchgefiihrt
wird, ist dagegen nicht entscheidend. Daher liegt Nahver-
kehr nicht nur dann vor, wenn die Beforderung mit Ver-
kehrsmitteln durchgefiihrt wird, die vom Anwendungsbe-
reich des PBefG erfasst werden, sondern auch dann, wenn
die Verkehrsnachfrage mit Schienenfahrzeugen im Sinne
des AEG befriedigt wird (insoweit spricht man dann vom
SPNV, vgl. § 2 V AEG).

Dies hat zur Folge, dass bei Méangeln der Beforderungs-
leistung im offentlichen Nahverkehr grundsatzlich ver-
schiedene Haftungsvorschriften zur Anwendung gelan-
gen konnen, je nachdem, ob der Anwendungsbereich des
AEG oder der des PBefG eroffnet ist.

Wird die Beforderung beispielsweise mit einer Eisenbahn
im Sinne des AEG durchgefiihrt, so sind primér die Haf-
tungsvorschriften der EVO heranzuziehen. Unter den Vo-
raussetzungen des § 5 III EVO sind im Bereich des SPNV
aber auch von der EVO als Gesetz im materiellen Sinne
abweichende ,,echte Beforderungsbedingungen zugelas-
sen. Erhebliche Bedeutung haben diese Abweichungen
im Sinne des § 5 III EVO bei den Verbundtarifen erlangt.

Im Falle der Beforderung mit anderen Verkehrsmitteln
—namentlich mit Straenbahnen, Obussen, etc. — gelangt
bei Stérungen der Leistungserbringung grundsitzlich die
auf der Grundlage von § 57 I Nr. 5 PBefG erlassene Ver-
ordnung tiber die Allgemeinen Beférderungsbedingungen
fiir den StraBenbahn- und Obusverkehr sowie den Linien-
verkehr mit Kraftfahrzeugen (VO AllgBefB) zur Anwen-
dung. Ergéinzend konnen im Haftungsfalle die Vorschrif-
ten des BGB herangezogen werden. Die VO AllgBefB
macht AGB iiberfliissig; mit Genehmigung der Aufsichts-
behorde konnen aber auch hier von der VO AllgBefB
abweichende Besondere Beforderungsbedingungen ver-
wendet werden. Allein diese Besonderen Beforderungs-
bedingungen wéren, soweit sie nicht nur die Regelungen
des PBefG oder der VO AllgBefB wiedergeben, nach
AGB-Recht kontrollfahig.

Da die zentralen gesetzlichen Haftungsvorschriften fiir
den SPNV mit denen im Schienenpersonenfernverkehr
iibereinstimmen und unter Ziffer 2.4 dieses Gutachtens
bereits ausfiihrlich dargestellt worden sind, soll nach-
folgend nur noch ein Uberblick iiber die Haftungssitua-
tion fir den OPNV im Sinne des PBefG sowie der
VO AllgBefB gegeben werden.

2.6.1.2 Regelungen

Fiir die Haftung bei Ausfall eines Busses oder einer Stra-
Benbahn schafft § 16 VO AllgBefB eine Rechtslage, die
dem § 17 EVO in seiner derzeit noch giiltigen Fassung
weitgehend dhnelt. Danach begriinden Abweichungen
von Fahrplidnen durch Verkehrsbehinderungen, Betriebs-
storungen oder -unterbrechungen sowie Platzmangel
keine Ersatzanspriiche. Der Unternehmer braucht somit
bei Leistungsstorungen, die auf diese Umsténde zuriick-
zufiihren sind, weder Ersatz eines unmittelbaren Scha-
dens zu leisten noch fiir entgangenen Gewinn aufzukom-
men. Der Fahrgast kann in diesem Falle iiber § 10 VO
AllgBefB, der — dhnlich wie § 18 EVO — einen Rechtsan-
spruch auf Erstattung des Beforderungsentgeltes bei
Nicht- oder Teilbenutzung eines Fahrausweises vorsieht,
lediglich den Fahrpreis zuriickverlangen.

Verletzt der Unternehmer die ihm aus dem Beforderungs-
vertrag erwachsene Pflicht zur Durchfiihrung der Befor-
derung dagegen schuldhaft, kann der Fahrgast — im
Gegensatz zur Rechtslage nach § 17 EVO — die Rechtsbe-
helfe des BGB geltend machen. Fillt also beispielsweise
eine Fahrt aus, weil der Busfahrer verschlafen hat, steht
dem Fahrgast grundsitzlich die Moglichkeit offen, vom
Beforderungsvertrag zuriickzutreten oder Schadensersatz
zu verlagen.

2.6.2 Verspatungen

Eine Haftung fiir schuldloses Nichteinhalten des Fahrpla-
nes ist durch § 16 VO AllgBefB ebenfalls ausgeschlos-
sen. Insoweit gilt das zum Ausfall Gesagte entsprechend.

2.6.3 Haftung bei Unféllen

§ 14 S. 1 VO AllgBefB verweist bei der Tétung oder Ver-
letzung eines Fahrgastes auf die allgemeinen Vorschrif-
ten. Eine Haftung kann sich somit zunéchst aus dem Be-
forderungsvertrag selbst ergeben. Mit Abschluss des
Beforderungsvertrages ist der Unternehmer — wie im Ub-
rigen jeder Vertragspartner — gemél § 241 11 BGB ver-
pflichtet, die Rechte und Rechtsgiiter des anderen Ver-
tragsteils zu wahren. Es obliegt ihm mithin die Pflicht,
den Fahrgast kdrperlich unversehrt zum Bestimmungsort
zu befordern. Wird dagegen schuldhaft verstoB3en, ergibt
sich ein Schadensersatzanspruch aus §§ 280 I, 241 I
BGB. Da ein zur Verletzung der korperlichen Integritét
fihrendes Verhalten zumeist auch eine unerlaubte
Handlung darstellen wird, kommt in der Regel zudem
eine Haftung aus §§ 823 ff. BGB in Betracht.
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Besonders bedeutsam sind fiir den Fahrgast die Ansprii-
che aus Gefahrdungshaftung (vgl. §§ 1 ff. HPfIG, § 8a
i. V.m. § 7 StVG). Wird beim Betrieb einer Stralenbahn
oder eines Busses ein Mensch getétet oder verletzt, so ist
der Unternehmer als Halter verpflichtet, den daraus ent-
stehenden Schaden zu ersetzen. Diese Haftung ist unab-
héngig von einem Verschulden.

Im Rahmen von Besonderen Beforderungsbedingungen
kann der Unternehmer die ihm obliegende Haftung fiir
Personenschidden aus Beforderungsvertrag, unerlaubter
Handlung und Gefahrdungshaftung nicht ausschlie3en.
Die Haftungsbeschrankung des § 14 S.2 AllgBefB gilt
lediglich bei Sachschéden.

2.6.4 Gepackverlust und -schaden

Fiir die Haftung bei Gepackschédden gilt im Wesentlichen
das zur Haftung bei Unfillen Gesagte. Auch hier kann
sich eine Haftung dem Grunde nach aus dem Beforde-
rungsvertrag, unerlaubter Handlung oder Geféhrdungs-
haftung ergeben. Entscheidender Unterschied ist jedoch,
dass die Haftung aus dem Beforderungsvertrag nur bis zu
einer Hohe von 1000 Euro gewdhrt wird, sofern der
Sachschaden nicht auf Vorsatz oder grober Fahrléssigkeit
beruht (§ 14 S. 2 VO AllgBefB).

2.7 Der europarechtliche Rahmen

271 Verordnungsvorschlag der
Kommission

2711 Ausfall

2.7.1.1.1 Allgemeines

Die Kommission der Europédischen Gemeinschaften hat
im Rahmen des dritten Eisenbahnpakets einen Vorschlag
fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und
des Rates iiber die Rechte und Pflichten der Fahrgiste im
grenziiberschreitenden Verkehr vorgelegt.2 Der Vor-
schlag bezweckt, die Effektivitdt und Attraktivitét inter-
nationaler Eisenbahnverkehrsdienste zu erhhen. Um die-
ses Ziel zu erreichen, legt der Vorschlag nicht nur
Mindestanforderungen fiir Informationen fest, die dem
Fahrgast vor, wihrend oder nach der Fahrt zu geben sind,
sondern enthilt dariiber hinaus auch Regelungen fiir die
Haftung von Eisenbahnunternehmen bei Ausfall, Verspé-
tung, Unféllen und Gepiackverlust.

Der Vorschlag der Kommission geht iiber die Regelungen
der COTIF/CIV deutlich hinaus. Die Haftung wegen Tod
oder Korperverletzung soll der Haftung im Luftfahrtsek-
tor angeglichen werden; die Haftung fiir Zugausfall oder
Verspatung wird auf Ausgleichszahlungen genannte Fahr-
preiserstattungen und Schadensersatz fiir Folgeschidden
ausgeweitet.

Ob der Vorschlag der Kommission allerdings in der Fas-
sung in Kraft treten wird, die Grundlage der folgenden

26 KOM (2004) 143; kritisch dazu Pohar, RRa 2004, 194.

Darstellung ist, erscheint fraglich. Gleichwohl wird er
hier dargestellt, weil eine endgiiltige Losung noch nicht
abzusehen ist.

2.7.1.1.2 Regelungen

Aus Art. 10 des Verordnungsvorschlages lédsst sich zu-
nichst entnehmen, dass ein Eisenbahnunternehmen fiir
den Ausfall eines grenziiberschreitenden Personenver-
kehrsdienstes haftet, sofern dafiir keine auflergewo6hnli-
chen Wetterbedingungen, Naturkatastrophen oder Kriegs-
und Terrorakte urséchlich sind, oder dem Fahrgast gem.
Art. 26 ein Mitverschulden an der Entstehung des Scha-
dens nachgewiesen werden kann. Diese Beschrankungen
der verschuldensunabhéngigen Haftung sind sehr restrik-
tiv formuliert. Wird etwa der Ausfall durch Dritte verur-
sacht, beispielsweise durch Suizid, haftet das Eisenbahn-
unternehmen selbst dann, wenn es die Stérung auch bei
grofiter Sorgfalt nicht hétte verhindern kénnen.

Da Art. 10 des Verordnungsvorschlages selbst keine Re-
gelungen iiber den Haftungsumfang bei Ausfall eines
grenziiberschreitenden Zuges enthélt, sind zur Bestim-
mung dieses Haftungsumfanges andere Vorschriften des
Verordnungsvorschlages heranzuziehen. So hat der Rei-
sende gem. Art. 16 zunéchst die Wahl zwischen (a) der
Riickfahrt zum ersten Ausgangspunkt und der Erstattung
des vollen Fahrpreises fiir den Teil der Fahrt, der nicht
durchgefiihrt wurde, und fiir den Teil, der bereits durch-
gefithrt wurde, wenn die Fahrt nach den urspriinglichen
Reisepldnen des Fahrgastes sinnlos geworden ist, oder (b)
der Fortsetzung der Fahrt mit gednderter Streckenfithrung
unter vergleichbaren Beforderungsbedingungen bis zum
Zielort bei niachster Gelegenheit oder (c¢) der Fortsetzung
der Fahrt mit gednderter Streckenfithrung unter vergleich-
baren Bedingungen bis zum Zielort zu einem spéteren
Zeitpunkt nach Wahl des Fahrgastes.

Gem. Art. 17 des Verordnungsvorschlages hat der Fahr-
gast bei Ausfall eines Zuges aulerdem Anspruch auf kos-
tenlose Betreuungsleistungen wie Verpflegung, Unter-
kunft, Beférderung zum Hotel etc. Nach dem Wortlaut
der Vorschrift sind diese Leistungen auch tatsachlich an-
zubieten und nicht etwa nur in Form von Schadensersatz-
leistungen auszugleichen. Auf Anfrage hat ein Eisen-
bahnunternehmen ferner auf der Fahrkarte zu bestitigen,
dass ein Zug ausgefallen ist (Art. 17 III). Dies soll dem
Fahrgast die Wahrnehmung seiner Rechte erleichtern.

Schlieflich hat das Eisenbahnunternehmen nach Art. 11
des Verordnungsvorschlages verschuldensunabhingig
auch noch fiir Folgeschédden einzustehen. Mit Folgescha-
den sind in diesem Zusammenhang erhebliche Schiden
gemeint, die auf Grund eines Zugausfalls entstanden sind
(Art. 2 XVII). Wann ein Schaden erheblich ist, wird nicht
ndher bestimmt. Zu denken wire hier aber beispielsweise
an frustrierte geldwerte Aufwendungen in Gestalt von
verfallenen Flugtickets oder ungenutzten Hotelbuchun-
gen.
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Die dargelegten Anspriiche kann der Fahrgast bei grenz-
iiberschreitenden Fahrten mit verschiedenen nacheinan-
der benutzten Eisenbahnunternehmen wahlweise bei ei-
nem Unternehmen geltend machen. Dies bestimmt
Art. 19. Ansonsten legt Art. 22 des Verordnungsvorschla-
ges fest, dass die Anspriiche nur unter Berlicksichtigung
der Bedingungen und Beschrinkungen des Verordnungs-
vorschlages selbst geltend gemacht werden konnen.

2.71.2 Verspatungen

Art. 10 des Verordnungsvorschlages fiihrt das Recht des
Fahrgastes auf Ausgleichszahlungen fiir Verspitungen
ein. Das Eisenbahnunternehmen haftet danach fiir Ver-
spatungen — einschlielich Verspétungen, die zum Ver-
passen von Anschliissen fiihren — in dem in Art. 15 fest-
gelegten Rahmen, sofern die Verspitungen nicht Folge
auergewohnlicher Umstédnde sind. Der Fahrgast soll be-
reits fiir die Verspétung selbst eine Ausgleichszahlung er-
halten, unabhéingig davon, ob durch die Verspétung Sché-
den entstanden sind. Die Zahlungen orientieren sich an
Zeitrdumen (eine halbe Stunde, eine Stunde, zwei und
vier Stunden), auf Grund derer der Fahrpreis zur Halfte
oder ganz zuriickzuerstatten ist.

Der Verordnungsvorschlag unterscheidet zwischen Fahr-
ten im normalen und im Hochgeschwindigkeitsverkehr
(HGV). Im HGV wird der Fahrpreis zur Hélfte erstattet,
wenn bei einer planméBigen Fahrtzeit von bis zu zwei
Stunden die Verspédtung mehr als eine halbe Stunde be-
tragt. Dauert die Verspatung mehr als eine Stunde, ist der
ganze Fahrpreis zuriickzuzahlen. Soll der Hochgeschwin-
digkeitszug planméaBig langer als zwei Stunden unterwegs
sein, wird der Fahrpreis zur Hélfte erstattet bei einer Ver-
spatung ab mehr als einer Stunde. Er wird komplett zu-
riickgewahrt, wenn die Verspatung zwei Stunden iiber-
schreitet. Auflerhalb des HGV gilt das gleiche System mit
dem Unterschied, dass alle genannten Zeitrdume zu ver-
doppeln sind. So ist etwa bei einer planmaBigen Fahrt-
dauer von {iber vier Stunden der ganze Fahrpreis erst zu-
rliickzuerstatten, wenn auch die Verspdtung mehr als vier
Stunden betrégt.

Die vorgesehenen Ausgleichszahlungen sind gem. Art. 15 1T
des Verordnungsvorschlages innerhalb von 14 Tagen
nach Einreichung des Antrags auf Ausgleichszahlung
vorzunehmen. Sie diirfen nur mit schriftlicher Einver-
standniserkldrung des Fahrgastes in Form von Gutschei-
nen und/oder anderen Leistungen erfolgen. Betrdge bis
4 Euro brauchen nicht ausgezahlt zu werden.

Neben den Ausgleichszahlungen hat der Fahrgast bei ei-
ner Verspétung oder einer zum Verpassen eines Anschlus-
ses fiihrenden Verspdtung gem. Art. 17 im gleichen Um-
fange Anspruch auf bestimmte Betreuungsleistungen wie
bei einem Ausfall. Im Falle einer zum Verpassen eines
Anschlusses fiihrenden Verspétung hat der Fahrgast iiber-
dies gem. Art. 16 wiederum die Wahl zwischen (a) der
Riickfahrt zum ersten Ausgangspunkt und der Erstattung
des vollen Fahrpreises, fiir den Teil der Fahrt, der nicht

durchgefiihrt wurde, und fiir den Teil, der bereits durch-
gefiihrt wurde, wenn die Fahrt nach den urspriinglichen
Reisepldnen des Fahrgastes sinnlos geworden ist, oder (b)
der Fortsetzung der Fahrt zum Zielort bei néchster Gele-
genheit oder (c¢) der Fortsetzung der Fahrt bis zum Zielort
zu einem spéiteren Zeitpunkt nach Wahl des Fahrgastes.

SchlieBlich hat ein Eisenbahnunternehmen auch bei einer
Verspétung oder einer zum Verpassen eines Anschlusses
filhrenden Verspatung fiir Folgeschdden -einzustehen
(Art. 11). Insoweit kann auf die zum Ausfall gemachten
Ausfithrungen verwiesen werden.

2.7.1.3 Haftung bei Unféllen

Der Verordnungsvorschlag sieht in Art. 7 (Haftungsbe-
grindung) und Art. 12 (Haftungsumfang) eine Haftung
des Eisenbahnunternehmens fiir den Fall der T6tung oder
der korperlichen oder seelischen Verletzung von Fahrgas-
ten vor. Der Haftungstatbestand ist bereits erfiillt, wenn
sich der schadenstrichtige Unfall wéhrend des Aufenthal-
tes im Zug oder wahrend des Ein- und Aussteigens ereig-
net (Art. 7 I). Dass der Unfall einen Bezug zu den typi-
schen Gefahren des Eisenbahnverkehrs haben muss, ist
keine Voraussetzung. Damit geht die hier angestrebte Ge-
fahrdungshaftung iiber die Einstandspflicht nach dem
deutschen Haftpflichtgesetz hinaus. Bis zu einer Hohe
von 220 000 Euro je Fahrgast haften die Eisenbahnunter-
nehmen verschuldensunabhéngig ohne Einschrankungen
(Art. 12 II). Soweit das Unternechmen nicht nachweisen
kann, dass es weder fahrldssig noch in anderer Weise
schuldhaft gehandelt hat, muss es in der Hohe unbegrenzt
Ersatz leisten (Art. 12 I S.2). Eine Haftungsbefreiung
tritt nach Art. 26 nur ein, wenn dem Fahrgast ein erhebli-
ches Mitverschulden am Unfall zur Last fallt.

Wird ein Fahrgast getotet oder verletzt, so hat das Eisen-
bahnunternehmen dariiber hinaus gem. Art. 13 innerhalb
von 15 Tagen ab Feststehen der schadensersatzberechtig-
ten Person eine Vorauszahlung zur Deckung der unmittel-
baren wirtschaftlichen Bediirfnisse zu leisten. Im Todes-
fall betrdgt diese Zahlung mindestens 21 000 Euro.

2.7.1.4 Gepackverlust und -schaden

Der Verordnungsvorschlag der Europdischen Kommis-
sion regelt die Haftung fiir Hand- und Reisegepéck unter-
schiedlich:

Die Haftung fiir Handgepick ist in Art. 8 geregelt. Nach
Art. 8 I haftet das Eisenbahnunternehmen im Falle des
Todes oder der Verletzung eines Fahrgastes verschulden-
sunabhéngig fiir den Gesamt- oder Teilverlust der person-
lichen Habe, die der Fahrgast bei sich hatte. In den {ibri-
gen Fillen haftet das Eisenbahnunternehmen fiir Verlust
oder Beschiadigung der personlichen Habe und des Hand-
gepécks nur, wenn es sich nicht entlasten kann (Art. 8 II).
Die Haftungshochstgrenze betrdgt gem. Art. 14 I stets
1 800 Euro je Fahrgast.
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Demgegeniiber bestimmt Art. 9 des Verordnungsvor-
schlages, dass das Eisenbahnunternechmen fiir den ent-
standenen Schaden bei Gesamt- oder Teilverlust oder
Beschadigung von Reisegepick dann haftet, wenn das Er-
eignis, das zum Verlust oder zur Beschadigung gefiihrt
hat, eintrat, wiahrend sich das Gepédck in der Obhut des
Eisenbahnunternehmens befand. In diesem Fall muss es
gem. Art. 14 II eine Entschadigung bis zu 1 300 Euro je
Fahrgast zahlen.

Von einer Haftung fiir Verlust oder Beschiddigung von
Hand- oder Reisegepick wird das Eisenbahnunternehmen
wiederum nur unter den Voraussetzungen des Art. 26 be-
freit. Insoweit kann auf die zur Haftung bei Unfillen ge-
troffenen Aussagen verwiesen werden.

2.7.1.5 Informationspflichten

Kapitel II des Verordnungsvorschlages enthalt Vorschrif-
ten tiber die Informationspflichten der Beforderer. Die
von den Bahnunternehmen anzugebenden Mindestinfor-
mationen sind nach Reiseabschnitten unterteilt. Gemal
Art. 3 in Verbindung mit dem Anhang I sind dies die Rei-
seabschnitte ,,vor Fahrtantritt®, ,, wihrend der Fahrt* und
,hach der Fahrt“. AuBBerdem ist bestimmt, wie die Infor-
mationen zu iibermitteln sind.

Vor Fahrtantritt ist der Fahrgast beispielsweise iiber die
auf seinen Vertrag anwendbaren Bedingungen oder etwa-
ige Aktivititen, die voraussichtlich zu Stérungen oder
Verspatungen fithren, zu unterrichten. Ferner sind ihm die
Fahrpldne und Bedingungen der Fahrt mit der kiirzesten
Fahrtzeit sowie die Fahrplane und Bedingungen zu den
glinstigsten Preisen mitzuteilen. Wahrend der Fahrt ist
der Fahrgast liber wesentliche Anschlussziige, den néchs-
ten Haltebahnhof oder etwaige Verspdtungen hinzu-
weisen. Ist die Fahrt beendet, kann der Fahrgast noch
Informationen iiber Verfahren und Meldestellen bei Ge-
packverlust verlangen. SchlieBlich sind ihm Hinweise
iiber ein Beschwerdeverfahren zu erteilen.

Dariiber hinaus miissen die von Eisenbahnunternechmen
ausgestellten Fahrkarten geméf Art. 4 II gewisse Mindest-
informationen enthalten. Ausweislich des Anhangs II
zum Verordnungsvorschlag sind dies Angaben iiber das
die Beforderung durchfithrende Eisenbahnunternehmen,
die Giiltigkeit der Fahrkarte, den Preis sowie dariiber,
welche Nutzungsbedingungen gelten, und ob die Fahr-
karte vor Fahrtantritt zu entwerten ist.

Fir den Fall eines VerstoBBes gegen die Informations-
pflicht sieht der Verordnungsvorschlag keine Sanktion
vor. Allerdings bestimmt Art. 40, dass die Mitgliedstaaten
verpflichtet sind, Strafvorschriften fiir Verstof3e gegen die
Verordnung festzulegen. Zudem besteht nach den allge-
meinen Vorschriften des BGB eine Einstandspflicht fiir
Schiden, die dem Fahrgast auf Grund von Informations-
pflichtverletzungen entstanden sind.

Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode
2.7.2 Der Bericht des Verkehrsausschusses
des Europaischen Parlaments
2.7.21 Ausfall

2.7.21.1 Allgemeines

Der Ausschuss fiir Verkehr und Fremdenverkehr des
Europdischen Parlaments hat am 19. April 2005 zahlrei-
che Anderungen gegeniiber dem urspriinglichen Kom-
missionsvorschlag vorgeschlagen.?’ So soll einerseits der
Anwendungsbereich der kiinftigen Verordnung auch auf
den innerstaatlichen Schienenpersonenverkehr ausge-
dehnt werden. Auf der anderen Seite ist vorgesehen, den
Vorschlag durch Vermeidung von Uberregulierung reali-
sierbar zu machen. Um dieses Ziel zu erreichen, sollten
nach Ansicht des Ausschusses einige sehr weit gehende
Vorschldge der Kommission zuriickgenommen sowie an
die in der COTIF/CIV enthaltenen Regelungen angepasst
werden.

Des Weiteren schldgt der Ausschuss vor, unabhingige
Beschwerdeausschiisse fiir Fahrgéste einzurichten. Hier-
durch soll den Fahrgésten geholfen werden, wenn Eisen-
bahnunternehmen gegen die in der Verordnung festgeleg-
ten Fahrgastrechte verstoBen und danach Beschwerden
des Fahrgastes nicht Rechnung tragen.

SchlieBlich soll die neue Verordnung durch die Umstel-
lung des Textes bzw. Zusammenfassung einiger Artikel
sowie Vereinfachung von Formulierungen und Begriffs-
bestimmungen logischer und leichter lesbar gemacht wer-
den.

2.7.21.2 Regelungen

Nach dem Willen des Ausschusses soll die Haftung bei
Ausfall eines Zuges stirker als bisher eingeschrinkt wer-
den. Urspriinglich war die grundsétzlich verschuldensun-
abhingige Haftung dem Grunde nach nur bei Vorliegen
auflergewoOhnlich harter Wetterbedingungen, Naturkata-
strophen oder Kriegs- und Terrorakten ausgeschlossen.
Nunmehr sollen Einsenbahnunternehmen fiir den Ausfall
eines Zuges auch dann von einer Haftung freigestellt wer-
den, wenn der Ausfall auf das Verhalten eines Dritten
(z. B. Suizid) oder Umstinde zuriickzufiihren ist, die au-
Berhalb des Betriebs des Eisenbahnunternehmens liegen.

Uberdies ist vorgesehen, auch den Umfang der Haftung
zu reduzieren. Zwar soll der Fahrgast bei Ausfall einer
Fahrt nach wie vor seinen Riick- bzw. Weitertransport
verlangen konnen. Folgeschéden sollen nach Ansicht des
Parlaments jedoch nur noch nach innerstaatlichem Recht
der Mitgliedsstaaten ausgleichfahig sein.

SchlieBlich soll auch der Anspruch des Fahrgastes auf die
kostenlosen Betreuungsleistungen nur noch dann beste-
hen, wenn dies dem Eisenbahnunternehmen unter den ge-
gebenen Umstdnden mdglich ist.

27 A 6-0123/2005 (Sterckx-Bericht). Da der Ausschuss den Bericht mit
grofer Mehrheit angenommen hat, ist davon auszugehen, dass er
auch vom Plenum des Parlaments bestétigt wird.
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2.7.2.2 \Verspatungen

Auch die Haftung fiir Verspétungen soll gedndert werden.
Um die Verwaltungsbelastung der Eisenbahnunternch-
men so gering wie mdglich zu halten, ist beispielsweise
vorgesehen, die Ausgleichsleistungen nur noch an das
Kriterium ,,Dauer der Verspatung® zu kniipfen. Die kom-
plizierte Unterscheidung zwischen Fahrten im normalen
und solchen im Hochgeschwindigkeitsverkehr soll damit
als Kriterium fiir Ausgleichsleistungen ebenso bedeu-
tungslos sein wie die Dauer der jeweiligen Fahrten.

Ferner sollen die Ausgleichsleistungen nicht mehr schon
ab einer Verspitung von 30 Minuten, sondern erst ab ei-
ner Verspatung von einer Stunde gewihrt werden. Zudem
soll auch die Hohe der Ausgleichsleistungen verringert
werden. Nach den vom Parlament beschlossenen Ande-
rungen sollen Reisende bei einer einstiindigen Verspatung
dann nur noch einen Anspruch auf eine Entschddigung
von 25 Prozent des Fahrpreises haben. Betrdgt die Ver-
spiatung hingegen zwei Stunden, sollen zukiinftig
50 Prozent des Fahrpreises erstattet werden; bei einer
Verspitung ab drei Stunden 75 Prozent. Die Ausgleichs-
zahlungen konnen zukiinftig in Form von Gutscheinen er-
folgen. Auf Wunsch des Reisenden sollen die Betrige je-
doch geldlich erstattet werden.

Um Inhaber von Zeitkarten durch die Anhebung der Ver-
spatungsdauer nicht zu benachteiligen, spricht sich das
Parlament fiir eine Ausgleichsregelung aus, die auch kiir-
zere Verspitungen innerhalb eines bestimmten Zeitrau-
mes erfasst. Zu diesem Zweck sollen die Eisenbahnunter-
nehmen in enger Absprache mit Vertretern der Fahrgéste
und der zustidndigen Behérde im Rahmen von offentli-
chen Dienstleistungsauftragen Kriterien fiir die Piinkt-
lichkeit des betreffenden Verkehrsdienstes festlegen. Die
sich aus dem mehrfachen Verstof3 gegen diese Piinktlich-
keitskriterien innerhalb des Giiltigkeitszeitraumes einer
Zeitkarte ergebenden Ausgleichszahlungen kdnnen in
Form kostenloser Fahrten, Preissenkungen oder einer
Giltigkeitsverldngerung der Zeitkarte entrichtet werden.

Neben den Ausgleichleistungen bei Verspatungen soll der
Fahrgast Folgeschdden nur noch nach innerstaatlichem
Recht ersetzt verlangen koénnen. In diesem Fall soll es zu-
dem moglich sein, die Ausgleichszahlungen anzurechnen.

Im Hinblick auf die auch bei Verspitungen zu erbringen-
den Betreuungsleistungen kann auf die zum Ausfall ge-
machten Ausfiihrungen verwiesen werden.

2.7.2.3 Haftung bei Unféllen

Die Vorschriften bzgl. Haftung und Schadensersatz bei
Tod oder Verletzung eines Fahrgastes will der Ausschuss
in einem Kapitel zusammenfassen. Der Anderungsvor-
schlag sieht vor, die grundsétzlich verschuldensunabhin-
gige Haftung fiir Tod oder Verletzung eines Fahrgastes zu
begrenzen. Kiinftig sollen Eisenbahnunternehmen nicht
mehr fiir einen Terroranschlag wie den in Madrid oder
Naturkatastrophen aufkommen miissen. Dariiber hinaus

soll der Haftungsbetrag fiir die angestrebte Gefahrdungs-
haftung auf einen Betrag von 120 000 Euro reduziert und
damit an das angepasst werden, was im Luftverkehr gilt.
Auch die im Todesfall mindestens zu leistende Voraus-
zahlung betrdgt nunmehr nur noch 19 000 Euro statt wie
bisher 21 000 Euro.

Demgegeniiber soll die Durchsetzung des dem Reisenden
entstandenen Schadensersatzanspruchs vereinfacht wer-
den. Der Reisende soll sich zukiinftig nur noch an das ihn
beférdernde Eisenbahnunternehmen wenden miissen.
Nach dem Anderungsvorschlag ist es dann Aufgabe des
Eisenbahnunternehmens, ggf. Regress bei einem Dritten
zu nehmen.

2.7.2.4 Gepackverlust und -schiaden

Die vom Parlament beschlossenen Anderungswiinsche
betreffen auch den Bereich der Haftung fiir Gepéckver-
lust und -schiaden. Die im urspriinglichen Verordnungs-
vorschlag vorgesehenen gesonderten Vorschriften sollen
entfallen. Statt dessen soll die Haftung fiir Gepackverlust
und -schidden an die Vorschriften der COTIF/CIV ange-
glichen werden, da sie dort nahezu vollstindig geregelt
ist. Dies gilt nunmehr nicht nur fiir Hand- oder Reisege-
pack, sondern ausdriicklich auch fiir Rollstiihle, Kinder-
wagen, Fahrrader etc.

Da der Schadensersatzanspruch fiir Handgepéck nach der
CIV auf 1400 SZR begrenzt ist, sollen Eisenbahnunter-
nehmen fiir Zerstérung, Verlust oder Beschiadigung von
Mobilitdtshilfen oder Medizinprodukten zukiinftig Scha-
densersatz bis zur Hohe des Wiederbeschaffungswertes
leisten. Auflerdem soll das Eisenbahnunternechmen dem
betroffenen Fahrgast ein Ersatzgerdt zur Verfligung stel-
len.

2.7.3 Die Beratungen im Ministerrat

Die Beratungen im Ministerrat haben bislang zu zwei Ar-
beitsdokumenten gefiihrt, in denen das Sekretariat die
Zwischenergebnisse der Beratungen zusammenfasst.?8
Die folgende Darstellung beruht auf dem jlingeren der
beiden Dokumente.

Im Gegensatz zum Verkehrsausschuss des Parlaments
will der Ministerrat den Anwendungsbereich wie der Ver-
ordnungsvorschlag auf den grenziiberschreitenden Schie-
nenverkehr beschrianken. Der Entwurfstext will das Ver-
héltnis zur COTIF/CIV regeln; in Art. 1 heiit es nun:
,»This regulation establishes rules for ... the liability of
railway undertakings for passengers and their luggage;
alining Community legislation to CIV, Appendix A to the
COTIF ...“? Im Anhang I des Entwurfs wird ein Teil der
COTIF/CIV aufgenommen, auf den Art. 4 Bezug nimmt.
Im Ubrigen enthilt der Entwurf aber — wie schon der Ver-

28 6004/05 vom 24. 2. 2005 und 8263/05 vom 2. 6. 2005.
29 Die Kommission hatte dem Rat vorgeschlagen, der COTIF beizutre-
ten, KOM (2003) 696.
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ordnungsvorschlag — Vorschriften, die iiber die COTIF/
CIV in der Fassung des Anderungsprotokolls von 1999
hinausgehen, insbesondere bei der Fahrgelderstattung we-
gen Verspatungen. Die COTIF/CIV wird als Minimal-
standard angesehen, den der EG-Verordnungsgeber zu
Gunsten des Fahrgasts iiberschreiten kann. Widerspriiche
zwischen COTIF/CIV und dem Entwurfstext tauchen
nicht auf, so dass nach der Intention des Entwurfs damit
die Probleme des Verhaltnisses zwischen einem internati-
onalen Ubereinkommen und europdischem Recht ausge-
rdumt sind.3? Der Entwurf selbst enthélt ein Minimalstan-
dardprinzip, Art. 5 Nr. 2, jedoch nicht im Verhéltnis zu
mitgliedstaatlichem Recht, sondern zu AGB der Eisen-
bahnunternehmen.

Die Haftung bei Unfillen ist gegeniiber dem Verord-
nungsvorschlag nicht verdndert. Bei Verspéatungen, ver-
passten Anschliissen und Zugausfillen soll folgendes
System gelten: Der Fahrgast hat zundchst die Wahl, ob
er zuriicktreten oder auf anderen Wegen ans Ziel befor-
dert werden will. Verschuldensunabhéngig ist ein Teil
des Fahrpreises zu erstatten. Der Anhang III schliefit
sich an die Struktur des Vorschlags der Kommission an,
indem weiterhin nach der Lénge der geplanten Reise
differenziert wird, es soll jedoch keine Sonderregeln fiir
Hochgeschwindigkeitsziige geben. Verschuldensabhin-
gig soll dariiber hinaus Schadensersatz fiir Mangelfolge-
schiaden gewidhrt werden, der jedoch auf 5 500 Euro be-
grenzt ist.

Die Struktur der Informationspflichten nach dem Verord-
nungsvorschlag wird beibehalten; es soll jedoch keine
speziellen Vorschriften fiir Informationen auf dem Fahr-
schein geben.

2.7.4 Schlussbemerkung

Nach Art. 250 II EG-Vertrag hat die Kommission das
Recht, jederzeit vor Beschlussfassung des Rates einen ge-
dnderten Vorschlag vorzulegen. Davon pflegt sie nach
dem ersten Durchgang im Parlament regelméBig Ge-
brauch zu machen und sich der Position des Parlaments
anzundhern. Es bleibt abzuwarten, ob auch beziiglich der
Fahrgastrechte ein gednderter Vorschlag vorgelegt wer-
den wird, der natiirlich die weiteren Beratungen im Mi-
nisterrat beeinflussen wird. Davon abgesehen, liegen die
Ergebnisse des Berichts des Verkehrsausschusses des Par-
laments und der Beratungen im Ministerrat erheblich aus-
einander. Ob die Differenzen nach Vorlage eines Gemein-
samen Standpunkts des Rates im Vermittlungsverfahren
nach Art. 251 EG-Vertrag iiberbriickt werden koénnen,
bleibt abzuwarten. Es ist jedenfalls zu friih, endgiiltige
Konturen eines européischen Rechtsrahmens fiir den SPV
feststellen zu kdnnen.

30 Wir nehmen daher in den Endbericht auch nicht den Abschnitt 2.8
aus dem zweiten Zwischenbericht auf, der sich mit Widerspriichen
zwischen Internationalen Ubereinkommen und EG-Sekundirrecht
generell auseinandersetzte.

3 Positionen und Forderungen der
Beteiligtengruppen in Deutschland

3.1 Einfiihrung

Die mafBigeblichen Beteiligtengruppen Aufgabentréiger,
Verkehrsunternehmen sowie Verbraucher- und Fahrgast-
vertreter haben unterschiedliche Einstellungen zum
Thema Verbraucherschutz und Kundenrechte im OPV,
sind aber auch in unterschiedlicher Weise von einer
moglichen Erweiterung der Fahrgastrechte betroffen.
Gemeinsames Ziel aller drei Gruppen ist die Erhaltung
und Verbesserung der Qualitit des OPV. Qualitit des
OPV und Kundenzufriedenheit stehen in enger Wechsel-
bezichung. Hohe Qualitit trigt zur Kundenbindung, ge-
gebenenfalls auch zur Erhdhung der Nachfrage bei und
sichert die Marktposition der Unternehmen des OPV ge-
geniiber dem individuellen motorisierten StraBenver-
kehr und dem Luftverkehr. Bei hoher Qualitit des OPV
besteht fiir Fahrgidste kaum Anlass zur Reklamation.
Andererseits wird durch mehr Rechtssicherheit die At-
traktivitdt des Reisens mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln
erhoht, allerdings nur dann, wenn sich diese Rechtssi-
cherheit nicht mit deutlich erhdhten Kosten und in Kon-
sequenz in erhohten Preisen fiir die Fahrgédste nieder-
schldgt. Bei allen drei Gruppen besteht Einigkeit, dass
mehr Rechtssicherheit fiir Fahrgéste geschaffen werden
muss. Dariiber, in welchem Ausmall und in welcher
Form die Rechte der Fahrgiste gestirkt werden sollen,
bestehen bei den Beteiligtengruppen unterschiedliche
Vorstellungen.

Dies geht aus verschiedenen Verdffentlichungen sowie
konkreten VorstdBen einzelner Akteure (z. B. NRW) her-
vor, die den schon langer andauernden Diskussionspro-
zess auf regionaler, nationaler und europdischer Ebene
dokumentieren. Die Einbeziehung der Positionen, Forde-
rungen und Vorschldge aus den jeweiligen Blickwinkeln
der drei Beteiligtengruppen zu diesem Thema ist ein drin-
gendes Anliegen dieses Vorhabens; bei der Entwicklung
moglichst ausgewogener und tragfahiger Losungen fiir
eine Stiarkung der Fahrgastrechte ist eine Abwigung der
verschiedenen Positionen unerlésslich.

Als Grundlage fiir die Aufarbeitung der Positionen dien-
ten Fachverdffentlichungen, Positionspapiere, Stellung-
nahmen, Sitzungsprotokolle und andere Materialien.
Dariiber hinaus wurden schriftliche und telefonische Be-
fragungen sowie personliche Expertengespriche mit
ausgewdhlten Vertretern der drei Beteiligtengruppen
durchgefiihrt. Die Auswertung verfolgt das Ziel, die Po-
sitionen klar heraus zu arbeiten. Dabei zeigte sich aller-
dings, dass auch innerhalb der Beteiligtengruppen nicht
immer eine einheitliche Meinung zu bestimmten Fragen
herrscht.

Die Darstellung der Positionen folgt einer einheitli-
chen Gliederung, um bessere Vergleichbarkeit herzu-
stellen.
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3.2 Positionen der Aufgabentrager

3.21 Darstellung und Einordnung der
Akteursgruppe

Die Rolle und damit die Positionen und Vorschldge der
Aufgabentrager von oOffentlichen Personenverkehrs-
leistungen stehen seit etwa 10 Jahren in einem Verdnde-
rungsprozess, der sich auf die Beziehung zu den Ver-
kehrsunternehmen auswirkt. Seit 1996 haben die Lander
die Verantwortung fiir den Schienen-Personennahverkehr
(SPNV) iibernommen. Sie erhalten dafiir vom Bund Aus-
gleichszahlungen (Regionalisierungsmittel), aus denen
sie die Finanzierung des Nah- und Regionalverkehrs auf
der Schiene nach eigenem verkehrspolitischen Ermessen
leisten konnen. Viele Bundesldnder haben dafiir eigene
Gesellschaften gegriindet (Landesgesellschaften, Zweck-
verbdnde u. a.), die als Aufgabentréger fiir den Schienen-
Personennahverkehr bezeichnet werden. Aufgabentriger
des tubrigen offentlichen Personennahverkehrs (U-Bah-
nen, Stralenbahnen und Busse) sind die kommunalen Ge-
bietskorperschaften (kreisfreie Stidte, Landkreise) oder
Zweckverbande. Das Verhéltnis zwischen Aufgabentré-
ger und Verkehrsunternehmen kann beim tibrigen 6ffent-
lichen Personenverkehr nach genehmigungsrechtlicher
und vertraglicher Situation bzw. den Eigentumsverhalt-
nissen im Hinblick auf planerische, finanzielle und juris-
tische Beziehungen sehr unterschiedlich ausgestaltet sein.

Die Aufgabentréiger sind die zentral Verantwortlichen fiir
das Angebot im OPV. Sie beziehen weniger direkt als die
beiden anderen Akteursgruppen Position beziiglich Fahr-
gastrechten, sie nehmen aber indirekt Einfluss iiber die
Ausschreibung von Verkehrsleistungen und die darin ent-
haltenen Qualitdtsanforderungen sowie iiber ihr Vertrags-
verhiltnis mit den Verkehrsunternehmen.

Der Einfluss der Aufgabentriger auf Verkehrsunterneh-
men wird insbesondere differenziert durch

— die Vertragsgestaltung zwischen Aufgabentriager und
Verkehrsunternehmen

Unterschiede in der Vertragsgestaltung ergeben sich
vor allem daraus, dass sich SPNV und der ibrige
OPNV auf unterschiedliche Rechtsgrundlagen stiitzen
(AEG bzw. PBefG). Darauf wird in Kapitel 2 ndher
eingegangen. Im Hinblick auf potenzielle Fahrgastge-
wihrleistungen im OPNV ist von Bedeutung, ob es
sich um Brutto- oder Nettovertridge handelt. Bei Brut-
tovertrigen flieBen die Fahrgeldeinnahmen unmittel-
bar dem Aufgabentrdger zu und bei Nettovertrigen
dem Verkehrsunternehmen.

Dartiber hinaus bedarf der Betrieb der vom PBefG er-
fassten Beforderungen einer Konzessionierung der Li-
nien und zwar fiir ein bestimmtes Bedienungsgebiet,
dem sog. Pflichtfahrgebiet. Im SPNV wird das Eisen-
bahnverkehrsunternechmen als solches konzessioniert,
das neben Nah- und Regionalverkehr zusétzlich Fern-
und Giterverkehr betreiben kann. Dadurch erdffnet
sich im OPNV die Mdglichkeit der Angebotskoordi-
nierung, z. B. hinsichtlich Anschlussbestimmungen

durch die Aufgabentriger, die in diesem Malle beim
SPNV nicht gegeben ist (vgl. FGSV-Arbeitspapier Nr.
64, S.12).

Definition und Sicherung der Qualitdt/Qualittssteue-
rung

Hierzu zihlen insbesondere:

— bestimmte Bedienungsstandards im Hinblick auf
den Fahrgastmarkt

— spezifische Angebotsstandards

— Standards zur Integration und Koordination der
Angebote

Im Hinblick auf die Qualitétssicherung des nach
PBefG geregelten offentlichen Verkehrs sind eigen-
wirtschaftliche und gemeinwirtschaftliche Verkehre zu
unterscheiden:

So genannte eigenwirtschaftlichen Verkehre werden
aus dem gewerblichen Interesse des Unternehmens be-
antragt. Die Kommune kann — soweit sie nicht zu-
gleich Eigentiimerin des Verkehrsunternehmens ist —
weniger stark auf diese Verkehre in ihrer Rolle als
Aufgabentriagerin einwirken als bei den gemeinwirt-
schaftlichen Verkehren. Steuerungsinstrument sind
vor allem die Vorgaben des Nahverkehrsplans, der die
Parameter des im Offentlichen Interesse der Daseins-
vorsorge vorzuhaltenden Angebots in der erforderli-
chen Detaillierung beschreibt. Die Initiative fiir den
Marktzugang geht von den Verkehrsunternehmen aus,
die Antrédge fiir eine Linienkonzession an die Geneh-
migungsbehorde stellen. Die Genehmigungsbehorde
entscheidet iiber den besten Antrag (,,Genechmigungs-
wettbewerb®). Die Genehmigungsbehorde kann sich
zwar mit dem Aufgabentriger abstimmen, muss sich
aber nicht an den Nahverkehrsplan halten, sondern
kann gewisse eigene Anforderungen stellen. Das Ver-
fahren zur Erteilung der Linienkonzession ist spezial-
gesetzlich im PBefG geregelt.

Anders verhilt es sich mit den gemeinwirtschaftli-
chen Verkehren. Diese werden vom Aufgabentriger
bestellt. Die Genehmigungsbehorde hat in diesem Fall
im Genehmigungsverfahren nur zu tiberpriifen, ob die
Vorgaben fiir die Bestellung des Verkehrs eingehalten
wurden. Versagensgriinde sind hier, wenn nicht die
Losung mit den geringsten Kosten fiir die Allgemein-
heit gewdhlt wurde oder der Grundsatz der Gleichbe-
handlung verletzt wurde.

Da das PBefG grundsétzlich nur Betriebs-, Tarif- und
Fahrplanpflichten kennt, steht der Umfang dieser
Pflichten im Vordergrund der Auswahlentscheidung.
Qualitdt kann dann zum Auswahlkriterium gemacht
werden, wenn ein entsprechender Qualitdtsmalstab
vorhanden ist, wie der oben bereits erwidhnte Nahver-
kehrsplan, dessen Gestaltungskraft aber nicht verbind-
lich ist. Deshalb muss sichergestellt sein, dass die
Qualitdt im Rahmen der Genehmigungsentscheidung
durch entsprechende Auflagen fiir die Laufzeit der
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Genehmigung verbindlich fixiert wird. Eine Orientie-
rungshilfe fiir Qualitdtskriterien bildet die DIN EN
13816 ,,Definition, Festlegung von Leistungszielen
und Messung der Servicequalitédt” vom Juli 2002.

— Finanzielle Vereinbarungen

Wenn o6ffentliche Personenverkehrsleistungen ausge-
schrieben werden, kann eine Form des Leistungsanrei-
zes darin bestehen, dass Bonus-Malus-Regelungen der
Qualitdtssicherung vereinbart werden, die bestimmte
Qualitdtsziele, so auch Piinktlichkeitsziele betreffen.

Je nach Ausgestaltung der oben genannten Aspekte wer-
den hierin verbraucherrechtliche Positionen der Aufga-
bentrdger deutlich, die auch den Handlungsspielraum der
Verkehrsunternehmen gegeniiber ihren Kunden mitbe-
stimmen.

Die Einbeziehung des Vertragsverhaltnisses mit den Fahr-
gésten in die Qualitédtssteuerung wird auch von der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Aufgabentriger des SPNV
(BAG-SPNV) noch als ungeniigend empfunden. Die
BAG-SPNV hiélt eine Verbesserung der Fahrgastrechte
durch verbindliche und bundesweit einheitliche Regelun-
gen grundsiétzlich fiir notwendig. Angesichts der ausge-
prigten Integration von SPNV und ,,iibrigen OPNV in
Verkehrsverbiinden ist sicherzustellen, dass die Regelun-
gen bei beiden Verkehrsarten gleich sind. Der Deutsche
Stidtetag bezieht diesbeziiglich eine andere Position. Er
halt die eigenen Anstrengungen der Verkehrsunterneh-
men des OPNV, den Kundenbediirfnissen entgegen zu
kommen, fiir ausreichend. Die Unternehmen stehen im
Wettbewerb zueinander und insbesondere zum Individu-
alverkehr; sie sind daher in besonderem Maf3e bestrebt,
Kundenzufriedenheit herzustellen.

Als Quellen fiir die Identifizierung von Positionen und
Forderungen der Aufgabentriager dienten vor allem per-
sonliche Gesprache mit Vertretern der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Aufgabentrager des SPNV (BAG-SPNV),
des Deutschen Stiddtetages sowie der LVS Schleswig-
Holstein. Die BAG-SPNV ist Ansprechpartner zur Bera-
tung und zum Erfahrungsaustausch zwischen den Aufga-
bentragern im SPNV, zur Vernetzung von regional iiber-
greifenden Aktivitdten und zur Definition von Quantitéts-
und Qualitdtsparametern im SPNV. Der Deutsche Stidte-
tag vertritt u. a. die kommunalen Aufgabentriger fiir den
OPNV. Die LVS Schleswig-Holstein {ibernimmt fiir den
Aufgabentrager — das Land Schleswig-Holstein — ver-
schiedene Regiefunktionen bei der Planung, Bestellung
und Finanzierung des SPNV und ist beratend fiir die
Landkreise und Kommunen titig. Weitere Vertreter dieser
Akteurgruppe wurden schriftlich und telefonisch befragt.

3.2.2 Festschreibung der Rechte

(Rechtsgrundlagen)

Die Aufgabentriger im SPNV betrachten die Festlegung
von individuell einklagbaren Rechten als sinnvolle Er-
ginzung bisheriger Qualitdtssteuerung durch Bonus-Ma-
lus-Systeme. Sie stehen auf dem Standpunkt, dass fiir die
haftungsrechtlichen Regelungen bei der Personenbefor-
derung bundeseinheitliche Rahmenbedingungen geschaf-
fen und Mindeststandards festgelegt werden miissen.

Dies gilt fiir den Fern- und Nahverkehr. Vorgeschlagen
wird, die (in dem zu schaffenden Bundesgesetz im
Grundsatz geregelten) Fahrgastrechte im 6ffentlichen
Nahverkehr wie folgt zu konkretisieren:

— Artund Ausmal der Gewahrleistungsanspriiche

— Umfang der zu verbreitenden Informationen entspre-
chend der jeweiligen technischen und rdumlichen
Bedingungen — flir Bahn und Bus sind unterschiedli-
che Regelungen erforderlich

— Haftung der Infrastrukturbetreiber; eine substantielle
Verbesserung der Haftung ist nur zu erreichen, wenn
das offentliche Verkehrssystem als Ganzes gegeniiber
den Kunden haftet, also auch fiir Stérungen, die in der
Verantwortung der Infrastrukturbetreiber liegen. Des-
halb miissten die Infrastruktur-Nutzungsvertrdge hin-
sichtlich der Haftung an die Haftungsregeln des 6f-
fentlichen Verkehrs gegeniiber den Fahrgésten
angepasst werden.

Die BAG-SPNV wie auch die Aufgabentrager des iibri-
gen OPNV sehen als einen mdglichen Weg der Umset-
zung dieser Vorschldge, die offentlich-rechtlichen Son-
derregelungen der EVO und der VO-ABB in einheitliche
zivilrechtliche Bestimmungen zu tiberfithren. Dabei soll-
ten die Besonderheiten der einzelnen Verkehrstriger
(Schiene, Strafle) in ausreichendem MafBle beriicksichtigt
werden. Es sollen keine neuen Rechtswerke geschaffen
werden, sondern die vorhandenen Regelungen und Ver-
ordnungen miissen entsprechend angepasst werden.

3.2.3 Definition von Haftungsarten und

Minderleistungen
Haftungsarten und Definition
a) Informationspflicht

Fahrgiste sind liber auftretende Betriebsstorungen bzw.
-unterbrechungen unverziiglich und umfassend zu infor-
mieren, bei groBeren Verspatungen und Ausfillen auch
iiber alternative Fahrmoglichkeiten. Bei vorhersehbaren
Betriebsunterbrechungen sind die Fahrgidste rechtzeitig
(mindestens eine Woche vorher) {iber die Stérungen und
die alternativen Fahrmoglichkeiten zu unterrichten. Die
gednderten Fahrbedingungen sind aktiv {iber Aushénge,
Pressemitteilungen etc. zu kommunizieren.

b) Verspatung (inklusive Zugausfall/Verfrithung)

Ankniipfungspunkt einer Haftung ist die Abweichung der
tatsichlichen Ankunftszeit am Zielort einer OPNV-Reise
im Vergleich zur planméBigen Ankunftszeit (= Verspa-
tung). Eine Verspiatung kann auftreten durch Zugverspa-
tungen, Zugausfille oder Verlust fahrplanméBiger An-
schlussverbindungen (= Unterbrechung der Reisekette).
Das Nichterreichen eines Verkehrsmittels durch dessen
verfrithte Abfahrt ist nach Ansicht der Aufgabentriger
der Verspétung gleichzustellen.

Durchgehende Reisekette

Der OPV muss fiir den Kunden als ,,Angebot aus einer
Hand‘ wahrnehmbar und nutzbar sein. Zu diesem Zweck
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miissen die verschiedenen Verkehrsmittel des Nah- und
Fernverkehrs zu einer Reisekette verbunden sein (abge-
stimmte Fahrplédne, Verbundfahrschein, unternehmens-
iibergreifende Information). Dies gilt fiir sich ergdnzende
Verkehrsunternehmen (z. B. im Nah- und Fernverkehr),
aber auch fir Verkehrsunternehmen, die auf einer Verbin-
dung miteinander in Konkurrenz stehen. Die durchge-
hende Reisekette sollte auch im Fahrgastrecht als Einheit
betrachtet werden.

Haftungsausschliisse

Auszuschlielen ist Gewahrleistung bei Verspdtungen auf-
grund von Streik und héherer Gewalt, d. h. ein von auflen
kommendes und keinen betrieblichen Zusammenhang
aufweisendes, bei Vertragsabschluss nicht vorhersehba-
res, auch durch &duBerste, verniinftigerweise zu erwar-
tende Sorgfalt nicht abwendbares Ereignis.

Beweislast

Der Bestand eines Gewdhrleistungs-Anspruches wird
vermutet. Die Widerlegung obliegt dem Verkehrsunter-
nehmen im Rahmen einer Beweislastumkehr.

3.24 Entschadigung und Nachleistung

Basis der Entschidigungszahlung

Aufgabentriger des OPNV (Verkehrsverbiinde) schlagen
vor, im Fernverkehr einen prozentualen Betrag vom Fahr-
preis und im Nahverkehr einen pauschalen Betrag (ange-
messenes Verhdltnis zum Fahrpreis) fiir Entschadigungs-
leistungen anzusetzen mit zusétzlichen Regelungen fiir
Zeitkarteninhaber.

Entschddigungsanspriiche bei Fehlinformation oder gar
keiner Information

Grundsétzlich sind sich alle Aufgabentrdger einig, dass
umfassende und rechtzeitige Information ein wichtiges
Qualitétskriterium im Personenverkehr darstellt. Scha-
den, die auf einer Informationspflichtverletzung der Ver-
kehrsunternehmen gegeniiber den Fahrgdsten beruhen,
sind grundsétzlich durch das BGB geregelt, die auch
durch die EVO nicht ausgeschlossen werden. Dies wird
als ausreichend erachtet.

Entschddigungsanspriiche bei Verspdtung (inklusive
Ausfall und Verfriihung des Verkehrsmittels)

Ist eine Verspétung von mehr als 30 Minuten eingetreten
oder kann der Zielort vor Betriebsschluss nicht mit
OPNV-Mitteln zumutbar erreicht werden, so entstehen
Gewihrleistungsanspriiche. Diese konnen sein: Minde-
rung des Fahrpreises und/oder kostenlose Riickfahrt oder
Ersatzverkehrsmittel auf Kosten des Verkehrsunterneh-
mens bzw. — wenn es sich um die letzte Verbindung vor
Betriebsschluss handelt — ein Hotelzimmer mittlerer Art
u. Giite.

Haftungsanspriiche bei weitergehenden Folgeschdden

Die Aufgabentriger des SPNV wie auch des iibrigen
OPNV sind gegen eine Haftung der Verkehrsunterneh-
men fiir Mangelfolgeschiden; dies bezieht sich auch auf
Ubergiinge zum Fernverkehr.

Fristen fiir Gewdhrleistungsanspriiche

Fiir die Anmeldung von Entschiddigungsanspriichen soll-
ten Fristen gesetzt werden. Die Verjdhrung des Gewéhr-
leistungsanspruchs solle nach 6 Monaten erfolgen. Wen-
det sich der Fahrgast irrtiimlich an das falsche
Unternehmen (z. B. in Verbiinden), darf dies nicht zur
Verfristung fithren, es besteht dann Anspruch auf ziigige
Weiterleitung seiner Beschwerde an das zustdndige Un-
ternehmen.

3.3
3.3.1

Positionen der Verkehrsunternehmen

Darstellung und Einordnung der
Akteursgruppe

Zur Einordnung der Unternehmen des OPV ist zu beach-
ten, dass der Sektor des Offentlichen Personenverkehrs
keine homogene Gruppe bildet, sondern vielmehr jedes
einzelne Unternehmen individuelle und spezifische Préa-
gungen und Eigenschaften aufweist. Zusammenfassend
sind die Unternehmen zu differenzieren nach:

— den Verkehrsarten (Fernverkehr, SPNV, OPNV, etc.)
— den zur Beforderung benutzen Verkehrsmitteln,

— den Auswirkungen von regionalen und lokalen Gege-
benheiten und

— deren Mischformen.

Neben den unternehmensbedingten Unterschieden ist es
weiterhin angebracht, nach den systembedingten Be-
sonderheiten zu unterscheiden. Erforderlich ist dabei
mindestens eine Unterscheidung zwischen Schienenper-
sonenfernverkehr (SPFV), Schienenpersonennahverkehr
(SPNV) und den ibrigen offentlichen Personennahver-
kehr (hier — OPNV).

— Der SPFV ist in Deutschland durch eine starke Vernet-
zung der verdichteten Siedlungsgebiete mit Schnellver-
kehrsverbindungen gekennzeichnet. Die Infrastruktur
sowie Verkehrsmitteltechnik sind fortschrittlich und
auf hohem Niveau. Die Deutsche Bahn AG fiihrt auch
nach der Liberalisierung des Verkehrsmarktes diesen
Bereich an, als einziger weiterer Anbieter hat sich bis-
her die Connex-Gruppe platziert.

— Die Netze des SPNV sind regional ausgerichtet, sie
verbinden Zentren auf mittleren Distanzen (bis 50 km)
und den léndlichen Raum mit dem Umland (Fahrzeit
bis 1 Stunde). In hoch verdichteten Siedlungsraumen
bewiltigen die Unternehmen des SPNV zum grofien
Teil das Pendleraufkommen, in ldndlichen Gebieten ist
eine Verkehrsverbindung zu den Zentren gewahrleistet.
Storungen im Betriebsablauf sind (systembedingt) we-
nig flexibel handhabbar und kénnen den geregelten
Betriebsablauf nachhaltig verzégern.
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— Der OPNV (U-Bahnen, StraBenbahnen, Oberleitbusse
und Kraftomnibusse) umfasst iiberwiegend regionale
bzw. lokale Netzte. In stadtischen Netzen ist der Ver-
kehr hoch vertaktet, Betriebstdrungen konnen i. d. R.
schnell und flexibel behoben werden. Zum grofiten
Teil ist der OPNV mit den individuellen Verkehren
vermischt, daraus ergeben sich Wechselbeziehungen
im Verkehrsablauf. Ein wirtschaftlicher Betrieb nur
mit den Erlosen der Fahrgeldeinnahmen kaum umsetz-
bar, aus diesem Grund sind die Verkehrsunternehmen
angewiesen auf die Zahlungen aus den Verkehrsvertra-
gen von Seiten der Aufgabentriger und auf Finanzhil-
fen des Bundes und der Lander (z. B. GVFQG).

SPNV und OPNV sind stark durch das deutsche Besteller-
Ersteller Prinzip gekennzeichnet. Verkehrsvertrige zwi-
schen Aufgabentrager und Verkehrunternehmen regeln da-
bei die zu erbringende Leistung und deren Bedingungen.
Die Qualitdt der Leistung der Verkehrsunternehmen wird
in den Vertriagen klar definiert, bei Schlechterleistung ist
fiir den SPNV oft eine Ponalisierung vereinbArt. Daher
verweisen die Verkehrsunternehmen in Hinblick auf Ge-
wihrleistungen gegeniiber Fahrgdsten auf die Ponalzah-
lungen bei Schlechterleistung.

Weiterhin wird die Trennung zwischen Betrieb und Netz
in Bezug auf Gewdhrleistungsanspriiche problematisiert.
So liegen die durch den Infrastrukturbetreiber verursach-
ten Schédden nicht im Einflussbereich der Eisenbahnver-
kehrsunternehmen.

Zur Bestimmung der Positionen der Verkehrsunterneh-
men wurde versucht, Unternehmen aus allen o. g. Sekto-
ren einzubinden. Daher ist eine breit angelegte schriftli-
che/telefonische Befragung durchgefiihrt worden. In
deren Ergebnis stellte sich heraus, dass die im VDV orga-
nisierten Verkehrsunternehmen sich in der Frage der
Fahrgastrechte ausreichend durch diesen vertreten sehen
und die Arbeiten des Verbandes unterstiitzen.

Expertengesprache mit Vertretern des VDV, des bdo, der
Deutschen Bahn AG, der Connex-Gruppe und der Kélner
Verkehrs-Betriebe AG (KVB) ergénzten die Auswertung
der Positionspapiere und Stellungnahmen. Gespriache mit
dem Hamburger Verkehrsverbund (HVV) und dem Ver-
kehrsverbund Rhein Sieg (VRS) vervollstindigten das
Bild der Verkehrsunternehmen auch von Seiten der Ver-
biinde.

3.3.2 Festschreibung der Rechte

(Rechtsgrundlagen)

Nach Ansicht der Verkehrsunternehmen ist der geltende
Rechtsrahmen zur Regelung von Fahrgastrechten ausrei-
chend.

Da eine ausschlie8liche Regelung der Fahrgastrechte im
BGB nicht auf die spezifischen Besonderheiten des Per-
sonenverkehrs eingehen kann, wird diese in der Diskus-
sion stehende Mdglichkeit, sich darauf zu konzentrieren,
grundsitzlich abgelehnt. Vielmehr sollte der bestehende
Grundsatz eines abgestuften Regelungssystems beibehal-
ten werden (Gesetz, Verordnungen, AGB und Kulanz).

Demnach gibt das BGB die allgemeinen Rahmenbedin-
gungen vor, die durch Verordnungen ergénzt und iiber die
AGB bzw. Kulanz der Verkehrsunternehmen ausgefiillt
werden.

Der VDV ist der Meinung, dass die VO-ABB sich als
Grundlage fiir einen angemessenen Interessensausgleich
zwischen Kunde und Verkehrsunternehmen im Grundsatz
bewiahrt hat. Falls dennoch inhaltliche Modifikationen sinn-
voll sind, so kénnen diese einfach und flexibel innerhalb der
VO-ABB durchgefiihrt werden. Eine Entschirfung der Pro-
blematik, die mit dem § 17 der EVO einhergeht, kann
durch eine Anpassung der EVO erfolgen. So ist es denk-
bar, dass die EVO und VO-ABB inhaltlich angepasst und
durchaus wortgleich gestaltet sein konnen, aber dennoch
die Besonderheiten der Verkehrsmittel bzw. -arten in den
einzelnen Verordnungen Beachtung finden.

Der durch Einfiihrung der , Kundencharta Fernverkehr*
entstandenen Kritik, dass Haftungsfestschreibungen in
den AGB dem FEisenbahnverkehrsunternehmen jederzeit
ermoglichen, die Rechte nach Belieben zuriickzuziehen,
begegnet die Deutsche Bahn AG mit folgenden Argu-
menten:

— Fiir ein Verkehrsunternehmen wiirde es einen erhebli-
chen Imageschaden und Vertrauensbruch mit dem
Fahrgast bedeuten, wenn es bereits gewéhrte Rechts-
anspriiche wieder zuriicknimmt.

— Eine Anderung der AGB unterliegt nach § 12 Abs. 3
u. 5 AEG einer Bewilligung der zustindigen Geneh-
migungsbehorde.

3.3.3 Definition von Haftungsarten und

Minderleistungen
Haftungsarten und Definition

Grundsatzlich geht der VDV davon aus, dass Minderleis-
tung und Haftungsarten nicht mittels Gesetz oder Verord-
nungen festzulegen sind. Es sollte vielmehr den Verkehrs-
unternehmen tiberlassen sein, einen gesetzlichen Rahmen
durch individuelle Regelungen innerhalb ihrer AGB oder
mit Kulanzen auszufiillen. Dabei konnte eine Definition
von Verspidtung (verspitete Ankunft am Zielort), ver-
frithte Abfahrt oder Ausfall eines Verkehrsmittels in den
AGB des Verkehrsunternehmens erfolgen. Eine Entschi-
digung fiir Beschmutzung oder Beschddigung von Klei-
dung bzw. Handgepéck ist iiber Kulanzen regelbar.

Bei Beratungs- bzw. Informationsfehlern besteht seitens
des VDV kein Handlungsbedarf, denn eine Haftung fiir
diese Fille ist bereits im BGB verankert. Die Schwierig-
keit einer Beweisfiihrung durch den Fahrgast wird jedoch
eingerdumt.

Die Deutsche Bahn AG sieht eine Definition von Haf-
tungsarten ausreichend in deren Beforderungsbedingun-
gen dargestellt. In der Nr. 9 der Beforderungsbedingun-
gen fiir Personen durch die Unternehmen der Deutschen
Bahn AG ist dabei die Haftung fiir Ausfall, Verspiatung
und Anschlussversdumnis rechtskriftig festgehalten (vgl.
Kapitel 2.4.1.2 und Kapitel 2.4.2.2).
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Durchgehende Reisekette

Fiir den VDV ist die durchgehende Reisekette — auch mit
einer Fernverkehr-Nahverkehr-Kombination — ein gene-
relles Ziel. Dabei ist zu beachten, dass die Bildung der
durchgehenden Reisekette allen Unternehmen ein Anlie-
gen ist und im weiteren Entwicklungsprozess durch die
Verkehrsverbiinde ausgestaltet werden sollte. Es ist ange-
strebt, dem Kunden mittelfristig eine geschlossene Reise-
kette in ganz Deutschland anzubieten. Fiir den bdo ist die
durchgehende Reisekette ebenfalls ein generelles Ziel, al-
lerdings sollten hier die Besonderheiten des Busverkehrs
beriicksichtigt werden.

Die Deutsche Bahn AG geht von einer generellen Unter-
scheidung zwischen Fernverkehr und Nahverkehr aus.
Denn die Charakteristik des Nahverkehrs ermoglicht es
nicht, das gleiche Leistungsversprechen anzubieten wie
im Fernverkehr. Als erster Schritt sollte eine klare Defini-
tion des Begriffes ,,durchgehende Reisekette des Perso-
nenverkehrs® erfolgen. So miisste die Gewéhrleistung flir
eine durchgehende Reisekette nach Ansicht der Deut-
schen Bahn AG und des VDV Bestandteil des Beforde-
rungsvertrages sein. Der Schutzzweck eines Beforde-
rungsvertrages muss in Anbetracht der unterschiedlichen
Systemeigenschaften und Fahrpreise dabei gewahrt blei-
ben.

Verschulden und Haftungsausschliisse

Ein Haftungs- bzw. Gewihrleistungsanspruch sollte
grundsitzlich nur bei Verschulden des Verkehrsunterneh-
mens entstehen. Zur Schadenseingrenzung auch im Falle
des Verschuldens sind dariiber hinaus Entschiddigungsan-
spriiche auszuschlielen bei,

— weiterfilhrenden, unkalkulierbaren Folgeschédden,

— Betrdgen oberhalb einer bestimmten Grenze (Decke-
lung),

— geringfiigigen Beeintrachtigungen (Bagatellgrenze).

Beweislast

Fiir die Beweislast gilt der im deutschen Recht {ibliche
Grundsatz, dass jede Partei den fiir sich giinstigen Um-
stand zu beweisen hat. Aus diesem Grund kann keine dif-
ferenzierte Aussage zur Beweisfithrung getroffen werden,
denn es ist eine Unterscheidung nach Sachverhalten not-
wendig. Je nach Fall tragen entweder der Fahrgast oder
das Verkehrsunternehmen (oder beide) die Beweislast.

Die Schwierigkeit fiir den Fahrgast, eventuelle Informati-
onsfehler (z. B. fehlerhafte Auskunft zur Reiseverbin-
dung) nachzuweisen, stellt sich dann nicht, wenn dieser
die Auskunft in schriftlicher Form verlangt. Der Fahrgast
ist anhand des schriftlichen Beleges in der Lage, Fehler
nachzuweisen.

3.34
Basis der Entschddigungszahlung

Entschadigung und Nachleistung

Fiir die Verkehrsunternehmen ist die relative Hoéhe des
Fahrpreises bei Entschddigungsanspriichen entschei-

dend. So sollte bei teureren Fahrpreisen eine prozentuale
Entschiadigung erfolgen, wohingegen bei niedrigeren
Fahrpreisen eine Pauschalisierung oder anderweitige L6-
sung angebracht ist. Da bei der Erstattung von Kleinbe-
trigen eine kostentrdchtige Biirokratie entstehen wiirde,
muss nach Forderungen des VDV eine Bagatellgrenze
vorhanden sein. Generell sollten jedoch die Auswirkun-
gen von Entschidigungsanspriichen auf die finanziellen
Konsequenzen fir die Verkehrsunternehmen hin unter-
sucht und gepriift werden.

Entschédigungsanspriiche bei Verfriihung, Verspdtung,
Ausfall des Verkehrsmittels

Nach Ansicht des VDV sollen Verkehrsunternehmen,
auch wenn sie kein Verschulden trifft, fiir folgende Ge-
wihrleistungen aufkommen:

— Sie miissen sicherstellen, dass — soweit moglich — die
Fahrt mit einem anderen Verkehrsmittel (auch hoherer
Kategorie) zu angemessenen Bedingungen fortgesetzt
werden kann oder die kostenlose Beforderung zum
Ausgangsort gewahrleistet ist. Der bdo merkt hier an,
dass dies bei Busverkehren nicht moglich ist.

— Wenn die Reise nicht mehr mit einem fahrplanméafi-
gen Verkehrsmittel fortgesetzt werden kann oder eine
solche Fortsetzung nicht zumutbar ist, hat der Kunde
einen Anspruch auf ein Hotelzimmer mittlerer Art und
Giite oder stattdessen auf Erstattung der Taxikosten.
Bei Fortsetzen der Fahrt mit einem Taxi sind jedoch
die Kosten durch einem Maximalbetrag — der nicht
durch Verordnungen vorgegeben sein sollte — abzusi-
chern (z. B. maximaler Erstattungsbetrag 50 Euro).
Die Erstattung der Hotelkosten gilt im Fernverkehr ge-
nerell, ist im Nahverkehr jedoch abhéngig von der zu-
riickzulegenden Reisestrecke. Der bdo lehnt diesen
Vorschlag ab.

— Wenn sich ein O6ffentliches Zubringerverkehrsmittel
verspatet und der Kunde eine zumutbare Risikovor-
sorge getroffen hat, miissen die Verkehrsunternehmen
einen eventuellen finanziellen Nachteil hinsichtlich
zusétzlicher Fahrtkosten mit Bus oder Bahn ersetzten.

Haftungsanspriiche bei weitergehenden Folgeschdden

Hier gilt einstimmig, dass auch im Falle des Verschuldens
Entschadigungsanspriiche bei sonstigen Folgeschidden
ausgeschlossen sein sollten. Sind weitergehende Folgen-
schdden mit in eine Gewéhrleistungsregelung aufgenom-
men, entsteht fiir das Verkehrsunternehmen ein unkalku-
lierbares Risiko. Denn diese Art von Gewéhrleistung
kann unter Umstinden zu betrdchtlichen Schadensersatz-
forderungen fiihren, die das Verkehrsunternehmen zu tra-
gen nicht in der Lage ist und die in keinem Verhéltnis zu
der Hohe der Fahrpreise stehen.

Um die Problematik der weitergehenden Folgeschiaden zu
entschérfen, ist fiir den VDV ein angepasster Tarif denk-
bar, der die Absicherung bzw. Versicherung fiir eventuelle
Folgeschiden enthilt.
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3.3.5 Mdglichkeiten der
Schlichtungsgestaltung
Schlichtungsort

Vom VDV wird angestrebt, neutrale Ombudsstellen zur
Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Fahrgast und
Verkehrsunternehmen einzurichten. An diese Ombuds-
stellen konnen sich alle Kunden wenden, die mit einer
Regulierung ihrer Beschwerde durch das jeweilige Ver-
kehrsunternehmen unzufrieden sind. Eine ausgewogene
Satzung sowie der gleichwertige Einfluss von VDV, Ver-
kehrsunternehmen und Verbraucherverbanden soll die Si-
cherung der Neutralitdt herstellen. Die VDV Landes-
gruppe Bayern hat zusammen mit dem Landesverband
Bayrischer Omnibusunternehmer (LBO) bereits die ,,Om-
budsstelle Nahverkehr Bayern®, nach diesen Vorgaben
gegriindet.

Die Frage nach einem Schlichtungsort stellt sich fiir die
Deutsche Bahn AG nicht. Wichtig sei lediglich die Ge-
wihrleistung der Neutralitit, diese kann beispielsweise
durch eine gleichberechtigte Auswahl der Schlichter her-
gestellt werden.

Die Connex Regiobahn GmbH ist grundsitzlich bereit,
mit unabhéngigen Schlichtungsstellen zusammen zu ar-
beiten. Dariiber hinaus problematisiert sie das Verhaltnis
zwischen Eisenbahnverkehrsunternehmern sowie Infra-
strukturunternechmen und erachtet einen Aufbau von
Schieds- bzw. Schlichtungsstellen fiir Streitigkeiten zwi-
schen diesen Parteien als elementar.

Trdger und Finanzierung einer Schlichtungsstelle

Am Beispiel der ,,Ombudsstelle Nahverkehr Bayern*
lasst sich das vom VDV favorisierte Organisationsmodell
ablesen. So wird die Ombudsstelle zunéchst aus dem Etat
der Fachverbinde VDV Landesgruppe Bayern und LBO
finanziert. Nach Ablauf einer Einfithrungs- und Pilot-
phase soll eine Vereinsgriindung erfolgen, dem die Ver-
kehrsunternehmen als Mitglieder beitreten konnen.

Beschwerdefiihrung in Verkehrsverbiinden oder bei nicht
eindeutiger Zuordnung des Leistungserbringers

Der VDV setzt sich fiir die Moglichkeit des Kunden zur
erleichterten Beschwerdefiihrung ein; vor Ort sollte eine
zentrale Stelle zur Bearbeitung von Féllen geschaffen
werden, deren Zustdndigkeit unklar ist. Es ist Angelegen-
heit jedes Verkehrsunternehmens, die Beschwerden der
zusténdigen Stelle zuzuleiten, ohne dass der Kunde damit
belastet wird.

3.4 Positionen der Verbraucher- und
Fahrgastvertreter
3.4.1 Darstellung und Einordnung der

Akteursgruppe

Die deutschen Verbraucher- und Fahrgastvertreter sind
aktiv an der offentlichen Diskussion um die Fahrgast-
rechte beteiligt. Alle Fahrgastvertreter sehen einen drin-
genden Handlungsbedarf. Forderungen nach stirkeren
Fahrgastrechten begriinden sich gréfBtenteils aus der be-

stehenden iiberholten Rechtslage sowie aus der teilweise
mangelnden Qualitét der Verkehrsunternehmen. Die Lage
wurde dabei unter anderem durch Qualititsméngel im
SPNV verschérft. Gerade auf den viel frequentierten
Pendlerstrecken fiihren Verspatungen und Ausfille von
Ziigen zur Verdrgerung der Fahrgdste. Aus diesem Grund
liegt ein Schwerpunkt der Forderungen in der Verbesse-
rung der Qualitét des regionalen SPNV. Die Situation der
Fahrgastrechte im Fernverkehr ist seit der Einfithrung der
DB-Kundencharta verstérkt Thema der Diskussion.

Die Forderungen der Fahrgastvertreter an die Verkehrsun-
ternehmen sind klar: sie sind aufgefordert, ihre Qualitét
zu verbessern und fiir mehr Kundenorientierung zu sor-
gen. Verbindliche Regelungen und Gewdéhrleistungsan-
spriiche des Fahrgastes gegeniiber den Verkehrsunterneh-
men sind dabei nach Meinung der Fahrgastvertreter die
geeigneten Mittel, um eine Qualititssteigerung herbeizu-
fiihren und den Kunden in den Mittelpunkt des unterneh-
merischen Denkens zu stellen. Aus diesem Grund wird
eine Anderung des bestehenden Rechtsrahmens erwogen.
Eine eindeutige und verbindliche Regelung mit erweiter-
ten Fahrgastrechten soll anstelle der gegenwartigen, als
iiberholt betrachteten Verordnungen treten und die Ver-
kehrsunternehmen zu mehr Kundenorientierung bewegen
sowie die Fahrgéste mit mehr Rechten auszustatten.

Zur Bestimmung der Position im Rahmen des Vorhabens
sind Verdffentlichungen der Organisationen PRO BAHN
e. V., Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (vzbv),
Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen (VZ-NRW)
und Verkehrsclub Deutschland (VCD) ausgewertet wor-
den. Zusétzlich wurden Expertengespriache mit Vertretern
von PRO BAHN e. V., VCD, vzbv und VZ-NRW gefiihrt.

3.4.2 Festschreibung der Rechte

(Rechtsgrundlagen)

Die Forderungen der Fahrgastvertreter zur Festschrei-
bung von Fahrgastrechten ergeben ein einheitliches Bild.
Die wichtigste Forderung ist hierbei die Umwandlung des
geltenden Grundsatzes ,.kein Anspruch auf Entschidi-
gung‘3! in einen Anspruch auf Entschidigung bei noch zu
konkretisierenden Minderleistungen der Verkehrsunter-
nehmen. Zur Umsetzung dieses Anspruches sind die zu
schaffenden Rechtsgrundlagen dem Niveau des Verbrau-
cherrechts in anderen Rechtsbereichen anzupassen sowie
durchgéngig vom &ffentlichen Recht in das private Recht
zu iiberfiihren. Die neuen Rechtsgrundlagen sollten dann
moglichst einheitlich fiir alle 6ffentlichen Verkehrsmittel
gelten.

Grundlegende Forderung der Fahrgastvertreter ist eine
gesetzliche Verankerung der Rechtsgrundlagen im BGB.
Demnach konnte das Beforderungsrecht des 6ffentlichen
Verkehrs, dhnlich dem des Reiserechts, im BGB geregelt
sein und einen vom Gesetzgeber garantierten Mindest-
standard gewdhrleisten. Die Einzelheiten der Beforde-
rungsbedingungen und die Ausgestaltung der Beforde-
rungsvertrdge sind einer Regelung in den AGB zu

31 Vgl. §17 EVO, §16 VO-ABB
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iiberlassen, so dass die Verkehrsunternehmen einen — ih-
ren individuellen und spezifischen Umstinden angemes-
senen — Spielraum erhalten. Alternativ schldgt der vzbv
auch eine Losung mittels einer Anpassung der EVO und
VO-ABB vor. Firr die Anpassung der Verordnungen
spricht hierbei eine schnellere Realisierbarkeit und flexib-
lere Umsetzung. Von der Schaffung einer komplett neuen
Rechtsverordnung sollte jedoch, laut vzbv, abgesehen
werden. Die VZ NRW fordert dariiber hinaus bundesweit
homogene Beforderungsbedingungen.

Es besteht weiterhin ein einheitliches Meinungsbild da-
rin, die Art und das Ausmal} von Gewéhrleistungsansprii-
chen durch die neu zu schaffenden Regelungen zu kon-
kretisieren und Rechtssicherheit herzustellen. Der vzbv
geht konkret auf die Punkte einer vertragsrechtlichen Re-
gelung des Biirgerlichen Rechts ein und fordert eine ver-
bindliche Regelung der folgenden Aspekte:

— Entschiadigungsanspriiche bei Verspdatung und Ausfall
von Ziigen,

— Informationsanspriiche der Kunden,
— Kontrahierungszwang (Beforderungspflicht),

— Voraussetzungen fiir Sanktionen gegen Fahrgiste (er-
hohtes Beforderungsentgelt, Ausschluss von der Be-
forderung),

— Beschwerdemanagement und Konfliktbeilegung.32

3.4.3 Definition von Haftungsarten und

Minderleistungen
Haftungsarten und Definition
b) Informationspflicht

Eine Forderung der VZ-NRW ist die gesetzliche Veran-
kerung klar definierter Informationspflichten der Ver-
kehrsunternehmen, insbesondere im Hinblick auf die
Beforderungsbedingungen sowie Leistungsstdrungen.
Diese Forderung wird auch vom VCD unterstiitzt, der
sich fiir eine Pflicht zur unverziiglichen und umfassenden
Informationsweitergabe der Verkehrsunternehmen bei
auftretenden Betriebstorungen bzw. Betriebsunterbre-
chungen einsetzt.

b) Verspitung (inklusive Zugausfall/Verfrithung)

Die Verbraucher- und Fahrgastvertreter definieren eine
Verspatung als die Abweichung der tatsdchlichen An-
kunftszeit eines Fahrzeuges am Zielort im Vergleich zur
planmiBigen Ankunftszeit. Verspatungen kdnnen durch
unpiinktliche Abfahrt oder Ausfall eines Verkehrsmittels
bzw. durch den Verlust der fahrplanmaBigen Anschluss-
verbindung entstehen. Der VCD schldgt vor, die Rele-
vanz der Verspétung abhingig von der Gesamtreisezeit zu
staffeln. So entsteht dann ein Gewéhrleistungsanspruch
bei Verspédtungen von

— mindestens 20 Minuten bei einer Gesamtreisezeit von
unter 2 Stunden,

32 Vgl. vzbv 2003, S. 11

— mindestens 30 Minuten bei einer Gesamtreisezeit von
2 bis 4 Stunden und

— mindestens 60 Minuten bei einer Gesamtreisezeit von
iiber 4 Stunden.33

Der vzbv spricht dagegen von einer Gewihrleistung bei
erheblicher Verspatung. Hierbei sollte die ,,Erheblichkeit*
der Verspétung nicht gesetzlich verbindlich definiert sein,
sondern den Verkehrsunternehmen freigestellt werden,
diesen Begriff in ihren AGBs abzugrenzen. Der vzbv
schldagt dennoch vor, fiir Verspatungen, die sich allein im
Nahverkehr abspielen, die Zeitschwelle fiir die ,,Erheb-
lichkeit einer Verspitung niedriger anzusetzen als im
Fernverkehr oder bei Fernverkehr-Nahverkehr-Kombina-
tionen. Hierfiir wurden 60 Minuten im Fernverkehr,
20 Minuten im Nahverkehr als Orientierungswerte ge-
nannt.3

c) Weitere Haftungsarten

Zur Regelung weiterer Haftungsarten sieht der vzbv kei-
nen Handlungsbedarf. So stellt er fest, dass fiir Korper-
und Eigentumsschéden, fiir Informationspflichtverletzun-
gen (hier im Gegensatz zum VCD und VZ-NRW) sowie
fiir sonstige Reiseméngel die Verkehrsunternehmen ohne-
hin schon nach allgemeinem biirgerlich rechtlichem Ver-
tragsrecht haften. Nach Meinung des vzbv bestehen aller-
dings zur Reichweite der Haftung in den genannten
Fillen derzeit noch erhebliche Rechtsunklarheiten, die
nicht auf Gesetzesliicken zurlickzufiihren sind, sondern
darauf, dass es bislang noch kaum Klagen und daher auch
kaum Rechtsprechung gibt. Demzufolge fordert der vzbv
eine starke institutionelle Interessenvertretung der Fahr-
géste, die die Fahrgéste dabei unterstiitzt, ihre Rechte gel-
tend zu machen.

Durchgehende Reisekette

Die Betrachtung der durchgehenden Reisekette, die auch
eine Fernverkehr-Nahverkehr-Kombination beinhaltet, ist
Anliegen aller Fahrgastvertreter. In dieser Frage ist die
Sichtweise des Fahrgastes entscheidend; dieser unter-
scheidet nicht zwischen Nah- und Fernverkehr, sondern
nimmt die gesamte Reise von Tiir zu Tiir als Einheit
wahr. Aus diesem Grund ist es den Fahrgastvertretern
wichtig, dass sich Erstattungsregelungen auf die gesamte
Reisekette beziehen, unterscheiden aber dennoch zwi-
schen Eisenbahnverkehr und iibrigen OPNV. Im Eisen-
bahnverkehr muss es, so die Forderungen von PRO
BAHN e. V., VCD und vzbv, eine Haftung fiir Anschluss-
verbindungen geben, die den Nah- und Fernverkehr mit
einbezieht. Fiir den iibrigen OPNV sind ebenfalls Haf-
tungsregelungen bei Verspdtungen festzulegen, die dann
die Anschlussverbindungen innerhalb eines Verbundrau-
mes erfassen. Dariiber hinaus ist es fiir VCD und vzbv
auch denkbar, in einem zweiten Schritt den Ubergang
zwischen Ziigen und sonstigen OPNV und — noch weiter-
gehend — auch Fliigen, Fernbussen und Taxis mit in die

3 Vgl. Tischmann 2003, S. 5
34 Interview Dr. Lell vom 17. Dezember 2004
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von der Gewahrleistung erfassten Reisekette aufzuneh-
men.

PRO BAHN e. V. fordert schon jetzt einen Haftungsan-
spruch fiir verpasste Fliige, wenn das Flugticket eine
Bahnfahrt zur Anreise zum Flughafen einschlief3t.

Verschulden und Haftungsausschliisse

Bis auf Pro Bahn e. V., der eine generelle Haftung fiir ver-
sprochene Leistungen auch ohne Verschulden des Ver-
kehrsunternehmens fordert,3* besteht bei den Fahrgastver-
tretern Einigkeit iiber eine Haftung fiir alle mit dem
Betrieb der Verkehrsmittel verbundene Ereignisse, jedoch
mit Haftungsausschluss bei Fillen hoherer Gewalt.

VCD und vzbv definieren den Begriff ,,hdherer Gewalt*
in Anlehnung an die Definition des BAG-SPNV als ein
von auBlen kommendes und keinen betrieblichen Zusam-
menhang aufweisendes, bei Vertragsabschluss nicht vor-
hersehbares und auch durch duferste, verniinftigerweise
zu erwartende Sorgfalt nicht abwendbares Ereignis.

Der VCD verdeutlich dariiber hinaus auch die Verantwor-
tung des Infrastrukturbetreibers. So sollte das 6ffentliche
Verkehrssystem als Ganzes gegeniiber dem Kunden be-
trachtet werden, d. h. auch Stérungen, die der Infrastruk-
turbetreiber verursacht, sind mit in eine Haftungsregelung
aufzunehmen.

PRO BAHN e. V. sieht durch den Haftungsausschluss bei
hoherer Gewalt die Moglichkeit fiir Verkehrsunterneh-
men er6ffnet, dieses auszunutzen und ungerechtfertig den
Umstand der hoheren Gewalt heranziehen. Als Beispiel
wird eine durch Personenschaden verursachte Verspatung
auf einer Fernverkehrsstrecke herangezogen. Bei Aus-
schluss durch hohere Gewalt ist ein Verkehrsunternehmen
nicht haftbar. Doch bei Eintritt der Verspiatung auf einem
frithen Verkehrsabschnitt konnte das Verkehrsunterneh-
men durchaus die Verspiatung — z. B. durch Einsetzen ei-
nes Ersatzzuges — kompensieren.

Beweislast

Eindeutig duBern sich die Fahrgastvertreter zur Beweis-
last. Diese darf nicht den Verbraucher treffen, sondern
soll bei dem Verkehrsunternehmen liegen, welches die
Minderleistung zu verantworten hat.

Dennoch sollte nach Meinung von VCD und vzbv die Be-
weislast beim vorliegen einer Verspatung beim Fahrgast
liegen, das Verkehrsunternehmen ist hierbei verpflichtet,
die Verspitung zu bescheinigen; dem Verkehrsunterneh-
men obliegt dann die Beweislast, wenn mogliche Haf-
tungsausschlussgriinde vorliegen.

Die VZ-NRW weist auf die Schwierigkeit des Nachwei-
ses von Informationsméngeln fiir Fahrgéste hin, hier soll-
ten Reisende nicht den Beweis fiir fehlende oder mangel-
hafte Informationen fithren, sondern lediglich die
Darlegungslast haben.

35 Pro Bahn 2002

3.4.4 Entschadigung und Nachleistung

Basis der Entschidigungszahlung

Im Fernverkehr schlagen die Fahrgastvertreter vor, ent-
weder einen prozentualen Betrag vom Fahrpreis oder ei-
nen pauschalen Betrag abhéingig von der Dauer einer Ver-
spatung als Entschddigungsgrundlage einzufithren. Als
angemessener wird aber der pauschale Betrag beschrie-
ben, da somit alle Fahrgéste — auch z. B. BahnCard-Inha-
ber — die gleiche Entschéddigung erhalten. Es ist sicherzu-
stellen, dass die Hohe des zu zahlenden pauschalen
Betrages fiir den Fahrgast angemessen ist.

Im Nahverkehr sind fiir Fahrgastvertreter Entscha-
digungszahlungen auf Grund der geringen Kosten der
Einzeltickets nicht sinnvoll. Vorgeschlagen wird stattdes-
sen eine Entschiadigung iiber

— GQratisfahrscheine,
— nachtrigliche ErméBigungen des Abopreises sowie

— Erstattung von Taxikosten (mit Einschrankungen).

Entschddigungsanspriiche bei Verspdtung (inklusive
Ausfall und Verfriihung) des Verkehrsmittels

Die Fahrgastvertreter fordern bei Eintritt einer Verspa-
tung oder bei der Unmdoglichkeit, den Zielort vor Be-
triebsschluss mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln zu errei-
chen, folgende Gewéhrleistungsanspriiche einzufiihren:

— kostenneutrale Weiterbeférderung auch mittels Um-
weg- oder Ersatzfahrten und in hdheren Fahrzeugkate-
gorien,

— Minderung des Fahrpreises/Entschadigungszahlungen
bei relevanten Verspdtungen,

— kostenlose Riickfahrt zum Ausgangspunkt der Reise,

— Benutzung eines Ersatzverkehrsmittels (z. B. Taxi) auf
Kosten des Verkehrsunternehmens, wenn das die ein-
zige zumutbare Moglichkeit ist, eine Anschlussverbin-
dung bzw. den Zielort zu erreichen,

— Ubernahme von Hotelkosten,

— Kiindigungsrecht fiir Inhaber von Zeitkarten (bei wie-
derholten Verspitungen).

Haftungsanspriiche bei weitergehenden Folgeschdden

Grundsitzlich sind sich alle Fahrgastvertreter einig, dass
eine Haftung bei weitergehenden Folgeschiden (z. B.
verpasster Geschiftsabschluss, verfallene Konzertkarte)
auszuschlieBen ist. Zum einen ist dieses im Sinne der
Fahrgéste, die ansonsten iiber erhdhte Fahrpreise die Risi-
ken einzelner tragen miissten, zum anderen ist durch den
Haftungsausschluss die Rechtsicherheit der Verkehrunter-
nehmen gewahrt.

Ungeachtet des Haftungsausschlusses wird von Fahrgast-
vertretern befiirwortet, wenn Verkehrunternehmen eine
Versicherung gegen weitergehende Folgeschdden anbie-
ten wiirden.
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3.4.5 Reklamation von Fahrgasten und
Moglichkeiten der Schlichtungs-

gestaltung

Es ist im Sinne von PRO BAHN e. V., VCD und VZ-
NRW, Schlichtungsstellen einzurichten, die bei anerkann-
ten Verbraucherorganisationen angesiedelt sind und
unabhingig von Verkehrsunternehmen und Verkehrsver-
bilinden agieren. Denn Ombudsstellen bei Anbieterorgani-
sationen, mit Unternehmensvertretern besetzt, seien nicht
geeignet, ein faires Verfahren sicherzustellen und Fahr-
gastvertrauen zu gewinnen.

Beschwerdefiihrung in Verkehrsverbiinden oder bei nicht
eindeutiger Zuordnung des Leistungserbringers

Nach Ansicht des VCD ist innerhalb eines Verkehrsver-
bundes ein Unternehmen, an das sich ein Kunde irrtiim-
lich mit seinen Anspriichen gewendet hat, verpflichtet,
das Anliegen unbiirokratisch weiterzuleiten.

3.5 Gegeniiberstellung der Positionen und

zusammenfassende Darstellung

Die Positionen der Akteursgruppen zum Thema Kunden-
rechte und Verbraucherschutz weichen in einzelnen Punk-
ten zum Teil stark von einander ab. Es lassen sich aber
auch Gemeinsamkeiten und Annéherungen feststellen.

Rechtsgrundlagen

Einigkeit besteht dariiber, dass die spezifischen Anforde-
rungen und Besonderheiten der Personenverkehrsunter-
nehmen bei der Festschreibung von Rechtsgrundlagen
ausreichend Berticksichtigung finden. Eine Anpassung
der Rechtsgrundlagen kann erfolgen. Die Verkehrsunter-
nehmen sind dariiber hinaus bereit, den durch die Fahr-
gastvertreter kritisierten § 17 der EVO zu entschéirfen und
die Verordnung entsprechend anpassen zu lassen. Die von
den Fahrgastvertretern geforderte Verankerung der Fahr-
gastrechte im BGB wird von Seiten der Verkehrsunter-
nehmen konsequent abgelehnt.

Minderleistung

Zur Minderleistung sind sich alle Akteure dahin gehend
einig, dass eine konkrete Definition, Formulierung sowie
Ausgestaltung notwendig ist. Hierzu werden verschie-
dene Vorschldge unterbreitet. Die Frage, wer die Gestal-
tung vornimmt und wo die Regelungen festgeschrieben
sind, steht zur Diskussion. So fordern die Fahrgastvertre-
ter eine Definition durch den Gesetzgeber und eine Fest-
schreibung in gesetzlichen Regelwerken, wohingegen
Verkehrsunternehmen mit Verweis auf die spezifischen
und unterschiedlichen Umsténde eine individuelle Defini-
tion in den AGB beflirworten. Fiir die Verkehrsunterneh-

men ist wichtig, dass eine Haftung fiir Leistungsbestand-
teile des Beforderungsvertrages gegeben werden kann.

Nach Aussage der Aufgabentrager und Fahrgastvertreter
soll die Beweislast ausschlielich das Verkehrsunterneh-
men treffen. Diese verweisen jedoch auf den Rechts-
grundsatz, dass jede Partei den fiir sich giinstigen Um-
stand zu beweisen hat.

Entschédigung

Zur Regelung der Entschédigung besteht dahingehend Ei-
nigkeit, dass zumindest zwischen Fernverkehr und Nah-
verkehr unterschieden werden sollte. Alle Parteien sind
sich weiterhin einig, die folgenden Punkte bei Betriebs-
stérungen unter bestimmten Bedingungen zu akzeptieren:

— Fortsetzung der Fahrt mit einem anderen Verkehrsmit-
tel zu angemessenen Bedingungen,

— Benutzung eines Ersatzverkehrsmittels (z. B. Taxi, je-
doch mit Begrenzung des maximalen Betrags);

— den Anspruch auf ein Hotelzimmer mittlerer Art und
Giite, wenn die Reise nicht fortsetzbar ist und

— kostenneutrale Beforderung zum Ausgangsort.

Dariiber hinaus verlangen die Aufgabentriager und Fahr-
gastvertreter:

— Minderung des Fahrpreises/Entschiadigungszahlungen
bei relevanten Verspétungen;

— Kiindigungsrecht fiir Inhaber von Zeitkarten.

Die Vertreter der Verkehrsunternehmen fordern aber
grundsitzlich eine Priifung der Auswirkungen von Ent-
schddigungsanspriichen auf deren Konsequenzen auf das
Verkehrsunternehmen.

Bis auf Pro Bahn e. V. — der eine generelle Haftung fiir
versprochene Leistungen auch ohne Verschulden des Ver-
kehrsunternehmens fordert — besteht bei den Akteuren
Einigkeit tiber einen Haftungsausschluss bei Féllen hohe-
rer Gewalt.

Schlichtung

Die Einrichtung einer Schlichtungsstelle bzw. Ombuds-
stelle wird von allen Vertretern befiirwortet. Wichtiges
Kriterium ist hierbei die zu gewdhrleistende Neutralitit
der Schlichtung. Die Connex Gruppe schligt auch die
Einrichtung einer Schlichtungsstelle zwischen Eisen-
bahnverkehrsunternehmen und Infrastrukturbetreiber vor.

Gegentiberstellung

In Tabelle 1 sind die einzelnen Position und Forderun-
gen der Akteursgruppen zusammenfassend gegeniiber-
gestellt:
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Tabelle 1

Gegeniiberstellung der Akteurspositionen

_ Aufgabentrager Verkehrsunternehmen Fahrgastvertreter

Rechtsgrundlagen

Schaffung bundeseinheitlicher abgestuftes System (Gesetz, Verankerung der Fahrgastrechte
Rahmenbedingungen und Verordnungen, AGB, Kulanz); im BGB (garantierter
Festlegung von Mindeststandards; Mindeststandard);
Uberfilhrung der EVO und der VO- keine Verankerung im BGB; Einzelheiten in den AGB
ABB in einheitliche zivilrechtliche
Bestimmungen;
Berticksichtigung der soweit notwendig Anpassung von  vzbv: Anpassung der EVO, VO-
Besonderheiten der EVO und VO-ABB unter ABB
Verkehrstrager Berucksichtigung der

Besonderheiten der

Verkehrstrager

VZ NRW: bundesweit einheitliche
Beférderungsbedingungen

Minderleistung

Information Bei auftretenden Stérungen: individuelle Regelungen innerhalb  gesetzliche Verankerung klar
unverzugliche und umfassende von AGB oder Kulanzen; definierter Informationspflichten im
Information auch tber alternative Hinblick auf die
Fahrméglichkeiten; Beférderungsbedingungen sowie

Leistungsstérungen;

Bei vorhersehbaren Stérungen: Pflicht zur unverzuglichen und
rechtzeitige Information (1 Woche umfassenden
vorher) Informationsweitergabe bei

auftretenden Betriebstérungen

DB: Nr. 9 der
Beférderungsbedingungen

Verspétung Abweichung der tatsachlichen individuelle Definition von Abweichung der tatsachlichen
Ankunftszeit am Zielort im Verspatung (verspatete Ankunft Ankunftszeit am Zielort im
Vergleich zur planmaRigen am Zielort), verfrihte Abfahrt oder Vergleich zur planmaRigen
(Zugverspatung/-verfrihung, Ausfall eines Verkehrsmittels in (Zugverspatung/-verfrihung,
Zugausfalle, Verlust den AGB des Zugausfalle, Verlust
Anschlussverbindung) Verkehrsunternehmen Anschlussverbindung)
DB: Nr. 9 der VCD: Gewahrleistungsanspruch
Beférderungsbedingungen bei Verspatungen von: 20 Min. bei

Reisezeit von unter 2 h, 30 Min.
bei einer Reisezeit von 2-4 h, 60
Min. bei einer Reisezeit Uber 4 h;

vzbv: Gewahrleistung bei
erheblicher Verspatung;
4Erheblichkeit* der Verspatung
nicht gesetzlich verbindlich
definiert, sondern den
Verkehrsunternehmen freigestellt
in AGBs abzugrenzen
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noch Tabelle 1

_ Aufgabentrager Verkehrsunternehmen Fahrgastvertreter

Reisekette

Haftungsausschliisse

Beweislast

Entsché&digung

Bemessung

bei Verspétungen

Folgeschéaden

Schlichtung

Als Einheit zu betrachten, auch
der Ubergang vom Nah- zum
Fernverkehr

Streik und héhere Gewalt

beim Verkehrsunternehmen

Fernverkehr: prozentualer Betrag
vom Fahrpreis;

Nahverkehr: pauschaler Betrag

Verspéatungen von mehr als 30
Min.: Minderung des
Fahrpreises/kostenlose Ruckfahrt,
Ersatzverkehrsmittel auf Kosten
des Verkehrsunternehmens, ggf.
Hotelzimmer mittl. Preisklasse.

keine Haftung der
Verkehrsunternehmen

nur als Bestandteil des
Beférderungsvertrages

VDV: Reisekette generelles Ziel

DB: Unterscheidung zwischen
Fernverkehr und Nahverkehr

sonstige Folgeschaden

Betrage oberhalb einer
bestimmten Grenze (Deckelung);

bei geringfligigen
Beeintrachtigungen
(Bagatellgrenze)

jede Partei hat den fir sich
glinstigen Umstand zu beweisen

Fernverkehr: prozentualer Betrag
vom Fahrpreis;

Nahverkehr: pauschaler Betrag
bzw. gesonderte Regelungen

Grundsatz der
VerhaltnismaRigkeit

Fortsetzung der Fahrt mit einem
anderen Verkehrsmittel zu
angemessenen Bedingungen;

Anspruch auf ein Hotelzimmer
mittlerer Art und Gite oder
stattdessen auf Ersatz der
Taxikosten (mit Maximalbetrag)
wenn Reise nicht fortsetzbar

wenn Zubringerverkehrsmittel
verspatet, ersetzen des
finanziellen Nachteils hinsichtlich
zusétzlicher Fahrtkosten mit Bus
oder Bahn;

kostenlose Beférderung zum
Ausgangsort

keine Haftung der
Verkehrsunternehmen;

~Spezial-Ticket" zur Absicherung
von Folgeschaden denkbar

neutrale Ombudsstellen

Connex: Schlichtungsstellen auch
zw. EVU und EIU

Als Einheit zu betrachten, auch
der Ubergang vom Nah- zum
Fernverkehr

hohere Gewalt

PRO BAHN: keine
Haftungssauschlisse

darf nicht den Verbraucher treffen;
sondern liegt beim
Verkehrsunternehmen

Fernverkehr: prozentualer Betrag
vom Fahrpreis;

Nahverkehr: Gratisfahrscheine,
ErméaRigungen des Abopreises,
Erstattung von Taxikosten

kostenneutrale
Weiterbeférderung;

Minderung des Fahrpreises /
Entschadigungszahlungen bei
relevanten Verspatungen;

kostenlose Riickfahrt zum
Ausgangspunkt;

Benutzung eines
Ersatzverkehrsmittels (z.B. Taxi);

Ubernahme von Hotelkosten;

Kundigungsrecht fur Inhaber von
Zeitkarten

keine Haftung der
Verkehrsunternehmen;

Méglichkeit zum Abschluss einer
Zusatzversicherung

Schlichtungsstellen bei
anerkannten
Verbraucherorganisation;

unabhangig von
Verkehrsunternehmen u. -
verbiinden
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4 Losungsansiatze und Erfahrungen der 4.2 Fahrgastrechte und Erfahrungen der
Verkehrsunternehmen mit Kunden- Verkehrsunternehmen in ausgewahlten
rechten/-garantien europdischen Landern

4.1 Einfiihrung 421 Belgien

Kapitel 4 umfasst einerseits die Rechercheergebnisse zu
den Kundenrechten in ausgewéhlten europdischen Lén-
dern (Belgien, Didnemark, Grofbritannien, Niederlande,
Osterreich, Schweden und Schweiz), verkniipft mit Er-
gebnissen der Fachgespriche, die mit einzelnen Unter-
nehmen in den betreffenden Landern gefiihrt werden
konnten sowie den Ergebnissen der schriftlichen Befra-
gung von Verkehrsunternehmen auch in weiteren Lander
(Frankreich, Italien (k. A.) und Norwegen) zu ihren Er-
fahrungen mit Kundenrechten bzw. Kundengarantien,
insbesondere auch zu den finanziellen Auswirkungen fiir
die Unternehmen.

Vor allem die Erfahrungen der Verkehrsunternehmen mit
den finanziellen Auswirkungen von Fahrgastentschadi-
gungen waren von groler Bedeutung fiir die Ausgestal-
tung des Kostenmodells und seine Ausdifferenzierung
(vgl. Kapitel 6). Die Unternechmensrecherchen zeigten
aber, dass Erfahrungen mit den Kostenfolgen von Fahr-
gastentschiadigungen sehr liickenhaft sind, bzw. kaum auf
eine vergleichbare Basis gestellt werden konnen und die
Bereitschaft, Kostendaten zu nennen, eher gering war.

Weiterhin sollten bisherige Losungsansitze und Erfah-
rungen von Verkehrsunternehmen in Deutschland (vgl.
Kapitel 4.3) und in den o. g. europédischen Léndern auch
fiir die rechtspolitischen Vorschldge (vgl. Kapitel 5) An-
regungen liefern.

Nonh se@

&, Antwerpen

Charleroi

4.2.1.1 Besonderheiten des OPV

Belgien verfligt neben dem Nordseehafen Antwerpen
iiber ein sehr gut ausgebautes Autobahnnetz und iiber ei-
nes der dichtesten Bahnnetze Europas. Briissel ist nicht
nur Knotenpunkt des belgischen Bahnverkehrs, sondern
auch ein Zentrum des europdischen Hochgeschwindig-
keitsverkehrs mit Eurostarverbindungen nach London
und Thalysverbindungen nach Kéln und Paris. Weitere
Knotenpunkte des belgischen Eisenbahnverkehrs sind
Antwerpen, Lowen, Liittich-Guillemines, Namur und
Charleroi. Der Schienenpersonenverkehr wird aus-
schlieBlich durch die ,,Nationale Maatschappij der Belgi-
sche Spoorwegen® (NMBS) durchgefiihrt. Im Zuge der
Liberalisierung der EU-Verkehrsméarkte wurde auch die
NMBS in drei Geschéftsbereiche aufgeteilt: Infrastruktur,
rollendes Material und iibergeordnete Organisation. Das
SPNV-Angebot besteht in der Reseau Express Regional
(RER); dieser Regionalzug ist jedoch durch eine geringe
Taktdichte und schlecht organisierte Linien gekennzeich-
net. Zur Verbesserung des SPNV-Angebots werden die
Vorortziige in Stadtbahnen umgebaut und im Zuge des
aktuellen RER-Projektes Linien effizient ausgebaut, neue
Linien angelegt und der Takt verdichtet. Der stédtische
Nahverkehr in Belgien ist auf hohem mitteleuropéischen
Niveau, so gibt es in Briissel ein sehr gut ausgebautes
Nahverkehrsangebot mit Bussen, Tram und Metro.

Hauptstadt Brissel
Flache 30 528 km?
Einwohnerzahl 10 348 276

Bevolkerungsdichte 338 Einwohner/km?

BIP 234.5 Mrd. EUR
BIP pro Einwohner 22 692 EUR
Wahrung EUR
Strassennetz 146 576 km
davon Autobahn 1727 km
Schienennetz 3 454 km
Binnenwasserstrassen 1 540 km

100 kilometres

Hauptverkehrsflugh&fen Brissel
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4.2.1.2 Fahrgastrechte

In Belgien werden die Fahrgastrechte durch conditions
générales3® geregelt, die ihre Rechtsgrundlage in einem
Gesetz von 1891 bzw. einem Arreté von 1895 haben.3” Es
sind also nicht Allgemeine Geschéftsbedingungen im
Sinne des deutschen Rechtsverstindnisses, sondern die
belgische Staatsbahn, die SNCB,3® nimmt mit der Festle-
gung der conditions générales gewissermalen hoheitliche
Aufgaben wahr. Die conditions générales haben bereits
die Verbesserungen der Fahrgastrechte, die mit dem An-
derungsprotokoll der COTIF/CIV verbunden sind, fiir
den belgischen Inlandsverkehr vorweggenommen. In Ar-
tikel 12 § 2 wurde eine Regelung aufgenommen, wonach
sich die SNCB verpflichtet, falls der letzte Zug wegen ei-
ner Anschlussverspéatung nicht erreicht werden kann, den
Fahrgast entweder mit einem Taxi zum Ziel zu befordern
oder eine Hoteliibernachtung zu bezahlen. Die SNCB be-
hélt sich vor, das Wahlrecht unter Kostengesichtspunkten
auszuiiben. Die Regelung ist genauer als die kiinftige Fas-
sung der CIV, weil diese Taxikosten nicht erwéhnt, ent-
spricht aber den BB Personenverkehr der Deutschen
Bahn AG.

Artikel 12 § 1 enthilt die auch sonst iibliche Regelung,
wonach die SNCB verpflichtet ist, bei Verspatung, ver-
passtem Anschluss oder Zugausfall den Fahrgast ander-
weitig ans Ziel zu befordern.

Artikel 58 § 1 sieht eine Haftung fiir Unfélle vor. Interes-
sant ist Artikel 58 § 2, der dem Fahrgast einen Entschadi-
gungsanspruch bei Verspatung, Zugausfall oder verpass-
tem Anschluss zuspricht. Allerdings muss der Fahrgast
beweisen, dass ihm ein entsprechender Schaden entstan-
den ist, die SNCB muss schuldhaft gehandelt haben, und

36 Conditions générales pour le transport des voyageurs, des bagages
accompagnés et pour d’autres prestations en service intérieur, Ausga-
be vom 1. Februar 2004.

37 Loi du 25. August 1891, Arret_royal vom 4. April 1895.

38 Société nationale des chemins de fer belges.

der Ersatz ist auf die Hohe des Fahrpreises beschrénkt.
Diese Regelung geht zwar iiber den noch geltenden
§ 17 EVO hinaus, bleibt aber deutlich hinter dem zuriick,
was in Deutschland oder in dem Verordnungsvorschlag
der Europdischen Kommission unter dem Thema ,,Fahr-
gastrechte” diskutiert wird. Immerhin ist es aber ein,
wenn auch sehr bescheidener Einstieg in eine Fahrpreis-
erstattung bei Verspétungen.

4.2.2
4.2.2.1 Besonderheiten des OPV

Danemark

Die Inseln Déanemarks behinderten zunéchst ein geschlos-
senes Schienenfernverkehrsnetz, dennoch ist Danemark
eine wichtige Verbindung nach Nordeuropa. Die Danske
Statsbaner (DSB) betreibt die wichtigsten Bahnstrecken
in Danemark, vor allem die internationale Verbindung
Schweden — Deutschland und die S-Bahn von Kopenha-
gen. Die DSB erweiterte ihre Geschéftsfelder in der letz-
ten Zeit vorwiegend international und {ibernahm den Be-
trieb von Strecken in anderen EU Léndern, u.a. in
Deutschland und Grofibritannien. National verfolgt die
DSB die Strategie ,,Gute Ziige fiir Alle®, die Planung von
Hochgeschwindigkeitsziigen wurde dieser Strategie ge-
maf eingestellt. Im Zuge der Privatisierung der DSB wur-
den Netz und Betrieb getrennt; Netzbetreiber ist die Ba-
nedanmark. Regionale Linien und Nebenstrecken des
SPNV werden hauptsdchlich von Privatanbieter im freien
Wettbewerb betrieben. Aufgrund der vielen Inseln ist der
Fihrbetrieb ein wesentlicher Bestandteil des OPV in Di-
nemark, dariiber hinaus ist auch der iibrige OPNV vor al-
lem in Ballungsgebieten gut ausgebaut, leidet aber unter
den Wettbewerbs- und Wirtschaftlichkeitsdruck. Kopen-
hagen ist trotz seiner Randlage innerhalb Danemarks der
wichtigste Verkehrsknotenpunkt. Auf die Stadt laufen so-
wohl alle wichtigen Stralen als auch Eisenbahnen stern-
formig zu. Uber die Vogelfluglinie ist Kopenhagen mit
Liibeck und Hamburg verbunden. Kopenhagen und seine
Vororte werden durch ein S-Bahn-System erschlossen.

Hauptstadt Kopenhagen
S

Flache 43 096 km?

Einwohnerzahl 5 376 000

Bevoélkerungsdichte

BIP
BIP pro Einwohner
Waéhrung

Wechselkurs

125 Einwohner/km?

161.4 Mrd. EUR
12 184 EUR
Dénische Kronen
1 EUR =7.4 DKK

Strassennetz 71591 km
Baltic Sea davon Autobahn 971 km

Schienennetz 2768 km

Binnenwasserstrassen  n.a.

I
100 kilometres

Hauptverkehrsflughdfen Kopenhagen
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Hinzu kommt die moderne, am 19. Oktober 2002 eroff-
nete Metro Kopenhagen, deren Ziige vollautomatisch
(fahrerlos) fahren.

4.2.2.2 Fahrgastrechte

In Dianemark ergeben sich die Fahrgastrechte aus den Be-
forderungsbedingungen der DSB.3 Die §§ 5 und 6 ent-
halten umfangreiche Regelungen tiber Verspatungen und
Schadensersatz.

Bei groBen Verspétungen kann der Fahrgast die Reise ab-
brechen und die Erstattung des Preises flir den nicht
durchfahrenen Abschnitt verlangen. Des Weiteren kann er
seine angemessenen Kosten fiir die Weiterreise ans Ziel
verlangen, wenn DSB bei einer Verspitung von mehr als
einer Stunde keine Anstalten fiir eine Weiterbeforderung
trifft. Dabei ist er zu einer Geringhaltung der Kosten ver-
pflichtet. Der Fahrgast kann das Ziel auch mit anderen
Ziigen ohne Zuschlag erreichen. Eine Ersatzbeforderung
wird DSB auch dann anbieten, wenn die verspétete Ver-
bindung die letzte des Tages war. Die genannten Rechte
des Fahrgasts sind ausgeschlossen, wenn die Umsténde
der Verspatung auferhalb der Kontrolle von DSB liegen.
Weitere Anspriiche sind ausdriicklich ausgeschlossen.

§ 6 regelt Schadensersatz fiir Personen- und Gepéckschi-
den. Der Ersatz fiir Gepackschaden ist auf 10 000 DKK
beschrankt. Weitere Schadensersatzanspriiche sind nicht
vorgesehen; ein Schadensersatz wegen Verspitung ist
durch die Regelung in § 5 Abs. 10 ausgeschlossen.

Die déanische Regelung ist fahrgastfreundlicher als
§ 17 EVO in der kiinftigen Fassung, da dem Fahrgast die
Weiterfahrt mit anderen Verkehrsmitteln nicht nur dann
eingerdumt wird, wenn es sich um die letzte Verbindung
des Tages handelt. Die Regelung dufert sich aber nicht
zur Erstattung von Hotelkosten und vermeidet auch, klar
auszusprechen, ob die Weiterfahrt mit einem Taxi erfol-

3 Forretningsbetingelser, Stand 18. Januar 2004.

th
Atlantic Ocean Noith Sea

London
-—
100 kilometres
¥

gen kann. Vielmehr bleibt der DSB ein erheblicher Er-
messensspielraum, wie die Weiterfahrt organisiert wird.

Die Metro in Kopenhagen gewéhrt ihren Kunden eine
Erstattung der Taxikosten, sobald eine Verspitung von
mehr als 30 Minuten auftritt. Der Maximalbetrag pro Er-
stattungsfall ist dabei auf 27 Euro beschrinkt. Die Ge-
samterstattungskosten beliefen sich im Jahr 2004 auf ins-
gesamt 130 491 DKK (ungeféhr 17 500 Euro). Setzt man
die Erstattungskosten ins Verhéltnis zum Umsatz (2002:
205 Mio. DKK), so ergibt sich ein prozentualer Anteil der
Erstattungskosten am Umsatz von rund 0.06 Prozent.

4.2.3
4.2.3.1 Besonderheiten des OPV

GrofBbritannien

Durch die Insellage war Grof3britannien vom européi-
schen Transitverkehr und weitgehend vom internationa-
len Fernverkehr abgeschottet. Erst durch die Er6ffnung
des Eurotunnels im Jahr 1994 wurde eine feste Schienen-
verkehrsanbindung mit dem européischen Festland einge-
richtet. Daraufhin konnte eine Hochgeschwindigkeitsver-
bindung nach Frankreich und Belgien angelegt werden.
Der nationale Eisenbahnverkehr ist durch viele lokal ope-
rierende Eisenbahnunternehmen gekennzeichnet.

Seit der Privatisierung von British Rail im Jahr 1994 wer-
den Verbindungen auf dem britischen Eisenbahnnetz von
zahlreichen privaten Gesellschaften betrieben. Die Strate-
gic Rail Authority (SRA) vergibt dabei Konzessionen fiir
regionale Bahnnetze, um die sich die Gesellschaften be-
werben miissen. Im 6ffentlichen Busverkehr wurden nach
der Deregulierung des Verkehrsmarktes im Jahr 1986 die
staatlichen Forderungen stark eingeschriankt. Nur unren-
table, aber gesellschaftlich notwendige Linien bekommen
staatliche Beitrdge. Andernfalls wird erwartet, dass die
Fahrgeldeinnahmen den Betrieb finanzieren. Diese Tatsa-
che flihrte zu einem starken Qualitdtsverlust im 6ffentli-
chen Busverkehr und dadurch zu viel Kritik an der Dere-
gulierung.

- Hauptstadt London
Flache 242 910 km?
Einwohnerzahl 59 017 000

Bevolkerungsdichte

BIP
BIP pro Einwohner

Wahrung
Wechselkurs

243 Einwohner/km?

1051.1 Mrd. EUR
12 184 EUR
Britischer Pfund
1EUR = 0.7 GBP

Strassennetz 371913 km
NL " davon Autobahn 3 605 km
Schienennetz 16 994 km
= Binnenwasserstrassen 1 153 km

Hauptverkehrsflughéafen 22
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4.2.3.2 Fahrgastrechte/Kundengarantien nach
Haftungsarten

Ausfall

In GroBbritannien existieren gegenwartig rund 25 Eisen-
bahngesellschaften. Die Rechte der Fahrgiste sind in den
National Rail Conditions of Carriage (NRCC) festgelegt,
die fiir alle diese Eisenbahnunternehmen verbindlich
sind. Dartiber hinaus konnen sich die einzelnen Eisen-
bahnunternehmen noch eigene Beférderungsbedingungen
geben. Die dem Fahrgast in den NRCC gewéhrten Min-
destrechte diirfen durch diese Beférderungsbedingungen
jedoch nicht beschriankt oder gar ausgeschlossen werden.

Die fiir den Ausfall eines Zuges mafigebliche Vorschrift
ist Artikel 25 NRCC. Danach hat der Fahrgast Anspruch
auf Riickzahlung des Fahrpreises in bar, wenn eine Zug-
verbindung, die ein Fahrgast nutzen wollte, annulliert
wird und der Fahrgast auf die Weiterfahrt verzichtet. So-
fern der Fahrgast den Fahrpreis nicht sofort am Fahrkar-
tenschalter zuriickbekommt, erhélt er ihn, wenn er das un-
benutzte Ticket bis spitestens 28 Tagen nach Ablauf des
Giltigkeitsdatums der Fahrkarte zuriickgibt, sodann um-
gehend erstattet. Hat er den Fahrschein fiir eine Teil-
strecke benutzt, werden die Kosten fiir diesen Abschnitt
von dem Erstattungsbetrag anteilig abgezogen. Der Fahr-
gast muss im Falle der Riickerstattung damit rechnen,
dass eine angemessene Bearbeitungsgebiihr erhoben
wird. Gibt der Fahrgast eine reduzierte Fahrkarte zurtick,
so kann die Riickzahlung durch die Geschiftsbedingun-
gen der einzelnen Bahngesellschaften eingeschriankt wer-
den.

Gem. Artikel 26 NRCC erhélt der Fahrgast, soweit er den
Fahrpreis mit einer Kreditkarte bezahlt hat, die Riick-
erstattung des Fahrpreises in Gestalt eines Gutscheines.
Hat der Fahrgast dagegen den Fahrpreis in bar oder mit-
tels Scheck entrichtet und bringt er die Fahrkarte nicht
unmittelbar nach Ausfall eines Zuges zu einem Fahrkar-
tenschalter zuriick, so kann das FEisenbahnunternehmen
selbst entscheiden, ob es den Erstattungsbetrag in bar
oder in Form eines Schecks auszahlt.

Basiert der Ausfall eines Zuges auf einem Umstand, den
das Eisenbahnunternehmen zu vertreten hat, so hat der
Fahrgast gem. Artikel 42 NRCC Anspruch auf Entschadi-
gung nach den Bedingungen der jeweiligen Bahnunter-
nehmen.

Sitzt der Reisende vor Erreichen seines Fahrziels fest,
weil die Reise wegen Umstéinden, die das Eisenbahnun-
ternehmen zu vertreten hat, unterbrochen wurde, und ist
es dem Eisenbahnunternehmen nicht moglich den Reisen-
den auf irgend eine andere Art und Weise zum Reiseziel
zu befordern, so hat jede beliebige andere Bahngesell-
schaft, die dazu in der Lage ist, dafiir Sorge zu tragen,
dass der Reisende sein Fahrziel erreicht oder fiir ihn eine
Ubernachtungsméglichkeit zur Verfiigung steht (Arti-
kel 44).

Die Haftung gem. Artikel 42 bis 44 NRCC entfillt,
soweit Umstédnde vorgetragen werden, die von den Eisen-

bahnunternehmen nicht beherrscht werden konnen.
Solche Umstinde liegen gem. Artikel 45 NRCC bei-
spielsweise vor bei Bedrohungen durch Terrorismus, Li-
niensperrungen durch die Polizei, aulergewohnlich har-
ten Wetterbedingungen, Unruhen oder Suizid.

Schlieflich haften die Eisenbahnunternehmen aufler in
den Féllen der Artikel 42 bis 44 NRCC gem. Artikel 46
NRCC nicht fiir Schdden, die durch Ausfall eines Zuges
verursacht worden sind. Dennoch kénnen die Eisenbahn-
unternehmen bei Vorliegen auergewdhnlicher Umsténde
auf freiwilliger Basis betroffenen Reisenden weiterhelfen.

Verspitungen

Im Falle einer Zugverspatung stehen dem Reisenden zu-
nichst wiederum die Anspriiche aus Artikel 25, 26 NRCC
zu. Gelangt die Regelung des Artikel 25 nicht zur An-
wendung, kann der Reisende geméal Artikel 43 eine Ent-
schidigung in Form von Reisegutscheinen erhalten, wenn
der Zug mehr als eine Stunde Verspatung hat.

Der Wert der Gutscheine betrdgt 20 Prozent des urspriing-
lichen Fahrkartenpreises. Soweit der Reisende Inhaber ei-
ner Dauerkarte ist, ist der Wert des Gutscheines auf
20 Prozent des Wertes der Dauerkarte dividiert durch die
Anzahl der Tage, fiir welche sie giiltig ist, begrenzt. Um
in den Genuss der Entschiddigung zu gelangen, muss der
Reisende innerhalb von 28 Tagen nach Ende seiner ge-
planten Reise einen Entschédigungsantrag stellen.

Hinsichtlich der in den Artikel 45 und 46 NRCC geregel-
ten Haftungsausschliisse gilt in Bezug auf die dem Rei-
senden nach Artikel 43 zustehenden Anspriiche das zum
Ausfall Gesagte entsprechend.

Uber diese Mindestrechte gehen einige Bahngesellschaf-
ten zum Teil deutlich hinaus. So gewéhrt beispielsweise
die GNER ihren Fahrgésten bei einer Verspitung von
mehr als 50 Minuten bereits eine Entschidigung in Hohe
von 25 Prozent des Fahrkartenpreises. Betrdgt die Verspa-
tung mehr als zwei Stunden wird die Hélfte des Fahrtprei-
ses, bei einer Verspatung von mehr als drei Stunden der
volle Fahrtpreis erstattet.

Haftung fiir Gepéackverlust und -schiiden

Gem. Artikel 50 NRCC haftet das Eisenbahnunterneh-
men fiir Verlust sowie Schiaden am Gepéck oder seines
Inhaltes, soweit der Verlust oder Schaden innerhalb ihres
Herrschaftsbereichs eingetreten ist und auf einer Sorg-
faltspflichtverletzung des Eisenbahnunternehmens selbst
oder ihres Personals beruht. Die Hohe der in diesen Fil-
len zu zahlenden Entschddigung betrigt maximal 1 000 £
je Gepéckstiick. Ist der Wert des Gepéckstiicks niedriger,
so ist die Haftung auf den tatséchlichen Wert begrenzt.

Gem. Artikel 53 NRCC haftet die Eisenbahngesellschaft
allerdings nicht fiir Gepackverlust bzw. Gepackbeschadi-
gung, wenn der Fahrgast sein Gepédck im Zug oder auf
dem Bahngelénde zuriicklasst.
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4.2.3.3 Erfahrungen ausgewaihlter
Verkehrsunternehmen mit
Fahrgastentschadigungen

Zur Untersuchung der Situation in GroBbritannien wurde
die Organisation Transport for London (TfL) herangezo-
gen und befragt. TfL ist eine Dachorganisation, die den
offentlichen Verkehr in gesamt London koordiniert und
regelt. Dazu gehdrt neben dem Hauptpersonenverkehr
mit Metro und Bussen auch der Tram- und Féhrbetrieb
sowie der Taxiverkehr. Das Streckennetz umfasst
3 730 km Buslinie und 329 km Metrolinie.

Die TfL hat seit einigen Jahren eine Kundencharta. Sie
bestimmt, dass Fahrgéste, die 15 Minuten zu spét ihr Ziel
erreichen, als Ausgleich den Betrag einer durchschnittli-

Tabelle 2

chen Einzelfahrkarte erhalten. Unter diese Kundencharta
fallen die Verspétungen, die in der Verantwortung der TfL
liegen. Verspétungen, deren Ursache bei hoherer Gewalt
(Suizide, Notfalleinsétze, schlechtes Wetter, etc.) liegt,
werden ausgeschlossen.

Den Erstattungsbetrag konnen sich die betroffenen Fahr-
géste normalerweise an den Metro-Stationen auszahlen
lassen. Der Maximalbetrag liegt bei derzeit £ 5,80, dieses
ist der Hochstpreis eines Metrotickets.

Im Jahr 2004 gab es 562 495 Erstattungsfille mit
einer Gesamtentschddigungssumme von £ 1 821 760
(~2 664 130 Euro). Das entspricht einer durchschnittli-
chen Einzellfallentschiadigung von 4,70 Euro.

Ubersicht der Leistungsdaten der TfL Metro

Leistungsdaten TfL Metro (2003)

Wagenkilometer (Mio.)
Fahrgaste (Mio.)
Wegelangen pro Person (km)
Personenkilometer

Fahrpreis pro km (pence)

Kundenzufriedenheit (Punkte von 100)

Tabelle 3

65.0
942.0
7.8
7'367.0
15.7

76.0

Ubersicht der Leistungsdaten der TfL Bus

Leistungsdaten TfL Bus (2003)

Wagenkilometer (Mio.)
Fahrgéste (Mio.)
Wegelédngen pro Person (km)
Personenkilometer

Fahrpreis pro km (pence)

Kundenzufriedenheit (Punkte von 100)

397.0
1'5634.0

5'721.0
12.2

77.0
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4.2.4 Niederlande

North Sea

Amsterdam
Ll

Uetrecht

r{ﬁ[\iijvjmegen

Arnhem

Eindhoven

Maastricht

4.2.41 Besonderheiten des OPV

Die Niederlande haben im Transportwesen eine lange
Tradition. Auf Grund der Lage an der Nordsee und in den
Miindungsgebieten von Rhein, Maas und Schelde hat sich
das Land zum Tor Europas entwickelt. Der 6ffentliche
Verkehr ist, wie in anderen westeuropdischen Landern,
weit fortgeschritten. Ein weit verzweigtes hoch verdichte-
tes Schienennetz ist vorhanden.

Zurzeit findet in den Niederlanden eine Umgestaltung des
offentlichen Personenverkehrs statt. So sollen u. a. Bus-
unternehmen durch eine Liberalisierung des Marktes
mehr unternehmerische Mdéglichkeiten erhalten, dazu ge-
horen wettbewerbsfihige Tarife, Stirkung der Marktme-
chanismen und mehr unternehmerischer Freiraum bei der
Gestaltung des Angebotes. In Ballungsgebieten werden
zur Bewiltigung des Verkehrsaufkommens neue Systeme
(sog. Lightrail-Verbindungen) eingefiihrt. In den Nieder-
landen wurde ein nationales Tarifsystem organisiert, na-
hezu jedes Verkehrsunternehmen ist in dieses System in-
tegriert. Das Tarifsystem beinhaltet die Einteilung der
gesamten Niederlande in Zonen mit jeweils einem Durch-
messer von ungefahr 4,5 km. Der Fahrpreis ist abhingig
von der Anzahl der zu durchquerenden Zonen.

4.2.4.2 Fahrgastrechte/Kundengarantien nach
Haftungsarten

Haftung fiir Unfélle und Gepéckschiiden

Die Fahrgastrechte in den Niederlanden ergeben sich aus
den Algemenen Voorwarden der Niederldndischen Eisen-
bahnen (Nederlandse Spoorwegen, NS).40 Wie bei Bran-
chenregelungen in den Niederlanden {iblich, sind sie mit

40 Algemene Voorwarden voor het vervoer van Reizigers en Handbaga-
ge van de Nederlandse Spoorwegen (AVR-NS), Stand 1. Juli 2004.

Hauptstadt Amsterdam
Flache 41 526 km?
Einwohnerzahl 16 149

Bevoélkerungsdichte

389 Einwohner/km?

BIP 368.4 Mrd. EUR
BIP pro Einwohner 12 184 EUR
Wahrung EUR
Strassennetz 116 500 km
davon Autobahn 2291 km
Schienennetz 2809 km

Binnenwasserstrassen 5046 km

100 kilometres

Hauptverkehrsflughafen 2

dem Sociaal Economische Raad abgestimmt, also keine
einseitig aufgestellten AGB. Artikel 13 regelt die Ansprii-
che gegen den Bef6rderer. Bei Unfillen besteht eine auf
137 000 Euro beschrinkte Haftung. Sie entfillt, wenn der
Unfall durch einen Umstand verursacht ist, den ein sorg-
faltiger Beforderer nicht hat vermeiden konnen. Die Haf-
tung fiir Gepackschéden ist auf 1 000 Euro begrenzt.

Verspiitungen

Ein Schadensersatz wegen Verspiatung wird zwar in Arti-
kel 13.3 ausdriicklich ausgeschlossen, jedoch erlaubt die
Vorschrift, durch Sonderregelungen Ausnahmen zu ma-
chen. Davon haben Nederlandse Spoorwegen und die nie-
derlandische Regierung mit der ,,Geld terug bij Vertra-
ging“-Vereinbarung (GtbV) Gebrauch gemacht.#! Danach
werden bei allen innerniederldndischen Zugfahrten mit
den Nederlandse Spoorwegen ab einer 30-miniitigen Ver-
spatung 50 Prozent und ab einer 60-miniitigen Verspa-
tung 100 Prozent des Fahrpreises erstattet. Fiir einen Er-
stattungsanspruch muss der Reisende im Falle einer
30 bis 59-miniitigen Verspatung mindestens 28 Kilometer
fiir 4,40 Euro zuriickgelegt haben. Bei einer iiber 60-mi-
niitigen Verspatung hat er den Anspruch bereits bei einer
Fahrt von 12 Kilometern, die ihn 2,20 Euro kosten. Fiir
Zeitkarteninhaber gelten besondere Regelungen. Hier
werden festgelegte Anteile ersetzt. Sollte die Verspatung
auf hohere Gewalt zuriickzufiihren sein, scheidet eine
Riickzahlung des Fahrpreises aus. Ebenso werden Folge-
schdden von den Nederlandse Spoorwegen nicht ersetzt.
Mitunter kommt es in diesem Bereich aber zu Kulanzent-
scheidungen (z. B. Erstattung von Taxikosten).

41 Geld zuriick bei Verspitung; im Einzelnen geregelt in den Product-
voorwarden Geld terug bij vertraging. Es handelt sich also nicht um
eine autonome Regelung der NS.
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Wihrend die allgemeine Regelung in den Niederlanden
nicht liber den Standard in anderen Lindern hinausweist,
hat die ,,Geld terug bij vertraging“-Regelung Modell-
charakter und findet in Europa keine Entsprechung,
jedenfalls bezogen auf ein ganzes Netz. Sie stand offen-
sichtlich auch bei dem Verordnungsvorschlag der Euro-
pdischen Kommission Pate. Die am 15. Februar 2001
eingefiihrte Regelung hat ersichtlich Einfluss auf die
Piinktlichkeitsquote gehabt. Diese hat sich spiirbar erhoht
und lag im Jahre 2003 bei 90,5 Prozent, bezogen auf eine
Fiinf-Minuten-Grenze.

4.2.4.3 Erfahrungen ausgewahlter
Verkehrsunternehmen mit
Fahrgastentschadigungen

Zur Untersuchung der Situation in den Niederlanden
wurde die Niederldndische Eisenbahn (Nederlandse
Spoorwegen) befragt.

Nederlandse Spoorwegen NS

Die Nederlandse Spoorwegen (,,NS*) ist ein wirtschaft-
lich unabhingiges und betriebswirtschaftlich organi-
siertes Unternechmen im Staatsbesitz. Eine geplante Pri-
vatisierung wurde 1999 verschoben. Die Trennung von
Infrastruktur und Betrieb ist bereits 1994 vollzogen wor-
den. Im Passagierbereich der NS betreibt die NS-Reizi-
gers den inléndischen Personenverkehr und die NS-Inter-
nationaal den internationalen Personenverkehr. Die NS

Tabelle 4

unterhélt ein sehr dichtes Streckennetz. Es wird zwischen
drei Zuggattungen unterschieden:

1. Stoptrein hilt an allen Bahnhofen und wird vorwie-
gend im Nahverkehr eingesetzt.

2. Sneltrein wird ebenfalls im Nahverkehr eingesetzt,
lasst jedoch einige kleinere Bahnhofe aus und verkehrt
nicht im gesamten niederlédndischen Streckennetz.

3. Intercity verbindet die groBeren Stidte des Landes.

Die Zahlen der Untersuchung beziehen sich auf das Jahr
2003. In jenem Jahr wurden rund 685 000 Garantieleis-
tungen flir Verspdtungen beantragt, von diesen sind
5 Prozent abgelehnt worden. Die Fahrpreise haben sich
seit der Einfilhrung der Regelung nur sehr moderat
erhoht. Fiir alle gewdhrten Garantieleistungen im Ver-
spatungsfall entstand ein finanzieller Aufwand von insge-
samt rund 4,9 Mio. Euro, das entspricht einer durch-
schnittlichen Einzelfallentschddigung von 7 Euro. Durch
die Tatsache, dass ungeféhr die Halfte der relevanten Ver-
spatungen im Verantwortungsbereich des Infrastrukturbe-
treiber fallen, ist es der NS moglich, rund 50 Prozent der
Gesamtentschiddigungssumme vom Infrastrukturbetrei-
ber zuriickzufordern. Die Gesamtentschddigungssumme
entspricht 0.196 Prozent vom Umsatz. Beachtet man die
Riickforderungen zu Lasten des Infrastrukturbetreibers,
entstand der NS einem Aufwand von 0.099 Prozent des
Umsatzes im Jahr 2003.

Ubersicht iiber Leistungsdaten der NS

PV Leistungsdaten NS

Beférderte Personen (Mio.)
Personenkilometer (Mio.)
Platzkilometer (Mio.)
Personen pro Zug

Platze pro Zug

mittlere Reiseweite (km)

314.0
47'100.0
13'848.0

124.0

420.0

40.0

Garantieleistungen

Pinktlichkeit (% Zuge bis 3 Min. pilinktlich)
beantragte Garantieleistungen
mittlere Entschadigungssumme (EUR)

Gesamtentschadigungssumme (Mio. EUR)

83.1
685'000.0
7.0

4.9

Betriebswirtschaft

Netto Umsatz (Mio. EUR)

2'505.0
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425 Osterreich

Hauptstadt Wien
Flache 83 871 km?
Einwohnerzahl 8 151 000

Bevolkerungsdichte

97 Einwohner/km?

BIP 201.2 Mrd. EUR
BIP pro Einwohner 24 681 EUR
Wahrung EUR
Strassennetz 132 999 km
Croatia davon Autobahn 1645 km
Schienennetz 5980 km
emmmm==  Binnenwasserstrassen 351 km

Gulf of Venice

4.2.51 Besonderheiten des OPV

Im Jahre 2004 wurde an Stelle der bisherigen OBB die
OBB Holding AG gegriindet, die am 1. Januar 2005 samt
neuer wirtschaftlich eigenstdndiger und selbst verant-
wortlicher Organisationseinheiten (AGs und GmbHs)
ihre Arbeit aufnahm. Der Bund hélt 100 Prozent der An-
teile. Die OBB bilden das Riickgrat des dffentlichen Ver-
kehrs in Osterreich, das durch regionale und lokale
OPNV-Netze — je nach Bundesland mit unterschiedlicher
Dichte — erginzt wird. Die Bundeslédnder Wien, Salzburg
und Vorarlberg haben durch ihre hohere Siedlungsdichte
die besten Voraussetzungen fiir den 6ffentlichen Verkehr
und dementsprechend den grofiten Anteil an der gesamten
Personenverkehrsleistung.

4.2.5.2 Fahrgastrechte/Kundengarantien nach
Haftungsarten:

Ausfall
a. Allgemeine Bestimmungen

Gesetzliche Grundlage fiir die Haftung eines Eisenbahn-
unternehmens bei Zugausfillen oder Verspatungen ist das
Eisenbahnbeforderungsgesetz. In § 24 ist bestimmt, dass
der Reisende bei Ausfall eines Zuges keinen Anspruch
auf Entschadigung hat. Insoweit ist die Regelung mit dem
hiesigen § 17 EVO in seiner noch geltenden Fassung
identisch. Der Reisende kann in diesen Féllen lediglich
auf die Weiterfahrt verzichten und sich den Fahrtpreis er-
statten lassen, kostenlos zum Ausgangsbahnhof zuriick-
fahren oder seine Reise mit einem anderen Zug fortset-
zen. Ein zusdtzliches Beforderungsentgelt darf dafiir
nicht erhoben werden. Verzichtet der Fahrgast auf die
Weiterfahrt und verlangt er daraufhin seinen Fahrpreis
zuriick, muss er die Riickerstattung gem. § 29 innerhalb
einer Frist von sechs Monaten schriftlich geltend machen.

100 kilom etres

Hauptverkehrsflughafen 5

Nach § 24 ist das Eisenbahnunternechmen auf Verlangen
des Fahrgastes verpflichtet, den Ausfall eines Zuges zu
bescheinigen. Will der Fahrgast bei Ausfall eines Zuges
zum Ausgangsbahnhof zuriickfahren oder die Reise fort-
setzen, muss das Eisenbahnunternehmen ferner die Gel-
tungsdauer seines Fahrscheins verlingern oder die Giil-
tigkeit auf einen anderen Beforderungsweg ausweiten.

b. Passagiercharta der OBB

Auf Grund des in § 24 Eisenbahnbefoérderungsgesetz ge-
regelten Haftungsausschlusses bzgl. einer Entschadigung
fiir Ausfall und Verspatung von Ziigen wurden die Fahr-
giiste auch in Osterreich lange Zeit auf Kulanzbasis von
den Eisenbahnunternehmen entschidigt. Kulanzregelun-
gen wurden bei den Osterreichischen Bundesbahnen
(OBB) individuell angewendet. Soweit eine Weiterfahrt
nicht mehr moglich war, konnte der Reisende beispiels-
weise einen Ubernachtungsgutschein fiir bestimmte Ho-
tels erhalten.

Diese aus Sicht der Reisenden wenig zufriedenstellende
Haftungssituation hat sich mittlerweile auch in Osterreich
etwas verbessert. Die OBB Personenverkehr AG hat im
vergangenen Jahr eine Passagiercharta verkiindet, die
zum 12. Dezember 2004 in Kraft getreten ist. Ziel dieser
Passagiercharta ist die Verbesserung der Stellung der Rei-
senden. Im Gegensatz zu den beschriebenen Kulanzrege-
lungen haben die Reisenden im Fernverkehr damit einen
Rechtsanspruch auf eine Entschidigung.

Kann die Reise beispielsweise wegen eines Zugausfalls
nicht bis 24.00 Uhr wie geplant mit einem anderen fahr-
planméBigen Verkehrsmittel fortgesetzt werden oder ist
eine solche Fortsetzung unter den gegebenen Umstdnden
unzumutbar, iibernimmt die OBB Personenverkehr AG
die Kosten fiir eine angemessene Ubernachtung und die
Benachrichtigung von Personen oder, sofern preisgiinsti-
ger und zumutbar, die Kosten fiir den Transfer mit einem
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anderen Verkehrsmittel (z. B. Taxi). In beiden Fillen be-
tragt der Entschiadigungshochstbetrag jedoch 80,00 Euro.

Fiihrt ein Zugausfall dazu, dass der Reisende innerhalb
einer Reisekette seinen Anschlusszug verpasst und des-
halb seinen Zielbahnhof mit einer Verspdtung von mehr
als 120 Minuten erreicht, so hat er alternativ dazu An-
spruch auf eine Entschddigung in Hohe von 20 Prozent
des Fahrkartenwertes in Gestalt eines Gutscheins, wenn
fiir die gesamte Reisekette eine Sitzplatzreservierung
durchgefiihrt wurde. Diese Entschddigung wird gewéhrt,
wenn der Mindestfahrkartenpreis je Fahrtrichtung und
Person im nationalen Fernverkehr 20,00 Euro betrégt. Bei
der Berechnung des Fahrkartenpreises werden Kosten fiir
Reservierungen sowie Liegewagen- und Schlafwagenzu-
schldge beriicksichtigt. Die maximale Hohe der Entsché-
digung betrdgt wiederum 80,00 Euro.

Die Entschiddigungsanspriiche bestehen allerdings nicht,
wenn der Ausfall auf hohere Gewalt oder einen in der
Sphére des Reisenden liegenden Umstand zuriickzufiih-
ren ist.

Verspitungen
a. Allgemeine Bestimmungen

§ 24 Eisenbahnbeforderungsgesetz schliefit nicht nur ei-
nen Entschidigungsanspruch bei Ausfall eines Zuges aus,
sondern auch dann, wenn ein Zug verspitet abfahrt oder
ankommt. Wird auf Grund einer Zugverspatung der An-
schluss an einen anderen Zug versdumt, so kann der Fahr-
gast wiederum auf die Weiterfahrt verzichten und sich
den Fahrpreis erstatten lassen, kostenlos zum Ausgangs-
bahnhof zuriickfahren oder seine Reise mit einem ande-
ren Zug fortsetzen. Im Ubrigen gilt das zum Ausfall Ge-
sagte entsprechend.

b. Passagiercharta der OBB

Nach der Passagiercharta der OBB Personenverkehr AG
haben Reisende, die wegen einer Zugverspiatung oder
dem Versdumnis eines Anschlusszuges ihre Reise nicht
bis 24.00 Uhr wie geplant mit einem anderen fahrplanmé-
Bigen Verkehrsmittel fortsetzen konnen, zundchst die
gleichen Anspriiche wie bei Ausfall der Beférderung
auch: Sie konnen Hotel- oder Taxikosten bis zu einer
Hohe von 80,00 Euro ersetzt verlangen.

Hat ein Fernverkehrszug bei Tagesreisen am Zielbahnhof
mehr als 60 Minuten bzw. bei Nachtreisen mehr als
120 Minuten Verspatung, erhdlt der Fahrgast — wiederum
nur alternativ — eine Entschddigung in Ho6he von
20 Prozent des Fahrkartenwertes. Diese Entschidigung
wird nur dann gewéhrleistet, wenn der Mindestfahrkar-
tenpreis je Fahrtrichtung und Person 20,00 Euro im natio-
nalen oder 50,00 Euro im internationalen Fernverkehr be-
tragt. Bei der Berechnung des Fahrkartenpreises werden
Kosten fiir Reservierungen sowie Liegewagen- und
Schlafwagenzuschlége beriicksichtigt. Die Hohe der Ent-
schidigung bei Verspétungen ist im nationalen Fernver-
kehr auf einen Betrag von maximal 80,00 Euro begrenzt.
Sie wird nur in Form von Gutscheinen gewahrt. Besitzer

der OSTERREICHcard oder einer Zeitkarte der OBB er-
halten eine Entschadigung in Hohe von 6,00 Euro.

Diese Regelung gilt im nationalen Fernverkehr nicht nur
fiir einen einzelnen Fernverkehrszug, sondern fiir die ge-
samte Reisekette, wenn dafiir eine Sitzplatzreservierung
durchgefiihrt wurde. Das bedeutet, dass der Reisende, der
auf Grund einer geringen Verspétung seinen Anschluss-
zug verpasst und deshalb seinen Zielbahnhof mit mehr als
120 Minuten Verspitung erreicht, die von der OBB Per-
sonenverkehr AG zugesagte Entschddigungsleistung auch
dann erhélt, wenn die Reise mit einem Nahverkehrszug
beendet wird.

Die Anspriiche entfallen wiederum, wenn die Nichtein-
haltung des Fahrplanes zuriickzufiihren ist auf au3erhalb
des Eisenbahnbetriebes liegende Umsténde oder ein Ver-
schulden des Reisenden.

Haftung fiir Gepéackverlust und -schiiden

Gemil §26 I Eisenbahnbeforderungsgesetz kann der
Reisende leicht tragbare Gegenstidnde als Handgepick
unentgeltlich in Personenwagen mitnehmen und an den
vorgesehenen Stellen unterbringen. Diese Gegenstidnde
hat der Reisende gemil § 26 VI selbst zu beaufsichtigen.
Das Eisenbahnunternehmen haftet fiir einen Schaden an
den selbst zu beaufsichtigenden Gegenstidnden nur bei
Verschulden.

Die Haftung fiir Reisegepéck ist demgegeniiber in den
§§ 44 ff. Eisenbahnbeforderungsgesetz geregelt. Gemaf
§ 44 1 haftet das Eisenbahnunternehmen fiir den Schaden,
der aus dem ginzlichen oder einem teilweisen Verlust
oder aus einer Beschiadigung des Reisegepécks in der Zeit
von der Annahme zur Beforderung bis zur Ablieferung
sowie aus der verspéteten Ablieferung entstanden ist. Ge-
méiB § 45 I kann der Berechtigte von einem Verlust ausge-
hen, wenn sein Reisegepéck nicht innerhalb von 14 Tagen
nach Ablauf der Beforderungsfrist abgeliefert oder zu sei-
ner Verfiigung bereitgestellt worden ist. Von dieser Haf-
tung ist das Eisenbahnunternechmen nach § 44 II befreit,
wenn es nachweist, dass der Verlust, die Beschddigung
oder die verspitete Ablieferung durch ein Verschulden
des Reisenden, besondere Méngel des Reisegepécks oder
Umstidnde verursacht worden ist, welche das Unterneh-
men nicht vermeiden und deren Folgen es nicht abwen-
den konnte. Legt das Eisenbahnunternehmen dar, dass der
Verlust oder die Beschddigung nach den Umsténden des
Falles aus einem oder mehreren der in § 44 III genannten
besonderen Gefahren, wie z. B. durch Fehlen oder Min-
gel an der Verpackung, entstehen konnte, so wird vermu-
tet, dass der Schaden daraus entstanden ist. In diesem Fall
hat der Reisende jedoch das Recht nachzuweisen, dass
der Schaden nicht oder nicht ausschlieBlich aus einer die-
ser Gefahren entstanden ist, § 44 V.

Hinsichtlich der H6he der von dem Eisenbahnunterneh-
men nach §§ 44, 45 zu zahlenden Entschiddigung ist zu
differenzieren:

Bei ginzlichem oder teilweisem Verlust des Reisegepécks
hat das Eisenbahnunternechmen gemif § 46 I maximal
Schadensersatz in der Hohe eines im Tarif festzusetzenden
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Betrags zu leisten. Diese Betrage diirfen jedoch je fehlen-
des Kilogramm Bruttomasse oder je Gepickstiick wert-
méiBig nicht niedriger sein als die im Anhang zum COTIF
festgesetzten Betrige, § 46 I1.

Bei einer Beschiddigung des Reisegepécks hat das Eisen-
bahnunternehmen eine Entschddigung zu leisten, die der
Wertminderung des Reisegepécks entspricht, wobei die
Hohe der Entschiadigung auf den Betrag begrenzt ist, der
bei ginzlichem oder teilweisem Verlust zu zahlen wire.

Ist das Reisegepidck schlieBlich zu spét abgeliefert wor-
den, so hat das Eisenbahnunternechmen bei nachgewie-
senem Schaden eine Entschiddigung in der Hohe des
Sechsfachen der Gepéackfracht zu leisten; bei nicht nach-
gewiesenem Schaden ist lediglich die Gepéckfracht zu er-
statten, § 47 I, II.

GemiB § 49 hat das Eisenbahnunternehmen dem Reisen-
den allerdings den vollen nachgewiesenen Schaden zu er-
setzen, soweit der Verlust, die Beschddigung oder die ver-
spitete Ablieferung auf Vorsatz oder grobe Fahrldssigkeit
zurlickzufiihren ist.

4.2.5.3 Erfahrungen ausgewahlter
Verkehrsunternehmen mit
Fahrgastentschadigungen

Als Untersuchungsbeispiel wurden die Osterreichischen
Bundesbahnen OBB ausgewahlt.

Osterreichische Bundesbahnen OBB

Die wichtigsten Leistungsdaten der Osterreichischen
Bundesbahnen gehen aus folgender Tabelle hervor.

Seitens der OBB sind insbesondere die Erfahrungen mit
der Passagiercharta von Bedeutung.

Die Passagiercharta der OBB Personenverkehr AG ver-
folgt zweierlei Ziele: zum einen eine Wiedergutmachung
von Schéden fiir Kunden und zum anderen (im Sinne ei-
nes verbesserten Qualitdtsmanagements) durch Verbesse-

rung der Analyse der Ursachen eine priventive Vermei-
dung ihres Eintretens.

Neben der nunmehr giiltigen rechtlichen Anspruchrege-
lung gab es auch (und gibt es auch jetzt) noch den ,,Ku-
lanzweg™ in begriindeten Féllen auf personlichen Antrag.

Personenfernverkehr ist nicht durch eine Entfernung, son-
dern durch die Art des Zuges (Fernverkehrszug) definiert.

Seit Einfithrung der Passagiercharta ist die Anzahl der
»Kundenkontakte* (= schriftlich eingebrachte Beschwer-
den, per Post, per Fax, per e-Mail) um ca. 25 Prozent an-
gestiegen. Die Anzahl der eingehenden Antrige kann nur
schwer mitgeteilt werden. Es sind mit Sicherheit weniger
als 1 000 pro Monat (im Winter relativ mehr als im Som-
mer). Etwa 50 Prozent der eingehenden Antrige werden
positiv erledigt. Die anderen 50 Prozent werden abgewie-
sen (vor allem, wenn es sich um Nahverkehrsziige han-
delt, wenn der Fahrschein als Beleg fehlt, wenn finan-
zielle Bagatellgrenzen oder zeitliche Mindestverspatungen
nicht erreicht werden). Die Anzahl der Félle pro Jahr, die
Taxi oder Hotel in Anspruch nehmen, lésst sich weder er-
mitteln noch abschétzen.

Auch die Summe der jéhrlichen Entschiadigungszahlun-
gen ldsst sich nicht angeben. Sicher ist jedoch, dass sie
weit weniger als 1 Mio. Euro/Jahr betrdgt. Zur Bearbei-
tung sédmtlicher eingehender Antrige sind zwei Personen
fest angestellt, die aber, wenn weniger Antrige eingehen,
auch noch andere Tétigkeiten ausiiben.

Wie schon erwéhnt, ist die Passagiercharta mittlerweile
fest in das Qualitdtsmanagement integriert, d. h., es wird
eine konsequente Ursachenanalyse fiir Verspatungen und
Ausfille betrieben, um die Verspédtungs- und Ausfall-
grade zu senken. Dariiber hinaus ist auch ein so genanntes
,Performance-Regime* installiert, mit dessen Hilfe Ent-
schidigungsleistungen den verursachenden Institutionen
(Personenverkehr, Infrastruktur, Dritte) mit Bonus-/
Malus-Werteinheiten zugerechnet werden.

Tabelle 5

Ubersicht iiber die Leistungsdaten der OBB

PV Leistungsdaten OBB Fernverkehr

Zugkilometer (Mio.)
Fahrgaste (Mio.)
Personenkilometer (Mio.)
Wegelangen/Person (km)

85.3
257
8'150.0
44.4

Betriebswirtschaft

Umsatzerlése (Mio. EUR)

Quelle: OBB Geschiftsbericht 2003

2'107.9
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426 Schweden
- - Hauptstadt Stockholm
Flache 449 964 km?
Atfantic Ocean Einwohnerzahl 8 925 000
Bevélkerungsdichte 20 Einwohner/km?
BIP 229.3 Mrd. EUR
AL BIP pro Einwohner 25 697 EUR
N Wéhrung Schwedische Kronen
Wechselkurs 1 EUR=9.2 SEK
; EST Strassennetz 212 402 km
. - - Russia  davon Autobahn 1529 km
Géteborg
\/ g LV Schienennetz 9900 km
DK ] 22111 iz Binnenwasserstrassen

Mialms LT

4.2.6.1 Besonderheiten des OPV

Schweden ist ein Flachenstaat mit einer relativ geringen
Bevolkerungsdichte und erschwerenden Klimabedingun-
gen, insbesondere im Norden des Landes. Dieses sind
Faktoren, die sich auch auf den 6ffentlichen Personenver-
kehr auswirken. So beschrédnkt sich der qualitativ hoch-
wertige Personennahverkehr auf die Ballungsgebiete und
Zentren des Landes, in denen er sehr gut ausgebaut und
technisch hoch entwickelt ist. Stadtbahnsysteme gibt es in
Stockholm, Géteborg und Norrkdping. In Stockholm wird
zudem die einzige Metro des Landes betrieben. Fiir den
lokalen oder regionalen Personennahverkehr sind Ge-
meinden und Provinziallandtage gemeinsam zusténdig.

Der Personennahverkehr wird oft von Gesellschaften in ge-
meinsamem Besitz durchgefiihrt. Die Regionalisierung im
Verkehrsektor gab neue Impulse, so entstanden zahlreiche
neue Verkehrsbetriebe. Zu Jahresbeginn 2001 wurden die
fritheren Staatsbahnen aufgeteilt und privatrechtlich organi-
siert. Problematisch ist die Fernverkehrsverbindung nach
Nordschweden. Nordschweden wurde erst spat mit der Ei-
senbahn erschlossen und noch immer ist die Nord-Siid Ver-
bindung auf die wenig vernetzte Inlandsbahn beschrankt.

4.2.6.2 Fahrgastrechte/Kundengarantien nach
Haftungsarten

Verspitungen

In Schweden gilt seit dem 15. Januar 2004 die so ge-
nannte Reisegarantie. Mit ihr wird das Ziel verfolgt,

—
300 kilom gtres

Hauptverkehrsflughafen 3

das Vertrauen in die Schwedische Staatsbahn zu erho-
hen und mehr Kunden zu gewinnen. Erstattet wird der
volle Fahrtpreis in Abhédngigkeit von der Gesamtdauer
der Reise. Bei einer Reisedauer von bis zu einer Stunde
erhdlt der Fahrgast den vollen Fahrpreis ab einer Ver-
spatung von 20 Minuten erstattet, bei einer Reisedauer
zwischen einer und zwei Stunden ab einer Verspitung
von 40 Minuten und bei einer Reisedauer von zwei
Stunden ab einer Verspédtung von 60 Minuten. Die Er-
stattung erfolgt in Gestalt von Gutscheinen. Inhaber
von Zeitkarten erhalten Reisegutscheine in anteiliger
Hohe des Kartenwertes: Bei Monatsnetzkarten sind dies
1/36, bei Jahresnetzkarten 1/240 und bei Streckenzeit-
karten 1/360 des Kartenwertes. Diese Reisegutscheine
gelten ein Jahr fiir den Fahrkartenverkauf am Schalter
und via Telefon.

4.2.6.3 Erfahrungen ausgewahlter Verkehrs-
unternehmen mit Fahrgast-
entschadigungen

Nach Angaben der Schwedischen Staatsbahnen gingen in
den ersten sechs Monaten nach Einfiihrung der Reisega-
rantie rund 35 000 Entschadigungsforderungen ein. Rei-
segutscheine in Hohe von etwa 600 000 Euro wurden
ausgegeben. Die Zahl der eingehenden Antrdge variiert
zwischen 100 und 2 500 pro Woche. 90 Prozent aller ein-
gegangenen Entschiadigungsforderungen waren berech-
tigt.
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4.2.7 Schweiz

4.2.7.1 Besonderheiten des OPV

Der offentliche Personenverkehr in der Schweiz weist
eine grofe Vielfalt an Transportmitteln auf: insbesondere
Normal- und Schmalspurbahnen, Zahnradbahnen, Stand-
seilbahnen, Gondelbahnen, Straflenbahnen und Busse.
Das gesamte System funktioniert als Netz mit einem ge-
meinsamen Fahrplanangebot und einem integrierten Tarif-
angebot. Riickgrat dieses Netzes bilden die Bahnlinien,
die insgesamt iiber 5 000 km ausmachen. Davon gehdren
rd. 3 000 km den Schweizerischen Bundesbahnen SBB,
wihrend tiber 2 000 km auf 40 so genannte Privatbahnen
entfallen, die aber in Wirklichkeit im Besitz von regiona-
len und lokalen Koérperschaften sind. Die GrofBprojekte
,»,Bahn 2000” und die ,,Neue Alpentransversale* (NEAT)
dienen der Weiterentwicklung des Schienennetzes und
des offentlichen Verkehrs.

4.2.7.2 Fahrgastrechte/Kundengarantien nach
Haftungsarten

Ausfall

In der Schweiz gilt auf nationaler Ebene das Transportge-
setz (TG). Dieses enthilt Regelungen iiber den Personen-
und Gepicktransport. Prézisiert wird das Gesetz durch
die vom Bundesrat erlassene schweizerische Transport-
verordnung (TV). Diese Vorschriften gelten fiir alle
schweizerischen Verkehrsunternehmen.

Gemal Artikel 17 TG haftet eine Unternehmung dem
Reisenden fiir den entstandenen Schaden, sofern sie ihren
Fahrplan nicht einhilt und der Reisende daher den letzten
im Fahrplan vorgesehenen Anschluss verpasst.

Entfillt eine Verbindung mit der Folge, dass der Reisende
seine Reise nicht fahrplangemal fortsetzen kann, stehen
ihm folgende Mdglichkeiten gemaf3 Artikel 4 TV offen:

Hauptstadt

Flache
Einwohnerzahl

Bevoélkerungsdichte

BIP

BIP pro Einwohner
Wahrung
Wechselkurs

Strassennetz
davon Autobahn

Schienennetz

Bern

41 285 km?
7 321 000
177 Einwohner/km?

272.2 Mrd. EUR
12 184 EUR
Schweizer Franken
1 EUR = 1.5 CHF

71011 km
1305 km
3 155 km

Binnenwasserstrassen 1214

Hauptverkehrsflughafen 3

Der Reisende kann (1) auf die Weiterreise verzichten und
den Fahrpreis sowie die Kosten fiir die Gepackbeforde-
rung fiir die nicht gefahrene Strecke zuriickverlangen
oder (2) seine unentgeltliche Riickreise und die Riickbe-
forderung seines Gepédcks zum Abreiseort sowie den Er-
satz des Fahrpreises verlangen oder (3) seine Weiterreise
mit der ndchsten Verbindung oder mit einem anderen Ver-
kehrstrager aufnehmen.

Kann die Reise nicht am selben Tag fortgesetzt werden,
hat der Reisende Anspruch auf Ersatz der ihm entstande-
nen Kosten, jedoch nicht iiber die Kosten fiir eine Uber-
nachtung mit Friihstiick hinaus, Artikel 4 I1 TV.

Die Haftung ist ausgeschlossen, wenn der Schaden auf ei-
nem Verschulden des Reisenden oder auf unvermeidbaren
Umsténden beruht, deren Folgen unabwendbar waren,
Artikel 17 IIT TG. Ist der Schaden vorsétzlich oder grob
fahrldssig vom Verkehrsunternehmen verursacht worden,
so ist er voll zu ersetzen (Artikel 41 II TG). Ein im Voraus
vereinbarter Haftungsausschluss sowie die Umkehr der
Beweislast ist nichtig, Artikel 42 I TG. Anspriiche des
Reisenden erloschen 30 Tage nach dem Ereignis.

Uber diese gesetzlichen Bestimmungen hinaus bestehen
bei den Schweizerischen Bundesbahnen weitere Regelun-
gen. So werden bei Ausfall oder Verspiatung von Ziigen
Kosten fiir eine Taxifahrt im nationalen Verkehr bis zu
CHF 40 pro Person iibernommen. Muss der Reisende
dringend ein Flugzeug oder einen internationalen An-
schlusszug erreichen, werden maximal CHF 70 ersetzt.
Andere Fille werden von der SBB kulant gehandhabt.

Verspitungen

Fiir Verspédtungen gilt das zum Ausfall Gesagte. Dariiber
hinaus gilt seit Anfang 2005 auch fiir die Bahnen der
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Schweiz auf freiwilliger Basis eine Verspitungshaftung
fiir internationale, grenziiberschreitende Ziige (ABB-
CIV). Reisende auf diesen Ziigen erhalten im Falle we-
sentlicher Verspétung einen Teil des Fahrpreises zurtick-
erstattet. Inhaber von Abonnementen (Generalabonne-
ment, Tageskarten etc.) werden nicht entschadigt.

Gepiickverlust und -schiiden

Die Unternehmung haftet fiir den Verlust oder die Be-
schiadigung von Handgepick, soweit sie ein Verschulden
trifft. Falls der Schaden jedoch durch einen Unfall einge-
treten ist, bei dem der Reisende verletzt oder getotet
wurde, haftet sie fiir das Handgepéack wie fiir Kérpersché-
den.

Geht Reisegepéck verloren oder wird es beschidigt, haf-
tet die Unternehmung fiir den entstandenen Schaden.
Dies gilt auch, wenn Lieferfristen nicht eingehalten wer-
den, Artikel 23 1 TG.

Die Unternehmung ist von der Haftung befreit, wenn der
Schaden nachweislich auf einem Verschulden des Ge-
schédigten beruht oder auf unvermeidbare Umstiande zu-
riickzufiihren ist, deren Folgen unabwendbar waren, Arti-
kel 23 III TG Ist der Schaden vorsitzlich oder grob
fahrlédssig vom Verkehrsunternehmen verursacht worden,
so ist er voll zu ersetzen (Artikel 41 I TG). Ein im Voraus
vereinbarter Haftungsausschluss sowie die Umkehr der
Beweislast sind nichtig, Artikel 42 1 TG. Haftungsbe-
schrankungen sind gemdf3 Artikel 42 II TG lediglich bei
Ausnahmetarifen fiir Reisegepack moglich.

4.2.7.3 Erfahrungen ausgewaihlter
Verkehrsunternehmen mit
Fahrgastentschadigungen

Fiir die Schweiz wurden die Schweizerischen Bundesbah-
nen SBB als Referenzunternehmen ausgewahlt. Indirekt
wurden auch Verkehrsunternehmen des 6ffentlichen Nah-
verkehrs in die Betrachtung einbezogen, iiber die der Ver-
band offentlicher Verkehr VOV in einem Fachgespriach
Auskunft gegeben hat. Unter dem Aspekt Fahrgastrechte

Tabelle 6

wurde insbesondere auf den RBS Regionalverkehr Bern —
Solothurn verwiesen, der hier ebenfalls telefonisch inter-
viewt wurde.

Schweizerische Bundesbahnen SBB

Die Schweizerischen Bundesbahnen SBB wurden am
1. Januar 1999 vom Regiebetrieb des Bundes in eine Ak-
tiengesellschaft umgewandelt, die sich zu 100 Prozent im
Besitz der Eidgenossenschaft befindet. Da die SBB AG
besondere Regelungen des Bundes zu befolgen hat, wird
die Organisation auch als spezialrechtliche Aktiengesell-
schaft bezeichnet.

Im Léndervergleich weisen die SBB zwar ein relativ klei-
nes Netz auf, gehéren aber mit durchschnittlich
rd. 12 000 Reisenden pro Tag und Strecke — gleich nach
dem Spitzenreiter, den Nederlandse Spoorwegen NS mit
durchschnittlich rd. 14 000 Reisenden pro Tag und Stre-
cke — mit Abstand zu den meistgenutzten europdischen
Bahnen.

Die wichtigsten Leistungskennziffern der SBB fiir den
Personenverkehr (PV) gehen aus folgender Tabelle her-
vor:

Alle Schweizer Verkehrsunternehmen sind in ch-direkt
eingebunden. ch-direkt steht fiir ein einheitliches Tarif-
werk. Seit Anfang 2005 hat der Verband 6ffentlicher Ver-
kehr V6V die Geschéftsfiihrung des Direkten Verkehrs
iibernommen. Damit soll mehr Transparenz, Unabhéngig-
keit und Gleichbehandlung der Transportunternehmen
gewihrleistet werden. Im Entschédigungsfalle wendet
sich der Kunde an seine Fahrkarten-Verkaufstelle bzw.
den Kundendienst. Das Kundenanliegen wird auf
schnellstem Wege geregelt. Wenn das Verkehrsunterneh-
men selbst nicht Verursacher fiir den Schaden ist, wird
entsprechend Regress an den Verursacher innerhalb der
Reisekette gestellt.

Entschiddigungen werden von allen Verkehrsunternehmen
groB3ziigig und unbiirokratisch geleistet. Die Kundenzu-
friedenheit ist oberstes Gebot. Die Kostenbelastung der

Ubersicht iiber die Leistungsdaten der SBB

Beférderte Personen (Mio.)
Personenkilometer (Mio.)
Generalabonnemente 1
Halbtaxabonnemente (Mio.) 1
Wegelédngen pro Person (km)
Zugkilometer (Mio.)

Personenverkehrsertrag (Mio. CHF)

D Jahresmittel

250.3
12'290.0
263'707.0
1.9

49.1
109.3

1'796.0
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Schweizerischen Bundesbahnen durch Fahrgastentsché-
digungen wird im Verhiltnis zur Deutschen Bahn mit
1 : 10 eingeschétzt.

RBS Regionalverkehr Bern — Solothurn

Als erstes Bahnunternehmen in der Schweiz gewéhrt das
Regionalverkehrsunternehmen RBS  Regionalverkehr
Bern — Solothurn seit Mérz 2002 eine Qualitdtsgarantie
Piinktlichkeit. Bei einer Reiseverspatung auf dem RBS-
Bahnnetz ab 10 Minuten und auf dem RBS-Busnetz ab
20 Minuten erhélt der Fahrgast eine Gratisfahrt in Form
einer Einfahrtenkarte (Sorry-Ticket), die auch Zeitkarten-
inhabern zugute kommt. (Ausnahme: Verspatungen durch
Bauarbeiten, die im Voraus bekannt sind). Diese Einfahr-
tenkarte kann der betroffene Fahrgast wiihrend der Off-
nungszeiten innerhalb von 24 Stunden beim ,,reiseservice
ASm/RBS im RBS-Bahnhof Bern oder bei allen bedien-
ten RBS-Stationen einfordern. Dazu muss er lediglich
seine Fahrkarte oder sein Abonnement vorweisen.

Das Regionalverkehrsunternehmen RBS gehort mit
19 Mio. Reisenden pro Jahr bei den RBS-Bahnen und
4,5 Mio. beforderten Fahrgisten bei den RBS-Bussen zu
den bestfrequentierten Schweizer Verkehrsunternehmen
in privater Hand. Durchschnittlich 60 Prozent der Pendler
(Berufspendler, Schiiler) aus den RBS-Vororten fahren
mit der Bahn nach Bern.

95 Prozent der rd. 80 000 RBS-Ziige sind piinktlich oder
hochstens 2 Minuten verspitet (2002). Entsprechend
niedrig sind die jéhrlich ausgegebenen Einfahrtentickets
im Rahmen der Qualitdtsgarantie Plinktlichkeit.

2002: 245 Sorry-Tickets (Mérz bis Dezember)
2003: 522 Sorry-Tickets
2004: 188 Sorry-Tickets

Die Griinde fiir die geringe Inanspruchnahme der Piinkt-
lichkeitsgarantie durch anspruchsberechtigte Fahrgiste
sind neben der hohen Zufriedenheit mit der Piinktlichkeit
auch wohl die Tatsache, dass der groite Teil der Fahr-
giste Abonnemente besitzt (ca. 70 Prozent) und dass ins-
besondere dieser Fahrgastgruppe (Berufs- und Ausbil-
dungspendler mit engem Terminplan) vielleicht auch die
Zeit fehlt, sich darum zu bemiihen.

Der durchschnittliche Wert pro Tickets wurde mit 2 bis
5 CHF angegeben. Bezogen auf die Anzahl ausgegebener
Tickets bleibt die finanzielle Belastung des Verkehrsun-
ternehmens gering. Die Missbrauchsquote liegt bei ca.
2 Prozent bezogen auf die Anspruch erhebenden Fahr-
gaste. Im Zweifelsfalle wird kulant verfahren.

4.2.8 Erganzende Erfahrungen aus Frankreich
und Norwegen
Frankreich

In Frankreich erhdlt der Fahrgast bei einer Verspitung
von 30 Minuten und mehr in Fernverkehrsziigen ein Drit-
tel seines Fahrpreises als Reisegutschein (iibertragbar)
zurilick. Voraussetzung dafiir ist eine Entfernung von min-

destens 100 Kilometern. Der Gutscheinwert muss min-
destens 4,60 Euro betragen. Fiir Fahrgastbeschwerden ist
eine Bearbeitungsdauer von einem Monat vorgegeben.
Dem Verbraucher wird durch einen Mediator Unterstiit-
zung geboten, falls er mit der Beantwortung einer Be-
schwerde unzufrieden ist.

Norwegen

Die AS Oslo Sporveier (Osloer Verkehrsbetriebe) initiier-
ten filir ihre Fahrgéste im April 1994 als einer der ersten
Verkehrsbetriebe in Europa eine Kundengarantie. Spéter
wurde das Konzept auch von anderen europiischen Stad-
ten, wie z. B. Stuttgart und Stockholm, i{ibernommen.
Wenn ein Verkehrsmittel eine Verspitung von mehr als
20 Minuten erleidet, kann der wartende Kunde ein Taxi
benutzen. Die Taxikosten werden dem Fahrgast in bis zu
einer Hohe von 50 Euro ersetzt. Im Jahr 2004 wurden
11 000 Taxifahrten erstattet (2003: 15 000). Der Erstat-
tungsbetrag belief sich 2004 auf eine Hohe von 2,5 Mio.
NKR (ungefdahr 295000 Euro), das entspricht einer
durchschnittlichen Einzelfallerstattung von rund 27 Euro.
Im Jahr 2003 waren es noch 2,9 Mio. NKR (ungefédhr
350 000 Euro) fiir die Erstattungen der Garantieleistun-
gen. Zu den Erstattungskosten kommen Prozesskosten
von jéhrlich rund 1 Mio. NKR (ungefdhr 117 000 Euro)
hinzu. Demnach entsteht der AS Oslo Sporveier im Jahr
2004 fir die Garantieleistung ein Gesamtaufwand von
insgesamt rund 412 000 Euro.

4.3
4.3.1

Erfahrungen in Deutschland
Personenfernverkehrsanbieter

Erfahrungen der Deutschen Bahn
mit der ,,Kundencharta*

Die sog. ,,Kundencharta® der Bahn, die in ihren Grundzii-
gen in den Kapiteln 2.4.1.2 und 2.4.2.2 beschrieben wird,
wurde am 1. Oktober 2004 eingefiihrt. Somit liegen bei
der Deutschen Bahn Erfahrungen aus den ersten acht Mo-
naten vor. Die Piinktlichkeitsquote betrug im Jahre 2004
ca. 85 bis 86 Prozent, d. h. von 100 Ziigen (ICE, Intercity,
Eurocity) hatten 85 bis 86 Ziige keine bzw. eine Verspé-
tung von 0 bis 5 Minuten. Piinktlichkeitsquoten schwan-
ken von Jahr zu Jahr aufgrund verschiedener Einfliisse,
u.a. auch von Bau- und Instandsetzungsarbeiten an Bahn-
hofen und Schienenwegen.

Nach Aussagen der Bahn werden pro Tag ca. 600 bis
900 Gutscheinkarten in den Ziigen verteilt. Die Gut-
scheinkarte kann im Reisezentrum gegen einen Reisegut-
schein in Hohe von 20 Prozent des ehemaligen Fahr-
scheinwertes umgetauscht werden. Dieser Gutschein ist
1 Jahr giiltig und wird beim Kauf einer Fahrkarte entspre-
chend angerechnet. Etwa 80 bis 90 Prozent der an-
spruchsberechtigten Fahrgiste haben davon Gebrauch ge-
macht.

Der Mindestbetrag fiir die Entschdadigung liegt bei fiinf
Euro, d. h. 5 Euro gibt es auf jeden Fall, auch wenn der
prozentuale Entschiddigungsbetrag niedriger ldge. Miss-
brauchsfille kommen nur in sehr geringer Anzahl vor. Im
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Zusammenhang mit den Entschddigungen werden Kun-
dendaten und Gutscheinnummern elektronisch erfasst
und somit iiberpriifbar.

Bisher scheint die Kundencharta bei den Fahrgisten
kaum Anlass fiir Beschwerden zu geben. Gemessen an al-
len Beschwerden, die die Bahn von Fahrgésten erhélt, be-
treffen 1,2 Prozent die Kundencharta. Als Nachteil wird
u.a. empfunden, dass es bei hoheren Verspdtungen keine
hoheren Entschidigungen gibt.

Verbesserungsmoglichkeiten werden seitens der Bahn vor
allem in der Prozessvereinfachung (Einlosekanéle, Bear-
beitung) gesehen.

4.3.2 Personennahverkehrsanbieter

Eine Reihe o6ffentlicher Nahverkehrsanbieter hat seit ge-
raumer Zeit einen Schritt hin zu mehr Kundenrechten ge-
macht und ihr Kulanzverhalten in eine institutionalisierte
Form gebracht, die unter Marketinggesichtspunkten als
Servicegarantie oder Kundengarantie im Rahmen ihrer
Kundenorientierung vermarktet wird.

Im Folgenden werden einige Beispiele von Kundengaran-
tien deutscher Verkehrsunternehmen und deren Erfahrun-
gen beschrieben.

In Berlin (BVG) wurde im Jahr 1997 eine Kundengaran-
tie eingefiihrt. Sie ist als eine umfangreiche Servicegaran-
tie ausformuliert und gliedert sich in zwei Teile. Zum ei-
nen werden allgemeine Qualititsversprechen gegeben,
zum anderen werden aber auch finanzielle Ausgleichsan-
spriiche definiert. Finanzielle Anspriiche kénnen in fol-
genden drei Feldern geltend gemacht werden:

— Saubere-Sache-Garantie:
Entschiadigung der Reinigungskosten im Falle von
Verschmutzung der Kleidung durch das Verschulden
der BVG.

— Fahrzeitgarantie (Tag):
Sollte es aus Griinden, die von der BVG zu vertreten
sind, zu einer Verspdtung von mehr als zwanzig Minu-
ten bei Ankunft am Zielort kommen, erhilt der Kunde
Gratisfahrschein zugesandt.

— Fahrzeitgarantie (Nacht):
Kommt gleiches Ereignis in der Nachtzeit zwischen
23.00 Uhr und 5.00 Uhr vor und der Kunde gezwun-
gen ist, ein Taxi zu nehmen, werden dem Kunden die
Kosten hierfiir in Hohe von maximal 25 Euro erstattet.

Die Fahrzeit-Garantie gilt grundsétzlich nur fiir Fahrten,
die ausschlieBlich mit BVG-Verkehrsmitteln durchge-
fithrt werden. Die Gratisfahrscheine werden an den BVG-
Verkaufsstellen beim Kauf einer Wertmarke, eines Wert-
markenbogens oder anderer Fahrausweise in Zahlung ge-
nommen. Abo-Kunden haben den Vorteil, anstelle eines
Gratisfahrscheins eine Abbuchungserméfigung zu ver-
einbaren.

Die Garantiekarten sind iiber das Internet abrufbar oder in
Aushéngekisten in Fahrzeugen zu beziehen. Erfahrungen
haben gezeigt, dass nach dem Auffiillen der Aushinge-

kisten in den Fahrzeugen die Garantieanmeldungen je-
weils angestiegen sind.

Bei der Verteilung der Garantieanmeldungen zeigt sich,
dass sich rund 7 Prozent auf Taxikosten, 4 Prozent auf
Reinigungskosten und 89 Prozent auf Gratisfahrscheine
beziehen. Der Gesamtaufwand fiir die Kundengarantie
ohne Personalkosten fiir die Bearbeitung sowie Druck-
und Versandkosten liegen bei einem niedrigen fiinfstelli-
gen Euro-Betrag. Die Bearbeitung findet im Rahmen des
Beschwerdenmanagements statt und beschéftigt ca. zwei
Mitarbeiter. Es wird angemerkt, dass diese zwei Mitarbei-
ter nicht voll dem Projekt ,,Kundengarantie® anzulasten
sind, da auch ohne Garantie ein nennenswerter Teil der
Eingaben in Form von beschwerden anfallen wiirden.

Um die Kosten fiir Druck und Porto in Zukunft weiter zu
senken, beabsichtigt die BVG, die Kundengarantie inter-
aktiv im Internet anzubieten. Aus Sicht der BVG wird die
Kundengarantie als ein wichtiger Bestandteil ihres kun-
denorientierten Beschwerdemanagements betrachtet. Mit
den bisherigen Ergebnissen ist man sehr zufrieden.

Erfahrungen mit Missbrauch:

Die Erfahrungen der Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)
zeigen, dass rund 90 Prozent der eingesandten Garantie-
scheine anerkannt wurden. Bei der Priifung wird darauf
geachtet, kulant vorzugehen. In der Regel wird die Plau-
sibilitdt lberpriift, nur in Einzelfdllen werden Detail-
nachforschungen angestellt. Es besteht der allgemeine
Eindruck, dass nur in Ausnahmefillen Missbrauch vor-
kommt.

Bei den Verkehrsbetrieben der Stadtwerke Miinchen
(MVG) ist man mit der Piinktlichkeitsgarantie einen &hn-
lichen Weg wie in Berlin gegangen. Erlangt man bei der
MVG eine Verspiatung am Zielort von {iber 20 Minuten,
bekommt man den kompletten Fahrpreis erstattet. Wenn
die MVG fiir die Verspétung verantwortlich ist, wird dem
Kunden der Gegenwert einer Tageskarte (Innenstadt, der-
zeit 4,50 Euro) auf dessen Konto iiberwiesen. Bei Verpas-
sen des letzten Anschlusses werden Taxikosten bis zu
25 Euro erstattet.

Von den bisher angemeldeten Garantieanspriichen wur-
den ca. 60 Prozent anerkannt. Insgesamt wird der Erstat-
tungsaufwand fiir die Piinktlichkeitsgarantie beim MVG
mit einer hohen vierstelligen Summe angegeben (ohne
Personal-, Druck- und Versandkosten).

Das Miinchner Modell wurde gemeinsam von den Stadt-
werken und der Landeshauptstadt ins Leben gerufen. Die
Stadt Miinchen erstattet der MVG die entstehenden Kos-
ten komplett. Die MVG ist mit dem bisherigen Verlauf
der Aktion der Pilinktlichkeitsgarantie zufrieden und
mdchte die Regelung in Zukunft fortfithren. Vorerst wer-
den jedoch keine Erweiterungen auf weitere Garantietat-
bestinde geplant (Taxikosten generell, Reinigung).

Erfahrungen mit Missbrauch:

Von den ca. 2000 angemeldeten Garantieanspriichen wur-
den bei der MVG ca. 40 Prozent abgelehnt. Ndhere Anga-
ben hierzu liegen den Gutachtern nicht vor.
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Abbildung 1

Formular der MVG-Garantie

Die MVG-Garantie: gut unterwegs mit U-Bahn, Bus und Tram

Ein Angebot der MVG

Vorname

Nachname

Strafe, Hausnummer

Postleitzahl, Ort

Vorwahl /Telefon/Fax* /
e-mail*

*freiwillige Angobe
Ich war unterwegs mit folgendem Fahrschein:

‘MVG

Ich beanspruche die Garantie aus folgendem Grund:

Bei Taxikosten bitte die Taxiquittung (mit
Fahrtstrecke, Datum und Uhrzeit) beilegen. Linie(n)

Richtung

Im Garantiefall soll auf folgendes Konto iiberwiesen
werden:

Kontonummer
BLZ

Name des Kontoinhabers

Name der Bank

Abo/Jobticket
Kunden-Nr:

Die Mobilititsgarantie des Verkehrsverbundes Rhein-
Ruhr (VRR) wurde im Zusammenhang mit einer Tarif-
mafBnahme im Jahre 2001 eingefiihrt. Die Mobilitdtsga-
rantie des VRR besagt: Wenn Bus oder Bahn an der Ab-
fahrtshaltestelle mehr als 20 Minuten Verspédtung haben
(ausgenommen sind Félle ,h6herer Gewalt®) und es keine
alternative Verkehrslinie gibt, kann der Fahrgast sich von
einem Taxi befoérdern lassen oder auf einen Fernverkehrs-
zug (ICE, IC oder EC) umsteigen. Die Fahrkarte fiir die
genannten Zugkategorien konnen auch noch im Zug be-
zogen werden. Die dabei entstehenden Kosten werden bis
zu den Hochstgrenzen erstattet: 30 Euro fiir BarenTicket-
und Ticket2000-Nutzer, alle anderen Ticket-Inhaber be-
kommen maximal 15 Euro zuriick. Die 20-Minuten-Re-
gel bezieht sich auf das einzelne benutzte Verkehrsmittel.
Eine Wegekettengarantie wird damit nicht gegeben.

Der Betrag fiir die Gesamterstattung liegt bei einem mitt-
leren fiinfstelligen Euro-Betrag pro Jahr. Durch die de-
zentrale Organisation der Kundengarantie beim VRR
kann der Kunde bei jedem beteiligten Verkehrsunterneh-
men des Verbundes den Garantieantrag einreichen.

Vorfallstag
Bitte unbedingt Fohrtnachweis in Original kst von ’ bts
oder Kopie beifiigen bzw. hier einkleben. ort
Ohne Nachweis kann Ihr G ieanspruch s S e
Star
nicht bearbeitet werden.

Zielhaltestelle/Bahnhof

Was ist passiert?

Datum, Unterschrift
Ich bin damit einverstanden, dass meine Daten von der MVG verarbeitet

und gespeichert werden. Die Verarbeitung und Nutzung der Daten erfolgt
durch die Stadtwerke Minchen GmbH im Auftrag der MVG.

Knapp 60 Prozent der Garantieantrdge betrafen den
SPNYV, rund 40 Prozent den OPNV.

Erfahrungen mit Missbrauch:

Die beim VRR eingegangenen Erstattungsantrige wurden
im Schnitt iiber die letzten Jahr zu ca. 90 Prozent aner-
kannt. Ahnlich wie in Berlin wurde bei der Anerkennung
nicht akribisch, sondern kulant vorgegangen. Von den
90 Prozent anerkannten Erstattungsantrigen waren
ca. 20 Prozent nicht gerechtfertigt, wurden aber aus Ku-
lanzgriinden anerkannt.

Seit Oktober 2000 verfiigt die Stuttgarter Strafienbahn
(SSB) iiber eine Servicegarantie. Sie ist dhnlich aufgebaut
wie die Kundengarantie bei der BVG in Berlin. Neben ei-
ner Reihe von Qualitédtsversprechen wird die Piinktlich-
keit mit einem Garanticanspruch hinterlegt. Bei einer
Verspiatung am Zielort von mehr als 20 Minuten, welche
die SSB zu verantworten hat, werden dem Kunden Taxi-
kosten bis zu einer maximalen Hohe von 15 Euro erstat-
tet. Das Erstattungsformular, auch Dialogkarte genannt,
ist Online abrufbar und muss innerhalb von drei Tagen
ausgefiillt werden.
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Die Erfahrungen der Stuttgarter Stralenbahn werden
durchweg als sehr positiv beurteilt.

Erfahrungen mit Missbrauch:

Die Zahl der jahrlich eingehenden Garantieanspriiche ist
sehr niedrig, es wird daher bei der Behandlung der An-
spriiche auch sehr kulant vorgegangen. Die maximale
Hohe der Erstattungskosten wurde inzwischen auf
26 Euro angehoben.

Im Jahr 2002 hat der Verkehrsverbund Rhein-Sieg
(VRS) ein Garantieticket eingefiihrt. Wer eine Verspétung
von mehr als 20 Minuten an seiner Einstiegshaltestelle er-
leidet, kann von den VRS-Partnerunternehmen ein Garan-
tieTicket als Entschidigung erhalten. Das Ticket ent-
spricht einem TagesTicket, mit dem man einen Tag lang
im gesamten VRS-Gebiet fahren kann. Der Gratisfahr-
schein ist {ibertragbar, so dass auch Abonnenten ihn durch
Weitergabe an Familienmitglieder oder Freunde nutzen
konnen. Diese Form der Garantieleistung wurde vom
Aachener Verkehrsverbund (AVYV) iibernommen, der
das Garantieticket schon etwas ldnger anbietet. Einen An-
spruch auf Ausgleich haben Fahrgéste immer dann, wenn
Bus oder Bahn an der Starthaltestelle mehr als 20 Minuten
zu spit kommen und keine Fahrtalternative mit 6ffentli-
chen Verkehrsmitteln besteht. Voraussetzung ist, dass die
Ursache fiir die Verspétung in der Verantwortung des Ver-
kehrsunternehmens liegt. Kein Anspruch besteht bei Um-
stdnden, die vom Verkehrsbetrieb nicht zu vertreten sind
wie Unfille, Wettereinfliisse, Streik, Suizidfille etc.

Neben den Entschddigungen fiir Verspdtungen werden
auch Reinigungskosten fiir verschmutzte Kleidung erstat-
tet, falls das Unternehmen die Schuld an der Verschmut-
zung betrifft.

Die Zahl der Erstattungsantrige beim VRS lag im ersten
vollen Jahr der Einfiihrung bei 40 000, wovon ca.
37 000 auf die Deutsche Bahn AG entfielen.

Erfahrungen mit Missbrauch:

Die Erfahrung des VRS hat gezeigt, dass einige Kunden
(insbesondere Zeitkartenkunden, die mit den Gratisfahr-
scheinen wenig anfangen konnen) die Gratisfahrscheine
im Internet tiber e-bay oder andere Plattformen zu deut-
lich vergiinstigten Preisen anbieten. Nach Angaben der
DB Regio AG, die einen Marktanteil im VRS von etwas
20 bis 25 Prozent hélt, der ca. 85 bis 100 Mio. Fahrgésten
pro Jahr entspricht, verlief die Entwicklung der Fallzah-
len fiir Garantietickets im VRS und AVV kontrir zur
Piinktlichkeit. Wéhrend die Abfahrtspiinktlichkeit von
2003 auf 2004 deutlich verbessert werden konnte, sind
die Fallzahlen der Garantietickets im gleichen Zeitraum
im AVV um iiber 100 Prozent gestiegen. Zudem konnte
die Deutsche Bahn AG eine mit 45 Prozent relativ hohe
Quote unberechtigter und missbriauchlicher Antrige fest-
stellen. Nach Ansicht der DB Regio AG belegt dies, dass
die Missbrauchsgefahr sehr hoch ist und so auch sehr
hohe Prozesskosten (Bearbeitungskosten) fiir die Priifung
der Antriage verursacht werden.

Die Regionale Verkehrsgemeinschaft Gotha (RVG)
bedient im Uberlandbusverkehr den Landkreis Gotha
(Thiiringen) in einen Gebiet von etwa 900 gkm mit

145 000 Einwohnern. Sie beforderte im Jahr 2003 insge-
samt 4 617,5 Tsd. Personen auf 31 Uberlandlinien.

Die Beforderungssituation gestaltete sich in den letzten
Jahren schwierig, so sind die Fahrgastzahlen tendenziell
riickldufig und der Betrieb erheblich vom Schiilerverkehr
abhingig. Insgesamt ist somit auch die RVG von dem ne-
gativen gesamtdeutschen Trend des Uberlandverkehrs in
strukturschwachen Regionen betroffen.

Bei StraB3enbauarbeiten ist die RVG bemiiht, dadurch be-
dingte UnregelméBigkeiten im Betrieb den Fahrgésten
rechtzeitig bekannt zu geben. Dies geschieht iiber die lo-
kale Presse und Aushédnge. Dadurch dass Baumainahmen
oft, z. B. durch schlechte Wetterverhiltnisse, kurzfristig
verschoben werden, ist es nicht immer mdglich, rechtzei-
tig Anderungen an den Fahrgast weiterzugeben. Dies
kann zu Missverstidndnissen fiihren.

Verspatungen oder Schwierigkeiten im Betriebsablauf er-
geben sich auch oft durch die mangelnde technische Vo-
raussetzung. Da noch kein Betriebsleitsystem existiert, ist
die Koordination der Busfahrten untereinander erschwert.
Verspatungen werden zu spét erkannt und eine Reaktion
greift dadurch héufig zu kurz. Eine bessere technische In-
frastruktur ist zwar im Aufbau, doch aufgrund der be-
grenzten finanziellen Vorraussetzung ist dies ein schritt-
weiser Prozess.

Erfahrungen mit Missbrauch:

Beschwerden werden auf ,,kurzem Wege* unbiirokratisch
bearbeitet. Fahrgéste, die sich mit einer Beschwerde an
die RVG wenden, erhalten einen Ausgleich auf den Ku-
lanzweg. Oft ist ein verédrgerter Fahrgast schon zufrieden
gestellt, wenn ihm ein ehrliches Verstdndnis fiir seine
Situation entgegen gebracht wird. Viele Fille sind so zu
klaren. Konstruktive Kritik ist willkommen, denn sie
dient dazu, Schwachstellen zu erkennen und zu beseiti-
gen. Bei Fillen, die durch Fahrplanabweichungen eine
Taxifahrt erforderlich machten, werden die entstandenen
Kosten ersetzt. Im engen Kommunikationsprozess wer-
den gelegentlich Querulanten identifizieren, hier ist es
moglich durch Einschrinkung der Kulanz Schranken auf-
zuzeigen.

Die Erfurter Industrie Bahn (EIB) ist ein nichtbundes-
eigenes Eisenbahnunternehmen mit Dienstleistungen im
Schienenpersonen- und -giiterverkehr. Ab dem Jahr 1998
fiithrt die EIB Personennahverkehr {iberwiegend in Nord-
Thiiringen durch. Mit 13 Triebwagen wird ein relativ wei-
tes regionales Netz befahren, so sind die Hauptstrecken
Erfurt-Kassel, Gotha—Bad Langensalza, Apolda—Ilme-
nau, Meiningen—Schweinfurt und Schweinfurt via Bad
Kissingen nach Gemiinden am Main. Die Verkehre die-
nen vorwiegend zur Bewiltigung des Pendleraufkom-
mens und als Zubringer zu weiteren regionalen Verkehren
bzw. dem Fernverkehr.

Fiir die EIB ist Kundenzufriedenheit und -service ein
wichtiges Kriterium im Betriebsablauf, das fithrte zu ei-
nem positiven Image bei den Fahrgisten. Dennoch ist es
in der eher strukturschwachen Region schwierig, neue
Kundenkreise zu aktivieren und Fahrgéste zu gewinnen.
Die EIB steht in grofBer Konkurrenz zum motorisierten
Individualverkehr.
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Eine hohe Kundennéhe sensibilisiert das Betriebspersonal
fiir Probleme des Fahrgastes. Beschwerden tiber Leis-
tungsstorungen werden iberpriift, sind diese berechtigt,
so erhilt der Beschwerdefiihrer iiber den Kulanzweg eine
Entschiadigung, iiberwiegend in Form von Freikarten. Die
Kulanzregelungen ermoglichen es der EIB, auf jede Be-
schwerde individuell zu reagieren und fiir den Fahrgast
einen befriedigenden Ausgleich zu finden. Beschwerden
iiber Verspatungen treten kaum bzw. nur vereinzelt auf.
Diese beschrinken sich auf Extremfille, die zumeist
durch Unwetter oder andere nicht vorhersehbare bzw. be-
einflussbare Ereignisse verursacht sind. Die Aussage
wird durch die sehr hohe Piinktlichkeit bestitigt, etwa
98 Prozent aller Ziige sind mit maximal drei Minuten Ab-
weichung in der Fahrplanzeit. Bei Verspatungen, die den-
noch zu Anschlussversdumnissen fithren konnten, hat
eine Koordinierung der Zuglaufe zur Sicherung der An-
schliisse eine hohe Prioritit; hierbei wird das Risiko wei-
terer Verspatungen in Kauf genommen. Sollte ein Fahr-
gast trotzdem sein Reiseziel nicht mehr erreichen kdnnen,
so organisiert die Einsatzleitung schnellst moglich einen
Ersatzverkehr, zumeist mit Taxis. Die Kosten tibernimmt
in diesen Féllen die EIB, denn sie sieht sich in der Befor-
derungspflicht. Es kommt allerdings sehr selten zu sol-
chen Fillen, maximal 10 Taxifahrten miissen im Jahr ein-
gesetzt werden.

Im Verkehrsvertrag mit dem Aufgabentrager wurden Ma-
luszahlungen bei Schlechterleistung vereinbart. Aus die-
sem Grund hat die EIB, neben der Kundenzufriedenheit,
einen hohen Anreiz, die Verkehrsqualitét vertragsgerecht
zu erfiillen. Diese ist in den letzten Jahren auch iiberwie-
gend gewdhrleistet worden.

Die zur Connex-Gruppe zdhlende Heidenheimer Ver-
kehrsgesellschaft (HVG) fiihrte am 1. Dezember 2004
eine Fahrgastcharta ein. Die HVG ist ein Gemeinschafts-
unternehmen der Connex-Gruppe (74,8 Prozent der An-
teile) und des Landkreises Heidenheim (25,5 Prozent).
Sie betreibt mit 57 Bussen und rund 85 Mitarbeitern das
Stadtbus-System in Heidenheim, die Stadtbuslinie in
Giengen und elf Regionallinien. Nach der Fahrgastcharta
werden dem Kunden in zehn Punkten bestimmte Quali-
tatsstandards zugesichert. Unter anderem wird dem Fahr-
gast eine finanzielle Wiedergutmachung garantiert, wenn
durch Eigenverschulden eine Verspiatung von mehr als
zehn Minuten auftritt. Fahrgiste mit Einzelfahrschein er-
halten ihr Geld in Form eines Gutscheins zuriick, fiir Zeit-
kartenkunden gibt es eine gestaffelte pauschale Riick-
erstattung.

Nach Angaben der Connex fuhren die Busse der HVG im
Jahr 2004 zu 95 Prozent piinktlich, also mit weniger als
finf Minuten eigenverschuldeter Verspétung. Dariiber hi-
naus verpflichtet sich die HVG, Informationen beziiglich
Betriebsstorungen und Umleitungen auch im Internet
rechtzeitig bekannt zu machen. Eine weitere Verpflich-
tung betrifft die Sauberkeit in den Fahrzeugen. Als An-
sprechpartner bei Problemen stehen die Mitarbeiter vor
Ort, wie Fahrer- und Servicepersonal zu Verfiigung.

Erfahrungen mit Missbrauch:
Beim HVG, sowie in der gesamten Connex-Gruppe ist
das Thema Missbrauch gegenwartig noch kein Thema.

Diese Tatsache lésst sich mit den {iberschaubaren Struktu-
ren der Unternehmen erkldren, mit relativ wenig Auf-
wand kann festgestellt werden, ob eine Beschwerde zu
Recht vorliegt. Diese Tatsache scheint den Fahrgésten be-
wusst zu sein.

44 Fazit aus dem Rechtsvergleich und den
Erfahrungen der Verkehrsunternehmen

mit bisherigen Gewahrleistungen

In vielen Léndern wird die Verbesserung, die durch die
neue COTIF/CIV fiir die Haftung bei Verspatungen im
grenziiberschreitenden Verkehr eintreten wird, fiir den
Binnenverkehr bereits vorweggenommen. Dies ist darauf
zurlickzufiihren, dass sich einige Eisenbahnunternehmen
im sog. Utrechter Abkommen dazu verpflichtet haben.*
Dies gilt auch fiir die Deutsche Bahn AG und ihre neuen
BB Personenverkehr, mit denen sie sozusagen den euro-
pdischen Trend aufgenommen hat.

Trotzdem gibt es erhebliche Unterschiede. Von den von
uns untersuchten Lindern weisen zwei, ndmlich die Nie-
derlande und Schweden, erheblich fahrgastfreundlichere
Regelungen auf, ebenso die GNER im Vereinigten Ko-
nigreich,* und auch die Regelungen in Belgien und in
Déanemark bewegen sich, wenn auch nur geringfiigig,
iber dem deutschen Standard.

Es sei darauf hingewiesen, dass OTIF selbst in den Erldu-
terungen zur neuen CIV die neuen Verspdtungsregelun-
gen als eine Minimalldsung bezeichnet.*

Auf der Basis der in den einzelnen Léndern geltenden
Fahrgastrechte haben die Verkehrsunternehmen teilweise
eigene Regelungen getroffen, auf die Bediirfnisse der
Fahrgidste einzugehen. Beispiele von Garantieleistungen
der Verkehrsunternehmen in ausgewihlten europdischen
Léandern beziiglich Piinktlichkeit und Anschlusssicherheit
sind in der folgenden Tabelle 7 zusammenfasst.

Die Beispiele zeigen von Unternehmen zu Unternechmen
relativ grole Unterschiede. Von der Schwedischen Staats-
bahn beispielsweise wird der volle Fahrpreis in Abhén-
gigkeit von der Reisezeit erstattet (bei Reisezeit von
1 Stunde und 20 Minuten Verspatung bis hin zu einer Rei-
sezeit von 2 Stunden ab einer Verspatung von 60 Minu-
ten). Auch die Nederlandse Spoorwegen und die GNER
in England haben fahrgastfreundliche Regelungen, die
liber die gesetzlich festgelegten Mindestregelungen hi-
nausgehen. Angaben zu den finanziellen Belastungen der
Unternehmen sind sehr lickenhaft und kaum auf eine ver-
gleichbare Basis zu stellen.

An dieser Stelle ist anzumerken, dass die Auswahl der
untersuchten Léinder bewusst solche betraf, in denen
Kundenrechts-Regelungen vorhanden sind. In der Gegen-
iiberstellung der untersuchten Lénder zeigt sich, dass

42 Anhang 2 zum Abkommen betreffend den internationalen Eisen-
bahn-, Personen- und Gepiackverkehr, zitiert in den Erlduterungen zu
Artikel 32 CIV, www.otif.org.

4 Great North Eastern Railway, die u.a. die Ostkiistenlinie zwischen
London und Schottland betreibt.

4“4 www.otif.org.
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Tabelle 7

Ubersicht iiber Verspitungsregelungen in ausgewiihlten europiischen Verkehrsunternehmen

UK £ GNER =40 5% 20% des Kartenwertes b A
dividiert durch Anzahl
=120 0% Geltungstage
=180 100%
LigF TIL =15 Betray einer 2.7 Mio. EUR (insgesamt)
durchschnittlichen
Einzelfahrkarte 0.001 EUR pro Fahrgast
ML S Nederandse Spoomegen =30 0% Besondere Regelungen 4.9 Mio. EUR (insgesamt)
= R0 100% 0.015 EUR pro Fahrgast
AT FOBB =0 20% Besitzer der Jahrliche
OSTERREICHcard oder Entschadigungszahlungen
giner Feitkarte der OBE weit weniger als 1 hin.
=120 20% erhalten eine
Entschadigung in Hahe < 0.039 EUR pro
von 6,00 EUR. Faliges
SE # Schwedische =20 100% in Abh. von der  Reisegutscheine in Reisegutscheine im Vet
Staatshahnen Reisedauer anteiliger Hohe des von insgesamt etwa
=40 Kartenwertes B00°000 EUR fir die
ersten B Monate nach
= B0 Einfihrung der
Reizegarantie
CH/ 588 = B0 20% keine k. A
=120 20%
MO AS Oslo Sponeier =720 Taxikostenerstattung 412000 EUR (insgesamt)
0.003 EUR pro Fahrgast
DFF Metro Kapenhagen =30 Taxikostenerstattung 177600 EUR
FR /7 SNCF =30 33% (nur TGY) k. A
=50 33% (nur TGY)
=90 33% (nur TGY)

GrofBbritannien, die Niederlande und Skandinavien ge-
geniiber Deutschland, Osterreich und der Schweiz relativ
weit gehende Modelle haben, allerdings sind die genann-
ten Lander hinsichtlich ihrer OPV-Struktur, insbesondere
des Eisenbahnwesens, kaum miteinander vergleichbar. In
der Mehrzahl der europdischen Mitgliedstaaten sind bis
heute noch keine oder nur sehr begrenzte Entschadi-
gungsmodell vorhanden.

Die ausgewerteten deutschen Beispiele im offentlichen
Personennahverkehr zeigen, wie OPNV-Unternehmen mit
eigenstidndigen Anstrengungen auf die Anforderungen der
Fahrgiiste eingehen. Tabelle 8 gibt einen Uberblick iiber
Garantieleistungen ausgewdhlter Verkehrsunternehmen
beziiglich Piinktlichkeit und Anschlusssicherheit.

Die weit verbreiteten Garantieleistungen konzentrieren
sich neben anderen Qualititsversprechen vor allem auf
Anschluss- und Piinktlichkeits-Garantien im jeweiligen
Verbundraum der Verkehrsunternehmen. Unternehmens-

bzw. Verbundraumiibergreifende Anschluss- und Piinkt-
lichkeitsgarantien gibt es — unserem Kenntnisstand nach —
bisher noch nicht.

Die Erfahrungen der einbezogenen Verkehrsunternehmen
mit den Kundengarantien sind iiberwiegend positiv. Die
dadurch bedingten finanziellen Belastungen werden — so-
weit Angaben hierzu gemacht wurden — als vertretbar ein-
geschétzt; dies vor allem vor dem Hintergrund der positi-
ven Begleiteffekte der Kundengarantien. Diese bestehen
darin, dass die Kundenzufriedenheit deutlich gesteigert
werden konnte, dass das Fahrpersonal fiir die Anschluss-
problematik sensibilisiert wurde und dass Probleme im
Netz (bei lokalen Verspatungshiufungen) deutlich wur-
den, auf die gezielt mit entsprechenden MaBinahmen ein-
gegangen werden kann.

Zusammenfassend kann man sagen, dass sowohl im Fern-,
als auch Nahverkehr die Erfahrungen mit Garantie- oder
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Tabelle 8

Ubersicht iiber Verspitungsregelungen in ausgewihlten Verkehrsunternehmen in Deutschland

Verspatung

Unternehmen in Min.

Erstattung

Entschadigung
Zeitkarteninhaber

Gesamtentschadigungs-
summe

DB Fermverkehr AG =30

HYGConnex-Gruppe

ICE-Sprinter, Anspruch
auf eine Entschadigung
in Hihe des ICE-

 Sprinter-Aufpreises.

ICE, IC/EC ader IR

erhalten 20 % des
Fahrkartenwertes.
hindesbetrag 5 EUR
als Gutschein.

Die Entschadigung gilt

fur die kompeltte

Reisekette (ICE, IC oder

EC)

Hotel-Taxikosten-

Erstattung im gesamten
Schienenpersonen-
verkehr der DB (auch im
SPMY)

Kornpletter Fahrpreis
oder Tageskarte (ca.
4 507, Machts Taxi bis
25 EUR. (Werspatung
wird auf die Ankunft am

Zielort bezogen).

Taxi his 26 EUR.

Werspatung wird aof die

Ankunft arm Zielort
bezogen).

Kulanz

Bei Eigenverschulden,

-finanz. Entschadigung,

abhangig vom

Fahrpreis.

Tabelle

ICE, IC/EC oder IR:
BahnCard 100, 2.
Klasse erhalten 10

EUR, BahnCard 100
First 15 EUR

Hohe vierstellige Summe
(ohne Personal-, Druck-
und Wersandkosten). Die
Stadt Manchen erstattet
der W%5 die entstehenden
Kosten komplett.

Sehr geringe Kosten

Pauschale Sehr geringe Kosten

- Entschadigung anhand -

einer gestaffelten
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Entschiadigungsleistungen von den Verkehrsunternehmen
selbst {iberaus positiv bewertet wurden.

Es sollte an dieser Stelle jedoch darauf hingewiesen wer-
den dass die Erfahrungen aus dem Personennahverkehr
nicht auf den Fernverkehr iibertragen werden konnen.
Eine Erweiterung der Kundenrechte im Deutschen Fern-
verkehr oder auch im Regionalverkehr der Deutschen
Bahn AG beispielsweise wiirde eine ganze andere Auf-
merksamkeit und dadurch auch mediale Priasenz nach
sich ziehen, als wenn ein regionales Verkehrsunterneh-
men derartige Garantieleistungen in seine Geschéftsbe-
dingungen aufnimmt. Abhéngig ist dies zum einen von
der rdumlichen Wirksamkeit, der Anzahl der Betroffenen
und nicht zu letzt vom Bekanntheitsgrad und vom Image
des Unternehmens.

5 Rechtspolitische Vorschlage
5.1
511

Landbeférderungsvertrag

Gesetzliche Regelung der Grundziige,
Einzelheiten in EVO und VO AligBefB

Wir schlagen vor, einen Vertragstyp Landbeforderungs-
vertrag gesetzlich zu regeln, so dass ein Riickgriff auf das
Werkvertragsrecht des BGB nicht mehr erforderlich ist.
Damit wiirde die Zersplitterung des derzeit geltenden Per-
sonenbeforderungsrechts vermieden, das in Spezialgeset-
zen dem Kunden einzelne zusitzliche Anspriiche gewahrt
oder Anspriiche, die nach dem BGB bestehen wiirden,
modifiziert, jedoch keine abschlieBende Regelung ent-
halt, so dass ergénzend stets auf das BGB und sein Werk-
vertragsrecht zuriickgegriffen werden muss.*> Diese Zer-
splitterung fiihrt besonders im Luftbeférderungsrecht zu
starker Uniibersichtlichkeit (vgl. Kapitel 2). Die Rege-
lung muss auch die Hauptpflichten der Parteien, ndmlich
die Erbringung der Beforderungsleistung und die Entrich-
tung des Fahrpreises enthalten, damit deutlich wird, dass
BGB-Werkvertragsrecht nicht anzuwenden ist.

Die Regelung sollte jedoch auf das Landbeforderungs-
recht beschrinkt bleiben. Die Einbeziechung des Luftbe-
forderungsvertragsrechts empfiehlt sich nicht, denn un-
sere Ausfithrungen in Kapitel 2 haben gezeigt, dass das
Luftbeforderungsrecht derart durch internationale Uber-
einkommen und direkt geltende EG-Verordnungen ge-
préagt ist, dass auch filir den Inlandverkehr praktisch kein
eigener Gestaltungsspielraum fiir den Bundesgesetzgeber
mehr bleibt. Der Gemeinschaftsverordnungsgeber stellt
auf das ,,Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft® ab und
erfasst damit auch Fliige innerhalb der Mitgliedstaaten.6
Konsequenterweise hat der deutsche Gesetzgeber im
Luftverkehrsgesetz die dortigen Regelungen an die inter-
nationalen Ubereinkommen angepasst. Das ist im Land-
verkehr anders. Hier spielen internationale Ubereinkom-
men zwar auch eine Rolle,*” aber nicht so, dass sie wie im

45 Vgl. MiinchKomm-BGB-Busche, 4. Aufl. 2004, § 631 Rn. 248 f.
46 So in der VO (EG) Nr. 261/2004, vgl. Kapitel 2.3.1 und 2.3.2.
47 In erster Linie die COTIF, vgl. Kapitel 2.5.

Luftverkehr auch auf den inléndischen Verkehr ausstrah-
len. Der Bundesgesetzgeber hat hier noch einen eigenen
Entscheidungsspielraum, den er auch ausnutzen sollte.

Wir schlagen allerdings nicht vor, den Landbeférderungs-
vertrag komplett und in allen Einzelheiten in einem form-
lichen Gesetz zu regeln. Dies wiirde eine Regelungs-
dichte bedeuten, die nicht zweckméBig erscheint. Wir
schlagen daher vor, nur die Grundziige des Landbeforde-
rungsvertrages in einem formlichen Gesetz selbst zu re-
geln. Detailfragen sollten allerdings nicht durch Allge-
meine Geschéftsbedingungen der Beforderer geregelt
werden. Die Diskussionen iiber unsere Zwischenberichte
haben gezeigt, dass dies von den Beteiligten durchweg
nicht gewiinscht wird. Stattdessen schlagen wir vor, Ein-
zelheiten in der EVO und in der VO AllgBefB zu regeln.

Dies hat mehrere Vorteile. Die Leistungserbringer wiir-
den sich nicht gern von der EVO beziehungsweise der
VO AllgBefB verabschieden. Wie die folgenden Aus-
fiihrungen zeigen werden, sind zahlreiche Einzelfragen
regelungsbediirftig, bei denen eine gewisse Flexibilitét
hinsichtlich méglicher Anderungen wiinschenswert er-
scheint. Dies ist leichter moglich, wenn lediglich eine
Verordnung geéndert werden muss, zumal wenn dies
federfiihrend durch das zustindige Fachministerium er-
folgen kann.

Das angestrebte Ziel der Transparenz wird dadurch nicht
in Frage gestellt, denn nach unseren Vorstellungen soll im
formlichen Gesetz auf die ergénzenden Verordnungen
hingewiesen werden. Im Gegensatz dazu ergibt sich im
geltenden Recht das Nebeneinander von BGB-Werkver-
tragsrecht und Spezialvorschriften aus rechtssystemati-
schen Uberlegungen, die aus dem Gesetzestext selbst
nicht ablesbar sind und héufig nur von Spezialisten des
Beforderungsrechts beherrscht werden.

5.1.2 Varianten: Regelung im BGB oder

im AEG und im PBefG

Es ist zu entscheiden, in welchem formlichen Gesetz die
hier vorgeschlagenen Regelungen enthalten sein sollten.
Dabei denken wir nicht an ein neues Gesetz, vielmehr
bieten sich zwei Varianten an, zwischen denen die Ent-
scheidung fallen muss. Zum einen kdnnte man daran den-
ken, Grundziige des Landbeforderungsrechts im BGB zu
regeln, zum anderen kommt in Betracht, die erforderli-
chen Vorschriften in die Gesetze einzustellen, die sich
auch bislang schon mit den einzelnen Verkehrstrigern
einschlieBlich der Rechtsbeziechungen zu ihren Kunden
befassen, ndmlich das AEG fiir den 6ffentlichen Eisen-
bahnverkehr und das PBefG fiir den offentlichen Per-
sonenverkehr, so weit er nicht Eisenbahnverkehr ist. Dies
bedeutet allerdings, dass gleich lautende Vorschriften pa-
rallel in beide Gesetze aufgenommen werden miissen.

Im Folgenden soll aufgezeigt werden, welche Argumente
jeweils fiir eine dieser beiden Losungen sprechen, bevor
dann begriindet wird, warum wir uns fiir eine Regelung
im AEG und im PBefG aussprechen.
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5.1.2.1 Argumente fiir eine BGB-L6sung

Fiir eine Losung im BGB spricht, dass der Beforderungs-
vertrag ein Werkvertrag gemif §§ 631 ff. BGB ist. Be-
reits im Jahre 1979 hat der Gesetzgeber im Anschluss an
die Werkvertragsvorschriften des BGB den Reisevertrag
als besonderen Werkvertrag geregelt. Diese Vorschriften
haben sich nach allgemeiner Einschitzung bewihrt, ins-
besondere auch die Regelung des Reisevertragsrechts als
besonderer Werkvertrag.® Es bote sich daher an, den Be-
forderungsvertrag als weiteren besonderen Werkvertrag
im Anschluss an das Reisevertragsrecht zu regeln, also
als §§ 651 n ff. BGB.

Die Regelung des Landbeforderungsvertrages im BGB
wire auch im Hinblick auf die Reformen des Gesetzge-
bers im BGB-Vertragsrecht in den letzten Jahren konse-
quent. Mit der Schuldrechtsreform aus dem Jahre 2001
hat der Gesetzgeber dafiir gesorgt, dass der Biirger die fiir
ihn relevanten Vorschriften des Vertragsrechts auch tat-
sdchlich im BGB findet. Dies gilt fiir die Anpassung des
Kaufrechts an die Rechtswirklichkeit und die Einbe-
ziehung zahlreicher verbraucherrechtlicher ~Neben-
gesetze ins BGB, die auch den Zweck hatten, dass die
zentrale Kodifikation aus der Sicht des Biirgers und Ver-
brauchers die grundlegenden Vorschriften, die seine Teil-
nahme am Rechtsverkehr betreffen, enthalten.4® Es wére
nur konsequent, die im BGB enthaltenen Vertragstypen
um einen Vertragstyp Beforderungsvertrag zu ergénzen.
Damit wird die Transparenz des geltenden Rechts fiir den
Biirger deutlich erhdht. Dies gilt auch dann, wenn Einzel-
fragen im Verordnungswege geregelt werden.

Allerdings hat der Gesetzgeber der Schuldrechtsreform
keine neuen Vertragstypen ins BGB eingestellt, sondern
hat ins allgemeine Schuldrecht eingegriffen und beste-
hende Vertragstypen reformiert.

5.1.2.2 Argumente fiir eine L6sung im AEG
und PBefG

Das Ziel der Transparenz ldsst sich auch im AEG und im
PBefG verwirklichen. Entscheidend ist nicht, in welchem
Gesetz die Regelung erfolgt, sondern dass sie abschlie-
Bend ist. Allerdings ist einzurdumen, dass mit der erfor-
derlichen Verdoppelung der Regelung in AEG und PBefG
eine gewisse Komplexitit eintritt.

Die Losung im AEG und PBefG hat gegeniiber der BGB-
Losung zwei wesentliche Vorteile. Zum einen wird der
Sachzusammenhang mit den iibrigen Vorschriften dieser
beiden Gesetze gewahrt. Es handelt sich dabei sozusagen
um die Grundgesetze des Eisenbahnverkehrs beziehungs-
weise der sonstigen Personenbeforderung, zu deren An-
liegen auch und nicht zuletzt die Regelung der Rechtsbe-
ziehung zu den Kunden gehort. Beide Gesetze enthalten
Vorschriften, die fiir die Beziehung zwischen Fahrgast
und Beforderer von direkter Bedeutung sind, gleichwohl
aber nicht ins BGB iibernommen werden konnen. Dies

4 Etwa Staudinger-J. Eckert, Neubearbeitung 2003, Vorbem zu
§§ 651a-m, Rn. 33, trotz Kritik im Einzelnen.
49 Bundestagsdrucksache 14/6040.

gilt fiir die Beforderungspflicht nach § 10 AEG bzw. § 22
PBefG oder die Tarifgenehmigung nach § 12 AEG bzw.
§ 39 PBefG. Dariiber hinaus haben die in den beiden Ge-
setzen geregelten aufsichtsbehordlichen Befugnisse eine
mittelbare Relevanz fiir die rechtliche Beziehung zwi-
schen Beforderer und Fahrgast, denn sie beeinflussen die
Leistungserstellung.

Zum anderen kann mit dem AEG und dem PBefG der
Anwendungsbereich priziser beschrieben werden. Es
geht bei unseren Vorschlidgen nur um den offentlichen
Personenverkehr. Fiir andere Beforderungsvertréige, etwa
mit Taxis oder mit Bussen im Gelegenheitsverkehr, ma-
chen die Vorschlage keinen Sinn, denn Verspatungsrege-
lungen setzen einen Linienverkehr und einen Fahrplan
voraus, von dem abgewichen wird. Es ist daher zweckma-
Big, auf den Schienenverkehr abzustellen, so wie er im
AEG und in der EVO erfasst ist, sowie auf den Rege-
lungsbereich der VO AllgBefG. Bei einer Regelung im
PBefG muss dabei klargestellt werden, dass sie nicht tiber
den Anwendungsbereich der VO AllgBefB hinausgeht.
Soweit Busverkehr betroffen ist, beziehen sich die hier
unterbreiteten Vorschldge ausschlieflich auf Buslinien-
verkehr gem. § 42 PBefG.

5.1.2.3 Abwiagung und Ergebnis:
AEG und PBefG

Betrachtet man eher die rechtstechnische Seite der Um-
setzung der angestrebten Ziele, so heben sich die Vor- und
Nachteile der beiden Losungen nahezu auf. So hat die
BGB-Losung den Vorzug, dass fiir die grundsitzlichen
Vorschriften eine einzige, leicht auffindbare Regelung
ausreichend ist, wihrend bei der Losung im AEG und im
PBefG eine Verdoppelung der Vorschriften in den beiden
Gesetzen erforderlich ist. Dafiir fallt die notwendige
Ankoppelung der EVO und der VO AllgBefB an das
BGB komplizierter aus. Man braucht mdglicherweise
eine neue Erméchtigungsgrundlage, die wie bei der BGB-
InfoV im EGBGB gefunden werden konnte. Damit wird
jedoch wieder unklar, bei welchem Ministerium die
Federfiihrung ldge. Bei AEG und PBefG dagegen kann
es bei den bereits geltenden Erméchtigungsgrundlagen in
§ 26 Abs. 1 Nr. 1 lit. b AEG beziechungsweise § 57 Nr. 5
PBefG bleiben.

Sachlicher Anwendungsbereich

Der sachliche Anwendungsbereich muss durch die Be-
griffsbestimmungen im AEG beziehungsweise im PBefG
definiert werden. So umschreibt § 3 AEG den o6ffentli-
chen Eisenbahnverkehr und § 1 PBefG den OPV im Ubri-
gen. Die hier vorgeschlagenen Regelungen meinen den in
diesen beiden Vorschriften angesprochenen Bereich und
wollen dariiber nicht hinausgehen; es geht nur um den
oOffentlichen Personenverkehr. Eine Regelung im AEG
und im PBefG kann an die bereits vorhandenen Definitio-
nen anschlieBen, wihrend eine BGB-Regelung die Uber-
nahme in den Text des BGB erfordert, zumindest einen
Verweis auf die Definitionen in §§ 3 AEG, 1 PBefG. Im
PBefG muss allerdings geregelt werden, dass nicht der
gesamte Anwendungsbereich des Gesetzes gemeint ist,



Drucksache 16/1484

—90 —

Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode

sondern nur der Linienverkehr, also der Bereich, den die
VO AllgBefB umfasst.

Sachzusammenhang

Ein wichtiges Argument ist der Sachzusammenhang. Die-
ser stellt sich aus der Sicht des Fahrgastes anders dar als
aus der Sicht des Beforderungsunternechmens. Fiir den
Fahrgast ist der Beforderungsvertrag ein Vertrag neben
vielen anderen Vertrdgen des téglichen Lebens, so dass
aus seiner Perspektive der Sachzusammenhang eher bei
einer Regelung im BGB gewahrt ist. Fiir den Beforderer
dagegen ist die Vertragsbeziehung mit dem Fahrgast ein
Ausschnitt aus den Rechtsvorschriften, die fiir seine Leis-
tungserstellung relevant sind. Er sieht den Sachzusam-
menhang naturgemdBl im AEG bezichungsweise im
PBefG.

Der Widerspruch ist zu Gunsten von AEG und PBefG
aufzuldsen, denn wie ausgefiihrt, befassen sich beide Ge-
setze auch mit dem Verhéltnis zwischen Fahrgast und Be-
forderer. Sowohl das AEG wie das PBefG bringen ver-
kehrspolitische Zielvorstellungen zum Ausdruck. So
spricht § 1 Abs. 2 AEG von ,,dem Ziel bester Verkehrsbe-
dienung® und § 8 Abs. 3 PBefG weist der Genehmigungs-
behorde und dem Aufgabentriger die Aufgabe zu, fiir
eine ausreichende Bedienung der Bevdlkerung mit Ver-
kehrsleistungen zu sorgen. Es erscheint sinnvoll, auch die
vertragsrechtlichen Regelungen in den Kontext dieser
Zielvorstellungen zu bringen. Damit wird zum Ausdruck
gebracht, dass das Vertragsrecht dazu beizutragen hat, die
verkehrspolitischen Ziele zu verwirklichen.

Daseinsvorsorge

Die Erbringung von Verkehrsleistungen gehort herkémm-
licher Weise zum Bereich der Daseinsvorsorge, fiir die
sich der Staat selbst verantwortlich fiihlt und die er tradi-
tioneller Weise nicht allein dem Markt iiberldsst. Ahnlich
wie bei der Energieversorgung und bei Post- und Tele-
kommunikationsdienstleistungen iiberzieht ein dichtes
Geflecht rechtlicher Regulierungen diesen Bereich, um
als volkswirtschaftlich notwendig angesehene Ergebnisse
unabhéngig von Marktergebnissen zu gewahrleisten. Da-
bei sind viele der Leistungserbringer staatliche oder halb-
staatliche Unternehmen.

Diese Ausgangssituation unterliegt starkem Wandel. Die-
ser wird zum einen durch den europarechtlichen Rahmen
verursacht, der auf offene Netze setzt und sich in diesen
Netzen optimale Ergebnisse durch Wettbewerb zwischen
privaten Anbietern verspricht. Zum andern kann nach all-
gemeiner Uberzeugung die Effizienz der Leistungserbrin-
gung durch einen marktwirtschaftlichen Rahmen erheb-
lich gesteigert werden. Die diesbeziigliche Entwicklung
ist im Telekommunikationssektor bereits weit vorange-
schritten, im Luftbeforderungsbereich ebenfalls. Dagegen
steht der Personenbeforderungsbereich mit landgebunde-
nen Verkehrsmitteln erst am Anfang einer derartigen Ent-
wicklung.

Es hat sich gezeigt, dass die Ablésung der durch den Staat
betriebenen oder durch den Staat zumindest beaufsichtig-

ten Leistungserbringung im Bereich der Daseinsvorsorge
durch Marktéffnung und Deregulierung keineswegs dazu
fiihrt, dass Recht tiberfliissig wird. Vielmehr werden neue
Regulierungsagenturen erforderlich und — in unserem Zu-
sammenhang von Bedeutung — die Vertrige zwischen den
Verbrauchern und den Leistungserbringern miissen gere-
gelt werden. Versorgung mit Telekommunikationsdienst-
leistungen, Energieversorgung und Verkehr kénnen nicht
mehr iiber o6ffentlich-rechtlich angelegte Verordnungen
geregelt werden, die Befugnisse von Behorden gegeniiber
Unternehmern im Interesse der Daseinsvorsorge enthal-
ten, sondern bediirfen einer vertragsrechtlichen Gestal-
tung, die die Ziele der Daseinsvorsorge aufnehmen muss.

In diesem Kontext bewegt sich das Thema unseres Gut-
achtens. Fahrgastrechte zu schaffen bedeutet nichts ande-
res als vertragliche Anspriiche zu regeln und damit einen
entsprechenden Vertragstyp zu konturieren. Idealerweise
miisste diese Entwicklung im BGB enden, denn das BGB
ist die zentrale Kodifikation, die das Vertragsrecht ent-
hilt. Dafiir erscheint die Zeit aber noch zu friith. Dies
zeigt schon ein Blick auf den Telekommunikations- und
den Energiebereich, wo Verbraucherrechte durchaus dis-
kutiert werden, aber immer nur im Kontext der Spezial-
gesetze. Von einem Energielieferungsvertrag oder einem
Vertrag iiber Telekommunikationsdienstleistungen im
BGB ist man noch weit entfernt.50

Die Personenbeforderung ist nicht geeignet, hier Schritt-
macherdienste zu leisten. Zum einen ist der Bereich der
Entstaatlichung im Energiesektor und im Telekommuni-
kationsbereich wesentlich weiter vorangeschritten als im
Verkehrssektor. Es ist daher zu erwarten, dass eher in die-
sen Bereichen ecine Ausgestaltung von Vertragstypen
stattfindet, die letztlich ithren Weg in das BGB finden.
Zum anderen arbeiten im Energie- und im Telekommuni-
kationsbereich gewinnorientierte Unternehmen, die ihre
Leistungen und ihre Infrastruktur ohne Zuhilfenahme
staatlicher Forderung erstellen. Das ist im Verkehrsbe-
reich anders. Zum Zwecke des Erhalts und des Ausbaus
des offentlichen Personenverkehrs gibt der Staat nicht un-
erhebliche Mittel aus, ohne die der Regionalverkehr der-
zeitigen Zuschnitts nicht denkbar wére. Verkehr wird als
das Bereitstellen von Infrastruktur begriffen und als Vor-
aussetzung fiir wirtschaftliche Téatigkeit, fiir die der Staat
zustindig ist. Dies alles fiihrt dazu, dass Verkehrsleistun-
gen zu Preisen angeboten werden konnen, die bei einer
rein marktwirtschaftlichen Leistungserbringung nicht
moglich wéren, sieht man einmal vom Fernverkehr ab.
Kundenrechte und an gesetzlichen Zielvorgaben orien-
tierte steuernde Leistungen des Staates stehen in einem
Zusammenhang, der durch die Verteilung auf verschie-
dene Gesetze nicht aufgelost werden sollte. Daraus folgt,
dass eine Einstellung des Landbeforderungsvertrags in
das BGB derzeit nicht anzuraten ist.

50 Vgl. etwa das Verbraucherpolitische Programm der Bundesregie-
rung, Bundestagsdrucksache 15/959, das zwar von einer Verbesse-
rung der Verbraucherrechte in diesem Bereich spricht, aber nicht von
einer Kodifizierung im BGB.
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5.1.3

5.1.3.1 Alternative: Werkvertragsrecht und
AGB-Kontrolle

Weitere Alternativen

Zu dem hier gemachten Vorschlag gibt es eine Reihe von
Alternativen, die wir erwogen haben, jedoch nicht zuletzt
im Lichte der Diskussionen iiber unsere beiden Zwi-
schenberichte nicht empfehlen wollen.

So wire es denkbar, auf den Landbeférderungsvertrag das
geltende Werkvertragsrecht nebst den dieses ergdnzenden
Vorschriften aus dem Allgemeinen Schuldrecht anzuwen-
den.>! Diese Vorschriften sind grundsétzlich dispositiv,
das heif}t die betroffenen Unternehmen hétten es in der
Hand, Risiken, die sie auf Grund dieser Vorschriften tra-
gen miissten und nicht tragen wollen, durch Allgemeine
Geschiftsbedingungen einzugrenzen. Privilegierungen
der Verkehrsunternehmen in den AGB-Kontrollvorschrif-
ten miissten gestrichen werden, ebenso Abweichungen in
der EVO und der VO AllgBefB von den BGB-Regelun-
gen. Die Angemessenheit der Risikobegrenzung in AGB
wirde auf dem Weg festgestellt, der fiir alle tibrigen Un-
ternehmen auch gilt, ndmlich der AGB-Kontrolle durch
die Gerichte gemiB §§ 307 bis 309 BGB, die entweder im
Wege der Inzidentkontrolle im Zuge eines Individual-
rechtsstreits oder auf Grund der Verbandsklagebefugnis
nach dem Unterlassungsklagengesetz erfolgen kann.

Diese Losung hitte den Vorteil, dass Beforderungsunter-
nehmen wie alle anderen Unternehmen auch, die Werk-
vertrdge abschlieen, behandelt werden. Dem stehen aber
gewichtige Nachteile entgegen. Der Leitbildcharakter des
geltenden Werkvertragsrechts fiir den Beforderungsver-
trag ist recht schwach. Wesentliche Elemente des Befor-
derungsvertrages sind im Werkvertragsrecht nicht enthal-
ten; sie miissten erst von der Rechtsprechung im Zuge der
Inhaltskontrolle von AGB herausgearbeitet werden. Dies
ist ein mithsamer und vor allem langwieriger Prozess. Es
wirden viele Jahre vergehen, bis fiir die Beteiligten fest-
steht, welche Regelungen gemill den Verfahrensvor-
schriften iiber die AGB-Kontrolle akzeptabel sind oder
nicht.2 Die Beteiligten haben in groBer Ubereinstim-
mung darauf hingewiesen, dass dieses Moment der
Rechtsunsicherheit fiir sie groe Schwierigkeiten bedeu-
ten wiirde. Diese Rechtsunsicherheit kénne nur vermie-
den werden, wenn es weiterhin Detailbestimmungen nach
Art der Regelungen in der EVO bzw. der VO AllgBefB
gibt. Dies gilt nicht nur fiir die Anbieter, sondern auch fiir
die Kunden. Verbraucherverbinde miissten erst ausloten,
welche der neu geschaffenen AGB sie mit einer Ver-
bandsklage angreifen wollen. Diese Argumente haben
uns iiberzeugt, so dass wir einen derartigen Weg nicht
vorschlagen.

Im Ubrigen sprechen auch rechtssystematische Uberle-
gungen fiir diese Vorgehensweise. Das bisherige Werk-
vertragsrecht hat bereits spezifische AGB im Bereich des

51 Darauf lduft der Vorschlag von Staudinger, Verbraucherrechte im 6f-
fentlichen Schienenpersonenverkehr, 2004, S. 45 ff., hinaus.

52 Das Ergebnis einer Tarifgenechmigung gem. § 12 AEG bzw. § 39
PBefG beseitigt nicht die Anwendbarkeit der §§ 305 ff. BGB.

Bauvertrags ausgesondert (VOB/B), die mit dem Raster
der §§ 305 ff. BGB und der Leitbildfunktion des Werk-
vertragsrechts nicht angemessen erfasst werden. Es ist da-
her auch aus rechtssystematischen Griinden zweckméaBig,
die notwendigen Detailregelungen in aus dem BGB aus-
gelagerte Vorschriften aufzunehmen, statt sich auf den
unzureichenden Charakter des Werkvertragsrechts als
Leitbild fiir den Beforderungsvertrag im Rahmen einer
AGB-Kontrolle zu verlassen.

5.1.3.2 Alternative: Europarechtliche Losung

Im Gegensatz zu diesem Regelungsansatz konnte man ei-
ner rein europarechtlichen Losung den Vorzug geben.
Wie oben ausgefiihrt, ist ein Verordnungsvorschlag der
Europdischen Kommission iiber Fahrgastrechte auf dem
Wege.53 Zwar beschrinkt sich der Anwendungsbereich
nach den Vorstellungen der Kommission auf den grenz-
iiberschreitenden Eisenbahnverkehr, jedoch hat das Parla-
ment vorgeschlagen, auch den Inlandsverkehr einzubezie-
hen. Falls der Vorschlag des Parlaments nicht realisiert
wird, konnte der Bundesgesetzgeber den gleichen Effekt
dadurch herbeifiihren, dass er den Inhalt der Verordnung
inhaltsgleich fiir den Inlandsverkehr {ibernimmt.

Diese Losung hitte den Vorteil, dass fiir grenziiberschrei-
tenden Eisenbahnverkehr und Inlandsverkehr die gleichen
Regelungen gelten. Da die Eisenbahnunternehmen in der
Zukunft gezwungen sein werden, sich als européische Un-
ternehmen aufzustellen und nicht nur nationale Netze zu
bedienen, um diese durch grenziiberschreitenden Verkehr
zu ergénzen, sondern europdische Netze zu bedienen,
kommt den Anteilen des grenziiberschreitenden Verkehrs
in Zukunft stirkere Bedeutung zu. Dies entspricht auch
den allgemeinen Zielen der Verkehrspolitik, die den Zu-
wachs an grenziiberschreitendem Verkehr innerhalb der
Européischen Union nicht der Strae und dem Luftverkehr
allein iiberlassen, sondern im Sinne einer nachhaltigen
Verkehrspolitik auch auf die Eisenbahn lenken will. Man
konnte argumentieren, das europdische Netz brauche ei-
nen einheitlichen Rechtsrahmen und sollte nicht durch na-
tionale Regelungen fragmentiert werden.

Wir halten einen derartigen Weg gleichwohl nicht fiir
richtig. Es gibt zu viele Unsicherheiten, ob und in wel-
cher Form der européische Rechtsrahmen kommt. Um-
stritten ist schon, ob die anstehenden Fragen durch die be-
stehenden internationalen Regelungen gelost werden
sollten, ndmlich die COTIF, oder ob es eines européi-
schen Regelungswerks bedarf. Das Verhéltnis von COTIF
und dem Verordnungsvorschlag der Europdischen Kom-
mission ist unklar, doch diirfte das Problem sich durch die
sich abzeichnenden Anderungen am Verordnungsvor-
schlag erledigen. Nach den Vorstellungen von Parla-
ment** und Ministerrat>® stellt die COTIF/CIV einen
Mindeststandard dar, {iber den die Verordnung mit zusétz-
lichen Fahrgastrechten hinausgehen soll. Auch wenn der
Verordnungsvorschlag derzeit recht ziigig beraten wird,

53 KOM (2004) 143.
s+ A 6-0123-2005.
55 8263/05.
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ist dennoch nicht abzusehen, wie ein européischer
Rechtsrahmen aussehen wird. Es besteht daher kein An-
lass, dass sich zum gegenwértigen Zeitpunkt der deutsche
Gesetzgeber auf diesem Sektor von einer eigenen Politik-
gestaltung verabschiedet. Jenseits dieses Arguments hat-
ten wir den Eindruck, dass es auch nicht den Interessen
und den Wiinschen der Beteiligten entspricht, die Verant-
wortung nach Briissel abzugeben.

Das europdische Modell beschrinkt sich auBlerdem auf
den Eisenbahnverkehr, wahrend wir fiir eine Losung pla-
dieren, die den gesamten landgebundenen OPV ein-
schlief3t.

5.1.3.3 Alternative: AbschlieBende Regelung
im AEG und im PBefG

Es wire auch vorstellbar, in das AEG beziehungsweise
das PBefG abschlieende Regelungen aufzunehmen, ohne
ergénzend die EVO und die VO AllgBefB heranzuziehen.
Im Gegensatz zu einer BGB-Regelung spréche nicht dage-
gen, dass die Abstraktionshohe dieser beiden Gesetze der
notwendigen Detailregelung entgegensteht. Wir schlagen
dies dennoch nicht vor, denn es wiirde bedeuten, dass jede
noch so kleine Anderung durch den Gesetzgeber erfolgen
muss. Wir haben jedoch oben ausgefiihrt, dass fiir die De-
tails eine Flexibilitit erforderlich ist, die Anderungen
durch den Verordnungsgeber erlauben sollte.

5.1.3.4 Alternative: AbschlieBende Regelung
in EVO und VO AligBefB

Der Gedanke, alles an einer Stelle zu regeln, konnte
schlieBlich auch dazu fiihren, die gesamte Regelung in
die EVO bzw. VO AllgBefB einzustellen. Man miisste
sich nicht mit der abstrakteren Regelungstechnik des
BGB auseinander setzen. Auf diese Weise bliebe auch die
Verantwortlichkeit des zustdndigen Fachministeriums er-
halten.

Auch diese Losung empfehlen wir nicht. EVO und
VO AllgBefB regeln zwar viele Fragen, die sich auf den
Beforderungsvertrag beziehen, sind jedoch keine Verord-
nungen iber den Beforderungsvertrag, sondern setzen
diesen vielmehr voraus. Der Beforderungsvertrag bliebe
ein Werkvertrag, der den Regeln des BGB unterworfen
bliebe, so weit EVO und VO AllgBefB nichts Abwei-
chendes regelt. Das Nebeneinander von BGB und EVO
bzw. VO AllgBefB konnte auf diesem Wege nicht voll-
standig beseitigt werden. Beide Verordnungen so um-
zubauen, dass sie den Beforderungsvertrag vollstindig
regeln, wirft Zweifel im Hinblick auf ihre Ermaéchti-
gungsgrundlagen auf. Entscheidend ist fiir uns aber letzt-
lich das Argument, dass die Grundstrukturen einer Rege-
lung in parlamentarischer Verantwortung entschieden
werden sollten.

5.1.3.5 Alternative: Keine gesetzliche Regelung;
Regelung iiber den Wettbewerb

Dass es einer grundsitzlichen Regelung bedarf, liegt auf
der Hand. Denn man kann Fragen der Fahrgastrechte

nicht dem Wettbewerb iiberlassen. Dagegen spricht zu-
néchst die gegenwiartige Marktstruktur, die auf dem Ge-
biete der Eisenbahnbeforderung wohl noch auf absehbare
Zeit einen dominanten Anbieter aufweist. Entscheidend
ist aber, dass Fahrgastrechte kein Wettbewerbsparameter
sind. Der Kunde entscheidet sich nicht fiir einen be-
stimmten Anbieter, weil er fiir den Fall, dass die Leistung
nicht vertragsgemaf erbracht wird, bessere Rechte hat als
bei einem anderen Anbieter. Der Kunde will preiswert
und piinktlich ans Ziel befordert werden. Preis und Quali-
tit der Leistung sind die entscheidenden Wettbewerbspa-
rameter. Alles Ubrige, darunter die Anspriiche bei nicht
vertragsgemifer Leistungserbringung, gehdrt zu den
Rahmenbedingungen des Wettbewerbs, die der Staat bzw.
der Gesetzgeber setzen muss. Der Fahrgast disponiert
hieriiber nicht, da er die Vor- und Nachteile von AGB
nicht zur Kenntnis nimmt und sie daher auch nicht zur
Grundlage seiner Entscheidung macht.

Es macht auch keinen Sinn, ein ,, Tarifwahlmodell*“ anzu-
bieten, d. h. im Hinblick auf die Kosten der Entschadi-
gungen fiir Verspatungen nur denjenigen Kunden Rechte
einzurdumen, die dafiir eine Zusatzpramie zu zahlen be-
reit sind. Dies wiirde dazu fithren, dass der Zusatzpreis
bedeutend hdher ist, als wenn man Entschddigungszah-
lungen auf alle Kunden umlegen wiirde. Im Vorfeld der
Verabschiedung des AGB-Gesetzes hat man iiber eine
,» Tarifwahl* nachgedacht; es besteht inzwischen Einmii-
tigkeit, dass man eine derartige Regelung seinerzeit zu
Recht nicht eingefiihrt hat.’¢ Daran sollte festgehalten
werden. Der Kunde wiirde die ,,Risikoprdmie® im Zwei-
fel nicht bezahlen, da er davon ausgeht, dass das Risiko
gerade ihn nicht treffen werde. Es ist gerechter, die Kos-
ten der Verspatungsrisiken nicht allein diejenigen tragen
zu lassen, die sie zufillig treffen, sondern sie auf die Ge-
meinschaft der Kunden umzulegen, denn selbstverstiand-
lich kénnen die Beforderer zusitzliche Kosten nicht allein
tragen, sondern miissen sie an die Fahrgéste weiter geben.
Allenfalls mag dies ein Anreiz sein, verstirkte Anstren-
gungen zur Vermeidung von Verspétungen zu unternch-
men, um Preiserhdhungen im Zusammenhang mit der
Einfiihrung von Fahrgastrechten zu begrenzen. Ein der-
artiger Effekt wire gewiinscht.

5.2 Struktur der Regelung

5.21 Vorschlag: Acht Paragrafen im AEG

und im PBefG

Es wird eine aus acht Paragrafen bestehende Regelung
vorgeschlagen, die man ins AEG und PBefG einstellen
konnte, wobei Ergidnzungen in der EVO und in der
VO AllgBefB vorzunehmen wiren. In diesem Abschnitt
soll zunichst ein Uberblick iiber die vorgeschlagene Re-
gelung gegeben werden. Einzelbegriindungen und mogli-
che Alternativen zu einzelnen Vorschldgen werden in den
darauf folgenden Abschnitten erortert.

56 Dies liegt an der abstrakt-generellen Priifung von AGB, die dem
deutschen Recht zu Grunde liegt, vgl. etwa Wolf/Horn/Lindacher,
AGB-Gesetz, § 9 Rn. 51 ff.
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In der ersten Vorschrift miisste der Personenbeforde-
rungsvertrag definiert werden. Dabei muss deutlich wer-
den, dass nur der OPV zu Land erfasst wird. Die Rege-
lung soll sich nicht auf den Schienen-Personenverkehr
beschrinken, sondern auch die Personenbeforderung auf
der Straf3e erfassen. Es kann daher auf die Definitionen in
§§ 3 AEG, 1 PBefG Bezug genommen werden. Die Luft-
und die Seebeforderung soll dagegen nicht geregelt wer-
den.

Die vorgeschlagenen Regelungen sollen auch fiir den 6f-
fentlichen Personennahverkehr gelten. Damit entfdllt die
sonst notwendige und komplizierte Abgrenzung zwischen
Nahverkehr und Fernverkehr (vgl. Kapitel 5.3.7).

Die zweite Vorschrift betrifft Informationspflichten. Wir
schlagen vor, sich der bewéhrten Gesetzgebungstechnik
der Regelbeispiele zu bedienen, wobei die einzelnen In-
formationspflichten in der EVO bzw. der VO AllgBefB
zu regeln wéren. In der Vorschrift selbst miisste allerdings
klargestellt werden, dass den Beforderer Informations-
pflichten einmal sozusagen fiir den Normalfall, das heif3t
vor oder spatestens bei Vertragsschluss, treffen — das be-
trifft auch Informationspflichten hinsichtlich des Fahr-
plans —, und zum anderen bei Leistungsstérungen, insbe-
sondere Verspatungen.

Die dritte Vorschrift enthilt eine Definition des Man-
gels. Unter Mangel werden Verspatungen und Zugaus-
fille verstanden. Die Definition ist deswegen erforder-
lich, weil mit der hier vorgeschlagenen L&sung ein
eigenstiindiger Vertragstyp Landbeforderungsvertrag ge-
schaffen werden soll. Eine eigenstindige rechtspolitische
Bedeutung kommt der Vorschrift dagegen nicht zu.

Die vierte Vorschrift befasst sich mit den Rechtsfolgen
eines Mangels. Sie regelt Minderung und Riicktritt. Der-
artige Anspriiche sollen verschuldensunabhéngig gewéahrt
werden. Dies entspricht der Systematik in den Vertrags-
typen des BGB. Auch wenn die Regelung nicht ins BGB
eingestellt werden soll, ist es doch zweckmiBig, der Sys-
tematik des BGB zu folgen. Dort ist regelméaBig verschul-
densunabhingig Minderung oder Riicktritt vorgesehen
und auBlerdem ein verschuldensabhingiger Schadens-
ersatzanspruch (zum Schadensersatz unten). In der Vor-
schrift selbst soll nicht mehr vorgesehen werden, als dass
ein Mangel zu einer Minderung und ein erheblicher Man-
gel zu einem Riicktritt berechtigt. Einzelheiten sollen
wiederum in der EVO bzw. der VO AllgBefB geregelt
werden. Dazu gehoren ein pauschalierter Erstattungs-
anspruch bei Verwendung von Einzelfahrscheinen, ndm-
lich 30 Prozent Erstattung bei 30 Minuten Verspatung,
60 Prozent bei 60 Minuten und 90 Prozent bei 90 Minu-
ten, ferner die Berechnung von Erstattungsanspriichen bei
der Verwendung von Zeitkarten und schlieBlich eine Ba-
gatellgrenze. Entscheidend fiir eine Verspatung ist stets
die Ankunftsverspatung, das heif3it, dass auch Verspatun-
gen, die durch versdumte Anschliisse entstehen, mitzédh-
len. Auch dies soll in der EVO und der VO AllgBefB,
nicht im AEG und PBefG, geregelt werden.

Die fiinfte Vorschrift enthdlt eine Schadensersatzrege-
lung. Schadensersatz ist nur bei Verschulden des Beforde-

rungsunternehmens zu leisten. Er soll nur Hotelkosten
unter den Voraussetzungen des kiinftigen § 17 EVO und
Schiaden umfassen, die auf eine Verletzung von Informa-
tionspflichten zuriickzufiihren sind. Im Ubrigen soll es
Schadensersatzanspriiche nicht geben. Dies soll ein Aus-
gleich fiir die verschuldensunabhéngigen Minderungs-
rechte sein.

Die sechste Vorschrift sicht eine gesamtschuldnerische
Haftung aller an einer Reisekette beteiligten Verkehrs-
unternechmen vor. Die Reisekette wird dadurch definiert,
dass ein einziger, durchgehender Fahrschein fiir eine Be-
forderungsleistung ausgestellt wird.

Die siebte Vorschrift sicht eine Riigefrist vor und regelt
die Verjahrung. Die Vorschrift ist der reisevertraglichen
Regelung des § 651 g BGB nachgebildet und soll wie die-
ser eine Ausschlussfrist von einem Monat sowie eine
zweijdhrige, an das Fahrtende ankniipfende Verjahrung
enthalten.

Die achte Vorschrift regelt die Unabdingbarkeit der vor-
angegangenen Vorschriften. Dies hindert die Unterneh-
men nicht, in ihren Beforderungsbedingungen zu Gunsten
der Fahrgiste von den gesetzlichen Regelungen abzuwei-
chen.

AuBerhalb des AEG und PBefG konnte man eine zwin-
gende Schlichtung fiir Streitigkeiten aus dem Landbefor-
derungsvertrag vorsehen. Dies erscheint uns angesichts
der geringen Streitwerte geradezu unerldsslich; es ist
wirtschaftlich nicht vertretbar, mit den in Rede stehenden
Betrigen Amtsgerichte zu befassen. Andererseits emp-
fehlen wir jedoch, die Erfahrungen mit dem Pilotprojekt
Schlichtungsstelle Mobilitdt’” und der Schlichtungsstelle
Nahverkehr der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfa-
len’8 abzuwarten, bevor man zu gesetzlichen Regelungen
greift. Eine gesetzliche Regelung ist dann unverzichtbar,
wenn sich herausstellt, dass ein freiwilliges Modell nicht
von allen Akteuren mitgetragen wird.

5.3
5.3.1

Die Vorschrift konnte lauten:

Anwendungsbereich

Vorschlag: Landbeforderungsvertrag

§ A. Durch den Beforderungsvertrag wird der Befor-
derer verpflichtet, den Fahrgast an das vereinbarte Ziel
zu befordern. Der Fahrgast wird verpflichtet, den verein-
barten Fahrpreis zu entrichten.

Wie alle Vorschriften an der Spitze eines Vertragstyps legt
die vorgeschlagene Vorschrift die Hauptpflichten der Par-
teien fest und gibt ihnen entsprechende Anspriiche auf die
Gegenleistung. Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass
es sich um einen eigenstindigen Vertragstyp handelt und
nicht auf das Werkvertragsrecht oder andere Vorschriften
im BGB, etwa Schadensersatzanspriiche aus dem Allge-
meinen Teil des Schuldrechts, zuriickgegriffen werden
muss und darf.

57 www.schlichtungsstelle-mobilitaet.org.
58 ww.schlichtungsstelle-nahverkehr.de.
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5.3.2 Alternative: Werkvertragsrecht

Alternativ wire vorstellbar, in die Neuregelungen nur das
Werkvertragsrecht des BGB ergidnzende Regelungen auf-
zunehmen, jedoch auf die Konstituierung eines eigenstan-
digen Vertragstyps Landbeforderung zu verzichten. Das
entsprache dem derzeitigen Verhidltnis zwischen BGB
und AEG bzw. PBefG. Dann briuchte man diese Vor-
schrift nicht. Wir haben jedoch bereits unter 5.1 darge-
legt, dass uns ein eigensténdiger Vertragstyp Landbefor-
derung sinnvoll erscheint.

5.3.3 Vorschlag: Personlicher

Anwendungsbereich

Die Vorschrift legt auch den personlichen und den sachli-
chen Anwendungsbereich fest. Jeder Fahrgast fillt unter
die vorgeschlagenen Regelungen, unabhingig davon, ob
er als Geschéftsreisender oder privat Reisender unterwegs
ist. Ebenso wenig wird darauf abgestellt, in welcher
Rechtsform der Landbeforderer téitig wird oder ob er ge-
werblich und mit Gewinnerzielungsabsicht handelt.

5.3.4 Alternative: Verbrauchervertrag

Alternativ wire vorstellbar, den Landbeforderungsvertrag
als Verbrauchervertrag zu konzipieren. Das BGB stellt
dafir die §§ 13 und 14 bereit. Die vorgeschlagenen Vor-
schriften wéren dann nur anwendbar, wenn der Vertrag
zwischen einem Verbraucher und einem Unternehmer im
Sinne der §§ 13, 14 BGB abgeschlossen wird. Durch die
Schuldrechtsreform ist die Moglichkeit, die Anwendbar-
keit von Vorschriften auf Verbrauchervertrige zu be-
schranken, vielfdltig erprobt worden.>® Man konnte auch
im AEG und im PBefG auf die §§ 13, 14 BGB Bezug
nehmen.

Wir raten gleichwohl davon ab. Ahnlich wie im Reisever-
trag macht es keinen Sinn, Geschiftsreisende anders zu
behandeln als privat Reisende.®® Der Beforderer wird
nicht in der Lage sein, Geschiftsreisende und privat Rei-
sende zu unterscheiden, und fiir den Geschiftsreisenden
wird nicht einsichtig sein, warum ihm bestimmte Rechte
nicht zwingend zustehen, die der privat Reisende hat. An-
ders als bei Verbrauchervertriagen, bei denen der Verbrau-
cher typischerweise in der schwicheren Verhandlungs-
position ist, weil er Verbraucher ist, werden Geschifts-
und privat Reisender bei einer Beforderung von Leis-
tungsstérungen gleichermafen betroffen.

5.3.5 Vorschlag: Sachlicher

Anwendungsbereich

Der sachliche Anwendungsbereich soll sich aus den Defi-
nitionen fiir den OPV im AEG und im PBefG ergeben.
Die Luftbeférderung und die Seebeférderung sollen nicht
mit einbezogen werden, sondern der geltenden Spezialge-
setzgebung iiberlassen bleiben. Auch der Gelegenheits-

% §§ 312,312 b,474, 481,491 BGB.
% Im Reiserecht ist die Einbeziehung der Geschéftsreisenden durch die
Pauschalreise-Richtlinie (90/314/EWG) vorgegeben.

verkehr zu Land soll nicht geregelt werden. Busverkehr,
der nicht unter die VO AllgBefB fillt, ist weitgehend Be-
standteil einer Pauschalreise und mit den §§ 651 a ff.
BGB hinreichend geregelt. Im Ubrigen sollen Busver-
kehre nach §§ 48 und 49 PBefG nicht erfasst werden.o!
Sofern seitens der Akteure illegaler Linienverkehr durch
scheinbaren Verkehr gem. § 48 PbefG moniert wird, ist
dies eine Frage der Rechtsdurchsetzung und nicht von
MaBnahmen de lege ferenda. Zu Vorschriften iiber die
Beforderung mit einem Taxi besteht ebenfalls kein An-
lass.

5.3.6

Alternativ wiére vorstellbar, alle Beforderungsvertriage zu
erfassen, also auch die Luftbeférderung und die See-
beforderung. Dies hitte den Vorteil einer einheitlichen
Regelung und einer hohen Kohédrenz im gesamten Perso-
nenbeforderungsrecht. Wir sind aus diesem Grunde im
zweiten Kapitel auch ausfiihrlich auf das Luftbeforde-
rungsrecht eingegangen, weil nicht unndtigerweise
Unterschiede zwischen Luftbeférderungsrecht und Land-
beférderungsrecht bestehen sollten. Die Ausfithrungen
haben aber gezeigt, dass eine derartige Einheitlichkeit
nicht moglich ist. Dies liegt hauptsdchlich daran, dass das
Luftbeforderungsrecht in wesentlichen Elementen inter-
nationalen Ubereinkommen oder europdischen Regelun-
gen unterliegt, die ohne Umsetzungsgesetze direkt an-
wendbar sind. Der europdische Gesetzgeber plant, die
Regelungen iiber die Luftbeforderung sogar noch zu ver-
dichten, so dass man nahe an einen européischen Luftbe-
forderungsvertrag herankommt.®2 Dem Bundesgesetzge-
ber bliebe daher nur {ibrig, die Regelungen iiber andere
Beforderungsarten an das europdische Luftbeforderungs-
recht anzupassen, wenn er eine einheitliche Regelung al-
ler Personenbeforderungsvertrage erreichen mochte.

Alternative: Alle Personenbeforderungen

Davon raten wir aber ab. Das europdische Luftbeforde-
rungsrecht enthélt zahlreiche Spezialvorschriften, die nur
fiir die Luftbeforderung, aber nicht fiir andere Beforde-
rungsarten passen. Das gilt insbesondere, aber nicht nur
fiir das System der Ausgleichszahlungen, die bei Uberbu-
chungen und Flugannullierungen von den Fluggesell-
schaften ohne Riicksicht darauf, ob ein Schaden beim
Fluggast tatsichlich eingetreten ist, zu leisten sind. Diese
Vorschriften lassen sich auf die Landbeférderung nicht
iibertragen, so dass sich die separate Konzeption eines
Landbeforderungsvertrags empfiehlt. Der Bundesgesetz-
geber sollte seinen (noch) vorhandenen Spielraum aus-
nutzen und ein Rechtsmodell fiir eine etwa kommende
Européisierung entwickeln.

Auch die Seebeforderung sollte man nicht einbeziehen.
Die inldndische Seebeforderung ist im Binnenschifffahrts-
gesetz geregelten, das nicht Gegenstand dieses Gutachtens
ist. Auch auf Bundeswasserstrallen findet internationaler
Verkehr statt, der durch internationale Ubereinkommen
geregelt ist,% zu denen das Binnenschifffahrtsgesetz eine

61 Ausflugsfahrten, Ferienzielreisen, Mietomnibusse.
62 KOM (2005) 46. }
63 Z. B. das StraBburger Ubereinkommen fiir den Rhein.
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gewisse Kohdrenz wahren muss, so dass es nicht ohne
weiteres der Disposition des Bundesgesetzgebers unter-
liegt.

Mit der Abkoppelung des Luftverkehrs einschlielich des
inléndischen Luftverkehrs von den hier vorgeschlagenen
Regelungen ist keine Wettbewerbsverzerrung zu Lasten
des landgebundenen OPV verbunden. Luftverkehrsunter-
nehmen haften bei Verspédtungen de lege lata wesentlich
schirfer. Die Rechtsprechung sieht eine Verspétung als
Mangel an, die zur Minderung nach Werkvertragsrecht
berechtigt.®* Der Luftbeforderer schuldet wegen einer Ver-
spitung Schadensersatz, und zwar nach Artikel 19 MU, so-
fern sie durch ein luftfahrttypisches Ereignis ausgelost
wurde, sonst nach BGB.5

5.3.7 Alternative: Nur Fernverkehr

SchlieBlich kdme als Alternative in Betracht, zwischen
Nah- und Fernverkehr zu differenzieren, vor allem weil
die technische Abwicklung von Erstattungen im Nahver-
kehr unverhdltnisméBige Kosten verursachen konnte.
Eine solche Regelung hitte aber komplizierte Fragen der
Abgrenzung zwischen Nahverkehr und Fernverkehr not-
wendig gemacht. Es wire die Frage aufgetaucht, ob man
zum Nahverkehr lediglich den Verkehr rechnen sollte, der
Nichteisenbahnverkehr ist, also Busse, Strallenbahnen
und U-Bahnen und unter die VO AllgBefB fillt, nicht
aber S-Bahnen, oder ob man die gesamten Verkehre unter
Nahverkehr fassen sollte, die innerhalb von Verkehrsver-
biinden erbracht werden, oder ob schlieBlich der gesamte
Regionalverkehr erfasst werden sollte. Die Definition in
§ 2 Abs. 5 AEG ist ungenau. Eine aus Fahrgastsicht trans-
parente Abgrenzung ist kaum herstellbar, denn der Fahr-
gast wird — im Fall der engsten Abgrenzung — kaum nach-
vollziehen kénnen, warum U-Bahnen anders als S-Bahnen
behandelt werden sollen. Bei einer Abgrenzung nach Ver-
kehrsverbiinden wiirde der Nahverkehr in der Fléiche
nicht erfasst. Den gesamten Regionalverkehr anders zu
behandeln als Fernverkehr wire ebenfalls nicht gerecht-
fertigt, zumal Regional-Express-Ziige hédufig auch Fern-
verkehrsleistungen erbringen, auch wenn sie das Krite-
rium des Fernverkehrs nicht formal erfiillen. Um ein
Missverhiltnis zwischen Kleinstzahlungen und Verwal-
tungsaufwand zu vermeiden, wird eine Bagatellgrenze
vorgeschlagen (siehe unten).

5.4
5.41

Informationspflichten

Vorschlag: Allgemeine Vorschrift
im AEG und PBefG

Eine Vorschrift {iber Informationspflichten kdnnte lauten:

$ B. Der Beforderer ist verpflichtet, spdtestens bei
Vertragsschluss dem Fahrgast die notwendigen Informa-
tionen tiber die Reiseverbindung zu erteilen. Weiter ist er
verpflichtet, bei Betriebsstérungen die notwendigen

o Ruhwedel, Der Luftbeforderungsvertrag, Rn. 557 mit Rechtspre-
chungsnachweisen.
65 Vgl. Kapitel 2.3.2 und 5.5.1.

Informationen zu erteilen, damit der Fahrgast méglichst
schnell sein Fahrtziel oder den Ausgangspunkt der Be-
forderung erreichen kann. Einzelheiten kénnen in der
in ... vorgesehenen Verordnung geregelt werden.

Die Vorschrift enthilt eine Zweiteilung der zu leistenden
Informationen. Bestimmte Informationen miissen stets er-
teilt werden; sie betreffen sozusagen den Normalfall. Es
wird darauf verzichtet, eine Differenzierung von vorver-
traglichen und vertraglichen Informationspflichten vorzu-
nehmen, wie dies im Zuge der Umsetzung von verbrau-
cherrechtlichen Richtlinien der EU vielfach der Fall ist.
Eine Hypertrophie von Informationspflichten ist abzuleh-
nen; es reicht aus, wenn erforderliche Informationen ent-
weder im vorvertraglichen Feld erteilt werden oder an-
lasslich des Vertragsschlusses. Wer sich im Internet eine
Reiseroute herausgesucht hat, muss iiber die Reiseverbin-
dungen nicht noch einmal bei Vertragsschluss aufgeklart
werden.

Die zweite Gruppe von Informationspflichten soll nur bei
Leistungsstorungen eingreifen. Die Vorschrift soll durch
einen Schadensersatzanspruch sanktioniert werden. Dies
entspricht dem tiblichen System des BGB, bei dem § 280 I
diese Rechtsfolge ausspricht. Da hier aber eine abschlie-
Bende Regelung konzipiert wird, bei der nicht auf das
BGB zuriickgegriffen werden soll und Schadensersatz-
anspriiche als Ausgleich fiir die vorgeschlagenen Fahr-
preiserstattungsanspriiche stark eingeschriankt werden
sollen, sehen wir einen eigenstindigen Schadensersatzan-
spruch bei Informationspflichtverletzungen vor (vgl. Ka-
pitel 5.7.3).

5.4.2 Konkrete Informationspflichten in EVO

und VO AllgBefB

Einzelne Informationspflichten sollen jedoch nicht im
AEG und im PBefG, sondern in der EVO und der VO
AllgBefB aufgefiihrt werden. Dabei ist ein abschlieBen-
der Katalog von Informationspflichten nicht sinnvoll,
denn es werden immer wieder neue Situationen entste-
hen, in denen bestimmte Informationen erteilt werden
miissen, die man nicht ex ante festlegen kann. Aus die-
sem Grunde sollte man der bewidhrten Technik der Regel-
beispiele durch Verwendung des Wortes ,,insbesondere*
folgen. Beziiglich der einzelnen Pflichten kann man sich
an den EG-Verordnungsvorschlag iiber Fahrgastrechte
orientieren, da die dort aufgefiihrten Pflichten nicht iiber
das hinausgehen, was der Fahrgast als Service bereits
heute erwartet und auch meistens erhilt. Informations-
pflichten auf Fahrscheinen diirfen jedoch nicht tibertrie-
ben werden; es ist nicht sinnvoll, dass Fahrscheine her-
kommlicher GrofBenordnung nicht mehr ausgegeben
werden konnen beziehungsweise durch Zusatzblatter mit
vorgeschriebenen Informationen ergéinzt werden miissen.
Dies ist auch nicht im Interesse der Fahrgiste, denn nach
anerkannten Erkenntnissen der Verhaltensforschung kann
der Mensch nur eine beschrinkte Anzahl von Informatio-
nen gleichzeitig aufnehmen.

Als Ursache fiir Verspitungen infolge verpasster An-
schliisse erweisen sich hdufig knapp kalkulierte Um-
steigezeiten. Fahrpldne einschlieBlich elektronischer
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Fahrplanauskiinfte miissen daher angemessene Umsteige-
zeiten ausweisen, wobei auch auf die Belange mit Gepéck
beladener Gelegenheitsreisender Riicksicht zu nehmen
ist. Moglichst kurze Reisezeiten niitzen dem Fahrgast
nichts, wenn die Anschliisse nicht sicher zu erreichen
sind. Es ist den Verkehrsunternehmen unbenommen, zu-
sitzlich Verbindungen mit kiirzeren Umsteigezeiten im
Fahrplan aufzufiihren, wenn darauf hingewiesen wird,
dass die Umsteigezeiten knapp kalkuliert sind. Dann kann
der Fahrgast entscheiden, welches Risiko er eingehen
mochte.

5.4.3 Informationspflichten nur durch

Rechtsprechung

Alternativ kdme in Betracht, auf eine spezielle Vorschrift
iiber Informationspflichten zu verzichten, da die Recht-
sprechung in der Lage ist, auf der Basis der allgemeinen
Vorschriften die gebotenen Informationspflichten zu ent-
wickeln, ohne dass diese durch gesetzliche Vorschriften
vorgezeichnet werden miissen. Zwar soll nach unserem
Konzept § 280 BGB nicht zur Anwendung kommen,
doch konnte die Rechtsprechung auch der hier vorge-
schlagenen Vorschrift konkrete Informationspflichten
entnehmen. Von den beteiligten Kreisen ist jedoch darauf
hingewiesen worden, dass der Verzicht auf eine gesetzli-
che Regelung Intransparenz und Rechtsunsicherheit zur
Folge haben wiirde. Wir raten daher zu einer Ausformu-
lierung von Informationspflichten in der EVO und der
VO AllgBefB.

5.5
5.5.1

Mangelbegriff

Vorschlag: Aus § 17 EVO abgeleiteter
Mangelbegriff

Die Vorschrift konnte lauten:

$ C. (1) Bei Verspdtung und Ausfall eines Zuges ste-
hen dem Fahrgast die in §§ D und E genannten Rechte
zu. Die Verspdtung wird errechnet aus der Differenz der
tatsdchlichen und der fahrplanmdfsigen Ankunfiszeit. Ver-
sdumt der Fahrgast wegen der Verspditung einen An-
schlusszug, so wird die Differenz errechnet aus der tat-
sdchlichen  Ankunftszeit des ndchsten erreichbaren
Anschlusszuges und der fahrplanmdfigen Ankunftszeit
des Anschlusszuges, der ohne die Verspdtung erreicht
worden widre.

(2) Tritt der Fahrgast gemdf3 § D Abs. 2 zuriick, so ist
die zum Zeitpunkt des Riicktritts bestehende Verspdtung
mafigebend.

Wir schlagen einen vom BGB losgelosten Mangelbegriff
vor, der sich an die Terminologie von § 17 EVO anpasst,
weil dort die zu regelnden Materien genannt werden,
namlich die Verspitung und der Ausfall von Ziigen. Der
Mangelbegriff des BGB, der auf die vereinbarte Beschaf-
fenheit abstellt, ist dagegen an der Lieferung oder Bear-
beitung von Sachen orientiert. Das passt fiir eine Dienst-
leistung wie die Beforderung nicht. Das Wort ,,Mangel*
als solches sollte jedoch verwendet werden. Die Vor-
schrift regelt auBerdem, dass auf die Ankunftsverspatung

abzustellen ist und dass bei einem versdumten Anschluss
die sich bei Erreichung des Fahrtzieles ergebende Verspé-
tung mafB3geblich ist, nicht etwa die Verspatung, wenn der
Umsteigepunkt erreicht wird.

Eine vom BGB losgeldste abschlieBende Regelung hat
den Vorteil, dass es auf die Einordnung der Verspétung in
das System der Rechtsbehelfe nach dem BGB nicht an-
kommt. Diese ist nicht ganz unkompliziert. Es spielte bis-
lang bei der Schienenbeforderung keine Rolle, da § 17 EVO
in der bisherigen Fassung jede Haftung ausschloss. Dage-
gen mussten sich Rechtsprechung und Literatur beim
Luftbeforderungsvertrag mit dieser Frage auseinander
setzen.® Zwar enthilt Artikel 19 des Montrealer Uberein-
kommens eine Regelung flir die Verspitung, die dem
BGB gegeniiber vorrangig ist, jedoch gilt sie wie das ge-
samte Montrealer Ubereinkommen nur bei luftfahrttypi-
schen Ereignissen. Dies hat zur Folge, dass bei Verspa-
tungen, die nicht luftfahrttypisch verursacht sind, das
BGB zur Anwendung kommt. Technische Probleme an
Luftfahrzeugen beispielsweise gelten als nicht luftfahrt-
typisch, so dass die Anwendung des BGB auf Verspatun-
gen im Luftverkehr eine nicht unerhebliche praktische
Bedeutung hat.¢’

Man ist sich einig, dass die Anwendung der Verzugsvor-
schriften, §§ 280, 286 BGB, auf die Verspétung ausschei-
det, da der Beforderungsvertrag ein Fixgeschéft ist.®® Die
Erfillung eines Beforderungsvertrages ist daher unmog-
lich, wenn die Beforderung nicht zum vorgesehenen Zeit-
punkt beginnt. Der Fluggast hat unbeschadet moglicher
Rechte nach der VO (EG) Nr. 261/2004 einen Schadens-
ersatzanspruch gemdf § 283 BGB, sofern ihm ein Scha-
den entstanden ist und der Beforderer schuldhaft gehan-
delt hat.

Unabhéngig davon und nicht ganz ohne Widerspruch zur
Annahme einer Unmoglichkeit nimmt die Rechtspre-
chung unter Billigung der Literatur aulerdem an, dass ein
verspitet durchgefiihrter Flug eine mangelhafte Erfiillung
des Beforderungsvertrages ist, so dass dem Fluggast die
Mingelrechte zustehen.®® Dies ist bei der Anwendung
von Werkvertragsrecht vor allem das Minderungsrecht
gemall §§ 634 Nr. 3, 638 BGB. Um ecine Abgrenzung
zwischen Unmoglichkeit und mangelhafter Erfiillung
vorzunehmen, ist in der Literatur vorgeschlagen worden,
eine verspétete Beforderung innerhalb eines bestimmten
engen Zeitkorridors noch als wenn auch mangelhafte Er-
fiillung zu akzeptieren.”® Der Fluggast hat es in der Hand,
die verspatete Beforderung als (mangelhafte) Erfiillung
zu akzeptieren und Méngelrechte geltend zu machen oder
sie zurlickzuweisen, weil eine mangelfreie Erfiillung un-
mdoglich ist.

Wir schlagen vor, sich an diesen Grundsétzen zu orientie-
ren. Abzustellen ist auf die Ankunftsverspatung. Anders
als im Luftverkehr wird sich bei der Landbeforderung

66 Statt aller Fiihrich, Reiserecht, 4. Aufl. 2002, Rn. 764.

7 Rechtsprechungsnachweise bei Fiihrich a. a. O., Rn. 765.

8 Ruhwedel, Der Luftbeforderungsvertrag, Rn. 218 mit Nachweisen.
69 Fiihrich, a. a. O., Rn. 764c.

70 Fiihrich, a. a. O., Rn. 764c.

o o
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eine mogliche Verspitung bei Fahrtantritt hdufig noch
nicht einschitzen lassen, so dass den Mingelrechten eher
eine etwas groflere Bedeutung zukommen diirfte, dem
Schadensersatz wegen Unmoglichkeit dagegen eine eher
etwas kleinere. Aulerdem soll der Schadensersatz nach
unseren Vorstellungen (siehe unten) dem Umfang nach
stark beschrankt werden.

Eine Verspiatung setzt einen Fahrplan voraus. Die Ver-
kehrsunternehmen sind nach §§ 3 EVO, 40 PBefG ver-
pflichtet,”! Fahrpléne zu erstellen und zu ver6ffentlichen.
Die Akteure haben geltend gemacht, dass die von uns an
die Nichteinhaltung von Fahrpldnen gekniipften Rechts-
folgen in bestimmten Situationen unangemessen seien.
Man konnte dem dadurch Rechnung tragen, dass die Auf-
sichtsbehorde auf Antrag eines Verkehrsunternehmens
stunden- und gebietsweise bei derartigen Anldssen von
der Einhaltung des Fahrplans dispensieren kann. Dann ist
per definitionem eine Verspitung nicht moglich. Dieser
Gedanke darf aber nicht auf Verspdtungen wegen Bau-
stellen ausgedehnt werden, denn die fahrplanmiBigen
Auswirkungen von Baustellen sind vorhersehbar und
miissen von den Verkehrsunternehmen in einem Baustel-
len-Fahrplan aufgefangen werden.

5.5.2

Alternativ zu unserem Vorschlag kédme in Betracht, nur
die Rechte wegen Verspétung und Zugausfall zu normie-
ren, ohne eine gesetzliche Aussage zum Begriff der Ver-
spatung zu treffen. Dies ist jedoch nicht zweckméBig,
weil die vorgeschlagene Vorschrift regelt, dass auf die
Anschlussverspitung abzustellen ist und was bei ver-
sdumten Anschlussziigen gilt. Schadensersatzanspriiche
wegen Unmoglichkeit (§§ 275, 283 BGB) sind nicht er-
ginzend heranzuziehen.

Alternative: Kein Mangelbegriff

5.6
5.6.1

Minderung und Riicktritt

Vorschlag: Verschuldensunabhangige
Fahrpreiserstattung

Das zentrale Anliegen unseres Vorschlags ist eine Rege-
lung iiber die Fahrpreiserstattung bei Verspatungen. Auch
hier sollen im AEG und PBefG nur die Grundziige aufge-
nommen werden und dabei der fiir die Vertragstypen des
BGB iiblicherweise verwendete Begriff der Minderung
beibehalten bleiben. Die Einzelheiten sollten der Rege-
lung in der EVO bzw. der VO AllgBefB vorbehalten blei-
ben. Die Regelung konnte lauten:

$ D. (1) Der Fahrgast kann wegen eines Mangels der
Beforderung den Fahrpreis mindern. Die in ... vorgese-
hene Verordnung kann Pauschalierungen der Minde-
rungsbetrdge und eine Bagatellgrenze vorsehen.

(2) Wegen eines erheblichen Mangels kann der Fahr-
gast vom Beforderungsvertrag zuriicktreten und die kos-

71§ 3 EVO enthilt diese Verpflichtung zwar nicht wortlich, doch wird
der Vorschrift eine Pflicht zur Erstellung eines Fahrplans entnom-
men, Czerwenka/Heidersdorf/Schonbeck, Eisenbahn-Befoérderungs-
recht, 4. Aufl. 2001, § 3 EVO Anm. 2.a.aa.

tenlose Riickbeforderung zum Ausgangspunkt der Befor-
derung verlangen.

Die Vorschrift orientiert sich nicht an dem Verhiltnis zwi-
schen Minderung und Riicktritt, wie es im Werkvertrags-
recht und im Kaufrecht vorgesehen ist, sondern an der
reiserechtlichen Regelung der §§ 651 c bis 651 ¢ BGB.
Anders als im Werkvertragsrecht soll das Riicktrittsrecht
kein nachrangiges Recht sein, sondern allein von der Er-
heblichkeit eines Mangels abhéngen. Dies erscheint des-
wegen sinnvoll, weil im Falle einer erheblichen Verspa-
tung auch durch eine Fristsetzung, wie sie fiir das Werk-
und Kaufvertragsrecht vor einem Riicktritt vorgeschrie-
ben ist, eine vertragsgemifBe Leistung nicht mehr bewirkt
werden kann.

5.6.2 Vorschlag: Pauschalierte Erstattungs-

satze in EVO und VO AllgBefB

Pauschalierte Minderungssitze sollten in der EVO und
der VO AllgBefB geregelt werden. Wir schlagen ein ein-
faches und leicht kommunizierbares System vor: bei einer
Verspiatung ab 30 Minuten sollen 30 Prozent des Fahr-
preises erstattet werden, ab 60 Minuten 60 Prozent und ab
90 Minuten 90 Prozent. Erstattungen von weniger als
5 Euro sollen nicht vorgenommen werden (vgl. auch
Kapitel 5.6.4). Durch diese Bagatellgrenze sollen die Un-
ternehmen im Nahverkehr privilegiert werden. Da die
Regelung jedoch die Probleme von Pendlern beriick-
sichtigen soll, schlagen wir, ebenfalls in der EVO und der
VO AllgBefB, eine spezielle Regelung fiir Zeitkarten vor.
Sie konnte wie folgt aussehen: Der Jahres- oder Monats-
preis einer Zeitkarte ist auf den Tagespreis umzurechnen,
der Tagespreis wire die Grundlage fiir die Erstattung. Bei
einem Zeitkartenpreis von 300 Euro und einer Geltungs-
dauer von 30 Tagen wire der Tagespreis 10 Euro und der
Erstattungsbetrag bei einer einstiindigen Verspatung
6 Euro. Diese Losung hitte den Vorteil, dass krasse Fille
(teure Zeitkarten, erhebliche Verspdtungen) zu Erstattun-
gen fiithren, eine gewollte Privilegierung des Nahverkehrs
wegen der Bagatellgrenze von 5 EuroO aber auch bei
Zeitkarten erhalten bleibt. AuBerdem wire der Erstat-
tungsbetrag einfach zu errechnen. Wiederholte Verspa-
tungen an verschiedenen Tagen wiirden zu wiederholten
Entschiadigungen fiihren, ohne dass es zu wiederholten
Erstattungsverfahren kidme, weil erst in der Summe ein
Erstattungsanspruch erreicht wird. Die Bagatellgrenze
sollte auf den Gesamtbetrag berechnet werden, der sich
innerhalb der zeitlichen Geltung einer Zeitkarte ergibt.

Bei einer Zeitkarte ist nicht ersichtlich, welche Strecken
der Fahrgast wann zuriickgelegt hat; daher ist eine ge-
wisse Missbrauchsanfilligkeit der Zeitkarten-Regelung
nicht génzlich auszuschlieBen. Der Missbrauch ist jedoch
davon abhingig, dass der missbrauchlich handelnde Fahr-
gast Inhaber einer giiltigen Zeitkarte ist und sich zudem
die Miithe macht, festzustellen, wo innerhalb des Gel-
tungsbereichs seiner Zeitkarte regelmifBig Verspitungen
vorkommen, ohne selbst davon betroffen zu sein. Ange-
sichts der vergleichsweise geringen Erstattungsbetrage
kann man nicht davon ausgehen, dass sich der Aufwand
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lohnt, so dass die Zahl der Missbrauchsfille als nicht sehr
hoch eingeschétzt werden muss.

Die Kostenfolgen der vorgeschlagenen Regelung werden
im 6. Kapitel berechnet. Dabei wird auch auf alternative
Erstattungssétze eingegangen.

5.6.3 Alternative: Auf den Fahrpreis bezogene

Bagatellgrenze

Wir haben die Bagatellgrenze in unserem Vorschlag auf
den Erstattungspreis bezogen. Das hat den Nachteil, dass
der Fahrgast nicht allein an Hand des Fahrpreises iiber-
blicken kann, ob er einen Erstattungsanspruch hat, son-
dern diesen erst mit Hilfe zweier weiterer Daten, ndmlich
der Verspatung und des Erstattungssatzes, ausrechnen
muss. Seitens der Akteure ist eingewendet worden, dass
dies zur Stellung unbegriindeter Anspriichen fiihren
konnte, die Verwaltungsaufwand verursachen. Man sollte
daher die Bagatellgrenze auf den Fahrpreis beziehen.

Freilich kann man bei dieser Losung die Differenzierung
nach der Dauer der Verspitung, wie sie unserem Vor-
schlag zu Grunde liegt, nicht durchhalten. Rechnet man
die von uns vorgeschlagenen 5 EuroO auf den Fahrpreis
hoch, ergibt sich bei einer ab 30miniitigen Verspatung
eine Bagatellgrenze bei einem Fahrpreis von ca. 17 Euro,
bei einer ab 60miniitigen Verspatung von ca. 8 Euro und
bei einer ab 90miniitigen Verspatung von ca. 5 Euro. Der-
art unterschiedliche Betrdge sind nicht praktikabel; es
miisste ein Durchschnittswert gebildet werden. Dieser
konnte bei 12 Euro liegen. Dies wére mit unserer Inten-
tion vereinbar, den OPNV mdglichst von Fahrgelderstat-
tungen auszunehmen. Im Vergleich mit unserem Modell
wiirde er nur jenen Fahrgisten zusitzlich keinen Erstat-
tungsanspruch geben, die auf einer kurzen Strecke eine
sehr grofle Verspitung erleiden. Dies diirfte eher wenige
Fahrgéste treffen, so dass uns die Losung, die Bagatell-
grenze am Fahrpreis zu orientieren, auch sinnvoll er-
scheint.

Man sollte daher den Verkehrsunternehmen gestatten,
sich zwischen einer am Erstattungsbetrag und einer am
Fahrpreis orientierten Bagatellgrenze zu entscheiden.

5.6.4 Vorschlag: Riicktrittsrecht

Wir schlagen in keinem Fall eine Fahrpreiserstattung von
100 Prozent vor, denn der Fahrgast wird bei einer auch
noch so groen Verspétung letztlich zum Ziel befordert,
so dass die Beforderung einen Restwert fiir ihn behilt.
Allerdings muss ihm ein Recht zum Riicktritt vom Befor-
derungsvertrag eingerdumt werden, wenn sich eine erheb-
liche Verspatung abzeichnet. Dies wére eine parallele Re-
gelung zu dem reiserechtlichem Kiindigungsrecht gemaf
§ 651 ¢ I BGB. Angesichts der zahlreichen Sondertarife
der Deutschen Bahn, bei denen einmal geldste Fahrkarten
bei Nichtantritt der Reise nur unter Einbehalt erheblicher
Teile des Fahrpreises erstattet werden, kommt einem der-
artigen Riicktrittsrecht inzwischen eine erhebliche prakti-
sche Bedeutung zu. Das Riicktrittsrecht sollte ab einer be-
reits erreichten Verspitung von 60 Minuten eingreifen
und zu einer Erstattung des Fahrpreises ohne Abziige be-

rechtigen. Es muss auflerdem kombiniert werden mit ei-
nem Recht zur kostenlosen Riickbeforderung an den Aus-
gangsort.

5.6.5 Vorschlag: Bargelderstattung

Die Erstattung sollte immer eine Bargelderstattung sein,
wobei eine Uberweisung oder die Ubersendung eines
Schecks der Barzahlung gleichzustellen ist.”2 Eine Erstat-
tung in Form von Gutscheinen lehnen wir ab. Der Fahr-
gast darf nicht gezwungen werden, weitere Leistungen
des Verkehrsunternehmens in Anspruch nehmen zu miis-
sen, wenn er seine Rechte realisieren will. Auch im allge-
meinen Vertragsrecht sind Minderungsanspriiche regel-
miBig Zahlungsanspriiche.

Wir glauben auch nicht, dass die zwangsweise erneute
Benutzung des OPV, wenn der Fahrgast den Gutschein
nicht verfallen lassen will, einen Beitrag zur Umsteue-
rung auf den OPV leisten kann. Eher wird dies zur Verir-
gerung der Fahrgiste fiihren.

Es wire aber denkbar, dhnlich wie im Luftverkehr in
Anlehnung an Artikel 7 III VO (EG) Nr. 261/2004 dem
Beforderer zu gestatten, durch nachtrégliche schriftliche
Vereinbarung mit dem Fahrgast eine Erstattung durch ei-
nen Gutschein zu erlauben. Dabei muss aber darauf hin-
gewiesen werden, dass der Fahrgast einen Anspruch auf
Barauszahlung hat. Dies konnte die Beforderer veranlas-
sen, den Fahrgésten Gutscheine anzubieten, die im Wert
etwas tiber den gesetzlichen Vorschriften liegen, und so
dem Fahrgast ein Wahlrecht zwischen der (geringeren)
Bargelderstattung und dem (hoéherwertigen) Gutschein zu
geben, ohne dass man dies ausdriicklich im Gesetz fest-
schreiben miisste. Eine entsprechende Praxis ldsst sich im
Luftverkehr beobachten.

5.6.6 Vorschlag: Verschuldensunabhangiger

Anspruch

Gemail dem System des Vertragsrechts des BGB, das fiir
uns auch bei einer Regelung im AEG bzw. im PBefG die
MaBstibe setzt, sind Minderungs- und Riicktrittsrechte
verschuldensunabhéngig zu gewahren. Entscheidend ist
fiir uns, dass es aus der Sicht des Fahrgastes keinen Un-
terschied macht, durch welchen Grund die Verspitung
verursacht wurde. Es ist nicht ersichtlich, warum Fahr-
géste durch Zuerkennung eines Minderungsrechts gegen-
iiber anderen Fahrgésten, die ebenfalls eine Verspitung
erleiden, privilegiert werden sollten, wenn die Ursache
der Verspitung zufilligerweise rein betriebsbedingt ist.
Vielmehr muss der in der Verspitung zum Ausdruck
kommende Minderwert der Beforderung allen Fahrgésten
erstattet werden, wobei natiirlich letztlich die Gesamtheit
der Fahrgéste {iber die Fahrpreise diese Erstattungsleis-
tungen aufzubringen hat. Dies erscheint uns jedoch ge-
rechter als einzelne Fahrgidste nicht zu entschiddigen. Es
hat sich auerdem gezeigt, dass die Zahlen der Verkehrs-
unternechmen keine hinreichende Aufschliisselung nach

72 So auch Artikel 7 III der VO (EG) Nr. 261/2004 fiir die Ausgleichs-
zahlungen im Luftverkehr.
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betriebsbedingten und nicht betriebsbedingten Verspatun-
gen erlauben. Es lasst sich daher nicht zuverldssig berech-
nen, wie sich die Kostenbelastung unter Beriicksichti-
gung der nicht betriebsbedingten Verspatungen dndert.

Natiirlich bedeutet der Einschluss der nicht betriebs-
bedingten Verspidtungen eine hohere Kostenbelastung,
auch wenn sie sich nicht genau beziffern lasst. Wir wollen
dies dadurch ausgleichen, dass wir eine stirkere Be-
schrankung der Schadensersatzanspriiche vorsehen. Wir
sind uns bewusst, dass wir damit sogar iiber die fahrgast-
freundlichen niederldandischen Regelungen” und sogar
den EG-Verordnungsvorschlag’ hinausgehen, sehen dies
aber durch unser sehr restriktives Herangehen bei den
Schadensersatzanspriichen gerechtfertigt. Uberdies ent-
spricht unser System den Uberlegungen im Ministerrat
zum EG-Verordnungsvorschlag.”

5.6.7 Alternative: Fahrzeitabhangige

Entschadigung

Alternativ zu dem hier gemachten Vorschlag konnte man
eine komplexere Regelung der Erstattungssitze vorneh-
men. Es wire zum Beispiel denkbar, nach der Lénge der
zuriickgelegten Wege zu differenzieren und die Verspa-
tung in Relation zur Fahrtldnge zu setzen. Ein derartiges
Modell lag beispielsweise dem EG-Verordnungsvor-
schlag in der urspriinglichen Fassung zu Grunde und wird
auch in den Uberlegungen des Ministerrats beibehalten.”s
Wir sehen jedoch einen erheblichen Vorteil in einem ein-
fachen Grundmodell, das von den Verkehrsunternehmen
leicht kommuniziert werden und zum Bestandteil einer
Marketingstrategie gemacht werden kann. Dieser Vorteil
wiegt schwerer als Differenzierungen, die zwar berechtigt
sein mogen, jedoch zu einer intransparenten Losung fiih-
ren. Durch die insoweit einhellige Diskussion mit den be-
troffenen Akteuren fithlen wir uns in dieser Auffassung
bestdtigt. Auch das EP hat vorgeschlagen, das kompli-
zierte Modell des Verordnungsvorschlags durch ein einfa-
cheres Modell zu ersetzen, das nicht auf die Lange des
Reiseweges abstellt.””

5.6.8 Alternative: Nur betriebsbedingte

Verspatungen und Ausfille

Alternativ konnte man ferner die gesamte Verspatungs-
regelung auf betriebsbedingte Verspitungen und Ausfille
beschranken. Fiir durch fremde Einfliisse verursachte
Verspétungen, also etwa Selbstmorde oder Unfille im
StrafBenverkehr, wiirden die Verkehrsunternehmen dem-
nach nicht haften. Dies wiirde eine Privilegierung der
Verkehrsunternehmen gegeniiber dem sonstigen Vertrags-
recht des BGB bedeuten. Man konnte dies im Hinblick
auf die vergleichsweise hohen Risiken, denen die Ver-
kehrstriager bei der Erbringung ihrer Leistungen unterlie-
gen, rechtfertigen und an der bisherigen Privilegierung
der Verkehrsunternehmen entgegen dem System des Ver-

73 Productvoorwarden Geld terug bij vertraging, vgl. Kapitel 4.2.4.
4 KOM (2004) 143, vgl. Kapitel 2.7.1.

75 Dokument 8263/05, vgl. Kapitel 2.7.3.

76 Siehe die Belege in den beiden vorhergehenden Fufinoten.
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tragsrechts jedenfalls insoweit festhalten, dass Erstat-
tungsanspriiche an ein Verschuldenserfordernis ankniip-
fen. Dabei muss freilich eine Beweislastumkehr gelten.
Der Grundsatz des § 280 I 2 BGB, der bei Pflichtverlet-
zungen beziiglich des Verschuldens eine Beweislast-
umkehr vorsieht, miisste auch hier gelten. Eine gleich lau-
tende Regel befindet sich auch in der Parallelvorschrift
iiber Schadensersatz im Reisevertrag, § 651 f 1 BGB.

Diese Alternative erschien uns dann vertretbar, war man
im Gegenzug den Schadensersatz gegeniiber den hier ge-
machten Vorschlidgen ausweitet. Nach unserer Einschét-
zung werden die Kosten fiir die Verkehrsunternehmen
jedoch leichter kalkulierbar, wenn man eher den Scha-
densersatz eingrenzt und statt dessen bei den Fahrpreiser-
stattungen etwas kundenfreundlicher vorgeht.

5.7
5.71

Schadensersatz

Vorschlag: Stark eingeschrankter
Schadensersatzanspruch

Zu den Mingelrechten bei den einzelnen Vertragstypen
des BGB gehort regelméBig ein verschuldensabhéngiger
Schadensersatzanspruch. Dies schlagen wir auch fiir den
Landbeforderungsvertrag vor, wollen jedoch im Hinblick
auf die Besonderheiten der Beforderung erhebliche Ein-
schrinkungen vornehmen. Als Modell dient uns § 17 EVO
in der Fassung des Vertragsgesetzes zum Protokoll von
Vilnius:

S E. (1) Der Beforderer haftet dem Fahrgast fiir den
Schaden, der dadurch entsteht, dass die Reise wegen Aus-
falls, Verspdtung oder Versdumnis des Anschlusses nicht
am selben Tag fortgesetzt werden kann oder dass unter
den gegebenen Umstinden eine Fortsetzung am selben
Tag nicht zumutbar ist. Der Schadensersatz umfasst die
angemessenen Kosten, die dem Fahrgast im Zusammen-
hang mit der Ubernachtung und mit der Benachrichti-
gung der ihn erwartenden Personen entstehen. Sofern
dies preiswerter ist, kann auch ein anderes Verkehrsmittel
auf Kosten des Beforderers benutzt werden. Die Haftung
ist ausgeschlossen bei einem auflerhalb des Betriebs lie-
genden unabwendbaren Ereignis, bei Verschulden des
Fahrgasts und bei unabwendbarem Verhalten eines Drit-
ten.

(2) Der Beforderer haftet dem Fahrgast fiir den Scha-
den, der ihm durch eine Verletzung einer Informations-
pflicht nach § B entsteht, bis zu einer Hohe von
3 000 Euro.

Die Vorschrift soll Schadensersatzanspriiche gegeniiber
Beforderern zwar nicht vollig ausschlieBen, aber auf ein
fiir diese kalkulierbares Mal} beschrédnken. Das erscheint
uns dadurch gerechtfertigt, dass die Leistung der Ver-
kehrsunternehmen im 6ffentlichen Raum produziert wird
und dadurch stirkeren, vom Leistungserbringer nicht be-
herrschbaren Risiken unterliegt als die Leistungserbrin-
gung anderer Dienstleister.

Die Haftungsbeschrankung soll vor allem durch den Aus-
schluss der Haftung fiir Mangelfolgeschidden erfolgen.
Wir empfehlen jedoch nicht, den Begriff des Mangelfol-
geschadens ausdriicklich ins Gesetz aufzunehmen. Die
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Abgrenzung zwischen Mangelschaden und Mangelfolge-
schaden hat der Rechtsprechung frither viele Probleme
bereitet. Der Gesetzgeber der Schuldrechtsreform von
2001 hat sich deswegen entschlossen, die Abgrenzung
iiberfliissig zu machen. Die herrschende Meinung ist dem
gefolgt und verwendet beispielsweise fiir die Abgrenzung
zwischen §§ 280 und 281 BGB andere Kriterien als die
Begriffe des Mangelschadens und des Mangelfolgescha-
dens.”® Man sollte die Verabschiedung von Begriff des
Mangelfolgeschadens nicht dadurch unterlaufen, dass
man ihn im Gesetz fiir einen einzelnen Vertragstyp wieder
einfiihrt.

Der Sache nach kann die hier vorgeschlagene Regelung
die gleiche einschrinkende Wirkung entfalten, als wenn
man auf den Ausschluss von Mangelfolgeschiden ab-
stellen wiirde. Die Regelung hat zudem den Vorteil, dass
die auf Unfille bezogenen Schadensersatzanspriiche im
HaftpflG und in § 14 VO AllgBefB nicht angepasst wer-
den miissen, da die hier vorgeschlagenen Regelungen
sich nur auf Schadensersatzanspriiche wegen Verspétun-
gen beziehen. Es ist in Kauf zu nehmen, dass einige typi-
sche, hiufiger diskutierte Fallgruppen, die nach der
geltenden Rechtslage nicht zu einem Schadensersatzan-
spruch fiihren, auch kiinftig nicht entschiadigt werden.
Dies gilt fiir den geplatzten Geschéftstermin und fiir die
Flugreise, die im Anschluss an eine Landbeférderung
durchgefiihrt werden soll, es sei denn, diese Schiden sind
durch die Verletzung einer Informationspflicht herbeige-
fithrt worden.

5.7.2 Vorschlag: Regelung tiber Hotelkosten

ins AEG/PBefG

Ins AEG bzw. PBefG aufgenommen werden sollte dage-
gen die Regelung iiber die Erstattung von Hotel- und Be-
nachrichtigungskosten, die in § 17 EVO in der kiinftigen
Fassung stehen wird. Es muss also geregelt werden, dass
der Fahrgast Anspruch auf eine Ubernachtung erhilt,
wenn er anderweitig sein Ziel am selben Tag nicht mehr
erreichen kann. Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass
Hotel- und Benachrichtigungskosten auch auf3erhalb des
Geltungsbereichs der EVO erstattet werden sollen, ndm-
lich im Anwendungsbereich der VO AllgBefB.

Es sollte auch die Taxi-Regelung aus den BB Personen-
verkehr iibernommen werden und fiir den gesamten OPV
gelten. Dies wiirde erwiinschte Auswirkungen im OPNV
zur Verbesserung von Anschlusssicherungen haben, wenn
nidmlich etwa der letzte Bus wegen eines verspiteten An-
schlusses nicht erreicht wird. In diesem Fall muss eine
Taxi-Fahrt erstattet werden.

5.7.3 Vorschlag: Begrenzter Schadensersatz

bei Informationspflichtverletzungen

Trotz unseres Prinzips, Schadensersatzanspriiche weitge-
hend auszuschlieen, wollen wir dem Fahrgast bei der
Verletzung von Informationspflichten einen Schadens-

78 Vgl. etwa Grunewald, in: Dauner-Lieb/Konzen/Schmidt, Das neue
Schuldrecht in der Praxis, 2003, S. 313 ff.

ersatzanspruch zusprechen, und zwar aus zwei Griinden:
Zum einen hat es das Verkehrsunternehmen selbst in der
Hand, fiir die Einhaltung seiner Informationspflichten zu
sorgen; es kann nicht mit fehlender Risikobeherrschung
argumentieren. Aufwendungen wegen Verletzung von In-
formationspflichten sind vermeidbar. Zum andern bleiben
die Informationspflichten ohne einen mit ihrer Verletzung
verbundenen Schadensersatzanspruch ohne jede Sank-
tion; es gébe keinen Druck fiir das Verkehrsunternehmen,
sie einzuhalten. Obwohl man aus diesen Griinden auch
einen unbegrenzten Schadensersatzanspruch ableiten
konnte — wie dies im Vertragsrecht im Ubrigen gemif
§ 280 BGB auch der Fall ist —, wollen wir den Schadens-
ersatzanspruch auf 3 000 Euro beschréanken.

5.7.4 Alternative: Ausschluss von

»Mangelfolgeschaden“

Alternativ zu der hier unterbreiteten Regelung konnte
man den Ersatz von Mangelfolgeschidden ausschlieBen.
Denkbar wire ferner, die Regelung tiber Hotel- und Be-
nachrichtigungskosten aus § 17 EVO n. F. in der EVO zu
belassen. Beides empfehlen wir aus den dargelegten
Griinden nicht.

5.7.5 Alternative: Einschluss von Méngel-

folgeschaden, jedoch Hochstbetrag

Man konnte auch einen weiteren Schadensersatzanspruch
bei gleichzeitiger Einschrinkung der Minderungsansprii-
che, die man nur verschuldensabhingig gewéhren konnte.
Ein derartiger Anspruch kénnte mit einer Hochstbetrags-
regelung gekoppelt werden. Wir halten dies aber nur fiir
einen Schadensersatzanspruch wegen Verletzung von In-
formationspflichten fiir sinnvoll (vgl. Kapitel 5.7.6).

5.7.6 Alternative: Anspruch auf

Betreuungsleistungen

Wir empfehlen keine weitergehenden Leistungsansprii-
che, etwa Betreuungsanspriiche, wie sie in dem urspriing-
lichen Verordnungsvorschlag der Europdischen Kommis-
sion und teilweise auch noch in den Uberlegungen des
Ministerrats enthalten sind (vgl. Kapitel 2.7). Wir haben
den Eindruck, dass sich die Europédische Kommission da-
bei zu sehr am Luftverkehrsrecht orientiert hat. Bei allem
Verstindnis fiir eine Kohédrenz der Regelungen ist zu be-
denken, dass dort passende Regelungen nicht eins zu eins
auf den Eisenbahn- und sonstigen Landverkehrsbereich
iibertragen werden konnen.

5.8
5.8.1

Gesamtschuldnerische Haftung

Vorschlag: Am einheitlichen Fahrschein
orientierte Reisekette

Aus der Sicht des Fahrgastes ist es wichtig, auf die ge-
samte Reisekette abzustellen. Aus einer vergleichsweise
geringen Verspétung von beispielsweise 15 Minuten kann
durch einen versdumten Anschluss eine groflere Verspa-
tung von etwa ein bis zwei Stunden werden. Wir schlagen
dazu folgende Regelung vor:
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§ F. Mehrere Unternehmen, die eine aus mehreren
Teilstrecken bestehende Beforderung erbringen, haften
dem Fahrgast als Gesamtschuldner, wenn eines der Un-
ternehmen dem Fahrgast einen durchgehenden Fahr-
schein ausstellt. Die ... [Verordnungen] konnen Ausnah-
men zulassen, wenn eine der Teilbeforderungen eine
ortliche Anschlussfahrt zu einer Beforderung im Fernver-
kehr ist.

Die Regelung stellt einen Kompromiss zwischen den be-
troffenen Interessen dar. Die Interessenverbinde der
Fahrgiste betonen immer wieder, dass auf die Reisekette
abgestellt werden sollte. Auf der anderen Seite werden
kleinere Verkehrsunternehmen ungerechtfertigt getroffen,
wenn sie fiir die Verspétung in der gesamten Reisekette
haften sollen. Wenn beispielsweise ein kleines Busunter-
nehmen betriebsbedingt eine Verspiatung von 15 Minuten
verursacht, so wiirde es nach unseren Vorschligen gar
nicht haften. Sollte ein Fahrgast wegen dieser Verspatung
seinen Anschlusszug nicht erreichen und deswegen mit
zwei Stunden Verspitung am Ziel ankommen, so miisste
der Busunternehmer 90 Prozent des gesamten Fahrpreises
erstatten, wenn man eine gesamtschuldnerische Haftung
aller an der Reisekette beteiligten Verkehrsunternehmen
annimmt.

Wir schlagen eine andere Losung vor, die zwar auf dem
Grundsatz der Reisekette beruht, aber auch die Interessen
der betroffenen Verkehrsunternehmen beriicksichtigt.
Eine Reisekette sollte nur angenommen werden, wenn es
sich um einzelne Teilstrecken desselben Verkehrsunter-
nehmens oder innerhalb einer Tarifgemeinschatft, z. B. ei-
nes Verkehrsverbundes, handelt. In dem oben genannten
Beispielsfall wire also keine Entschddigung zu leisten.
Als Abgrenzungskriterium schlagen wir freilich nicht vor,
auf Fahrten innerhalb eines Verkehrsverbundes abzustel-
len, sondern auf das Kriterium des einheitlichen Fahr-
scheins.

Durch Satz 2 soll Bedenken von Verkehrsunternehmen
Rechnung getragen werden, die Leistungen im Nahver-
kehr erbringen. Insbesondere wegen des sog. City-Tickets
der Deutschen Bahn AG fiirchten Unternehmen des Nah-
verkehrs, sie wiirden haften, wenn sie auf der Riickreise
eine vergleichsweise geringe Verspitung verursachen, da-
duch ein Zug nicht erreicht werden kann und wegen des
im Fernverkehr groferen Takts eine grofere Verspatung
entstehe.

5.8.2 Alternative: Reisekette ohne Riicksicht

auf durchgehenden Fahrschein

Die Alternative, auf die gesamte Reisekette aus Sicht des
Fahrgastes abzustellen ohne Riicksicht darauf, ob ein
durchgehender Fahrschein ausgestellt wird, wiirde aus
unserer Sicht die einzelnen Verkehrsunternehmen zu sehr
belasten.

5.8.3 Alternative: Regress gegen den die Ver-

spatung verursachenden Beforderer

In der Diskussion wurde héufig verlangt, eine Regelung
iber die Reisekette mit einem Regressanspruch des ein-
zelnen Unternehmens gegeniiber denjenigen Unterneh-

men zu verbinden, das die Verspédtung verursacht. Wir
halten eine derartige Regelung nicht fiir erforderlich, da
die Verkehrsunternehmen in der Lage sein sollten, der-
artige Fragen innerhalb eines Verkehrsverbundes auf der
Grundlage der Privatautonomie zu 16sen.

5.8.4 Vorschlag: Regress gegen

Infrastrukturbetreiber

Anderes gilt freilich fiir den Regress gegen einen Infra-
strukturbetreiber. Betriebsbedingte Verspitungen im Be-
reich des Schienenverkehrs werden hdufig durch Méngel
im Bereich des Infrastrukturbetreibers verursacht sein.
Mit dem erwiinschten Wettbewerb auf dem Schienennetz
ist zu erwarten, dass Netzbetreiber und die Betreiber der
Verkehrsdienste immer haufiger nicht zu derselben Unter-
nehmensgruppe gehoren. Es ist daher die Mdglichkeit
eines Regresses des in Anspruch genommenen Verkehrs-
unternehmens gegen das Infrastrukturunternehmen vor-
zusehen. Da das Infrastrukturunternechmen hiaufig ein
marktméchtiges Unternehmen sein wird, kann man sich
insoweit nicht auf einen privatautonomen Interessenaus-
gleich verlassen. Ein Modell fiir eine Regressvorschrift
befindet sich in dem urspriinglichen EG-Verordnungsvor-
schlag iiber Fahrgastrechte. Die Regelung sollte in die
EVO aufgenommen werden.

5.9

Vorschlag: Einmonatige Riigefrist

Riigefrist und Verjahrung

Wir schlagen die Aufnahme einer Riigefrist und eine Ver-
jahrungsregelung entsprechend der reisevertraglichen Vor-
schrift des § 651 g BGB vor:

$ G (1) Anspriiche nach den §§ D und E hat der
Fahrgast innerhalb eines Monats nach dem vertraglich
vorgesehenen Ende der Beforderung gegeniiber dem Be-
forderer geltend zu machen. Nach Ablauf der Frist kann
der Fahrgast Anspriiche nur geltend machen, wenn er
ohne Verschulden an der Einhaltung der Frist verhindert
worden ist.

(2) Anspriiche des Fahrgasts nach den §§ D und E
verjdhren in zwei Jahren. Die Verjihrung beginnt mit
dem Tage, an dem die Beforderung dem Vertrag nach
enden sollte.

Es bestand Einmiitigkeit unter den Beteiligten, dass die
Regelung mit einer Riigefrist verbunden sein sollte. Aus
Griinden der systematischen Einheitlichkeit mit den Ver-
tragstypen des BGB schlagen wir vor, die reisevertrag-
liche Frist von einem Monat, die in § 651 g I BGB vorge-
sehen ist, zu iibernehmen. Diese Frist wird zwar
gelegentlich als zu kurz kritisiert,” doch scheinen uns die
dafiir vorgebrachten Griinde (héufige Einschaltung eines
Rechtsanwalts) auf den Beforderungsvertrag nicht tiber-
tragbar. Auch die zweijahrige Verjahrungsfrist ist aus den
reisevertraglichen Vorschriften (§ 651 g II BGB) iiber-
nommen.

7 Tonner/Crellwitz, Das gemeinschaftsrechtliche Effektivititsgebot
und Ausschlussfristen im Pauschalreiserecht, Festschrift G. Mayer,
Wien/Graz 2004, S. 213 ff.
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510 Abweichende Vereinbarungen

Vorschlag: Zwingenden Charakter der Vorschriften
festschreiben

Wie im Reisevertrag und an anderen Stellen innerhalb
und auf3erhalb des BGB, in denen Vorschriften tiber Ver-
brauchervertrage vor der Abbedingung durch AGB ge-
schiitzt werden sollen, muss angeordnet werden, dass die
Dispositivitdt des Vertragsrechts fiir den Beforderungs-
vertrag im OPV nicht gilt. In Anlehnung an die reisever-
tragsrechtliche Vorschrift des § 651 m S. 1 BGB konnte
die Vorschrift lauten:

§ H. Von den Vorschriften der §§ A bis G kann nicht zum
Nachteil des Fahrgasts abgewichen werden.

Wie in § 651 m S. 1 BGB und vergleichbaren anderen
Vorschriften im BGB ist damit festgelegt, dass Abwei-
chungen zu Gunsten des Fahrgasts durchaus moglich
sind. Die vorgeschlagenen Regelungen représentieren nur
einen Mindeststandard. Auch der EG-Verordnungsvor-
schlag enthilt eine entsprechende Klausel, ebenso die
Neufassung der CIV durch das Protokoll von Vilnius.

511 Verhaltnis zur europaische Regelung

Die hier gemachten Vorschlidge weichen in vielen Einzel-
heiten zu Gunsten der Verkehrsunternehmen von dem ur-
spriinglichen EG-Verordnungsvorschlag iiber Fahrgast-
rechte ab, obwohl sie dessen grundlegende Tendenz,
Fahrgastrechte zu stérken, teilen. Sie laufen mit der in den
Beratungen des Ministerrats erkennbaren Tendenz kon-
form, den Akzent eher auf Fahrpreiserstattungen zu le-
gen, sich dafiir aber mit Schadensersatzanspriichen zu-
riick zu halten.8 Gleichwohl sollte sich der deutsche
Gesetzgeber mit einer eigenen Regelung nicht zuriickhal-
ten. Es ist zweifelhaft, ob sich das EP letztlich mit dem
Vorschlag durchsetzen kann, auch den inléndischen Ver-
kehr zu erfassen, oder ob es insoweit bei dem urspriingli-
chen Vorschlag bleibt, der nur den grenziiberschreitenden
Verkehr regeln will. Vielmehr spricht einiges dafiir, dass
auch weiterhin der nach wie vor wesentlich bedeutendere
Inlandsverkehr vom nationalen Gesetzgeber autonom zu
regeln ist. Es ist dabei nicht zweckmaBig, fiir den inléndi-
schen Verkehr und den grenziiberschreitenden Verkehr
unterschiedliche Vorschriften anzuwenden. Von dem EG-
Vorschlag, wenn er denn verabschiedet wird, wird daher
ein gewisser Druck ausgehen, den Inlandsverkehr nicht
abweichend zu regeln. Ein dhnlicher Gleichlauf ist auch
bislang schon zwischen den Vorschriften der COTIF/CIV
und der EVO bzw. dem HaftpflG festzustellen, die zwar
fiir die hier interessierenden Fragen keine identischen Re-
gelungen enthalten, sich in ihrem materiellen Regelungs-
gehalt aber auch nicht substantiell unterscheiden. Der
deutsche Gesetzgeber hat sich von einer Reform des Haft-
pflichtgesetzes im Zuge der Schadensersatzrechtsreform
nicht dadurch abhalten lassen, dass dadurch ein groBerer
Abstand zur CIV auftrat.

80 Dokument 8263/05.

Der nationale Gesetzgeber sollte seine Regelungsabsichten
unabhingig von der Debatte auf der europdischen Ebene
umsetzen, zumal eine ziigige nationale Gesetzgebung posi-
tive Riickwirkungen auf die Beratungen auf européischer
Ebene haben wird. Wenn die Verordnung in Kraft tritt,
wird zu priifen sein, ob ihr Regelungsgehalt so gering von
einer deutschen Regelung abweicht, dass man die Letz-
tere an die EG-Regelung anpassen kann, oder ob derartig
substantielle Unterschiede bestehen, dass man besser ge-
trennte Regelungen fiir den grenziiberschreitenden und
den inléndischen Eisenbahnverkehr vorsehen sollte.

6 Kostenbelastung der Verkehrs-
unternehmen durch Verbraucher-
schutzregelungen in Deutschland

6.1 Einfuhrung/Vorgehen

Zur Beantwortung der Frage, wie sich die rechtspoliti-
schen Vorschldge und insbesondere verschiedene Varian-
ten von Verspétungs- und Entschadigungsregelungen auf
die Kostenbelastung der Verkehrsunternehmen auswir-
ken, wurde ein Rechenmodell entwickelt, das mit verfiig-
baren Datenstrukturen der Verkehrsunternehmen kompa-
tibel ist und in welches die vorliegenden Informationen
und Einschétzungen der Verkehrsunternehmen einflieen
konnten. Dies war ein aufwindiger, schrittweiser Ent-
wicklungsprozess, der zahlreiche Abstimmungen mit den
kooperierenden Verkehrsunternehmen erforderte. Inso-
fern war die Kooperationsbereitschaft von mehreren ver-
schiedenen Verkehrsunternehmen von herausragender
Bedeutung fiir diesen Untersuchungsteil.

Trotz des Bemiihens um eine realistische Abschitzung
der Kostenfolgen, konnten nicht alle denkbaren, mit der
Thematik zusammenhingenden Kostenaspekte beriick-
sichtigt werden, die wiederum von Unternehmen zu Un-
ternechmen sehr unterschiedliche Relevanz haben. Das
Rechenmodell operiert mit Datensétzen und Annahmen,
die fiir die einzelnen Unternehmenstypen vergleichbar
sind. Damit wird der Zweck des Rechenmodells, Varian-
ten von Verspétungs- und Entschadigungsregelungen hin-
sichtlich ihrer Kostenfolgen zu vergleichen, erfiillt.

Bei der Diskussion um die Folgekosten fiir Verkehrs-
unternehmen miissen prinzipiell zwei Aspekte betrachtet
werden: zum einen werden Fahrgiste bei ggf. auftreten-
den Leistungsmingel entschidigt, dies stirkt das Ver-
trauen der Fahrgiste in das Verkehrsunternehmen, zum
anderen wird der Blick der Unternehmen auf die Analyse
der Ursachen fiir Leistungsmingel gerichtet und Mog-
lichkeiten fiir PridventivmaBnahmen aufgezeigt. Dies
fiilhrt wiederum zum Abbau von Leistungsméingeln und
damit mittel- bis langfristig zu Kosteneinsparungen.

Im Folgenden wird die Grundstruktur des Rechenmodells
vorgestellt.

6.2 Abgrenzungen und Daten

Um den verschiedenen Charakteristiken offentlicher Ver-
kehrsunternehmen gerecht zu werden, wurden im Vorfeld
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der Modellkonzeption fiinf Kategorien unterschieden, die
im Folgenden erldutert werden:

6.2.1

— Schienenpersonenfernverkehr:

Schienenpersonenfernverkehr ist die allgemein zu-
gingliche Beforderung von Personen in Ziigen als
Produkt fiir die Verkehrsnachfrage im iiberregionalen
Verkehr. Im Zweifelsfall ist SPFV der Personenver-
kehr, dessen Produktkategorie durch das Eisenbahn-
verkehrsunternehmen als Fernverkehr definiert wurde.

Fernverkehr

— Fernverkehr mit Linienbussen:

Fernverkehr mit Linienbussen ist die allgemein zu-
géngliche Beforderung von Personen mit Kraftfahr-
zeugen als Produkt fiir die Verkehrsnachfrage im iiber-
regionalen Verkehr. Im Zweifelsfall ist Fernverkehr
mit Linienbussen der Personenverkehr, dessen Pro-
duktkategorie durch das Verkehrsunternehmen als
Fernverkehr definiert wurde.

6.2.2

— Schienenpersonennahverkehr:

Schienenpersonennahverkehr ist die allgemein zu-
gingliche Beforderung von Personen in Ziigen als
Produkt fiir die Verkehrsnachfrage im Regionalver-
kehr. Im Zweifelsfall ist SPNV der Personenverkehr,
dessen Produktkategorie durch das Eisenbahnver-
kehrsunternehmen als Nah- bzw. Regionalverkehr de-
finiert wurde.

Nahverkehr/Regionalverkehr

— Stédtischer offentlicher Personennahverkehr:

Der stidtische OPNV ist Personenverkehr der aus-
schlieBlich oder iiberwiegend der Beforderung von
Personen im Orts- oder Nachbarschaftsbereich dient.
Der stidtische OPNV ist die allgemein zugiingliche
Beforderung von Personen mit Stralenbahnen, S-Bah-
nen und Kraftfahrzeugen im Linienverkehr innerhalb
eines stidtischen Netzes.

— Offentlicher Personennahverkehr im Uberland-
verkehr:

Der OPNV im Uberlandverkehr ist Personenverkehr
mit der tiberwiegenden Funktion, Ortschaften im land-
lichen Raum zu verbinden. Uberlandverkehr dient der
allgemein zuginglichen Beforderung von Personen
mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr innerhalb eines
regional abgegrenzten Netzes.

Durch die oben genannte Kategorisierung des Personen-
verkehrs soll es im Rechenmodell ermdglicht werden, auf
die spezifischen Eigenheiten der unterschiedlichen Ver-
kehrsunternehmen einzugehen. Die verwendeten Defini-
tionen erheben nicht den Anspruch einer Allgemeingiil-
tigkeit.

Da davon auszugehen ist, dass die Kostenbelastung auch
von Grofe, geographischer Lage und Struktur der Ver-
kehrsunternehmen mitbestimmt wird, wurde bei der Aus-
wahl von Unternechmen bewusst auf eine ausgewogene
Struktur geachtet, sowohl geographisch als auch in Bezug

auf die Grofle des Unternehmens. Auswahlkriterien wa-
ren insbesondere:

— Unternehmen aus ldndlichen bzw. stddtischen Re-
gionen

— Unternehmen mit nur Bus- oder nur Schienenange-
boten

— Verkehrsverbiinde mit Bus- und Schienenangeboten

— Unternehmen, die im Fern- bzw. im Nahverkehr ope-
rieren

Um an belastbare Daten zu den finanziellen Aufwendun-
gen zu gelangen, wurde zunichst auf schriftlichem Weg,
im Rahmen der Befragung zu den Positionen der Ver-
kehrsunternehmen, die Kooperationsbereitschaft der Un-
ternehmen im Bezug auf Kostendaten erfragt. In einem
zweiten Schritt wurden telefonische Befragungen und
Termine vor Ort vereinbart, um somit entweder direkt an
Angaben zu den Kostenauswirkungen von Kundenrechts-
regelungen, oder an Inputdaten fiir das von ProgTrans
entwickelte Rechenmodell zu gelangen.

Insgesamt haben sich acht Unternehmen zu einer Koope-
ration bereit erklart. Mit Ausnahme von Unternehmen des
Bus-Fernverkehrs, ist es gelungen, das Spektrum der vor-
genannten Auswahlkriterien mit mindestens einem repréa-
sentativen Unternehmen gut abzudecken.

Auf Grund der unternehmensbezogenen Herangehens-
weise wurden je nach Unternehmensart (SPFV, SPNV,
Linienbus im Fernverkehr, Uberland OPNV und stidti-
scher OPNV) unterschiedliche, und an Unternehmens-
typen angepasste Datenblétter fiir die Datenaufnahme er-
stellt.

6.3

Im Folgenden soll dem Leser ein Uberblick iiber das Kos-
tenmodell gegeben werden. Die einzelnen Modellkompo-
nenten werden in Kapitel 6.4 detailliert beschrieben. Das
Kostenrechnungsmodell besteht im Wesentlichen aus
fiinf Komponenten:

Modellansatz

1. Quantifizierende ,,Inputdaten, wie Verkehrsleistun-
gen und Fahrpreise.

2. ,,Wahrscheinlichkeiten*, wie Eintreten eines Ereig-
nisses oder Beschwerdeeintritt.

3. ,Ereignisdaten“, wic verspitete Beforderungsein-
heiten, betroffene Personen und erfolgte Beschwer-
den.

4. ,Entschidigungsvarianten®, wie pauschale Vergii-
tung bzw. prozentualer Betrag vom Fahrpreis.

5. ,Entschidigungskosten®, errechnete Kosten fiir die
jeweilige Entschadigungsvariante.

Die Inputdaten, Wahrscheinlichkeiten und Entschédi-
gungsvarianten sind die bestimmenden Eingangsgrofen,
aus denen sich die Mengenwerte und Entschidigungs-
summen ableiten und errechnen lassen. Die Eingangs-
variablen beeinflussen die Ergebnisgrolen nach dem in
Abbildung 2 dargestellten Schema.
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Mit den aus den Inputdaten (z. B. Anzahl Fahrgéste und
Aussteiger) und den Wahrscheinlichkeiten (Eintritt eines
Ereignisses) errechneten Beschwerdeféllen und mit Hilfe
der Entschadigungsvarianten werden die reinen Ent-
schiidigungskosten ermittelt.

Hinzu kommen die Bearbeitungskosten (betriebswirt-
schaftlich auch Prozesskosten genannt), die in ihrer Hohe
sehr stark davon abhédngen, wie und mit welchem Auf-
wand die Verkehrsunternehmen die eingegangenen Er-
stattungsantrige bzw. Beschwerden bearbeiten. In den
Gespriachen mit den Verkehrsunternehmen zeigte sich
eine sehr grole Bandbreite von Einschitzungen hinsicht-
lich des zeitlichen Bearbeitungsaufwandes von Erstat-
tungsantrigen (von 5 Minuten bis hin zu 45 Minuten pro
Fall). Diese Angaben bezichen sich auf heutige Erfahrun-
gen mit Servicegarantien. Seitens der kontaktierten Ver-
kehrsunternehmen wird iberwiegend davon ausgegan-
gen, dass mit der Schaffung von Rechtssicherheit die
Neigung der Fahrgiéste, lange Beschwerdebriefe zu ver-
fassen, deren Beantwortung lingere Zeit beansprucht, zu-
riickgeht. AuBlerdem kann davon ausgegangen werden,
dass sich mit dem Einsatz und der Weiterentwicklung
elektronischer Datenverarbeitungssysteme ebenfalls die
Bearbeitungszeit reduzieren lasst.

Da viele Verkehrsunternehmen und -verbiinde bereits
iiber ein Beschwerdemanagement verfiigen, sind die fiir

Abbildung 2

die Entschédigungsvarianten modellhaft ermittelten Bear-
beitungskosten nicht in vollem Umfang Zusatzkosten.
Wie in Gespriachen mit den Verkehrsunternehmen deut-
lich wurde, konnen die Anspriiche teilweise mit vorhan-
denem Personal abgewickelt werden. Eine belastbare
GroBenordnung des realen Zusatzaufwandes ist daher
kaum ermittelbar. Deshalb werden die Bearbeitungskos-
ten fiir Entschédigungsfille — unter der Annahme alterna-
tiver Bearbeitungszeiten — zwar berechnet und als Infor-
mation beispielhaft dargestellt, aber nicht mit den
errechneten Entschddigungskosten zusammengefasst.

Die Kostenrechnung kann auf Grund der Komplexitit
und der Vielféltigkeit der Bedingungen nur einen Mo-
dellcharakter annehmen und nicht — wie weiter vorn dar-
gelegt — auf alle denkbaren Kostenaspekte eingehen.
Aufgabe des Rechenmodells ist es, die Kostenwirksam-
keit verschiedener Entschddigungsvarianten fiir Ver-
kehrsunternehmen unterschiedlicher Kategorien aufzu-
zeigen. Es ist nicht moglich, damit die Gesamtkosten
der rechtspolitischen Vorschlige fiir die Bundesrepublik
Deutschland insgesamt zu ermitteln. Die Berechnungen
werden fiir einzelne typische Verkehrsunternehmen
durchgefiihrt und spiegeln somit die Kostenbelastung
unternechmensbezogen innerhalb einer bestimmten Un-
ternehmenskategorie wieder; sie sind volkswirtschaft-
lich nicht kumulierbar.

Schematische Darstellung des Modellansatzes

Leistungsdaten 1
(Verkehrsleistungen)

Einheiten, Fahrgaste,
Halte, Besetzungsgrad,
Aussteiger

Wabhrscheinlichkeit
Ereignis

Anteil der Verspéatungen in %
Tag/Jahr

Entschadigungs-

Bearbeitungskosten Pest

Gesamtbelastung
ohne
Ausschliisse

Wahrscheinlichkeit i ,
Beschwerde

Beschwerde von potenziell

’—> Beschwerde-berechtigten in
%

Personen mit Anrecht aus

Entschadigung Personen

Leistungsdaten 2
(Fahrpreise)

Durchschnittlicher Fahrpreis

Entschadigung

EUR pro Person

|
v v
pauschal % von Fahrpreis

v v

Entschadigungssumme in EUR
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6.4 Erlauterungen zur Kostenrechnung

Im Folgenden werden die eingangs genannten fiinf Kom-
ponenten der Simulationsrechnung detailliert dargestellt
und Zusammenhénge erortert. Weiterhin werden die Posi-
tionen inhaltlich kurz beschrieben, die Abgrenzungen de-
finiert und die Datencharakteristik (z. B. Eingabewert
oder Rechenergebnis) beschrieben.

6.4.1 Inputdaten

Bei den Inputdaten handelt es sich um Angaben der Ver-
kehrsunternehmen. Es sind iiberwiegend Jahres- bzw.
Tageswerte innerhalb eines Referenzjahres. Die fiir die
Modellrechnung bedeutenden Daten sind die Anzahl der
Beforderungseinheiten sowie Anzahl der Fahrgaste,
daraus errechnet sich der Besetzungsgrad pro Beforde-
rungseinheit. Weiterhin sind wichtige InputgroBen: die
Anzahl angefahrener Haltestellen und die aus dem Be-
setzungsgrad und den Halten errechnete durchschnittliche
Anzahl von Aussteigern pro Haltestelle.

Eine Betrachtung der Haltestellen ist vorgenommen wor-
den, da sich die Verspiatung der Beforderungseinheit auf
die an der Haltestelle aussteigenden Fahrgiste auswirkt.
Somit sind diejenigen Fahrgéste von der Verspétung be-
troffen, die an der Haltestelle das Fahrzeug verlassen und
nicht die Gesamtheit der beforderten Personen. Der Be-
zug zu allen beforderten Personen pro Beforderungsein-
heit wiirde zu einer Verzerrung der Betrachtung fiihren.

Zur Berechnung einer prozentualen Entschiddigung vom
Beforderungsentgelt (siche auch Entschddigungsvarian-
ten) ist die Angabe des durchschnittlichen Fahrpreises
pro Fahrgast notwendig. Dieser ergibt sich aus dem Mit-
telwert aller moglichen Preise inklusive ErméaBigungen.
In vielen Fillen ist der Fahrpreis von der Fahrtweite ab-
hingig, somit bringen lingere Fahrten hohere Fahrpreise
mit sich. Diese Tatsache ist bei der Beriicksichtigung von
Bagatellgrenzen von Relevanz, denn die Fahrpreise von
langeren Fahrten iiberschreiten eher eine Bagatellgrenze
als die der kiirzeren Fahrten. Aus diesem Grund ist zu-
sdtzlich eine Unterscheidung nach Fahrtweiten getroffen
worden.

Alle weiteren Berechnungen beziehen sich auf die durch-
schnittliche Anzahl von Aussteigern pro Haltestelle, die
Anzahl angefahrener Haltestellen sowie die durchschnitt-
lichen Fahrpreise pro Fahrgast.

6.4.2 Wahrscheinlichkeiten

Die Wahrscheinlichkeiten gliedern sich in die Verspé-
tungswahrscheinlichkeit und in die Wahrscheinlichkeit
der Inanspruchnahme einer Entschidigung. Die Wahr-
scheinlichkeit eines Haftungsausschlusses wird hier
nicht weiter verfolgt, da in den rechtspolitischen Vor-
schldgen (vgl. Kap. 5) davon Abstand genommen wurde.

Durch die Verspatungswahrscheinlichkeit wird ermittelt,
an wie vielen Haltestellen die Beforderungseinheit ver-

spétet eintrifft; die Verspdtungen sind in Verspatungsseg-
mente (5-10, 10-20, 20-30 Min., usw.) eingeteilt.

Die Erfahrungen der Verkehrsunternechmen zeigen, dass
nicht alle Entschiddigungsberechtigten ihren Anspruch
auch durchsetzen. Deshalb wird ein bestimmter Prozent-
satz fiir die Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme ein-
gefiihrt. Aus der Gesamtzahl aller Entschidigungsberech-
tigten ergibt sich mit Hilfe der Wahrscheinlichkeit der
Inanspruchnahme die tatsdchliche Anzahl der Personen,
die eine Entschidigung wahrnehmen.

6.4.3 Ereignisdaten

Die Ereignisdaten errechnen sich aus den Inputdaten und
den Wahrscheinlichkeiten einer Verspitung sowie der In-
anspruchnahme. Wesentliches Ziel ist die Ermittlung der
Fahrgéste, die tatsidchlich eine Entschddigung erhalten.
Hierfiir werden zundchst mittels der Anzahl aller ange-
fahrenen Haltestellen sowie der Verspidtungshaufigkeit
die Anzahl der Haltestellen errechnet, die pro Verspa-
tungssegment verspétet angefahren werden. Die Anzahl
verspitet angefahrener Haltestellen, multipliziert mit
der durchschnittlichen Anzahl der Aussteiger, ergibt die
Anzahl der von einer Verspitung betroffenen Fahr-
giste pro Verspitungssegment, jedoch ohne Beriick-
sichtigung einer Reisekette.

Um auch Reiseketten in die Betrachtung einzubeziehen,
wird zunichst die Gesamtzahl aller Fahrten aufgeteilt in
Direktfahrten und Fahrten mit Umsteigebeziehungen. Die
verspateten Direktfahrer errechnen sich, wie bereits be-
schrieben, aus den verspiteten Haltestellenanfahrten mul-
tipliziert mit den Aussteigern, wohin gegen die verspate-
ten Fahrgéiste mit einer Fahrt innerhalb einer Reisekette
differenzierter betrachtet werden. So wird zunéchst ange-
nommen, dass ab einer Verspatung von 10 Minuten der
Anschluss fiir Umsteiger zu einem bestimmten Prozent-
satz nicht mehr gehalten werden kann. Das bedeutet in ei-
nem nichsten Schritt, dass die Umsteiger zusétzlich zu
der Verspatung am Umsteigepunkt die Wartezeit zur
nichsten Taktfahrt angerechnet bekommen. D.h. eine
Fahrt von A iiber B nach C, wobei eine Verspiatung am
Umsteigepunkt B von 20 Minuten eingetreten ist, erleidet
an Punkt C — bei einem fahrplanméBigen Takt von 60 Mi-
nuten — eine tatsdchliche Verspdtung von 40 Minuten
(ohne Beriicksichtigung von eigentlichen Umsteige- bzw.
Wartezeiten).

Die Anzahl aller von einer Verspitung pro Segment
betroffenen Fahrgiste ist dann die Summe aus den ver-
spéteten Direktfahrern und den betroffenen Fahrgésten
mit Umsteigebeziehungen. Aus dieser Gesamtanzahl
wird dann mit Hilfe der Wahrscheinlichkeit der Inan-
spruchnahme, dic Anzahl aller von einer Verspitung
pro Segment betroffenen Fahrgiste, die eine Entschii-
digung wahrnehmen, gebildet. Diese Anzahl ist die
Mengeneingangsgrofle zur Berechnung der Entschidi-
gungskosten.
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6.4.4 Entschéadigungsvarianten

Mittels der Entschiddigungsvarianten konnen die Aus-
gangsvariablen gesetzt werden. Dadurch ist es moglich,
unterschiedliche Regelungsfille zu berechnen. So kann
ein pauschaler Entschiddigungsbetrag eingesetzt bzw. die
Variante einer prozentualen Entschidigung vom Beforde-
rungsentgelt gewahlt werden. Die bei den Ereignisdaten
ermittelte Fahrgastanzahl wird dann mit dem entspre-
chenden Entschiddigungsbetrag pro Einzelfall multipli-
ziert. Durch die Aufteilung in Verspatungssegmente ist es
weiterhin mdglich, den Verspétungsfall zu definieren.
D. h., sollte z. B. eine Entschiddigungszahlung ab einer
Verspatung von 60 Minuten einsetzen, so werden alle
Fahrgiste in der Rechnung beriicksichtigt, die eine theo-
retische Verspatung ab dieser Zeit erleiden.

6.4.5 Entschadigungs- und

Bearbeitungskosten

Die Entschidigungskosten sind das Produkt der Einzel-
fallkosten (definiert durch die Entschiddigungsvarianten)
und der errechneten Anzahl aller von einer Verspatung
betroffenen Fahrgéste, die eine Entschiddigung wahrneh-
men. Beriicksichtigt werden jedoch nur die Erstattungs-
félle, die tiber einer angegebenen Bagatellgrenze liegen.

Die Bearbeitungskosten ergeben sich aus den Kosten,
die fiir die Bearbeitung der eingereichten Entschadi-
gungsantriage anfallen. Berechnungsgrundlage sind hier-
fiir simtliche Fallzahlen, also auch solche, die bei den
Entschddigungszahlungen unter die Bagatellgrenze fal-
len. Dadurch wird die Einzelfallpriifung und Bagatellprii-
fung simuliert, auch dann, wenn letztendlich keine Ent-
schddigungszahlung stattfindet. Die Bearbeitungskosten
werden in Form von Personalkosten zusammengefasst. So
wird ein Grundbetrag pro Arbeitsplatz von 50 000 Euro
angenommen. Dieser Betrag enthilt die Arbeitsplatzkos-
ten, Schulungen, Gehalt und weitere mogliche Bearbei-
tungskosten. Weiterhin wird eine jahrliche netto Arbeits-
zeit von 1 800 Stunden angenommen. Legt man nun eine
durchschnittliche Bearbeitungszeit pro Entschiddigungs-
antrag zugrunde, so ist es moglich, den Gesamtpersonal-
aufwand und die damit verbundenen Kosten zu berech-
nen.

Im Rechenmodell wurde die Bearbeitungszeit pro Einzel-
fall in finf Varianten aufgegliedert. Von Variante 1 mit
5 Minuten Bearbeitungszeit pro Fall, gestuft bis Varian-
te 5 mit 45 Minuten Bearbeitungszeit. Durch diese Varian-
tenbildung konnen unterschiedliche Bearbeitungssysteme
simuliert werden. Variante 1, mit einer relativ geringen
Bearbeitungszeit, simuliert eine automatisierte schnelle
Fallbehandlung, wohingegen die Variante 5 eine intensive
Einzelfallpriifung beinhaltet, bei der es moglich wird, so-
wohl Missbrauch aufzudecken als auch individuell auf
den Fahrgast einzugehen. Je nach gewihlter Variante
wird die angenommene Bearbeitungszeit mit allen Fall-
zahlen multipliziert und so die Gesamtbearbeitungszeit
errechnet. In einem weiteren Schritt werden mittels Per-

sonalkosten und der Gesamtbearbeitungszeit die Bearbei-
tungskosten bestimmt.

Die mit unserem Rechenmodell ermittelten Entschédi-
gungskosten und die Bearbeitungskosten werden hier
nicht aus den in Kapitel 6.3 genannten Griinden zur
Gesamtbelastung des Verkehrsunternehmens aufsum-
miert. Dies wiirde zu Fehlinterpretationen fiihren.

6.5
6.5.1

Ergebnisse der Kostenkalkulation
Annahmen

In dem vorliegenden Kapitel sollen mogliche finanzielle
Auswirkungen von den in Kapitel 5 vorgeschlagenen Re-
gelungen aufgezeigt werden. Den Berechungen liegen ei-
nerseits Daten und Informationen der Verkehrsunterneh-
men, aber auch eigene, von den Gutachtern getroffene
Annahmen zugrunde, die bei leichter Variation zu ande-
ren Ergebnisse fiihren konnen. Nachfolgend sind die
wichtigsten Annahmen fiir die Kalkulationen kurz darge-
stellt:

— Die Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme einer
Entschiadigung hingt vermutlich stark von der Hohe
der Entschiddigung ab. Bei niedrigen Entschadigungs-
betrdgen wird nur ein kleiner Prozentsatz von Perso-
nen die Entschddigung in Anspruch nehmen, bei héhe-
ren Entschddigungssummen entsprechend ein hoherer
Prozentsatz von Berechtigten. Die gewéhlten Varian-
ten von 40 bzw. 50 Prozent Inanspruchnahme spiegeln
Durchschnittswerte wider.

— Die Berechnung der Bearbeitungskosten bezieht sich
auf alle Inanspruchnahmen, unabhéngig davon, wo die
Bagatellgrenze angesetzt wird. Somit wurde also ,,je-
der Fall* iiberpriift. Personalkosten pro 100 Prozent-
Stelle: 50 000 Euro bei 1 800 Stunden Arbeitszeit pro
Jahr.

Mit dem relativ hohen Personalkostenansatz von
50 000 Euro werden Schulungen, Weiterbildungen, teil-
weise auch Arbeitsplatzkosten abgedeckt, nicht aber die
Investitionen in Informations-Technologien zur Umset-
zung des Beschwerdemanagements. Hier fallen je nach
dem, ob ein Unternehmen bereits mit IT ausgeriistet ist
oder nicht und je nach Ausgestaltung des Systems ggf.
noch mehr oder weniger hohe Zusatzinvestitionen an.

In den Rechenergebnissen sind unternehmensinterne
Verrechnungskosten jeglicher Art (z. B. zwischen Bah-
nen bzw. Verkehrsunternehmen aufgrund von Regress)
nicht enthalten. Diese Kalkulation kann nur von den Un-
ternehmen selbst vorgenommen werden und unterschei-
det sich von Unternehmen zu Unternehmen stark.

Ein weiterer Kostenpunkt ist der Aufwand fiir die Bear-
beitung der Beschwerden. In Abhéngigkeit vom zeitli-
chen Aufwand fiir die Bearbeitung der Erstattungsantrége
(Uberpriifung, Verhinderung von Missbrauch) fallen un-
terschiedlich hohe Bearbeitungskosten an. Wird der Be-
schwerdeweg einfach, z. B. iiber Internet abgewickelt,
kann die Bearbeitungszeit pro Fall relativ gering gehalten
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werden, hier mit 5 Minuten kalkuliert. Wird auf jeden Be-
schwerdefall intensiv eingegangen, fiihrt dies zu hohen
Personalkosten, verringert aber im Gegenzug die Mdg-
lichkeiten des Missbrauches. Dieser Fall wurde mit
45 Minuten Bearbeitungszeit pro Fall simuliert.

Zur Berechnung der vorgeschlagenen Regelungen fiir die
Zeitkartenbesitzer wurde auf eine KopplungsgroBle zu-
riickgegriffen. Da das gesamte Fahrtenaufkommen eines
Referenzjahres verfiigbar war, inklusive Fahrten der Zeit-
karteninhaber, wurden die Fahrten der Zeitkarteninhaber
den Fahrten mit Einzelfahrkarten gleichgestellt. Dieser
Modellbetrachtung liegt die Annahme zugrunde, dass der
Wert einer Zeitkarte sich aus den getétigten Einzelfahrten
zusammensetzt und so ein gewisser Wert pro Einzelfahrt
besteht. Der Wert pro Einzelfahrt ist in der Regel nicht
hoher als der Gegenwert einer Einzelfahrkarte. Die so er-
rechneten Werte kommen dem vorgeschlagenen Tages-
ausgleichswert flir Zeitkarteninhaber sehr nahe, die tat-
sdchlichen Werte wéren aber tendenziell geringer. Fiir
eine genaue Berechnung wiren Daten zu den Fahrtantei-
len, Fahrthaufigkeiten und Reiseweiten sowie weitere dif-
ferenzierte Angaben notwendig gewesen. Diese waren je-
doch in der erforderlichen Differenzierung nicht zu
beschaffen, bzw. bei den Verkehrsunternehmen nicht vor-
handen.

Die Kostenberechnungen wurden, wie in Kapitel 5 vorge-
schlagenm, mit einer Bagatellgrenze von 5 Euro auf den
zu entschidigenden Betrag gerechnet. Denkbar ist auch
eine Regelung, bei der sich die Bagatellgrenze auf den
Fahrpreis bezieht. Die Bagatellgrenze miisste in diesem
Fall bei 12 Euro liegen (vgl. Kapitel 5.6.3). Der Kunde
kann bei dieser Variante seinen Anspruch auf Entschédi-
gung besser erkennen, da er anhand des Fahrpreises fest-
stellen kann, ob er Anspruch auf Entschiddigung hat oder

nicht. Die Bearbeitungskosten ldgen in diesem Fall nie-
driger, da weniger Fille zu priifen wéren.

Aufgrund der stark variierenden Strukturen und Eigenhei-
ten der Verkehrsunternehmen wurden bei den einzelnen
Berechnungen weitere spezielle, den Unternehmen ent-
sprechende Annahmen getroffen.

6.5.2 Ergebnisse

Wie schon in Kapitel 6.5.1 erldutert, wurden die Berech-
nungen fiir einzelne typische Verkehrsunternehmen
durchgefiihrt, sie spiegeln somit die Kostenbelastung un-
ternehmensbezogen wieder. Es wird hier nochmals be-
tont, dass die Ergebnisse volkswirtschaftlich nicht kumu-
lierbar sind.

Die Kostenberechnung wurde in unten stehenden Varian-
ten (V) durchgefiihrt.

Weiterhin wurden alle o. g. Varianten mit zwei unter-
schiedlichen Ansétzen fiir die Wahrscheinlichkeit der In-
anspruchnahme von Entschiddigungen gerechnet und
zwar mit 40 bzw. 50 Prozent der Personen, denen eine
Entschéadigung zusteht.

Dariiber hinaus werden in allen Variantenrechnungen be-
riicksichtigt:

— Die Bagatellgrenze der zu entschiddigenden Summe
liegt bei 5 Euro,

— Keine Ausschliisse, also alle Verspatungsfille,
— Keine Folgeschadenerstattungen.

In den nachfolgenden Kapiteln werden die Ergebnisse der
Kostenkalkulation fiir die definierten Kategorien des
OPV dargestellt.

V 1 Verspiitung ab

30 60 90 Minuten gekoppelt mit:

V 1.1 Entschadigung

30 % — 60 % — 90 % des Fahrpreises

V 1.2 Entschadigung

15 % — 30 % — 45 % des Fahrpreises

V 2 Verspdtung ab

60 90 Minuten gekoppelt mit:

V 2.1 Entschadigung

60 % — 90 % des Fahrpreises

V 2.2 Entschadigung

25 % — 40 % des Fahrpreises8!

V 2.3 Entschadigung

20 % — 20 % des Fahrpreises

81 Nur fiir Schienenpersonenverkehr gerechnet.
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6.5.2.1 Schienenpersonenfernverkehr (SPFV)

Die Abschitzung der Kostenauswirkung von Fahrgast-
rechtserweiterungen fiir Unternehmen des SPFV basiert
auf Daten und Informationen eines bedeutenden SPFV-
Unternehmens. Das Fahrgastaufkommen fiir das Jahr
2004 betrug im Personenfernverkehr 110 Millionen Rei-
sende. Folgende Annahmen wurden den Ergebnissen in
dem vorliegenden Kapitel zugrunde gelegt:

— Die Kalkulationen wurden fahrtweitenabhéngig vor-
genommen (Unterschiede bei den Fahrpreisen). Im
Fernverkehr wurde unterschieden nach unter 200 km,
zwischen 200 km und 400 km und iiber 400 km.

— Bei den Umsteigern in einer Reisekette ist ein Stun-
dentakt angenommen worden. Die Umsteiger wurden
also somit in der Rechnung beriicksichtigt, jedoch nur
von Fernverkehr zu Fernverkehr. Eine Kalkulation der
Umsteiger zwischen Fern- und Nahverkehr ist aus Da-
tengriinden nicht moglich.

— Die Verspitungsdaten sind Mittelwerte fiir die Jahre
von 2001 bis 2004.

Die Tabelle zeigt die Entschiddigungskosten je Entschadi-
gungsvariante sowohl bei einer mittleren Inanspruch-
nahme durch 40 Prozent, wie auch durch 50 Prozent der

Tabelle 9

berechtigten Fahrgiste. Daneben werden die Entschédi-
gungskosten pro Fahrgast — bezogen auf die Fahrgéste des
Unternehmens insgesamt — ausgewiesen, um einen Bezug
der Kosten zur Grofle des Unternehmens herzustellen. Je
nach Verspatungs- bzw. Entschidigungsregelung und der
zugrunde gelegten Rate fiir die Inanspruchnahme bewe-
gen sich die Kosten in dem betrachteten Beispiel-Unter-
nehmen zwischen rund 18 Mio. Euro (Minimum) und
rund 88 Mio. Euro (Maximum). Die in Kapitel 5 vorge-
schlagene 30 Prozent/60 Prozent/90 Prozent-Regelung
wiirde — je nach Rate der Inanspruchnahme — bei Entsché-
digungskosten in Héhe von rund 69 bis 88 Mio. Euro lie-
gen. Bezogen auf die Fahrgastzahlen insgesamt fallen
dementsprechend 62 bis 80 Cent pro Fahrgast an.

Anhand der aufgezeigten Variantenrechnung wird deut-
lich, dass sich weniger die Verspitungsdefinition (Ent-
schddigung ab 30 Minuten oder erst ab 60 Minuten) als
vielmehr die Erstattungsregelung (Variante 30 Prozent/
60 Prozent/90 Prozent oder 60 Prozent/90 Prozent) auf
die Hohe der Entschadigungssumme auswirken.

Hinzu kommen die Bearbeitungskosten, die — beispiels-
weise bei einer Bearbeitungszeit von 15 Minuten/Fall — be-
zogen auf die Minimum-Variante 11 Mio. Euro und bezo-
gen auf die Maximum-Variante 20 Mio. Euro ausmachen.

Entschidigungskosten eines Unternehmens im SPFV
(in Varianten)

Inanspruch-
nahme 40%

Verspatung SPFV

in Minuten
30 (] 90

Mio. EUR
68,458
57,081
33,225
24,895
18,257

Entsché&digungsregelung
60%
60%
30%
25%
20%

30% 90%
90%
45%
40%

20%

15%

Tabelle 10

Kosten pro Inanspruch- Kosten pro
Fahrgast nahme 50% Fahrgast
EUR Mio. EUR EUR
0,622 87,869 0,799
0,519 71,351 0,649
0,302 41,531 0,378
0,226 31,119 0,283
0,166 22,821 0,207

Bearbeitungskosten eines Unternehmens im SPFV
(in Varianten)

Verspatung SPFV (Inanspruchnahme 40%) SPFV (Inanspruchnahme 50%)

in Minuten

60
Entschadigungsregelung

60%
60%
30%
25%
20%

30 90 5 10 15

Mio. EUR
15,918
11,246
15,918
11,246
11,246

30% 90%
90%
45%
40%

20%

5,306
3,749
5,306
3,749
3,749

10,612
7,497
10,612
7,497
7,497

15%

Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten

Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten

30 45 5 10 15 30 45
Mio. EUR
31,836 47,754 6,632 13,265 19,897 39,795 59,692
22,492 33,738 4,686 9,372 14,057 28,115 42,172
31,836 47,754 6,632 13,265 19,897 39,795 59,692
22,492 33,738 4,686 9,372 14,067 28,115 42,172
22,492 33,738 4,686 9,372 14,057 28,115 42,172
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6.5.2.2 Schienenpersonennahverkehr (SPNV)

In die Berechnung der Kostenbelastungen fiir Unterneh-
men des Schienenpersonennahverkehrs flossen Daten ei-
nes SPNV-Unternehmens mit einem Fahrgastaufkommen
von 1 564 Millionen Reisenden im Jahr 2004 ein. Fol-
gende Annahmen liegen zugrunde:

Die Kalkulationen wurden fahrtweitenabhingig vor-
genommen (Unterschiede bei den Fahrpreisen). Im
Nahverkehr wurde unterschieden nach unter 100 km
und iiber 100 km.

Die Verspitungsdaten sind Angaben aus dem Jahr 2004.

Bei den Umsteigern in einer Reisekette wurde ein
Stundentakt angenommen. Die Umsteiger wurden be-
riicksichtigt, jedoch nur von Fern- zu Fernverkehr und
von Nah- zu Nahverkehr.

Je nach Verspitungs- bzw. Entschiddigungsregelung und
der zugrunde gelegten Rate fiir die Inanspruchnahme be-
wegen sich die Kosten in dem betrachteten Beispiel-Un-
ternehmen zwischen 0 Euro (Minimum, bei dieser Rege-
lung greift die Bagatellgrenze)3? und rund 77 Mio. Euro
(Maximum), dies gilt fiir Fahrgiste mit Normalfahr-
schein. Die in Kapitel 5 vorgeschlagene 30 Prozent/

60 Prozent/90 Prozent-Regelung wiirde — je nach Rate
der Inanspruchnahme — bei Entschddigungskosten in
Hoéhe von rund 62 bis 77 Mio. Euro liegen. Bezogen auf
die Fahrgastzahlen insgesamt fallen dementsprechend
4 bis 5 Cent pro Fahrgast an.

Hinzu kommen die Bearbeitungskosten, die — beispiels-
weise bei einer Bearbeitungszeit von 10 Minuten/Fall —
bezogen auf die Minimum-Variante 35 Mio. Euro und be-
zogen auf die Maximum-Variante 59 Mio. Euro ausma-
chen. Bemerkenswert sind die relativ hohen Bearbei-
tungskosten vor allem bei der Minimum-Variante. Die
Entschiadigungsbetrige fallen zwar unter die Bagatell-
grenze, aber dennoch muss jeder Fall gepriift werden.
Hier macht sich die im Verhéltnis zum Fernverkehr viel
hohere Anzahl Beschwerden (Fahrgastzahlen) bemerkbar.
Hieraus wird deutlich, dass die Einfiihrung eines Entscha-
digungsmodells im SPNV nur dann sinnvoll ist, wenn der
Prozess der Bearbeitung schlank gehalten wird.

82 Die Regelung fiir Zeitkarteninhaber sieht vor, dass sich die Bagatell-
grenze auf die Summe von Erstattungsanspriichen bei wiederholten
Verspdtungen innerhalb des Geltungszeitraumes der Zeitkarte bezie-
hen. Dadurch konnen Kosten anfallen, die aber aufgrund des kom-
plexen Sachverhaltes fiir Entschiadigungsleistungen der Zeitkarten-
inhaber nicht verlésslich kalkulierbar sind.

Tabelle 11

Kostenbelastung eines Unternehmens im SPNV
(in Varianten)

Verspatung SPNV

Inanspruch-

nahme 40%

in Minuten
30 60 90

Entschadigungsregelung Mio. EUR
30% 60% 90% 61,488
60% 90% 56,781
15% 30% 45% 13,817
25% 40% 11,721
20% 20% 0,000

Kosten pro Inanspruch- Kosten pro
Fahrgast nahme 50% Fahrgast
EUR Mio. EUR EUR
0,039 76,860 0,049
0,036 70,976 0,045
0,009 17,271 0,011
0,007 14,651 0,009
0,000 0,000 0,000

Tabelle 12

Bearbeitungskosten eines Unternehmens im SPNV
(in Varianten)

SPNV (Inanspruchnahme 40%) SPNV (Inanspruchnahme 50%)

Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten

90 5 10 15

Entschédigungsregelung Mio. EUR
30% 60% 90% 23,625 47,251 70,876
60% 90% 17,592 35184 52,776
15% 30% 45% 23,625 47,251 70,876
25% 40% 17,692 35,184 52,776
20% 20% 17,592 35184 52,776

Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten

30 45 5 10 15 30 45
Mio. EUR
141,752 212,628 29,532 59,063 88,595 177,190 265,785
105,652 158,328 21,990 43,980 65970 131,940 197,910
141,752 212,628 29,532 59,063 88,595 177,190 265,785
105,552 158,328 21,990 43,980 65,970 131,940 197,910
105,552 158,328 21,990 43,980 65970 131,940 197,910
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6.5.2.3 Kostenkumulation bei Unternehmen
mit SPFV und SPNV

Tabelle 13 zeigt die Gesamtkostenbelastung eines Unter-
nehmens mit SPFV und SPNV. Die jahrlich anfallenden
reinen Entschadigungskosten wiirden bei der Anwendung
der 30 Prozent/60 Prozent/90 Prozent-Regel und einer In-
anspruchnahme von 50 Prozent der berechtigten Fahr-
géste rund 165 Mio. Euro betragen.

Je nach Verspatungs- bzw. Entschddigungsregelung und
der zugrunde gelegten Rate fiir die Inanspruchnahme be-
wegen sich die Kosten in dem betrachteten Beispiel-Un-
ternehmen mit sowohl SPFV als auch SPNV zwischen
rund 18 Mio. Euro (Minimum) und rund 165 Mio. Euro
(Maximum). Bezogen auf das Fahrgastaufkommen insge-
samt ergeben sich 1 bis 10 Cent pro Fahrgast.

Tabelle 13

Hinzu kommen die Bearbeitungskosten, die — beispielsweise
bei einer Bearbeitungszeit von 10 Minuten/Fall — bezogen
auf die Minimum-Variante rund 43 Mio. Euro und bezogen
auf die Maximum-Variante 72 Mio. Euro ausmachen.

Aus Sicht der Gutachter diirfte der Anteil der Bearbei-
tungskosten an den Gesamtkosten die 20 Prozent-Marke
nicht iiberschreiten. Dies wére aber nach den vorliegenden
Ergebnissen nur bei einem durchschnittlichen Bearbei-
tungsaufwand von maximal 5 Minuten pro Fall moglich.

Bei den anfallenden Bearbeitungskosten wére vorstellbar,
dass sich dieser Kostenblock durch Zusammenfassung
der Abwicklungsprozesse fiir SPFV und SPNV verrin-
gern lassen konnte, allerdings nur dann, wenn es sich um
ein Unternehmen handelt. Auch hier hidngen aber die
Kosten von der Ausgestaltung der Beschwerdewege und
Bearbeitungsprozesse ab.

Entschiidigungskosten eines Unternehmens im SPFV + SPNV
(in Varianten)

Verspatung SPFV/ISPNV

in Minuten Inanspruch-
30 60 90 nahme 40%
Entschadigungsregelung Mio. EUR
30% 60% 90% 129,945
60% 90% 113,862
15% 30% 45% 47,042
25% 40% 36,616
20% 20% 18,257

Tabelle 14

Kosten pro Inanspruch- Kosten pro
Fahrgast nahme 50% Fahrgast
EUR Mio. EUR EUR
0,078 164,729 0,098
0,068 142,327 0,085
0,028 58,802 0,035
0,022 45,770 0,027
0,011 22,821 0,014

Bearbeitungskosten eines Unternehmens mit SPFV + SPNV
(in Varianten)

Verspatung SPFV/ISPNV (Inanspruchnahme 40%) SPFV/SPNV (Inanspruchnahme 50%)

in Minuten
30 60 90 5

10

15

Entschéadigungsregelung Mio. EUR
30% 60% 90% 28,931 57,863 86,794
60% 90% 21,341 42,681 64,022
15% 30% 45% 28,931 57,863 86,794
25% 40% 21,341 42,681 64,022
20% 20% 21,341 42,681 64,022

Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten

Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten
5 10 15 30 45

30 45
Mio. EUR
173,588 260,382 36,164 72,328 108,492 216,985 325,477
128,044 192,066 26,676 53,352 80,027 160,055 240,082
173,588 260,382 36,164 72,328 108,492 216,985 325,477
128,044 192,066 26,676 53,352 80,027 160,055 240,082
128,044 192,066 26,676 53,352 80,027 160,055 240,082
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6.5.2.4 Bus-Fernverkehr

Trotz mehrfacher Vorstofe war es nicht moéglich, Unter-
nehmen des offentlichen Buslinienfernverkehrs fiir eine
Kooperation zu gewinnen. Aus diesem Grund wurden un-
sere Kostenabschitzungen mit Hilfe von allgemein zu-
génglichen Daten vorgenommen. Im Folgenden sind die
wichtigsten Annahmen aufgelistet, die der Berechnung
zugrunde liegen:

— Das Fahrgastaufkommen des Beispiel-Busunterneh-
mens betrdgt 365 000 Personen pro Jahr.

— Die Kalkulationen wurden fahrtweitenabhéngig vor-
genommen (Unterschiede bei den Fahrpreisen). Im
Fernverkehr wurde unterschieden nach unter 200 km,
zwischen 200 km und 400 km und iiber 400 km.

— Der Verspitungsanteil in Prozent (ab 5 Minuten) von
allen angefahrenen Haltestellen pro Tag wurde mit gut
10 Prozent angegeben. Ab 30 Minuten Verspétung

wurden 0,5 Prozent und ab 60 bzw. 120 Minuten
0,05 Prozent angenommen.

— Umsteiger wurden nicht beriicksichtigt, da die Bus-
fernverkehre meist Punkt-zu-Punkt-Verkehre sind.

Fiir das Beispielbusunternehmen entstehen jahrliche Ent-
schiadigungsaufwendungen je nach Variante in Hohe von
1 000 Euro (Minimum) bis 36 000 Euro (Maximum). Die
von uns préferierte Variante (30 Prozent/60 Prozent/
90 Prozent) wiirde fiir das Unternehmen je nach Inan-
spruchnahme 29 000 bis 36 000 Euro Entschidigungs-
zahlungen bedeuten. Bezogen auf das Fahrgastaufkom-
men insgesamt entspricht dieser letztgenannte Aufwand
rund 8 bis 10 Cent pro Kopf.

Bei einer angenommenen Bearbeitungszeit von beispiels-
weise 5 Minuten pro Fall wiirden noch einmal 1 000 Euro
(Minimum) bzw. 7 000 Euro Bearbeitungskosten zu den
Entschéadigungskosten hinzukommen.

Tabelle 15

Entschidigungskosten eines Unternehmens im Bus-Fernverkehr
(in Varianten)

Verspéatung

in Minuten

60
Entsché&digungsregelung

60%
60%
30%
20%

Inanspruch-
nahme 40%

30 90

Mio. EUR
0,029
0,006
0,008
0,001

30% 90%
90%
45%

20%

15%

Kosten pro Inanspruch- Kosten pro
Fahrgast nahme 50% Fahrgast
EUR Mio. EUR EUR
0,079 0,036 0,099
0,017 0,008 0,021
0,022 0,010 0,028
0,004 0,002 0,004

Tabelle 16

Bearbeitungskosten eines Unternehmens im Bus-Fernverkehr
(in Varianten)

Verspatung

Bus (Inanspruchnahme 40%)

Bus (Inanspruchnahme 50%)

in Minuten Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten Bearbeitungszeit pro Fall in Minuten
30 60 90 5 10 15 30 45 5 10 15 30 45
Entschadigungsregelung Mio. EUR Mio. EUR
30% 60% 90% 0,006 0,011 0,017 0,033 0,050 0,007 0,014 0,021 0,042 0,063
60% 90% 0,001 0,001 0,002 0,003 0,005 0,001 0,001 0,002 0,004 0,006
15% 30% 45% 0,006 0,011 0,017 0,033 0,050 0,007 0,014 0,021 0,042 0,063
20% 20% 0,001 0,001 0,002 0,003 0,005 0,001 0,001 0,002 0,004 0,006
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6.5.2.5 Stidtischer OPNV

Fiir die Berechnung der Kostenbelastung von Unterneh-
men mit stidtischem OPNV wurden die Angaben von
mehreren Verkehrsunternehmen verkniipft. Das Fahr-
gastaufkommen dieses idealtypischen Unternehmens be-
tragt ca. 240 Millionen Fahrgéste. Den teilweise speziellen
Charakteristiken eines stddtischen Verkehrsunternehmens
wurde durch nachfolgende Annahmen Rechnung getra-
gen:

— Die Kalkulation ist nicht fahrtweitenabhingig vorge-
nommen worden, denn eine Unterscheidung nach
Fahrtweiten im stidtischen OPNV ist nicht sinnvoll,
da der durch relativ ldngere Fahrten entstehende ho-
here Fahrpreis unwesentlich ist.

— Bei den Umsteigern in einer Reisekette wurde ein
Viertelstundentakt angesetzt. Der Fahrtanteil der Di-
rektfahrer wurde mit 70 Prozent und der der Umstei-
ger mit 30 Prozent angenommen.

Am Beispiel des stidtischen Verkehrsunternehmens wird
die Wirkung der Bagatellgrenze von 5 Euro deutlich. Ob-
wohl die Berechnungsergebnisse zeigen, dass ca. 1/2 Mil-
lion Fahrgéste von einer Verspétung von iiber einer hal-
ben Stunden betroffen sind, fallen aufgrund des
durchschnittlichen Fahrpreises von lediglich 3 Euro und
der Bagatellgrenze in Hohe der 5 Euro keine Entschadi-
gungszahlungen an. Dies gilt fir Fahrgédste mit Normal-
fahrschein.

Die Regelung fiir Zeitkarteninhaber sieht vor, dass sich
die Bagatellgrenze auf die Summe von Erstattungsan-
spriichen bei wiederholten Verspitungen innerhalb des
Geltungszeitraumes der Zeitkarte beziehen. Dadurch kon-
nen Kosten anfallen, die aber aufgrund des komplexen
Sachverhaltes fiir Entschddigungsleistungen der Zeitkar-
teninhaber nicht verldsslich kalkulierbar sind.

Begriindung: Es ist zwar moglich, eine Abschitzung der
Anzahl der Fahrgiste, die von einer Verspétung betroffen
sind, durchzufiihren und weiterhin konnte man, sofern
das Datenmaterial zur Verfiigung gestellt wiirde, von die-
ser Gesamtanzahl auch den Anteil der Zeitkarteninhaber
ermitteln. Doch die somit erhaltene Anzahl von betroffe-
nen Zeitkarteninhabern spiegelt lediglich einen Verspa-
tungsfall wieder. Die spezielle Annahme der kumulativen
Verspatungsfille ldsst es jedoch nicht zu, vereinfacht die
absoluten Fahrgastzahlen der Zeitkarteninhaber zu sum-
mieren bis eine Bagatellgrenze erreicht wird. Denn fiir
eine verlassliche Berechnung wére dann eine Einzelfall-
betrachtung jedes Zeitkarteninhabers notwendig. Dort-
hinein spielen Konstellationen wie Fahrtenhédufigkeiten,
Quell- und Zielverbindungen, Fahrtdauer und benutzte
Linien. Eine solche Einzelfallbetrachtung ist bei der Ge-
samtmodellierung nicht durchfiihrbar.

6.5.2.6 Nahverkehr Uberland (Busverkehre)

Zur Berechnung der Kostenbelastung von Unternehmen,
die landlichen und regionalen 6ffentlichen Stralenperso-
nennahverkehr mit Bussen durchfiithren, wurden die An-
gaben eines Verkehrsunternehmens mit einem Fahr-

gastaufkommen von 4,6 Millionen Reisenden im Jahr
2004 herangezogen. Aufgrund der spezifischen Charakte-
ristik des Busunternehmens wurden folgende Annahmen
getroffen:

— Die Kalkulation ist nicht fahrtweitenabhidngig vorge-
nommen worden, denn eine Unterscheidung nach
Fahrtweiten im OPNV-Uberlandverkehr ist nicht sinn-
voll, da der durch relativ ldngere Fahrten entstehende
hohere Fahrpreis unwesentlich ist.

— Aufgrund der noch fehlenden technischen Vorrausset-
zung zur Erhebung einer Verspétungsstatistik wurden
die Verspatungsdaten mit Hilfe von Erfahrungswerten,
die von einer relativ geringen Storanfilligkeit des Bus-
verkehrs im ldndlichen Raum ausgehen (im Gegensatz
zum stddtischen Raum), geschétzt.

— Bei den Umsteigern in einer Reisekette wurde ein
Stundentakt angesetzt. Der Fahrtanteil der Direktfah-
rer wurde mit 85 Prozent und der der Umsteiger mit
15 Prozent angenommen.

Wie schon bei der Berechung des stidtischen OPNV
kommt bei dem untersuchten Verkehrsunternehmen die
Bagatellgrenze mit 5 Euro deutlich zum Tragen. So sind
zwar im Referenzjahr anndhernd 67 000 Fahrgiste mit
Verspatungen groBBer 30 Minuten errechnet worden. Doch
aufgrund des durchschnittlichen Fahrpreises von lediglich
1,70 Euro und der Bagatellgrenze in Hohe der 5 Euro fal-
len keine Zahlungen iiber eine Entschiddigungsmindest-
grenze. Demnach haben die vorgeschlagenen direkten
Entschddigungszahlungen bei Verspdtungen, mittels der
Bagatellgrenze, de facto keine unmittelbaren Kostenaus-
wirkungen auf das Verkehrsunternehmen. Beziiglich Zeit-
karteninhaber spielt hier die gleiche Problematik eine
Rolle wie schon bei den stidtischen OPNV-Betrieben
(siche Kapitel 6.5.2.5).

7 Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Auf der politischen Ebene besteht ein breiter Konsens,
dass sich zum Thema Fahrgastrechte etwas bewegen
muss. So sind Fahrgastrechte Bestandteil der aktuellen
verbraucherpolitischen Programmatik der Bundesregie-
rung, und auch die parlamentarische Opposition fordert
eine Verbesserung der Rechtsstellung der Fahrgiste.

Auch sind sich die Beteiligten soweit einig, dass der der-
zeitige Haftungsausschluss fiir Verspatungen und den
Ausfall von Ziigen geméll § 17 EVO nicht ldnger zu hal-
ten ist. Dariiber, wie zeitgemédf3e Fahrgastrechte gestaltet
sein konnten, gehen die Meinungen freilich weit ausei-
nander. Eine enge Position mdchte es bei der bereits be-
schlossenen Neufassung des § 17 EVO bewenden lassen,
wie sie mit dem Inkrafttreten der revidierten COTIF/CIV
in absehbarer Zeit ohnehin in Kraft treten wird. Weiter
gehende Forderungen verlangen dagegen eine umfas-
sende Regelung, wobei der Nahverkehr teils mehr, teils
weniger einbezogen wird. Dabei wird teilweise vertreten,
dass die Regelung im BGB erfolgen sollte.

Ob es zu dem Gegenstand unseres Gutachtens in abseh-
barer Zeit einen europarechtlichen Rahmen geben wird,
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ist trotz des seit Mirz 2004 vorliegenden Verordnungs-
vorschlags der Europdischen Kommission noch nicht ab-
sehbar, und schon gar nicht, welche konkreten Regelun-
gen eine etwaige Regelung zum Gegenstand haben wird.
Es zeichnet sich zwar ab, dass eine Abstimmung mit der
COTIF/CIV erfolgen wird, aber es ist nicht klar, wieweit
ein europarechtlicher Rahmen dariiber hinaus gehen wird,
auch nach der Stellungnahme des Parlaments und den bis-
herigen Beratungen im Ministerrat, die zuletzt zu einem
Papier vom 2. Juni 2005 gefiihrt haben. Dies veranlasst
uns, dem Gesetzgeber zu empfehlen, nicht auf einen euro-
paischen Rahmen zu warten, sondern eigene Losungen zu
entwickeln.

Unser Losungsvorschlag basiert auf der Einfithrung zwin-
gender vertragsrechtlicher Vorschriften in einem formli-
chen Gesetz. Als Standorte scheinen uns das AEG und
das PBefG geeignet; im Gegensatz zu weiter gehenden
Vorstellungen wollen wir die Regelung nicht in das BGB
einfiigen. In die beiden férmlichen Gesetze sollen aller-
dings nur die Grundsétze aufgenommen werden, wéhrend
Konkretisierungen in die EVO und in diec VO AllgBefB
eingefithrt werden sollten. Wir versprechen uns davon
eine grofere Flexibilitét, die dem zustdndigen Fachminis-
terium den notwendigen Einfluss beldsst, wiahrend sich
die parlamentarische Verantwortung in der Regelung der
Grundziige wieder findet. Verweisungen sorgen dafiir,
dass auch hinsichtlich der ergdnzenden Regelungen in der
EVO und der VO AllgBefB Transparenz fiir den Biirger
besteht.

Die Regelung soll entsprechend dem Anwendungsbereich
von AEG und PBefG den OPV zu Land erfassen, den
Luft- und Seeverkehr dagegen nicht. Der Luftverkehr ist
durch Internationale Ubereinkommen und europiische
Regelungen bereits derart im Detail geregelt, dass der
Bundesgesetzgeber keinen eigenen Gestaltungsspielraum
mehr hitte, wenn er ihn einschlieen wollte. Dies gilt
selbst fiir den inldndischen Luftverkehr. Auch lassen sich
viele Regelungen fiir den Luftverkehr nicht auf den Land-
verkehr {ibertragen. Ahnliches gilt fiir den Seeverkehr.
Die Beschrinkung auf den OPV bedeutet, dass der Gele-
genheitsverkehr mit Bussen und der Taxiverkehr nicht er-
fasst werden. Dies erscheint uns zweckméfig, zumal der
Gelegenheitsverkehr mit Omnibussen vielfach in den An-
wendungsbereich des Pauschalreiserechts gemal3 §§ 651
a ff. BGB fallen wird.

Wir wollen in das AEG bzw. PBefG nur eine allgemeine
Pflicht, Informationen zu erteilen, aufnehmen, dabei je-
doch deutlich machen, dass der Beforderer nicht nur bei
Vertragsschluss informieren muss, sondern auch bei Ver-
spiatungen und Zugausfillen. Einzelne Informations-
pflichten sollen in die Verordnungen aufgenommen wer-
den.

Im Zentrum unseres Vorschlags stehen die Rechte des
Fahrgasts bei einer Verspatung. Auch wenn die Regelung
nicht im BGB stehen soll, wollen wir uns dabei an die
Systematik des Vertragsrechts des BGB halten und dem
Fahrgast die Rechte gewidhren, die ihm auch bei anderen
Vertragstypen zustehen. Das sind verschuldensunabhén-
gig Minderung (= prozentuale Fahrpreiserstattung),

Riicktritt (einschlieBlich Riickbeforderung an den Aus-
gangspunkt) und verschuldensabhéngig Schadensersatz.

Die besondere Situation der Verkehrsunternehmen, die
ihre Dienstleistungen im &ffentlichen Raum produzieren
und deswegen Risiken weniger beherrschen konnen als
andere Dienstleistungsunternehmer, veranlasst uns aber,
die Rechte zwar im Prinzip zu gewihren, sie aber stark
einzuschrinken. Dies soll in erster Linie beim Schadens-
ersatz erfolgen, der nach dem Vorbild des kiinftigen
§ 17 EVO und der BB Personenverkehr der Deutschen
Bahn AG auf Hotel- und Taxikosten beschrinkt werden
soll, wenn eine zumutbare Weiterfahrt nicht mdglich ist,
sowie auf Schadensersatz bei Verletzung von Informa-
tionspflichten. Dagegen soll die Minderung nicht auf be-
triebsbedingte Anldsse beschriankt werden. Wir verspre-
chen uns von dieser Regelung, dass die Kostenfolgen fiir
die Verkehrsunternehmen leichter kalkulierbar sind, wenn
sie zwar in allen Fillen der Verspitung Fahrpreiserstat-
tungen vornehmen miissen, andererseits aber nicht fiir
schwer berechenbare Mangelfolgeschiaden einstehen
miissen. Die Tendenz, eher weiter gehende Fahrpreis-
erstattungen zu gewdahren, dafiir aber Schadensersatzan-
spriiche einzuschriinken, findet sich auch in den Uberle-
gungen des Rates.

Weitere Grenzen der Haftung sollen dadurch erreicht
werden, dass Verspiatungen unter 30 Minuten unbeacht-
lich sind, und dass fiir den Erstattungsbetrag eine Baga-
tellgrenze eingefiihrt wird. Die Bagatellgrenze kann ent-
weder auf den Erstattungsbetrag bezogen bei 5 Euro oder
auf den Fahrpreis bezogen bei 12 Euro liegen. Damit wird
eine gewisse Privilegierung des Nahverkehrs erreicht.
Um den Interessen der Pendler gerecht zu werden, wird
eine spezifische Regelung fiir Zeitkarten eingefiihrt.
SchlieBlich soll die Aufsichtsbehorde in Ausnahmesitua-
tionen (GroBveranstaltungen) voriibergehend und ersatz-
los den Fahrplan auBer Kraft setzen diirfen, so dass Ver-
spatungen begriffsmiBig nicht auftauchen kdnnen.

Auch hier sollen die Details wieder in den beiden Verord-
nungen stehen. Im Zentrum geht es uns dabei um eine Re-
gelung, die ab einer Verspitung von 30 Minuten eine
Fahrpreiserstattung von 30 Prozent vorsieht, ab 60 Minu-
ten 60 Prozent und ab 90 Minuten 90 Prozent. Weitere
Regelungen sehen eine gesamtschuldnerische Haftung in-
nerhalb einer Reisekette vor, wobei auf den durchgehen-
den Fahrschein abgestellt wird, und schlieBlich soll eine
Riigefrist von einem Monat gelten.

Die genannten Zahlen von 30, 60 bzw. 90 Prozent Fahr-
preiserstattung liegen auch unseren Abschdtzungen der
Kostenfolgen zu Grunde, wobei wir auch alternative
Rechnungen mit niedrigeren Erstattungssitzen durchge-
fiithrt haben. Auch unter Kostengesichtspunkten erscheint
uns jedoch die 30/60/90 Prozent Regelung angemessen.
Einen Betrag, in dem sich die zusitzliche Kostenbelas-
tung der Unternechmen durch die vorgeschlagene Rege-
lung zuverléssig ausdriickt, gibt es nicht. Die von uns er-
rechneten Betrige sind eher Maximalbetrdge, denn sie
hingen von einer Reihe von Annahmen der Gutachter ab
und verdndern sich stark, wenn man die Annahmen ver-
dndert. So ist insbesondere unsere Annahme iiber den
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Prozentsatz der Inanspruchnahme der neuen Regelungen
relativ hoch. Statt durchschnittlich 40 oder 50 Prozent
konnte man auch vertreten, dass nur 30 Prozent der an-
spruchsberechtigten Fahrgéste ihre Anspriiche geltend
machen werden. Insbesondere bei geringen Verspitungen
auf kiirzeren Entfernungen ist mit einer deutlich geringe-
ren Inanspruchnahme zu rechnen.

Eine weitere Annahme sind die Bearbeitungskosten (be-
triebswirtschaftlich ausgedriickt: Prozesskosten). Es ist
namlich davon auszugehen, dass unabhéngig von Fahr-
gastrechten ein Verkehrsunternehmen auch heute iiber ein
Beschwerdemanagement verfiigt und dafiir Personal vor-
halten muss. Die dafiir aufgewendeten Kosten lassen sich
auf der vorhandenen Datenbasis nicht ausrechnen. Wir
konnen nur beziffern, welche Prozesskosten bei der Bear-
beitung der hier vorgeschlagenen Fahrgastrechte entste-
hen. Um die Zusatzkosten zu ermitteln — und nur diese
sind Kostenfolgen der hier vorgeschlagenen Anspriiche —
miissten von unseren Zahlen die Kosten fiir das vorhan-
dene Beschwerdemanagement wieder abgezogen werden.
Ob sich dabei ein Betrag ergibt, der {iber Null liegt, kon-
nen wir weder beweisen noch bestreiten.

Mit den in diesem Gutachten berechneten Zahlen iiber
Prozesskosten muss also duflerst vorsichtig umgegangen
werden. Gleichwohl ist es natiirlich wichtig, dass die Un-
ternehmen die Bearbeitungsablédufe bei der Geltendma-
chung von Anspriichen optimieren.

Der OPNV wird nach den hier vorgeschlagenen Regelun-
gen wegen der Bagatellgrenze bei Einzelfahrscheinen fast
nie, bei Zeitkarten nur hochst gelegentlich wegen verspé-
tungsbedingter Fahrpreiserstattungen in Anspruch ge-
nommen werden konnen. Gleichwohl miissen die vorge-
schlagenen Regelungen auch ins PBefG aufgenommen
werden, denn dieses gilt auch fiir den Linienfernverkehr
mit Omnibussen, und die Informationspflichten sowie der
Schadensersatz in Form der Erstattung von Taxikosten
treffen auch den OPNV.
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Anhang

Expertengesprache

Allianz pro Schiene e.V.

Bundesarbeitsgemeinschaft der Aufgabentréger des SPNV (BAG-SPNV)
Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer e.V. (bdo)
Bundesverband Verbraucherzentrale e.V. (vzbv)

CIT (Internationales Eisenbahnkomitee)

Connex Verkehr GmbH

Deutsche Bahn AG
Deutsche Bahn AG (DB Fernverkehr AG)

Deutsche Bahn AG (DB Regio AG)

Deutsche Bahn AG (DB Fernverkehr AG, Transportleitzentrale)
Deutscher Stidtetag, Berlin
Hamburger Verkehrsverbund (HVV)

Internationaler Verband fiir 6ffentliches Verkehrswesen (UITP),
Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV)

Kolner Verkehrsbetriebe (KVB)

LVS Schleswig-Holstein Landesweite Verkehrsservicegesellschaft mbH

Pro Bahne.V.
Osterreichische Bundesbahn (OBB)

Schweizerische Bundesband (SBB)
Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV)

Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen, Schlichtungsstelle Nahverkehr
Verkehrsclub Deutschland (ved)

Verkehrsverbund Rhein-Sieg (VRS)

Verband offentlicher Verkehr VOV, Bern

Dirk Flege

Katja Striefler
Christiane Leonard

Dr. Otmar Lell

Dr. Thomas Leimgruber

Hans Leister
Robert Kohl

Hendrik Lindemann

Martin Brandenbusch
Claudia Mohlenbruch

Dr. Klaus Vestner
Sven Ackermann

Manfred Wagner
Oliver Mietzsch
Bernd Plath
Ulrich Weber

Peter Burggraf

Andreas Gessler
Burkhard Schulze

Joachim Kemnitz

Alexandra Krone
Doris Pulker

Dr. Hans-Peter Leu

Thomas Hilpert
Dr. Heike Hohnscheid

Melanie Schliebener

Heidi Tischmann

Dr. Wilhelm Schmidt-Freitag

Rolf Meyer



Drucksache 16/1484 —116 - Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode

Mitglieder des Forschungsbegleitkreises

Bundesarbeitsgemeinschaft der Aufgabentriger des SPNV e. V. Katja Striefler
(BAG-SPNV)

Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) Thomas Hilpert
Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer e.V. (bdo) Christiane Leonard
Connex-Verkehr GmbH Robert Kohl
Deutsche Bahn AG Arne Klimpel
Bundesverband Verbraucherzentrale e.V. (vzbv) Dr. Otmar Lell

PRO BAHN e.V. Joachim Kemnitz
Verbraucherzentrale NRW Melanie Schliebener

Schlichtungsstelle Nahverkehr
CCR Competenz Centrum Reiserecht an der FH Kempten Prof. Dr. Ernst Fiihrich

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83-91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 KdlIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44
ISSN 0722-8333



	Inhaltsverzeichnis
	1 Berichtsauftrag
	2 Verbraucherschutz und Kundenrechte auf Schiene und Straße und im Luftverkehr in Deutschland
	3 Verbraucherschutz in anderen europäischen Staaten
	4 Weiterentwicklung des Verbraucherschutzes auf Schiene und Straße aus Sicht der Gutachter
	5 Würdigung der Vorschläge
	Anhang 1 Übersicht über Verbraucherschutz und Kundenrechte auf der Schiene, der Straße und im Luftverkehr
	Anhang 2 Fahrgastrechte in ausgewählten europäischen Nachbarstaaten
	Anhang 3 Übersichten über die Kostenfolgen
	Endbericht der Firma progtrans AG – Verbraucherschutz und Kundenrechte im öffentlichen Personenverkehr
	Abkürzungen
	Z Zusammenfassung
	1 Hintergrund und Ziel des Vorhabens
	2 Kundenrechte des öffentlichen Personenverkehrs in Deutschland
	3 Positionen und Forderungen der Beteiligtengruppen in Deutschland
	4 Lösungsansätze und Erfahrungen der Verkehrsunternehmen mit Kundenrechten/-garantien
	5 Rechtspolitische Vorschläge
	6 Kostenbelastung der Verkehrsunternehmen durch Verbraucherschutzregelungen in Deutschland
	7 Schlussfolgerungen und Empfehlungen
	8 Literaturverzeichnis
	Anhang



